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Vorwort. 


Dem Verſprechen im Vorwort zum erſten Bande der 
„Bibliothek politiſcher Reden“ gemäß enthält der jetzt vor: 
liegende zweite Band „ſolche Reden, welche ſich auf dem 
Gebiete der religiöſen oder kirchlichen Beziehungen zum 
Staate, der Wiſſenſchaft oder Kunſt im Verhältniß zur 
bürgerlichen Geſellſchaft bewegen.“ 

Die Schwierigkeit, auf dieſem Gebiete eine geeignete 
Auswahl zu treffen, durch welche die geiſtigen Intereſſen 
eines größern Publikums befriedigt werden ſollen, wäh— 
rend Urtheil und Anſicht des Wählenden ſtets von einem 
fremden Willen abhängig ſind, wird der mit dem Gegen— 
ſtande Vertrautere wohl ohne große Anſtrengung gewahr 
werden. Dieſe Schwierigkeit iſt nun zwar bei uns eine 
gemeinſame für jede geiſtige Thätigkeit, die ſich einen 
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offentlichen Ausdruck durch die Preſſe verſchaffen will, 
aber ſie ſcheint ganz vorzüglich nach der durch die hier 
mitgetheilten Reden berührten Seite hin ihre Schwerkraft 
auszuüben. Denn man betrachtet wohl mit Recht die 
poſitiven Verhältniſſe, welche zwiſchen Kirche und Staat 
oder zwiſchen der Religion und bürgerlichen Geſellſchaft 
obwalten, und ſeit undenklichen Zeiten die ſicheren Grund: 
lagen einer erwünſchten Stabilität gebildet haben, als 
ſorgfältig zu beſchützende Myſterien, von welchen der Alles 
überflügelnde Trieb der Politik und die erhellende Fackel 
der Publicität ſo fern als möglich zu halten ſei. Höch— 
ſtens den gründlichen Forſchungen der Wiſſenſchaft, die 
ſich in dicken Büchern oder in unverſtändlicher Sprache 
verkörpern, will man es geſtatten, ſolche Fragen, über 
die doch jeder denkende Menſch ein Urtheil ſich verſchaffen 
muß, zu erörtern. Dieſe Anſicht, an welcher die ſoge— 
nannte höhere Politik mit dem vollſten Bewußtſein von 
der Wichtigkeit derſelben in Bezug auf alle übrigen Ver— 
hältniſſe der bürgerlichen Geſellſchaft und der ſtaatlichen 
Verbindungen eifrig und hartnäckig feſthält, findet auch 
noch ihre ziemlich verbreitete Anerkennung in der öffent⸗ 
lichen Meinung, ſelbſt bei denen, die ſonſt den Glauben 
hegen, ſich von jedem Vorurtheil befreit zu haben. Daß 
von dieſer Seite die von uns mitgetheilten Reden als 
„politiſche“ werden anerkannt werden, bedarf wohl keiner 
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Verſicherung; daß ſie aber zugleich auch in denſelben die 
Schranken, welche der öffentlichen Rede auf dieſem Ge— 
biete geſteckt ſind, eingehalten ſehen werden, iſt eben ſo 
gewiß. Und da Niemand in Deutſchland ein gewiſſes 
Lebensalter erreichen kann, ohne von dieſer Schranke 
wenigſtens durch Hörenſagen zu wiſſen, ſo wird jeder 
Leſer die unabweisbare Rückſicht auf jenen Verſtand als 
Maßſtab zur Beurtheilung der in dieſem Bande mitge— 
theilten Reden wohl von ſelbſt anlegen. 

Es iſt wohl zuläſſig, die Erörterung, ob die hier 
mitgetheilten Reden zu den eigentlich politiſchen gehören, 
in wenigen Worten abzuſchließen; ſie erſchiene faſt über— 
flüſſig, wenn nicht hin und wieder in öffentlichen Blättern 
die Meinung aufgeſtellt und geltend gemacht worden 
wäre, als ob wir mit dieſen Reden das Gebiet der Po— 
litik verlaſſen hätten, und gleichſam zur Erholung auf 
ein dem deutſchen Sinne zuſagendes Gebiet rein geiſtiger 
Fragen abgeſchweift wären. Dieſe Anſicht verräth viel 
Naivität; ſie iſt aber in der That nicht auf einzelne, 
unbefangene Gemüther und auf ſolche Individuen be— 
ſchränkt, die etwa in der Tagespreſſe als Neuigkeitskrämer 
erſcheinen, ohne von dem Großhandel der Politik auch 
nur die geringſte Ahnung zu haben. Nein, man kann 
annehmen, daß eine ſolche Meinung ziemlich verbreitet 
iſt, und daß ſie, obgleich hier nur inſtinktartig erſcheinend, 
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ihre volle Berechtigung hat, wenn man auf das eigent: 
liche Grundverhältniß ſelbſt ſeine Blicke richtet. Die hier 
mitgetheilten Reden ſind weſentlich politiſch, weil ſie unter 
beſtehenden Verhältniſſen gehalten wurden, in denen Re— 
ligion und Kirche, Kunſt und Wiſſenſchaft als Mittel 
der Politik erſcheinen. Jene unbefangene Anſicht aber, 
welche in ihnen etwa nicht-politiſche Reden erblickt, läßt 
ſich von dem an ſich richtigen, nur in Bezug auf die 
gegenwärtigen Verhältniſſe und deßhalb auf die vorliegen: 
den Reden falſchen und irrthümlichen Inſtinkt leiten, daß 
der Staat und die Politik jene Gebiete nicht als Mittel 
für ſich, ſondern als freie Selbſtzwecke zu betrachten und 
zu behandeln habe; daß er, ganz beſonders in Sachen 
des Meinens, Glaubens, der inneren Ueberzeugung, es 
einem jeden Einzelnen zu überlaſſen habe, ſeine Ruhe zu 
ſuchen und ſeinen Frieden zu ſchließen. Wenn wir dieſe 
Anſicht als weit verbreiteten Inſtinkt vorausſetzen zu 
dürfen berechtigt ſind, ſo fehlen doch gerade ihrer Be— 
gründung und Ausführung die Mittel und Wege, zu 
denen gerade Reden, wie die mitgetheilten, mehr oder 
weniger einen Beitrag zu ihrer Zeit geliefert haben. Und 
darum gehören ſie recht eigentlich der Politik an, weil 
fie ſich in der Staatenentwickelung um die Punkte bes 
wegen, von denen jeder weitere Fortſchritt ausgeht, auf 
die er immer wieder zurückkehren muß, wenn er es zu 
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einer gründlichen Löſung hiſtoriſcher Vorurtheile und 
hartnäckiger Widerſprüche bringen will. Dieſer Weg iſt 
allerdings ein langſamer und kann die Geduld der Ein— 
zelnen ermüden, aber die Staatskörper ſcheinen einmal, 
nach den Geſetzen der Weltgeſchichte zu urtheilen, längere 
Zeiträume zu ihren Fortſchritten gebrauchen zu wollen, 
als es den jedesmal vor den Maſſen vorauseilenden 
Einſichtigern lieb und wünſchenswerth iſt. Um nur hier 
an ein Beiſpiel zu erinnern, ſo ſpricht Mirabeau in 
ſeiner Rede (am 22. Aug. 1789) über Religionsfreiheit 
den Satz aus: „die freie Uebung eines jeden Gottes— 
dienſtes iſt das Recht eines Jeden; folglich muß man 
ſein Recht reſpektiren, folglich auch ſeinen Gottesdienſt,“ 
und es mögen in unſern Tagen unter den gebildeten 
Menſchen wohl nur wenige leben, die nicht mit ihm in 
dieſer Behauptung übereinſtimmten. Sehen wir uns aber 
nach der Ausführung, nach der praktiſchen Geltung dieſes 
Grundſatzes um, in welchen engen Kreiſen bewegt ſich 
dieſe? Wie wenige Staatsgrundgeſetze giebt es, in denen, 
wie in dem belgiſchen F. 15, die Beſtimmung enthalten 
iſt, daß „keiner gezwungen iſt, auf irgend eine Weiſe an 
den Handlungen und Feierlichkeiten eines Gottesdienſtes 
Theil zu nehmen, oder die Ruhetage deſſelben zu beob— 
achten.“ Der anerkannt freieſte Staat Europa's, Groß⸗ 
britannien, hatte bis zum Jahre 1829 den Proteſtantis⸗ 
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mus als Staatsreligion bewahrt. In Spanien iſt ſelbſt 
nach länger als dreißigjährigen Umwandlungen und Er— 
ſchütterungen der Katholicismus die herrſchende Kirche 
bis auf unſere Tage geblieben, von deſſen Bekenntniß die 
politiſchen Rechte abhängig ſind. Dieß möge, falls es 
nöthig war, zur Rechtfertigung dienen, daß wir mit den 
vorliegenden Reden uns im Mittelpunkt und Kern der 
Politik recht eigentlich befinden. 

Eine andere Frage wäre vielleicht, ob zur Erreichung 
des vorliegenden Zweckes nicht eine paſſendere Auswahl 
hätte getroffen werden können. Die Entſcheidung dar: 
über gehört natürlich nicht uns, ſondern der Kritik an, 
die mit etwaiger Berückſichtigung der obwaltenden bekanne 
ten Hinderniſſe die mitgetheilten Reden nach dem ihr 
ſonſt bekannten Schage von politiſchen Reden über gleich: 
oder ähnliche Gegenſtände zu prüfen hätte. Wir würden 
gern ein ſolches Urtheil zu unſerer eigenen Belehrung 
hören. 

Wie aus den vorliegenden Reden von ſelbſt hervor— 
geht, ſo haben die Franzoſen während ihrer erſten Re— 
volution ſich am anhaltendſten und ausführlichſten mit 
den Fragen beſchäftigt, welche das Verhältniß zwiſchen 
Staat und Kirche, ſo wie andere geiſtige Gebiete, vom 
Standpunkt der Politik betrachtet, berühren. Die von 
ihnen damals aufgeſtellten ſtaatsrechtlichen Theorien in 
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diefer Hinſicht find für ſie ſelbſt, fo wie für das übrige 
Europa nicht ohne praktiſche Folgen geblieben. Die 
Namen der Redner, wie Mirabeau, Paſtoret, 
Sieyes, Genfonne, Barere, von denen wir die auf 
die Beſchlüſſe der Nationalverſammlungen einflußreichen 
Reden mitgetheilt haben, gehören der Weltgeſchichte an. 
Ihre ſtaatsmänniſche Thätigkeit beruht hauptſächlich auf 
der Durchführung jener in ihren Reden enthaltenen An— 
ſichten und Ideen. Wie dieſe aus der öffentlichen Mei⸗ 
nung des damaligen Frankreichs hervorgegangen waren, 
ſo trugen ſie weſentlich dazu bei, dieſelben zu einem Ge— 
meingut des gebildeten Bewußtſeins in Europa zu erheben. 

Die engliſchen Parlamentsreden vermeiden es in der 
Regel, auf eine Prüfung von Principien einzugehen; ſie 
bewegen ſich gewöhnlich in dem Kreiſe der gegebenen 
Verhältniſſe, deren Veränderung ſie nur durch Regeln 
der Klugheit oder eine unabwendbare Nothwendigkeit an— 
nehmlich zu machen ſuchen. In dieſem Sinne find auch 
die vorliegenden Reden von Macaulay, Peel, Sadler 
und Brougham aufzufaſſen. Wenn es auch gegen⸗ 
wärtig in Großbritannien keine eigentliche Staatskirche 
mehr giebt, ſo ſind doch die kirchlichen Verhältniſſe mit 
dem ganzen Staatsorganismus ſo innig durchwachſen, 
daß faſt an keine politiſche Inſtitution Englands eine 
Reform herangebracht werden kann, ohne nicht auf der 
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Stelle Conflikte mit der Kirche hervorzurufen. Daß 
dieß engliſch⸗kirchliche Leben, dieſe in jenem Lande ſich aber 
immer mehr auflöſende Einheit fremdartiger Beſtand— 
theile, noch heute manchen Bewunderer unter anderen 
Völkern zählt und Bemühungen der Nachahmung her— 
vorgerufen hat, iſt eine allbekannte Sache. 

Von der politiſchen Beredtſamkeit Deutſchlands ſollte 
man eine reiche Ausbeute für unſern Zweck erwarten kön⸗ 
nen. Von einem philoſophiſchen und religiöſen, wiſſen— 
ſchaftlich gebildeten und zu allen Künſten erzogenen Volke 
ſollte man die Meinung hegen, daß es dieſe Gebiete ſei— 
ner Neigungen und Anſtrengungen auch von dem Stand— 
punkt der Politik allſeitig beleuchtet und beurtheilt, daß 
die politiſche Beredtſamkeit darin ergiebige Stoffe gefun— 
den hätte. Die mitgetheilten Proben ſind vielleicht nicht 
geeignet, dieß günſtige Vorurtheil zu beſtätigen. Ueber 
Erziehung und Volksunterricht, über niedere und höhere 
Bildungsanſtalten, über Judenemancipation, über Rechts⸗ 
gleichheit der verſchiedenen chriſtlichen Confeſſionen, über 
gemiſchte Ehen, über Lehrfreiheit und andere ähnliche Ge⸗ 
genſtände iſt zwar in Deutſchland mannigfach auf Land— 
tagen und in Ständeverſammlungen und außerhalb der: 
ſelben politiſch verhandelt; die Proben ſolcher Verhand— 
lungen haben wir auch beigebracht, wie die Reden von 
Merk, Mittermaier, Herr, Willich, Rudhart, 


XI 


Weller und endlich Fichte beweiſen; aber wir müſſen 
es offen bekennen, wir hätten gern zur Ehre und zum 
Ruhme unſeres Vaterlandes glänzendere Beiſpiele der 
deutſchen politiſchen Beredtſamkeit über dieſe und ähnliche 
Gegenſtände ausgewählt, wenn uns ſolche aufzufinden 
und mitzutheilen möglich geweſen wäre. Ob die vorlie— 
gende Wahl im Mangel unſerer Kenntniß von beſſeren 
Beiſpielen ihren Grund hat, oder überhaupt in der ei— 
genthümlichen Richtung der deutſchen Politik, welche jene 
Gebiete gern dem ſtillen Wirken der Akademieen und 
Univerſitäten allein überlaſſen möchte, darüber müſſen wir 
uns nothwendig jedes Urtheil enthalten. 

Endlich ſehen wir uns veranlaßt, noch einen Punkt 
zu berühren, der Gegenſtand mehrſeitiger Ausſtellungen 
geworden iſt, nämlich die Reihenfolge der ausgewählten 
Reden. Wir waren auf verſchiedene Urtheile in dieſer 
Beziehung vorbereitet, und hatten deshalb als erſte Be— 
dingung einer in unſerer Sammlung aufzunehmenden 
Rede ſchon im Proſpektus erklärt, daß ſie „inneren 
Werth und Bedeutung für die Intereſſen unſerer Gegen— 
wart“ haben müßte; im Uebrigen „ſollte die Folge der 
Reden weder von der Zeit, in der ſie gehalten wurden, 
noch von dem Stoffe, den ſie behandelten, nothwendig 
abhängen.“ 

Die genannten Beſtimmungen haben gewiſſe Kritiker 
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nicht befriedigen können, die, nicht einſtimmig mit den von 
uns im Vorworte zum erſten Bande gegebenen Erklä— 
rungen und Nachweiſungen über die Unmöglichkeit einer 
andern Reihenfolge, als der gegenwärtigen, ihre Bedenken 
und Ausſtellungen erhoben haben. Um uns nun für 
ſolche Aufmerkſamkeit der Kritik dankbar zu beweiſen, er: 
lauben wir uns in eine nähere Prüfung der uns bekannt 
gewordenen Vorſchläge einzugehen. 

Zunächſt iſt der Plan der ganzen Sammlung feſt⸗ 
zuhalten. Sie ſoll ſechs Bände, von denen jetzt zwei 
vollendet dem Publikum vorliegen, umfaſſen. Darnach 
würde die Anzahl ſämmtlicher mitzutheilenden Reden, 
wenn man die beiden erſten Bände als Maßſtab betrach— 
tet, wozu man doch jedenfalls berechtigt iſt, ſich auf hun— 
dert und einige belaufen. — Der erſte Vorſchlag wäre 
nun der, daß dieſe Reden in einer chronologiſchen Ord— 
nung aufgeführt werden ſollten; alſo hundert Reden etwa 
für hundert Jahre; denn bis in die Mitte des vorigen 
Jahrhunderts, bis zu dem engliſchen Miniſterium Wal— 
pole etwa ſoll die Sammlung Reden auswählen. Will 
man nun auch annehmen, daß nur deutſche, engliſche und 
framzöſiſche Reden mitgetheilt würden, was keineswegs 
im Plane ausgeſprochen iſt, ſo würde danach auf jedes 
Volk immer im dritten Jahre eine Rede kommen. Welche 
hiſtoriſche Einſicht ſoll eine ſolche Reihenfolge gewähren? 
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Denn dieſe wird doch zur Begründung jenes Vorſchlags 
vorausgeſetzt. Für unſere Sammlung, fo weit fie die 
ſem rein hiſtoriſchen Zwecke dienen kann, erreichen wir 
daſſelbe durch ein allgemeines Regiſter, in welches wir 
zum Schluß der Sammlung ſämmtliche Reden in ihrer 
chronologiſchen Reihenfolge eintragen. Wir glauben al⸗ 
lerdings mit Recht behaupten zu dürfen, daß die vorlie— 
gende Sammlung in das Gebiet der hiſtoriſchen Werke 
gehöre; aber daß es eben ſo wenig darauf angelegt iſt, 
durch chronologiſche Anordnung jenes Bedürfniß zu be— 
friedigen. Es müßte zu dieſem Zwecke ein ganz anderes 
ſein, und würde dann vermuthlich ein ganz überflüſſiges, 
indem es höchſtens den Hiſtoriker vom Fach befriedigte, 
der für ſein Bedürfniß aber zu den Quellen ſelbſt ſich 
zu begeben die Aufgabe hat. 

Ueber einen andern Vorſchlag, die Reihenfolge nach 
den verſchiedenartigen Gegenſtänden zu beſtimmen, haben 
wir uns ſchon im Vorworte zum erſten Bande geäußert. 
Er wird ſo ziemlich, wie auch ein dritter Vorſchlag, die 
einzelnen Redner der Reihe nach folgen zu laſſen, mit 
dem von uns betretenen Wege zuſammenfallen. In dem 
Reſultate wenigſtens glauben wir daſſelbe, wo nicht Zweck— 
mäßigeres zu erreichen, als nach den beiden erwähnten 
Vorſchlägen möglich zu ſein ſcheint. Wir würden z. B., 
indem wir die Reihenfolge von den Stoffen abhängig 
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machten, uns doch wieder genöthigt ſehen in demſelben 
Band ganz verſchiedenartige Reden aufzunehmen, weil es 
doch unmöglich iſt, nur über ſechs, wenn auch noch ſo 
allgemein gehaltene Stoffe, in einer Sammlung Reden 
aufzunehmen, welche die wichtigſten Gegenſtaͤnde der eu— 
ropäiſchen Beredtſamkeit innerhalb hundert Jahren we— 
nigſtens berühren ſoll. In beiden Fällen aber, ſowohl 
was die Anordnung nach Stoffen als nach Rednern be— 
trifft, käme es immer noch auf nähere Beſtimmungen an, 
die aber leicht den Schein einer Art von Spielerei an: 
nehmen würden, wie z. B., wenn man die Redner in 
alphabetiſcher Ordnung folgen laſſen wollte. Alle ſolche 
Vorſchläge rühren aber, wie wir uns verſichert halten, 
aus keinem andern Grunde her, als aus dem reinen 
Formalismus und der unbeſiegbaren Liebe zum Syſtema⸗ 
tiſiren, worin wir Deutſchen von jeher Meiſter geweſen 
find. Um dieſer ſchädlichen Neigung aber auch von die— 
ſer Seite entgegen zu wirken, verſprechen wir, daß wir 
in den folgenden Theilen der „Bibliothek politiſcher Re— 
den“ noch mehr an der im erſten als im zweiten Theile 
der Sammlung befolgten Norm feſthalten werden. 


Berlin, im Dezember 1843. 
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XVIII. 
Mirabeau's Reden über Religionsfreiheit.“) 


(Gehalten am 22. und 23. Auguſt 1789 in der conſtituirenden 
National⸗Verſammlung.) 


Ich will nicht Toleranz predigen. Die unbeſchränkteſte 
Religionsfreiheit iſt in meinen Augen ein ſo heiliges Recht, 
daß das Wort Duldung, welches dieſelbe auszudrücken verſucht, 
mir in gewiſſer Beziehung ſelbſt tyranniſch erſcheint, weil das 


) In der Sitzung der National-Verſammlung am 19. Auguſt 
waren von den verſchiedenen Entwürfen zur Erklärung der Menſchen⸗ 
rechte drei zur weitern Berathung ausgewählt, und zwar der eine 
von Lafayette, der andere von Sieyes, und der dritte, welcher 
von dem ſechsten Bureau ausgegangen war und danach benannt 
wurde. Dieſer letztere erhielt den Vorzug, und feine einzelnen Ar- 
tikel wurden einer genauern Berathung unterwerfen. In der Sitzung 
des 22. Auguſts, an einem Sonnabend, gelangte man zur Diskuſſton 
der Artikel des Entwurfes, welche die Stellung der Religionsverhält⸗ 
niſſe im Staate ausſprachen und in folgender Abfaſſung vorgelegt 
waren: u 
Artikel 16. Das Geſetz, welches die geheimen Vergehen nicht 
erreichen kann, überläßt hier der Religion und Moral ſeine Stell⸗ 
vertretung. Folglich iſt es für die gute Ordnung der Geſellſchaft 
ſelbſt weſentlich, daß beide geachtet werden. 

II. 
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Daſein der Autorität, welche die Macht zu dulden hat, da— 
durch ſelbſt, daß ſie duldet, und alſo auch nicht dulden könnte, 
ſchon gegen die Freiheit des Denkens frevelt. N 


Artikel 17. Die Erhaltung der Religion verlangt einen öffent⸗ 
lichen Gottesdienſt. Die Achtung vor demſelben iſt alſo unerläßlich. 

Artikel 18. Jeder Bürger, der nicht den angeordneten Gottes⸗ 
dienſt ſtört, darf nicht beunruhigt werden. 

Bei der über dieſe Artikel erfolgten Berathung, aus welcher wir 
die beiden, an zwei auf einander folgenden Tagen von Mirabeau 
gehaltenen Reden mittheilen, und zugleich die fie verbindenden Zwi— 
ſchenreden, ſo wie die von ihnen bekämpften Meinungen Anderer 
anführen, auch Mirabeau's Anſichten, wie er fie um dieſelbe Zeit 
in einem Provinzialblatte, dem Courrier de Provence, niederlegte, 
hinzufügen, muß feſtgehalten werden, daß hier zum erſten Male in 
Europa dieſe Fragen von einer geſetzgebenden Verſammlung eines 
katholiſchen Volkes, deſſen Könige den Beinamen der Allerchriſtlichſten 
geführt hatten, beſprochen wurden. Was uns in der Gegenwart als 
eine ganz geläufige Anſicht, als der Ausdruck der öffentlichen Mei⸗ 
nung erſcheint, das war zwar damals auch ſchon die Ueberzeugung 
der tiefer Gebildeten; aber erſt in Folge dieſer Berathungen und der 
darauf begründeten geſetzlichen Beſtimmungen wurde es ein Gemein- 
gut der europäiſchen Völker, und wurden die Beſtrebungen nach all⸗ 
gemeiner religiöſer Freiheit in andern Ländern geweckt und ihr Ge— 
lingen möglich gemacht. In dieſer Beziehung haben die hier vorge— 
tragenen Anſichten über Religionsverhältniſſe ein ſo großes Ge— 
wicht, weil fie nicht bloß auf theoretiſche Deduktionen gerichtet, weil 
ſie nicht allein den Grundſatz der Religionsfreiheit im Allgemeinen 
feſtzuſtellen bemüht waren, ſondern weil fie praktiſche Erfolge her 
beizuführen die Kraft hatten, weil ſie, in einer Verſammlung von 
Geſetzgebern ausgeſprochen, ſelbſt zu Geſetzen erhoben wurden, und 
dadurch eine neue geſchichtliche Aera in dem Verhältniß zwiſchen 
Kirche und Staat begründeten. Daß der Durchbruch eines neuen 
Zeitalters gerade an dieſem Punkte von der heftigſten Aufregung, 
den gewaltigſten Leidenſchaften, der zäheſten Hartnäckigkeit begleitet 
iſt, beweiſen auch vornehmlich die Sitzungen der Nationalverſamm⸗ 
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Aber ich weiß nicht, warum man jetzt ſchon den Grund 
einer Frage behandelt, deren Tag noch nicht gekommen iſt. 
(Bei Berathung der Conſtitution nämlich mußte die Frage der 
Religionsfreiheit näher entwickelt werden.) 


lung, die ſonſt in der Regel mit großer Ruhe und Beſonnenheit 
debattirte, als dieſer Gegenſtand zur Diskuſſton kam. In Bezug 
auf Religionsfreiheit, ſo wie ſpäter auf die Unterordnung der Prieſter 
unter das Geſetz, bewies ſich nicht bloß der Klerus, deſſen Privat— 
intereſſen dadurch freilich bedroht wurden, am entſchiedenſten abge— 
meigt und den geſetzlichen Beſtimmungen feindſelig, ſondern auch der 
König glaubte viel leichter alle früheren Privilegien aufgeben zu 
können, als dieſen Forderungen der conſtituirenden Verſammlung 
nachgeben zu dürfen. 

Als die Disfuffion über die angeführten Artikel eröffnet war, 
hielt der Erzbiſchof von Clermont zuerſt eine Rede, woraus wir 
Folgendes mittheilen: 

„Die Religion iſt die Grundlage der Reiche; es iſt die ewige 
Weisheit, welche über die Ordnung der Dinge wacht. Man würde 
viel leichter eine Stadt in der Luft erbauen, wie Plutarch ſagt, als 
einen Staat gründen, der nicht zur Grundlage die Verehrung der Götter 
hätte. Ich fordere alſo, daß die Prinzipien der franzöſiſchen Conſti⸗ 
tution auf der Religion, als ihrer ewigen Grundlage, beruhen müſſen.“ 

Darauf nahm Herr de la Borde das Wort: „Die Duldung 
iſt das Gefühl, das uns in dieſem Augenblick alle beſeelen muß; 
wenn es möglich wäre, daß man die religiöſen Ueberzeugungen bes 
herrſchen wollte, ſo wäre dieß nichts anderes, als die Herzen aller 
Bürger unter den grauſamſten Despotismus bringen. Ich will 
hier nicht an das Blut erinnern, welches wegen Unduldſamkeit ge— 
floſſen iſt, an die Verwüſtungen, welche ſie angerichtet hat. Europa 
zeigt noch immer ein ſehr ſeltſames Schauſpiel in der Verſchiedenheit 
ſeiner Religionen und in dem Despotismus, den einige ſeiner Regie— 
rungen anwenden, um ſie aufrecht zu erhalten; aber wozu hat dieſe 
Härte gedient? Um die Verfolgung nothwendig zu machen und 
dieſelbe auszudehnen, um die Sekten zu ermuthigen. Ich bin 
in einer Stadt Zeuge eines Beiſpiels geweſen, * nie vergeſſen 
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Wir entwerfen eine Erklärung der Menſchenrechte; es iſt 
alſo durchaus nothwendig, daß die Sache, welche man vor⸗ 
ſchlägt, ein Recht ſei; ſonſt würde man ſich hier in alle mög⸗ 
lichen Prinzipienfragen einlaſſen können, und alsdann würde 
man eine Sammlung von Prinzipien aufſtellen. 

Man muß folglich unterſuchen, ob die vorgeſchlagenen 
Artikel ein Recht enthalten. In ihrer Darſtellung drücken ſie 
es gewiß nicht aus; man muß ſie alſo anders ſtellen. Aber 
man müßte ſie in Form einer Erklärung der Menſchenrechte 
einfügen und dann alſo ſagen: Das Recht der Menſchen iſt, 
die Religion zu reſpektiren und ſie aufrecht zu erhalten. 


werde; man verfolgte Quäker; einer, der vergeſſen war, rief mißver⸗ 
gnügt aus, warum verfolgt man mich nicht auch? 

Die Unparteilichkeit iſt in dieſem Falle unſtreitig das Weiſeſte; 
die Regenten haben keine andere Beſchäftigung, als den Frieden zu 
erhalten; und die einzige Weiſe, ihn nicht zu ſtören, iſt, die Reli⸗ 
gionsübungen zu reſpektiren. Ich geſtehe, daß es mich betrübt, 
Chriſten zu ſehen, welche die bürgerliche Gewalt für eine Religion 
anrufen, die ſich nur durch die Reinheit ihrer Lehre erhalten darf. 
Wie will man in der That dieſe Religion vor Veränderungen mit 
Hülfe der Gewalt bewahren, ſie, die uns befiehlt, Gott von ganzem 
Herzen zu lieben, und unſern Nächſten wie uns ſelbſt? 

Gewiß, die Mächte der Erde haben nichts gemein mit der Re— 
ligion; die geſetzliche Gewalt kann verhindern, daß man einen Angriff 
auf die Religionsübungen macht, aber ſie kann die Freiheit der Ge⸗ 
wiſſen nicht beſtimmen. Die Freiheit der Religion iſt ein gebeiligtes 
Gut, welches jedem Bürger angehört. Man kann die geſetzliche 
Gewalt nicht gebrauchen, um fie ihm zu entreißen, da Jeſus Chriſtus 
und die Apoſtel die Sanftmuth empfohlen haben. Wir müſſen jeden 
fremden Gottesdienſt reſpektiren, damit man den unſrigen achte. Wir 
können uns zu keinen anderen Geſinnungen bekennen; unſer Gottes⸗ 
dienſt darf kein Hinderniß irgend einer Religionsübung in den Weg 
legen.“ 

n Nach dieſer Rede ſprach Mirabeau in der oben angeführten 
Weiſe. 
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Aber es iſt klar, daß dieß eine Pflicht, und nicht ein 
Recht iſt. Die Menſchen bringen nicht den Gottesdienſt in die 
Geſellſchaft, ſondern er entſteht in der Gemeinſchaft. Es iſt 
alſo eine rein geſellſchaftliche und vertragsmäßige Einrichtung. 

Deßhalb iſt es eine Pflicht. Aber dieſe Pflicht erzeugt 
ein Recht, nämlich: daß Niemand in ſeiner Religion geſtört 
werden darf. - 

Es hat in der That immer verſchiedene Religionen gege— 
ben. Warum? Weil es immer verſchiedene Anſichten über 
religiöſe Gegenſtände gegeben hat. 

Die Verſchiedenheit der Anſichten folgt nothwendig aus 
der Verſchiedenheit der Geiſter, und man kann dieſe Verſchie⸗ 
denheit nicht verhindern. Folglich darf dieſe Verſchiedenheit 
nicht angegriffen werden. 

Somit iſt die freie Uebung eines jeden Gottesdienſtes das 
Recht eines Jeden; folglich muß man ſein Recht reſpektiren; 
folglich auch ſeinen Gottesdienſt. 

Das iſt alſo der einzige Artikel, den man über dieſen 
Gegenſtand nothwendig in die Erklärung der Menſchenrechte 
aufnehmen muß. 

Und er muß darin aufgenommen werden, denn die An⸗ 
lagen ſind nicht Rechte. Aber der Menſch hat das Recht, ſie 
zu üben, und man kann, ja man muß das Eine vom Andern 
unterſcheiden. 

Aber wenn das Recht das Reſultat eines Vertrags iſt, ſo 
beſteht der Vertrag darin, ſeine Anlagen frei zu üben, folglich 
kann, ja darf man nicht in einer Erklärung der Menſchenrechte 
die Ausübung von Anlagen aufführen. 

Ohne irgendwie auf den Grund der Frage einzugehen, 
bitte ich die, welche vermöge ihrer Befürchtungen ſchon die 
Unordnungen vorausſehen, von denen das Reich heimgeſucht 
werden möchte, wenn man bei uns die Freiheit des Gottes— 
dienſtes einführt, zu bedenken, daß die Duldung, um mich 
dieſes geweihten Wortes zu bedienen, bei unſern Nachbarn keine 
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giftigen Früchte getragen hat, und daß die Proteſtanten, auf 
ewig in der andern Welt verdammt, wie Jeder weiß, ſich in 
dieſer ſehr leidlich eingerichtet haben, ohne Zweifel durch einen 
Erſatz, welchen ſie der Güte des höchſten Weſens verdanken. 

Wir, die wir nur das Recht haben, uns um Dinge dieſer 
Welt zu bekümmern, können alſo die Freiheit des Gottesdien⸗ 
fies erlauben, und ruhig ſchlafen.) 


Ich hatte geſtern die Ehre, Ihnen einige Betrachtungen 
vorzulegen, welche nachzuweiſen verſuchten, daß die Religion 
eine Pflicht und nicht ein Recht ſei, und daß einzig und allein 
in die gegenwärtig von uns behandelte Erklärung der Menſchen⸗ 
rechte der Punkt hineingehöre, die religiöſe Freiheit offen und 
beſtimmt auszuſprechen. 

Man hat faſt nichts der Motion des Grafen von Ca—⸗ 
ſtellane entgegengeſtellt, und was kann man auch gegen 


*) Als Mirabeau geendet hatte, führten mehrere Entgegnun⸗ 
gen auf ſeine ausgeſprochenen Grundſätze eine ſolche Aufregung in 
der Verſammlung herbei, daß die Berathung aufgegeben werden 
mußte, und der Präfident ſich genöthigt ſah, nach dem Willen der 
Verſammlung die Fortſetzung der Debatten für den nächſten Tag, einen 
Sonntag, zu beſtimmen. Der Präſident, Clermont Tonnerre, for⸗ 
derte bei Anfang der Sonntags-Debatten, mit Rückficht auf einen fo be⸗ 
deutenden Gegenſtand, die Verſammlung zur größten Ruhe und Eintracht 
auf; aber ſehr bald befand ſich dieſe wieder in der größten Aufregung. 
Nachdem mehrere Redner geſprochen hatten, unter ihnen auch Tal⸗ 
leyrand, damals noch Biſchof von Autun, nachdem die Berathung 
über die Artikel 16 u. 17 bis zur Bearbeitung der Conſtitution aus⸗ 
zuſetzen von der Verſammlung beſchloſſen war und der Herr von 
Caſtellane den Artikel 18 in folgender Faſſung vorgeſchlagen hatte: 
„Kein Menſch darf wegen ſeiner religiöſen Ueberzeugungen beunruhigt, 
noch in der Uebung ſeines Gottes dienſtes geſtört werden,“ erhob ſich 
Mirabeau und hielt die oben mitgetheilte zweite Rede. 
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einen ſo überzeugenden Grundſatz vorbringen, deſſen Gegentheil 
nur Unſinn wäre? 

Man hat uns geſagt, daß der Gottesdienſt ein Gegen— 
ſtand der äußern Polizei ſei, daß es folglich der Geſellſchaft 
zukäme, ihn zu ordnen, den einen zu erlauben und den andern 
zu verbieten. 

Ich frage die, welchk behaupten, daß der Gottesdienſt ein 
Gegenſtand der Polizei ſei, ob ſie als Katholiken oder als 
Geſetzgeber ſprechen? Wenn ſie dieſe Schwierigkeit als Katho— 
liken erheben, ſo geben ſie zu, daß der Gottesdienſt Gegenſtand 
äußerer Anordnung ſei, daß er eine rein bürgerliche Angelegen— 
heit ſei; aber wenn er dieß iſt, ſo iſt er eine menſchliche Ein— 
richtung, wenn er eine menſchliche Einrichtung iſt, ſo iſt er 
der Täuſchung unterworfen. Die Menſchen können ihn ver— 
ändern; daher folgt nach ihnen, daß der katholiſche Gottesdienſt 
nicht eine göttliche Anordnung iſt, und nach mir, daß ſie nicht 
Katholiken ſind. Wenn ſie aber die Schwierigkeit als Geſetz— 
geber erheben, als Staatsmänner, ſo habe ich das Recht, zu 
ihnen als Staatsmännern zu ſprechen, und dann ſage ich ihnen 
ohne Weiteres, daß es nicht wahr iſt, daß der Gottesdienſt Gegen— 
ſtand der Polizei ſei, obgleich Nero und Domitian alſo geſpro— 
chen haben, um den Chriſten ihre Religionsübung zu unterſagen. 

Der Gottesdienſt beſteht in Gebeten, Geſängen, Reden, in 
verſchiedenen Handlungen der Verehrung Gottes von Menſchen, 
die ſich gemeinſchaftlich verſammeln; und es iſt ganz und gar 
unſinnig, zu behaupten, daß der Polizei-Inſpektor das Recht 
habe, das Oremus und die Litanei anzuordnen. 

Was die Polizei zu thun hat, beſteht darin, daß Niemand 
die Ordnung und die öffentliche Ruhe ſtöre. Darum wacht 
ſie in euren Straßen, auf euren Plätzen, um eure Häuſer und 
Tempel; aber ſie miſcht ſich nicht in die Anordnung deſſen, 
was ihr darin thut; ihre ganze Gewalt beſteht darin, zu ver— 
hindern, daß das, was ihr für euch thut, nicht euren Mit⸗ 
bürgern ſchade. 
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Ich finde es alſo thöricht, noch behaupten zu wollen, daß, 
um der Unordnung, die möglicher Weiſe aus euren Handlun⸗ 
gen entſtehen könnte, man eure Handlungen verbieten müßte; 
gewiß heißt dieß ſehr bald fertig fein, aber ich erlaube mir 
zu zweifeln, ob Jemand dazu ein Recht habe. 

Es ſteht uns allen frei, Verſammlungen, Kreiſe, Clubs, 
Freimaurerlogen, Geſellſchaften jeder Art zu bilden. Die Sorge 
der Polizei beſchränkt ſich darauf, zu verhindern, daß dieſe 
Verſammlungen die öffentliche Ruhe ſtören; aber gewiß wird 
man ſich nicht einbilden, daß man »Diefe Verſammlungen ver⸗ 
bieten müßte, damit ſie nicht die öffentliche Ruhe ſtören könnten. 

Darüber zu wachen, daß kein Gottesdienſt, ſelbſt nicht 
der eurige, die öffentliche Ordnung ſtöre, das iſt eure Pflicht; 
aber ihr dürft nicht weiter gehen. 

Man ſpricht zu euch unaufhörlich von einem herrſchenden 
Gottesdienſt: einem herrſchenden! Meine Herren, ich ver— 
ſtehe dieß Wort nicht, und fühle das Bedürfniß, daß man es 
mir erkläre. 

Will man damit einen Gottesdienſt der Unterdrückung 
bezeichnen? Aber ihr habt dieß Wort verbannt, und Männer, 
welche das Recht der Freiheit feſtgeſtellt haben, machen nicht 
Anſpruch auf das der Unterdrückung. Will man damit den 
Gottesdienſt des Fürſten bezeichnen? Aber der Fürſt hat nicht 
das Recht, über die Gewiſſen zu herrſchen, noch die Ueber— 
zeugungen zu leiten. Iſt es der Gottesdienſt der größern 
Zahl? Aber der Gottesdienſt iſt eine Ueberzeugung; dieſer 
oder jener Gottesdienſt iſt das Reſultat dieſer oder jener Mei— 
nung. Und die Ueberzeugungen bilden ſich nicht nach dem 
Reſultat der Abſtimmung; euer Gedanke gehört euch, er iſt 
unabhängig, ihr könnt ihn, wie ihr wollt, einſetzen. 

Endlich hat eine Ueberzeugung, wenn ſie auch die der 
größern Anzahl wäre, nicht das Recht zu herrſchen. Dieß 
it ein tyranniſches Wort, das aus unſerer Geſetzgebung ver⸗ 
bannt ſein muß; denn wenn ihr es in einem Falle annehmt, 
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könntet ihr es in allen übrigen thun; ihr hättet dann einen 
herrſchenden Gottesdienſt, eine herrſchende Philoſophie, herr— 
ſchende Syſteme. Nichts darf herrſchen als die Gerechtigkeit, 
es giebt nichts Herrſchendes, als das Recht eines Jeden, alles 
Uebrige iſt ihm unterworfen. Doch dieß iſt ja ein offenkun— 
diges und von euch ſchon geheiligtes Recht, Alles zu thun, 
was nicht einem Andern ſchaden kann.) 


(Der Moniteur liefert, indem er den Bericht der Ver⸗ 
handlungen abbricht, zu der Sitzung, in welcher jener Artikel 
- angenommen wurde, folgende Kritik, eine ſonſt in jenen Tagen 
der Revolution ſeltene Erſcheinung: „Wir unterbrechen die 
Reihenfolge der Vorfälle; es iſt ohnedieß unmöglich, genau 
den Handlungen einer Sitzung zu folgen, wo die entſchiedenſte 
Unordnung herrſchte, wo die Parteilichkeit gebot, wo der Schrei 
der Natur, die Stimme der Vernunft, die Rechte des Men⸗ 
ſchen verachtet wurden, wo der Präſident, der nicht länger 
den Mahnungen ſeines Gewiſſens widerſtehen konnte, zwei 
Mal ſeine Entlaſſung forderte. Gewiß in Verzweiflung, unter 
dieſen Umſtänden ein Mann des Geſetzes zu ſein, hat er Alles, 
was der Menſch vermag, gethan, um die Verſammlung zur 


) Ungeachtet dieſer energiſchen Demonſtrationen Mirabeau's, 
ungeachtet einer kräftigen Vertheidigung des motivirten Artikels durch 
feinen Urheber, den Grafen von Caſtellane, ungeachtet einer treffe 
lichen Rede von Rabaud St. Stienne, welchen der Moniteur 
bei dieſer Gelegenheit für würdig erklärt, ein Geſetzgeber des acht— 
zehnten Jahrhunderts zu ſein, zur Unterſtützung der Religionsfreiheit, 
verwarf die Verſammlung doch den zweiten Theil der geſtellten Mo— 
tion, und nahm endlich nach den heftigſten und leidenſchaftlichſten 
Auftritten folgende Faſſung des Artikels an: „Niemand darf ſelbſt 
feiner religibſen Anſichten wegen beunruhigt werden, vorausgeſetzt, 
daß ihre Aeußerung nicht die öffentliche, vom Könige eingeſetzte 
Ordnung ſtört.“ 
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Vernunft zurückzuführen, um ſie daran zu hindern, inconſequent 
zu ſein. Seine Warnungen, ſein tiefer Schmerz, nichts hat 
auf die Verſammlung Eindruck gemacht; ſie hat hartnäckig ein 
Dekret ausſprechen wollen, welches gegen ihre erſten Dekrete 
feindſelig ſtreitet. 

Die Motion des Herrn von Caſtellane wurde abge— 
ändert, wieder abgeändert, getheilt, verwirrt, verwickelt auf 
hundertfache Weiſe. Man hörte von allen Seiten: ich ſchlage 
eine Abänderung vor ... ich verlange das Wort. Der Prä— 
ſident hat das kalte Blut eines modernen Solon mitten in 
einem Aufruhr bewahrt, welcher vielleicht den größten unter 
den Geſetzgebern verwirrt haben würde. 

Die nach und nach vorgeſchlagenen und von der Ver— 
ſammlung angenommenen Veränderungen nach der Reihenfolge 
der Ideen in der Motion des Herrn von Caſtellane waren 
folgende: Die erſte, einzufügen ſelbſt nach dem Worte An- 
ſichtenz die zweite, an das Ende der Motion zu ſtellen: vor⸗ 
ausgeſetzt, daß fie nicht die öffentliche Ordnung ſtöre; 
die dritte, daß ſie nicht ſtörten ꝛc.; die vierte, voraus ge— 
ſetzt, daß ihre Aeußerung nicht die öffentliche Ord— 
nung ſtöre, mit der Unterveränderung, vom Könige ein— 

eſetzte.“ — 
. Mirabeau war alſo auf dieſem Schlachtfelde der De— 
batte über Religionsfreiheit nicht ſiegreich geweſen. Er hat ſich 
ſelbſt darüber in dem Courrier de Provence, einem Blatte, 
worin er häufig feine Anſichten über wichtige Fragen zur. 
Kenntniß der öffentlichen Meinung brachte, in folgender Weiſe 
ausgeſprochen: 

„Wir können unſern Schmerz nicht verhehlen, daß die 
Nationalverſammlung, anſtatt die Wurzel der Unduldſamkeit 
auszurotten, ſie gleichſam als Reſerve in einer Erklärung der 
Menſchenrechte aufgeſtellt hat. Anſtatt unzweideutig die reli⸗ 
giöſe Freiheit zu verkündigen, hat fie erklärt, daß die Aeuße⸗ 
rung von Meinungen dieſer Art beengt werden könnte, daß 
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irgend ein Publikum ſich der Freiheit entgegen ſetzen, daß das 
Geſetz ſie niederhalten könnte. Eben ſo falſche, gefährliche, 
unduldſame Prinzipien, als worauf ein Dominicus und Tor— 
quemada ihre blutdürſtigen Lehren geſtützt haben. 

Die Apoſtel der religiöſen Freiheit behaupten, daß ſie 
über alle Geſetze erhaben iſt, und daß ſie niemals irgend eine 
Schranke an der bürgerlichen Gewalt erhalten kann. 

Jedes Geſetz, ſagen fie, beruht auf allgemeiner Ueberein— 
ſtimmung; aber wie ſollten die Menſchen darin übereinſtimmen 
können, ſich eines Rechts zu berauben, deren Gegenſtand nach 
ihnen nichts weniger iſt, als ihr ewiges Heil. Ein in Reli— 
gionsſachen beengendes Geſetz iſt nichts weiter, als das Geſetz 
des Stärkern; es gehört nur in das Geſetzbuch der Tyrannei. 

Solche Geſetze ſind an ſich unklug; denn ſie befehlen 
Menſchen von verſchiedenen Bildungsſtufen und Einſichten, in 
denſelben Dogmen Uleberzeugung zu erlangen, und in denſelben 
Lehren Wahrheit anzuerkennen. Dieſe Geſetze ſind immoraliſch, 
weil ſie nichts im Innern verändern, und nur niedrige Men— 
ſchen bilden, welche ihren Glauben verkaufen und in ihren Ge— 
fühlen ſich verſtellen. Dieſe Geſetze dienen dazu, um die 
Menſchen in Dummheit zu erhalten, weil ſie den Gedanken 
ſelbſt zum Sklaven machen, und weil der Stab des Prieſters 
einen Kreis ziehen kann, über welchen die menſchliche Einſicht 
nicht mehr hinausgehen darf. Dieſe Geſetze find antiſoeial; fie 
ſind durchaus ein Gährungsſtoff für den Fanatismus, und 
geben, gegen den Zweck jeder gut geordneten Geſellſchaft, den 
Dogmen, die uns trennen, viel mehr Einfluß, als denen, die 
uns vereinigen. Dieſe Geſetze ſind gottlos; wie kann die Gott— 
loſigkeit deutlicher ausgeſprochen werden, als indem man ſich 
zwiſchen den Menſchen und die Gottheit ſtellt, um dem Men— 
ſchen zu ſagen, wir verbieten dir, Gott auf dieſe Weiſe zu 
dienen, und um zu Gott zu ſprechen: wir verbieten dir, Hul— 
digungen anzunehmen, die in einer andern als in der von uns 
beliebten Weiſe dargebracht werden. Wenn man über die Ver— 
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ſchiedenheit der Geiſter, die nothwendige Urſache der Verſchiedenheit 
von Meinungen, über die Schwäche der menſchlichen Vernunft, 
die ihre Schranken in der Unterſuchung eines jeden Atoms findet, 
und über die Verſchiedenheit unſerer Kenntniſſe, ſo wie über 
die trügeriſchen Zeichen des Falſchen und Wahren nachdenkt, 
ſo erſtaunt man, daß Einer unter uns, ſtolz und gebieteriſch 
in dem von ihm beherrſchten Winkel, es darauf wagt, hervor⸗ 
zutreten und ſich als Meiſter zu erklären, und ſeine Meinungen 
als Geſetze für alle Seinesgleichen vorzuſchlagen. 

„Aber, ſprechen die Anhänger einer herrſchenden Religion, 
wir machen keineswegs darauf Anſpruch, die Freiheit der Ge— 
wiſſen zu beeinträchtigen.“ Seht, das iſt gewiß eine große 
Gunſt; ihr laßt euren Brüdern, was die Tyrannen niemals 
ihren Feinden haben rauben können. 

„Wir wollen nur den öffentlichen Gottesdienſt verbieten.“ 
Wenn aber die Religion eurer Brüder dieſen öffentlichen Got⸗ 
tesdienſt ihnen auferlegt, ſo greift ihr durch das Verbot, ihn 
auszuüben, ihre heiligſten Rechte an, verwundet ihr Gewiſſen. 

„Aber unter dem Vorwande der Religion wird man 
ſchädliche, für die Geſellſchaft zerſtörende, der geſunden Moral 
feindliche Lehren verbreiten.“ Da, wo mehrere Religionen 
einander überwachen, läutern fie ſich dadurch; es find Neben- 
buhler, die ſich nichts nachſehen; man kann nur Verderben er⸗ 
warten von einer herrſchenden Religion, die nichts zu befürchten 
hat. Man kann ausſchweifende Lehren nur im Geheimen predi⸗ 
gen; ſie werden niemals vor das Urtheil des Publikums an. 
das offene Licht zu treten wagen; um die Myſterien der Bonne- 
Deesse z. B. unſchädlich zu machen, hätte man nichts weiter 
nöthig gehabt, als das Geheimniß zu zerſtören und den Schleier 
zu zerreißen, welcher ſie dem ſtrengen Urtheil der Geſellſchaft 
entzog. 

g „Aber indem man alle Religionen erlaubt, wird man die 
Menſchen in religiöſe Gleichgültigkeit ſtürzen.“ Dieß iſt falſch, 
und wie die Erfahrung lehrt, erlogen; man iſt gleichgültig 
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gegen die Religion, welche man von ſeiner Geburt und ſeinen 
Eltern empfangen hat, ohne Prüfung und ohne Proben; der 
Glaube, der auf Autorität beruht, haftet nur an der Oberfläche, 
und hat keine Wurzeln. Dieſe Wahrheit erklärt es uns, 
warum man im Allgemeinen mehr reine und aufrichtige Gläu— 
bige in proteſtantiſchen, als in katholiſchen Ländern findet; das 
Schlimmſte, was aus der Verſchiedenheit der Gottesverehrung 
folgen kann, iſt, daß man einen geringeren Werth auf die 
Dogmen als auf die Tugenden legen wird, daß das Wort 
Orthodoxie ein wenig von ſeiner magiſchen Gewalt verliert, 
daß die Religionsſtreitigkeiten in Vergeſſenheit gerathen, daß 
man mehr Aufmerkſamkeit auf die Handlungen der Menſchen, 
als auf ihre Symbole richtet; daß man ſie mit einem Worte 
eher in Gute und Schlechte unterſcheidet, als wie bis jetzt in 
Fromme und Nichtfromme. 

Von ſolcher Art ſind die erſten Betrachtungen, die ſich 
uns über die religiöſe Freiheit darbieten; und dieſe abſtrakten 
Wahrheiten gewinnen noch mehr Kraft, wenn man ſie auf die 
proteſtantiſche Sekte anwendet, eine Sekte, die ihrem Weſen 
nach friedliebend, der menſchlichen Vernunft und dem Reich— 
thum der Völker günſtig iſt, eine Freundin der bürgerlichen 
Freiheit, deren Clerus kein Oberhaupt hat und eine Schaar 
von Bürgern bildet, von Lehrern der Moral, die vom Staate 
beſoldet werden und ſich mit der Erziehung der Jugend be— 
ſchäftigen, woran ſie durch ihren Familienſinn ſelbſt betheiligt 
ſind, ſo wie an der Erhaltung der Sitten und dem Wohle der 
öffentlichen Zuſtände.“ 

Auf dieſe oben angedeutete Weiſe wurde der Streit wegen 
Religionsfreiheit in der conſtituirenden Verſammlung beendet. 
Später im April des Jahres 1791 kam man bei der Be⸗ 
rathung der Conſtitution wieder darauf zurück. Sieyes hielt 
damals zwei auf Religionsfreiheit bezügliche Reden, und die 
Verſammlung zeigte bei ihren Beſchlüſſen in dieſer Beziehung 
ſchon einen größeren Grad von Duldung und Aufklärung, als 
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in den Sitzungen des Jahres 1789. Wie weit der National⸗ 
Convent in der Frage der Religionsfreiheit ging, beweiſt ſeine 
Dekretirung der Vernunftgöttin. Als Robespierre es im 
Convent durchgeſetzt hatte, daß an die Stelle der reinen Ver— 
nunft wieder die Verehrung des höchſten Weſens geſtellt werden 
ſollte, gab dieß ſeinen Feinden hauptſächlich Veranlaſſung, ihn 
der Reaktion anzuklagen und ſeinen Sturz herbeizuführen.) 


XIX. 


Macaulay's Rede über Juden⸗Eman⸗ 
eipation. *) 


(Gehalten im englifchen Unterhauſe, am 17. April 1833.) 


Noch iſt es mir immer bei einer Rede zu Gunſten der 
Juden ſehr ſchwer geworden, über die Gründe und Beweiſe 
zur Klarheit zu kommen, welche gegen ihre Zulaſſung zum 
Genuß der bürgerlichen Rechte vorgebracht wurden, und, ich 


) Nachdem die Emancipation der Katholiken in Großbritannien 
durchgeſetzt war, wurde im Jahre 1830 der Verſuch gemacht, die 
bürgerliche Gleichſtellung der Juden auf dem Wege der geſetzlichen 
Reform im Parlamente zu erlangen. Den erſten Antrag „auf bür— 
gerliche Gleichſtellung der Juden mit den übrigen Unterthanen des 
Königsreichs“ ſtellte am 5. April 1830 das Parlamentsmitglied R. 
Grant. Er, ſo wie die größten Redner, die erleuchtetſten Staats— 
männer der Verſammlung boten ihre Kraft auf, der Maßregel bei 
dem großen Haufen der Gegner Eingang zu verſchaffen; es ſprachen 
dafür Männer, wie Huskiſſon, O'Connell, Brougham, Mas 
caulay, Macintoſh, aber vergeblich. — Dieſelbe Maßregel wurde 
drei Jahre ſpäter, am 17. April, von dem früheren Antragſteller 
wieder ins Unterhaus gebracht. Die öffentliche Meinung unterſtützte 
laut und kräftig den Vorſchlag, zu deſſen Unterſtützung Macaulav, 
Parlamentsmitglied für die Stadt Leeds, die mitgetheilte Rede hielt. 
Der Erfolg krönte aber auch diesmal die Anſtrengungen nicht. Sie 
ſcheiterte an dem Widerſtande des Oberhauſes. 
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muß es leider geſtehen, Nichts von dem, was ich während die— 
fer Nacht gehört habe, vermag nur im Geringſten dazu beizu— 
tragen, daß jene Schwierigkeit von mir entfernt wird. Ich 
gebe zu, daß das ehrenwerthe Mitglied für die Univerſität Or— 
ford den Verſuch gemacht hat, der Sache auf ihren Grund 
u kommen, indem er die Behauptung auffſtellte, daß kein 
Mensch von der Natur das Recht erhalten habe, den Beſitz 
und Genuß politiſcher Macht zu verlangen, daß die Erlangung 
derſelben kein Gegenſtand des Rechts, ſondern der Gnade und 
Gunſt ſei, und daß es keinem Menſchen frei ſtehe, über Be— 
drückungen ſich zu beklagen, was auch immer die oberſte Ge— 
walt eines Landes von den darin lebenden Individuen verlan— 
ge möge. Nun aber hege ich die Anſicht, daß eine ſolche 
ehre, wenn man fie befolgen wollte oder könnte, zu fo furcht⸗ 
baren Ereigniſſen führen dürfte, daß ſelbſt der ehrenwerthe 
Baronet nicht umhin könnte, davor zurückzuſchrecken. 

Nehmen wir an, es würde eine Verordnung erlaſſen, 
wonach Jeder, der blaue Augen hätte, oder ſechs Fuß groß 
wäre, von der Ausübung gewiſſer bürgerlicher Rechte ausge— 
ſchloſſen ſein ſollte. — Würde man ein ſolches Geſetz nicht 
als ein Beiſpiel der entſetzlichſten Ungerechtigkeit anſehen? Und 
doch hätte Niemand eigentlich ein Recht zur Klage, ſobald die 
Ertheilung politiſcher Macht, wie der ehrenwerthe Baronet be⸗ 
hauptete, als eine bloße Sache der Laune betrachtet werden ſoll. 

Ferner ſetzen wir den Fall, es würde ein Geſetzvorſchlag 
in das Haus gebracht, welcher die Beſchränkung enthielte: „daß 
Niemand zum General-Statthalter in Oſtindien ernannt oder 
in ſolcher Eigenſchaft nach Madras oder Bombay geſchickt 
werden dürfte, der auf der Univerſität zu Oxford feine Studien 
gemacht hätte.“ Ich kann mir vorſtellen, welch einen Lärm 
diejenigen erheben würden, welche der Partei des ehrenwerthen 
Baronets angehören, und doch beſitzt kein Menſch ein Recht 
auf die General-Statthalterſchaft von Indien, es iſt ihre Ver⸗ 
leihung allein eine Gnadenſache. Wie? würde jene Partei 
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ausrufen, ſoll Leuten aus Southampton und York ein Amt 
übertragen werden, das man einem Graduirten der Univerſität 
Oxford verweigert hat? 

Allein es beſteht, wie ich glaube, ein erſter Grundſatz für 
alles öffentliche, wie für das Privatleben, ein Grundſatz, worauf 
alle Geſetze und alle Moralität zurückzuführen ſind — es iſt 
die Lehre, welche der Stifter unſerer Religion ſelbſt aufſtellte, 
welche Geſetz und Propheten längſt geweiht haben, daß 
nämlich jeder Menſch die Pflicht habe, auf das Wohl und 
Glück ſeiner Nebenmenſchen bedacht zu ſein, keiner dem andern 
ohne Noth den geringſten Schmerz verurſachen, oder ihm auch 
nur den kleinſten Theil einer harmloſen Freude rauben dürfe. 
— Muß man aber dieſe Behauptung einräumen, wie es nach 
meiner Anſicht nicht wohl anders geſchehen kann, ſo frage ich, 
kann man die Ausſchließung von dem Beſitz einer rechtmäßigen 
Gewalt die Quelle des Schmerzes nennen, oder nicht? Die 
Schwierigkeit zu beweiſen, daß eine ſolche Ausſchließung kein 
Uebel ſei, überlaſſe ich denen, die dieß behauptet haben. Wenn 
aber im Laufe der Verhandlung es ſich herausſtellen wird, daß 
kein Vortheil aus der Aufrechterhaltung ſolcher feindſeligen 
Maßregeln erwächſt, dann will ich es gegen Sie behaupten, 
daß Sie als Menſchen, als Staatsmänner, als Chriſten die 
Verpflichtung haben, dieſelben aufzugeben. Welche Gründe 
könnte man auch dagegen vorbringen? — Zwar hat man 
behauptet, daß, wenn den Juden der Sitz im Parlamente ein⸗ 
geräumt würde, Muſelmänner, Perſer und Bramanen daſſelbe 
Recht hätten. Wenn dieß ein Schluß fein ſoll, fo iſt der fol- 
gende wohl eben ſo gut einer. Nehmen wir an, es würde 
beſchloſſen, alle Ungläubige an einem langſamen Feuer braten 
zu laſſen — und ich hege die Ueberzeugung, daß ſchon allein 
vor dieſem Gedanken mein ehrenwerther Freund (Sir Robert 
Inglis) zurückſchaudern wird — ſo wären doch die Gründe, 
welche man für ſolch ein barbariſches Verfahren aufbringen 
könnte, eben ſo entſcheidend als die, welche 7 gegen die 
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bürgerliche Gleichſtellung der Juden aufzuſtellen bemüht iſt. 
Wo aber, möchte ich wiſſen, iſt der Punkt, bei dem man auf 
dem Wege der Intoleranz anhalten ſoll? Wo ſoll es heißen: 
bis hierher und nicht weiter? Das ehrenwerthe Mitglied für 
Oxford möchte den Grenzpunkt bis dahin ſtecken, bis zu wel⸗ 
chem das alte Geſetz ſich erſtreckt; das ehrenwerthe Mitglied 
für Oldham aber möchte noch weiter gehen, und ſämmtliche 
Juden des Rechts berauben, Grundeigenthum zu beſitzen, was 
wohl ſchwerlich der grauſamſte Inquiſitor des ſechszehnten Jahr⸗ 
hunderts ſich erlaubt haben würde. 

Worin eigentlich der Grund ſolcher Anſichten liegt, weiß 
ich recht wohl. Die Intoleranz gelangt jo im Stillen zu ih⸗ 
rem Ziele, mit ſo unmerklichen Schritten, daß jener Zwang, 
der ſich zuerſt kaum auf das Grundeigenthum bezog, bald auch 
den Capitalbeſitz angreifen wird, und — was bürgt uns dafür, 
daß er nicht zuletzt die Freiheit, ja das Leben ſelbſt angreift? 
Wohin führen aber alle dieſe kleinen Quälereien anders, als 
daß ſie die Sekten, gegen welche ſie verübt werden, erbittern 
und in ihnen das Bewußtſein erwecken, daß ſie ein verfolgtes 
Volk ſind? Ja ich frage nochmals, wo ſoll die Grenzlinie 
zwiſchen Toleranz und Intoleranz gezogen werden? 5 

Die Beſchränkung, welche der ehrenwerthe Baronet im 
Sinne hat, iſt nach ſeiner Meinung gut, aber die, welche An⸗ 
dere beabſichtigen, hält er für unweiſe und ungerecht. Die 
Juden ſollen Geſchworene, aber nicht Richter ſein dürfen; ſie 
ſollen zur Strafe verurtheilen, aber keine Unterſuchung leiten; 
ſie ſollen nicht Mitglieder des Parlaments ſein, aber ſie mögen 
einen unbeſchränkten Einfluß auf dem Geldmarkte befitzen, und 
die Börſen beherrſchen; — ja der Jude mag eingeladen wer⸗ 
den, einem Congreſſe von Monarchen beizuwohnen, wo ſie ihn 
keineswegs wie ſeine Vorfahren behandeln, indem ſie ihn auf 
einen Stuhl binden und ihm die Zähne ausreißen laſſen, ſon⸗ 
dern wie ihres Gleichen betrachten, und durch Ueberredung zu 
bewegen ſuchen, daß er die verbündeten Mächte Europas mit 
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den Mitteln zur Ausführung ihrer gewaltigen Operationen ver— 
ſehe. Alles dieß mag gefchehen, — nur Mitglied des Parla— 
ments ſoll kein Jude ſein dürfen. 

Man hat behauptet, daß der Fluch des Allmächtigen auf 
den Juden ruhe, und daß wir uns gegen ſeinen Willen ver— 
ſündigen würden, wenn wir ſie auf gleichen Fuß mit den 
Chriſten zu ſtellen verſuchten; allein der Höchſte wird Form 
und Weſen von einander unterſcheiden, er wird erkennen, daß, 
während wir uns anmaßen, die Juden dem Aeußern nach von 
aller politiſchen Macht auszuſchließen, ſie in Wirklichkeit der⸗ 
ſelben ſchon theilhaftig ſind. 

Nun meinen diejenigen, welche für die fernere Zurückſetzung 
der Juden dieſelben Gründe, wie das ehrenwerthe Mitglied der 
Univerſität Oxford, aufſtellen, einen geeigneten Mittelweg zwi— 
ſchen Verfolgung und Duldung einzuſchlagen. Der genannte 
Herr nämlich, dem ſein eignes Zartgefühl und der Geiſt der 
Zeit die Durchführung ſeiner Anſicht in ihrer ganzen Härte 
nicht recht erlauben wollen, zieht eine willkürliche Linie, und 
ſagt demgemäß, Alles, was auf der einen Seite liegt, ſei Ver— 
folgung, auf der andern dagegen nur nothwendige Vorſicht 
und weiſe Beſchränkung. (Hört! Hört!) Diejenigen, welche 
früher den Juden die Köpfe abſchnitten, ſie an Pferdeſchwänzen 
gebunden herumſchleiften und an langſamem Feuer verbrannten, 
waren freilich Männer von ganz anderem Geiſte als mein 
Freund, das ehrenwerthe Mitglied für die Univerſität Oxford, 
— ſeine Menſchlichkeit war ihnen fremd; aber mir ſcheint, ſie 
waren conſequenter, als er. (Beifall.) | 

Man hat es als etwas Widerſinniges dargeſtellt, wenn 
ein jüdiſcher Richter in den Fall käme, über einen wegen Gottes⸗ 
läſterung Angeklagten Gericht halten zu müſſen. Ich bin nicht 
geneigt, das alte Geſetz über Gottesläſterung zu vertheidigen, 
aber ich glaube, daß ein vernünftiges Geſetz über dieſen Gegen— 
ſtand ganz wohl mit einem aufgeklärten Juden auf dem Richter⸗ 
ſtuhle zuſammen beſtehen könne. Gleichfalls bin ich auch der 
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Meinung, daß ein Jeder das Recht hat, was er an einer Re⸗ 
ligion für wahr oder falſch hält, zu erörtern, nicht aber den 
Augen und Ohren Anderer mit Gewalt Zeichen und Töne 
aufzudringen, welche dieſelben beleidigen. (Hört! Hört!) Der 
Unterſchied iſt vollkommen klar. Wenn nämlich Jemand „Pay⸗ 
ne's Zeitalter der Vernunft“ einem Andern, für den er es 
dienlich hält, im Hinterladen verkauft, oder wenn Jemand ge⸗ 
gen eine verehrte Religion im eigenen Zimmer predigt, ſo glaube 
ich nicht, daß er deshalb zur Verantwortung zu ziehen ſei, — 
wenn aber ein Mann vor ſeinem Fenſter in einer belebten 
Gaſſe eine Carieatur aufſtellt, welche das verſpottet, was von 
Tauſend Menſchen neun hundert neun und neunzig verehren, 
oder wenn derſelbe an einem öffentlichen Vergnügungsorte 
beſchimpfende und beleidigende Worte gegen Dinge ausſtößt, 
denen die Zuhörer faſt durchgängig Ehrfurcht zollen, ſo würde 
ich einen ſolchen beſtrafen, und zwar nicht wegen ſeiner Schmäh⸗ 
ſucht, ſondern wegen wirklichen Schadens, den er anrichtet, — 
nicht deshalb, weil er etwas angreift, was ich für wahr halte, 
ſondern weil er ſeinen Nebenmenſchen unnöthig Ekel und Pein 
verurſacht. (Beifall.) 

Kein Menſch hat das Recht, den religiöſen Gefühlen ſei⸗ 
ner Mitmenſchen Schmach anzuthun, unter dem Vorwande, 
das Recht der freien Rede zu üben, eben ſo wenig wie Jemand 
in einer volkreichen Gegend eine der Geſundheit nachtheilige 
Fabrik anlegen darf, in der Meinung, ſein Eigenthumsrecht 
geltend zu machen, oder nackend auf der Straße ſpazieren, um 
freie Luft zu genießen. (Beifall.) Demſelben Grundſatze zufolge 
werden die Ueberreſte der Todten in allen eiviliſirten Staaten 
vor Beſchimpfung geſchützt. 

Das Intereſſe der Wiſſenſchaft verlangt es, daß Körper 
zerlegt werden, aber das Geſetz trägt Sorge, daß die Gefühle 
der Angehörigen nicht darunter leiden. Ein Jeder hat das 
Recht zu verlangen, daß an ſeines Vaters Leichnam kein Ein⸗ 
ſchnitt gemacht werde, um der Wiſſenſchaft willen, und daſſelbe 
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Recht hat er, zu verlangen, daß man ſeinen Gott nicht be⸗ 
ſchimpfe um religiöſer Forſchung willen. Ich ſehe keine Schwie— 
rigkeit, weshalb ein jüdiſcher Richter nicht dieſen Grundſatz auf 
eine Anklage wegen Gottesläſterung anwenden ſollte, da ich 
ſelbſt dieß bei einer Religion thun würde, die ich ſonſt für 
durchaus falſch hielte. Wenn z. B. in Malta, was uns doch 
unterworfen iſt, ein Engländer es ſich einfallen laſſen ſollte, den 
alten Brauch wieder ins Leben zu rufen, der ſonſt in dieſem 
Lande bei der Jahresfeier der Thronbeſteigung der Königin 
Eliſabeth üblich war — nämlich das Bildniß des Papſtes auf 
öffentlicher Straße zu verbrennen, — fo würde ich dieſem Uns 
fug bald ein Ende machen, oder wenn auf ähnliche Weiſe Je— 
mand die Eingebornen von Madras oder Caleutta ihrer Reli— 
gion wegen verſpotten oder kränken wollte; ſo würde ich als 
Obrigkeit ihn daran zu verhindern wiſſen, eben ſo natürlich 
finde ich es, daß ein aufgeklärter jüdiſcher Beamter von ſeinem 
Richterſtuhle aus grobe Beſchimpfungen gegen die Religion, 
7 in dem Lande ſeines Aufenthalts die vorherrſchende iſt, 
eſtrafe. 

Hört man übrigens auch nur die geringſte Klage, daß 
von den Juden die chriſtliche Religion verſpottet wird? — Ich 
bin bei ihrem Gottesdienſte zugegen geweſen, und habe nichts 
gefunden, worin ein Chriſt nicht mit einſtimmen könnte. Ihre 
zehn Gebote ſind die unſrigen, ihr Sittengeſetz achten auch wir, 
— kurz es iſt nichts in ihrer Religion, was darauf ausginge, 
die Bekenner derſelben zu ſchlechten Unterthanen oder böſen 
Nachbarn zu machen. 

Man hat geſagt, es hieße in den Prophezeiungen, die 
Juden ſollten hienieden elend und verbannt ſein, und jeder 
Verſuch, ihre Lage zu beſſern oder ihnen mit Andersgläubigen 
gleiche Rechte zu verſchaffen, wäre Widerſetzlichkeit gegen den 
göttlichen Willen. Hierzu aber will ich einen Gegenbeweis 
liefern, welcher darthun wird, daß die Prophezeiungen gewiß 
nichts enthalten, was die Gegner des dem Hauſe vorgelegten 
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Geſetzentwurfs für ſich anführen könnten. Man hat nämlich 
geſagt, in den Prophezeiungen hieße es, die Juden ſollten 
Wanderer bleiben auf Erden und nie Theil haben an den 
Rechten und Freiheiten des Volkes, unter welchem ſie fich auf⸗ 
hielten. Da aber das in Frankreich und Amerika Geſchehene 
beweiſet, daß hier ein Irrthum obwaltet, man dieß jedoch von 
den Prophezeiungen ſelbſt nicht annehmen darf, ſo müſſen wohl 
die Ausleger derſelben ihren Text gänzlich mißverſtanden haben. 
(Beifall.) 

Was ferner den Einwurf betrifft, daß die Juden dereinſt 
alle wieder nach Jeruſalem zurückkehren ſollen, ſo brauche ich 
dem Hauſe wohl nicht bemerklich zu machen, daß die Menſchen 
ſich ſelten durch Rückſicht auf vorausgeſagte entfernte Ereigniſſe, 
für welche nicht einmal der Zeitpunkt beſtimmt iſt, leiten laſ⸗ 
ſen. Soll dieß aber ein Beweisgrund gegen die Juden ſein, 
ſo findet er auf die Chriſten dieſelbe Anwendung, da auch 
ſie einräumen, daß der jetzige Zuſtand der Dinge nicht ewig 
dauern werde. Wenn die Juden unfähig ſein ſollen, irgend 
einen Theil der geſetzgebenden Gewalt inne zu haben, weil fie 
dereinſt wieder in Jeruſalem verſammelt zu werden meinen, ſo 
kann man ein Gleiches eben ſo wenig jener zahlreichen Klaſſe 
von Chriſten einräumen, welche an die e tau⸗ 
ſendjährigen Reiches glauben. 

Noch aber hat die jüdiſche Religion eine mächtige Eigen⸗ 
heit, welche ihr einen Vorzug vor allen andern Religionen 


giebt, die wir für falſch halten, nämlich die, daß auch nicht 


die geringſte Wahrſcheinlichkeit für ihre Weiterverbreitung da 
iſt. Es iſt bekannt, daß die Juden nicht darauf ausgehen, 
Proſelyten zu machen; ſie weiſen ſolche vielmehr zurück, ja ſie 
ſtoßen ſie von ſich, indem es ihnen gleichſam für eine ſtrafbare 
Vermeſſenheit gilt, wenn Jemand danach ſtrebt, zu ihrer Re⸗ 
ligion gehören zu wollen. Deshalb iſt auch der Uebertritt einer 
Perſon zum jüdiſchen Glauben ein faſt eben fo ſeltenes Exeigniß, 
als eine totale Sonnenfinſterniß. Auch iſt mir nur ein Beiſpiel 
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der Art bekannt, und das war der merkwürdige Fall mit Loro 
George Gordon.) Wemn es aber je einen Uebertritt gab, 
worauf eine bekehrungsſüchtige Sekte hätte ſtolz ſein können, 
ſo war es der Lord George Gordons, der nicht nur ein Mann 
von Rang und dazu Geſetzgeber war, ſondern ſich auch in den 
Augen der Welt durch ſeinen wilden Eifer zu Gunſten einer 
beſondern Sekte auszeichnete. Dieſer nun ward Jude, — aber 
wie behandelte man ihn? Seine neuen Brüder ließen ihn nur 
mit Widerwillen an all den ſchmerzlichen Uebungen ihrer Re— 
ligion Theil nehmen, ja, als er auf dem Todbette bat, nach 
jüdiſchem Brauch begraben zu werden, ſagten ſie ihm kurzweg, 
daß ſein Verlangen nicht erfüllt werden könne. 


) Eine Biographie dieſes Sonderlings hat R. Watſon gelie⸗ 
fert. Lord Gordon wurde, nachdem er von einer Flucht vor einem 
Criminalprozeß wegen Schmähſchriften nach England zurückgekehrt 
war, im Jahre 1787 zu Birmingham Jude, indem er ſich beſchnei— 
den ließ und nach jüdiſchen Gebräuchen lebte. Als ſein Aufenthalt 
bekannt wurde, holte man ihn nach London, wo er zu fünf Jahren 
Gefängniß wegen ſeiner frühern Schmähſchriften verurtheilt wurde. 
Als König Georg III. von der Krankheit des Wahnſinns, in der er 
ſeit dem Monat November 1788 ſich befand, geheilt war, ließ Gor— 
don von ſeinem Gefängniß aus eine mit Bibelſtellen belegte Schmäh— 
ſchrift auf den König drucken, und dieſelbe an die Miniſter ſchicken. 
Ein neuer Proceß gegen ihn wurde aus Rückſichten für ſeine Fami— 
lie unterdrückt. Als die Revolution in Frankreich ausbrach, ſchickte 
Gordon der National-Verſammlung eine Bittſchrift, daß fie ſich 
für feine Befreiung intereſſiren möchte, indem er ſich als einen unter 
Miſſethätern Aufbewabrten und für Frankreichs Sache Leidenden 
bezeichnete, weil er nämlich in einer frühern Schriſt die Königin von 
Frankreich die ſtärkſte Stütze der despotiſchen Gewalt und der will⸗ 
kürlichen lettres de cachet bezeichnet hätte. Die Vermittelung aber 
unterblieb. Später wiederholte er ſein Geſuch; aber die von fran— 
zöſiſcher Seite nun wirklich eingelegte Fürſprache hatte keine Wirkung. 
Er ſtarb 1793. ö 
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Gen, 82 hat man die Juden der Ungeſelligkeit beſchuldigt. 


den iſt nun dieß von der Anklage gegen die Ka— 
dieſe damals, wie jetzt die Juden, um Aufhebung 
ſeſchränkungen baten. 
surde die katholiſche Religion als unruhig, unerſätt⸗ 
lich und gleißneriſch dargeſtellt, die ſich in jedes Gewand zu 
kleiden und jede Lebensart ſich anzueignen wiſſe. Ueberall, 
hieß es, finde man ihre Emiſſäre, verſchlagene, wohlunterrichtete 
Leute von höfiſchem Weſen — ſie ſeien bei Hofe, im Felde, 
in den Schulen ſogar, wo ſie, unter dem Vorwande, Kennt⸗ 
niſſe zu verbreiten, die Jugend in ihrem Glauben wankend 
machten; ſie gäben vor, für den Kaiſer von China aſtronomi⸗ 
ſche Beobachtungen anzuſtellen und den Einwohnern von Pas 
raguay die Künſte der Civiliſation zu lehren, und alles nur 
in der Abſicht, ihre religiöſen Lehren auszuſäen. 

Damals fragte man das Haus, ob es einer ſo bekehrungs⸗ 
ſüchtigen Sekte irgend eine Art von Macht anvertrauen wolle? 
Jetzt geſchieht gerade das Gegentheil. Man ſchreit gegen die 
Juden, als ein ungeſelliges Geſchlecht, man ſagt, ſie ſeien nicht 
zufrieden damit, eine beſondere Religion zu haben, ſie wollten 
auch eine beſondere Familie ausmachen. Noch nie befand ſich 
die Logik der Intoleranz ſo offenbar in der Klemme. (Beifall.) 

Worin auch immer die Eigenthümlichkeit einer Sekte be- 
ſtehen mochte, in dem Augenblick, wo es den Verſuch galt, 
alt eingeriſſenen Ungerechtigkeiten gegen ſie ein Ende zu ma— 
chen, ward daraus das gefährlichſte aller Laſter abgeleitet. — 
Wenn die Juden in religiöſer Beziehung ungeſellig ſind, ſo 
iſt das ja ein Vortheil mehr für die Sicherheit der chriſtlichen 
Religion, aber nie iſt es bewieſen worden, und auch ich glaube 
es nicht, daß ſie ſich je als Mitbürger und Nachbarn unge⸗ 
ſellig gezeigt hätten; wahrhaftig, das ehrenwerthe Mitglied für 
Finsbury hat dem Hauſe eine Menge höchſt wichtiger Zeug⸗ 
niſſe vorgelegt, welche, dächte ich, gerade das Gegentheil davon 
darthun. 
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Das Gebrechen, deſſen man die Juden beſchuldigt, iſt 
allen verfolgten Sekten eigen. Bei den Katholiken war es 
früher eben fo, und aus guten Gründen; denn von der Thron— 
beſteigung der Königin Eliſabeth an bis noch lange nach der 
Reformationszeit fanden ſie ſtets größern Schutz bei auswärti⸗ 
gen Fürſten, als bei ihren eigenen Herrſchern, und fühlten ſich 
deshalb natürlich mehr zu jenen hingezogen. Deshalb mochte 
auch Cromwell ſagen, daß die Katholiken feiner Zeit Spas 
niſchgeſinnte ſeien, weil Spanien damals der Verfechter des 
Katholieismus war, und wiederum, als dieß von Frankreich 
galt, hießen fie mit demſelben Rechte Franzöſiſchgeſinnte. Sol⸗ 
chen Umſtänden muß man es auch zuſchreiben, wenn man von 
katholiſcher Begeiſterung jener Zeit, im Gegenſatz zur Volks— 
begeiſterung, hört, oder von ähnlichen Erſcheinungen in Bes 
treff der Calviniſten; weil ſie in der Heimath verfolgt wurden, 
ſahen ſie ſich beſtändig nach dem Schutz fremder Länder um. 
Wir haben Beweiſe genug, daß die Hugenotten Frankreichs 
die engliſchen Proteſtanten mehr für ihre Landsleute anſahen, 
als die Katholiken Frankreichs. Der Unterſchied zwiſchen Ka— 
tholiken und Proteſtanten iſt jetzt aufgehoben, und ſo glaube 
ich, daß, wenn England von einem feindlichen Einfall bedroht 
wäre, keiner mehr danach fragen würde, ob das von einer ächt 
katholiſchen oder proteſtantiſchen Macht ausginge. Laſſet uns 
darum daſſelbe verſuchen, was in Preußen,) Frankreich und 
Amerika für ſie gethan iſt, und ich bin überzeugt, wir werden 
an den Juden die treueſten Unterthanen gewinnen. 

Das ehrenwerthe Mitglied für die Univerſität Oxford hat 
ſich mit dem richtigen Takt, wodurch es ſich gewöhnlich aus⸗ 
zeichnet, jedes perſönlichen Angriffs auf die Juden enthalten, 
aber von Andern ſind ſie ein gemeines, ſchmutziges Geſchlecht 
genannt worden, abgeneigt dem Ackerbau und jeglicher ehren— 


) Der Redner ſcheint die Verhältniſſe der Juden in Preußen 
nicht genau zu kennen. 
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bringenden Beſchäftigung, geeignet zum Wucher, und unfähig 
patriotiſcher Gefühle und geſelliger Tugenden. — Dieß iſt 
nur ein anderes Beiſpiel von der eigenthümlichen Logik, welche 
der Intoleranz zu allen Zeiten eigen war. * 2 

Erſt erzeugt Ihr Laſter, und dann macht Ihr daraus 
einen Grund für Eure Verfolgungen — nur zu einer halben 
Heimath macht Ihr England für die Juden, und dann wun⸗ 
dert Ihr Euch, daß ſie nur halben Patriotismus haben. — 
Ihr behandelt ſie als Fremdlinge, und wundert Euch, daß 
ſie nicht alle Gefühle der Landeskinder theilen — Ihr zieht 
eine Trennungslinie, und drückt Euer Erſtaunen darüber aus, 
daß ſie ſich von Euch fern halten — Ihr wollt nicht, daß ſie 
einen Morgen Lands beſitzen ſollen, und wundert Euch, daß 
ſie ſich ausſchließlich auf den Handel legen — Ihr macht 
ihnen den Beweis eines achtungswerthen Ehrgeizes unmöglich, 
und beklagt Euch dann, daß ſie nur in den Künſten der Hab⸗ 
ſucht ihre Rettung ſuchen — kurz, Ihr habt ſie Jahrhunderte 
lang jegliche Art von Ungerechtigkeit erdulden laſſen, und wollt 
fie nun verdammen, daß fie zu dem, was die natürliche Zur 
flucht der Schwachen gegen übermächtige Gewalt iſt, zu Liſt 
und Schlauheit, ihre Zuflucht nehmen. (Anhaltender Beifall.) 

Diejenigen, welche ſich aus religiöſem Eifer dem vorlie— 
genden Antrage widerſetzen, ſind hinreichend mit der Geſchichte 
ekannt, um zu wiſſen, daß die Gebrechen und Unvollkommen⸗ 
heiten, welche dem jüdiſchen Charakter noch ankleben, ihm nicht 
angeboren ſind — daß Jahrhunderte und aber Jahrhunderte 
vorher, ehe Europa aus der Barbarei erwachte, — als Wiſ— 
ſenſchaften und Künſte noch unbekannt waren in Athen, und 
kaum noch eine Hütte zu finden war, dort, wo nachher die 
weltgebietende Roma ſtand — daß damals das nun ſo vers 
achtete Volk zu glänzender Höhe ſich erhob, ausgedehnte Er⸗ 
oberungen machte, blühenden Handel und Fabriken hatte, präch⸗ 
tige Paläſte und Tempel beſaß, und berühmt war durch Staats⸗ 
männer, Krieger, Naturforſcher, Geſchichtſchreiber und Dichter. 
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Welch ein Volk hat je mannhafter gegen ähnliche Uebermacht 
für die Sache bürgerlicher oder religibſer Freiheit gekämpft? 
Welches Volk hat, wenn es ſchon in ſeinen letzten Zügen lag, 
noch ſo glänzende Proben gegeben, was wahrer Todesmuth 
vermag? (Lauter Beifall.) | 

Wenn fie nun im Laufe vieler Jahrhunderte, verachtet 
und beſchimpft, wie ſie ſtets wurden, theilweiſe ausarteten, — 
wenn ſie von ihrem frühern Werthe verloren, — wenn ſie, 
in dem Zuſtande der Sklaven, mit einigen von den Gebrechen 
der Verworfenen und Sklaven behaftet ſind, ſollen wir denn 
hieraus einen Grund des Vorwurfs gegen fie machen, — oder 
ſollen wir nicht vielmehr uns ſelbſt dieß zur Scham gereichen 
laſſen, und deſto mehr eilen, jene Bedrückungen zu entfernen, 
unter denen ſie noch ſeufzen, indem wir die letzte Spur der 
Intoleranz aus unſerm Geſetzbuche vertilgen, und ihnen die 
Thür dieſes Hauſes, wie jede andere Laufbahn ehrenwerther 
Mitbewerbung öffnen? (Hört!) Bevor dieſer Verſuch nicht 
gemacht worden, wage Niemand zu behaupten, daß die, welche 
mit dem Jeſaias ein gemeinſames Vaterland haben, ohne Geiſt 
Ye ug daß die Enkel der Makkabäer keinen Muth beſäßen. 

ört!) 22919 

Wenn ich nun dieſen Antrag unterſtütze, ſo habe ich den 
feſten Glauben, daß ich dadurch die wahren Intereſſen des 
Chriſtenthums berathe. Ich wüßte dem Chriſtenthum keinen 
gröbern Schimpf anzuthun, wie er ihm nie, ſelbſt von ſeinen 
anerkannteſten Feinden, geworden iſt, als wenn ich behaupten 
wollte, jene bedrückende und verfolgende Geſetze, welche man 
jetzt abzuſchaffen verſucht, ſeien zu ſeiner Erhaltung nothwendig. 
Ohne ſolche Hülfe iſt unſere Religion geſtiftet und ohne die— 
ſelbe wird ſie beſtehen; ohne ſolche Hülfe hat ſie barbariſche 
Nationen gezähmt, ohne ſolche Hülfe ſind die lieblichen Mythen 
der heidniſchen Dichter, wie die barbariſchen Gebräuche der 
Sachſen, vor ihr in Nichts zerfallen. (Hört!) 

Solche Triumphe hat ſie errungen, nicht dadurch, daß ſie 
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intolerante Geſetze übte, ſondern eben, daß ſie dieſelben von 
der andern Seite bekämpfte; und durchgängig liefert die Ge— 
ſchichte den Beweis, daß, wo der Ausbreitung des Chriſten⸗ 
thums ein Hinderniß in den Weg trat, eher der Verfolgungs⸗ 
geiſt ſeiner eignen Bekenner, als der Widerſtand ſeiner Feinde 
davon die Schuld trug. 

Möge denn unſere Religion noch lange eine Segnung der 
Welt bleiben, ſtark, wie ſie iſt durch ihre philoſophiſchen Leh⸗ 
ten, reich an ſittlichen Vorbildern, groß in ihrer Reinheit, un⸗ 
erreicht an innerer göttlicher Wahrheit, vor der ſelbſt die ſchärf⸗ 
ſten und gewaltigſten Denker am Ende in Demuth ſich beugen 
mußten; möge ſie letzter Troſt denen bleiben, welchen hienieden 
keine Hoffnung mehr lächelt, ſo wie der letzte Schrecken ſolcher, 
denen alle Erdenfurcht fremd geworden: — aber, flehe ich 
Euch an, laßt nicht fernerhin Chriſten ſelbſt die heiligſten Vor⸗ 
ſchriften ihres Glaubens ſchänden, indem ſie den Kampf der 
Wahrheit mit den Waffen des Irrthums kämpfen, indem ſie 
durch ungerechtes, ja tyranniſches Handeln einer Religion zu 
dienen wähnen, deren erhabenſter Ruhm es iſt, daß durch ſie 
zuerſt dem Menſchengeſchlecht gegeben worden die Lehre einer 
allumfaſſenden, allerbarmenden Liebe. (Lange anhaltender Beifall.) 


XX. 
Merk's Rede über Juden⸗Emanecipation.) 


(Gehalten am 27. Septbr. 1833 in der zweiten badiſchen Kammer.) 


Als ich im Jahre 1831 dafür ſtimmte, daß zwar nicht 
ſogleich und geradehin die Gleichſtellung der Israeliten ausge⸗ 
ſprochen, ſondern nur durchgreifende Vorbereitungen zur Er⸗ 
zielung derſelben getroffen werden ſollten, ſo dachte ich nicht 


) Der badiſchen zweiten Kammer waren im Jahre 1833 viele 
Petitionen überreicht, welche auf volle Gleichſtellung der Bekenner 
des moſaiſchen Glaubens mit den chriſtlichen Staatsbürgern in allen 
politiſchen wie bürgerlichen Rechten antrugen. In der 68ſten öffent⸗ 
lichen Sitzung derſelben Kammer erſtattete der Abgeordnete von 
Rotteck im Namen der Majorität der Commiſſton, welche jene Pe— 
titionen geprüft hatte, Bericht; dieſer ſchloß mit folgenden Worten: 
„Ihre Commiſſion, meine Herren, wiederholt den Autrag auf die 
Tagesordnung unter der ausdrücklichen Erklärung ihres, den Gefin- 
nungen und Beſchlüſſen der Kammer von 1831 gemäßen, fortwäh⸗ 
renden Wunſches, die Emancipation der Juden möglichſt bald realiſirt 
zu ſehen, ſo wie ihrer Hoffnung, daß ſolches Ziel auf dem durch jene 
Beſchlüſſe angedeuteten, wenn gleich bis jetzt von den Israeliten 
mißverſtandenen oder abgelehnten Wege auf eine allſeitig befriedigende 
Weiſe werde erreicht werden.“ Die angedeuteten Beſchlüſſe der Kam: 
mer von 1831 aber waren folgende: „1) Den Juden ſolle jetzt 
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daran, daß dießfalls gar nichts geſchehen werde, zwar nicht in 
der Art, daß man von ihnen fordere, daß ſie in Hinſicht der 
äußern Geſtaltung ihrer Religion und ihrer Ceremonialgeſetze 


ſchon eine vollftändige Gleichſtellung in Hinſicht ihrer politiſchen 
Rechte mit den Chriſten nicht zu Theil werden. 2) Die Regierung 
ſoll gebeten werden, eine Verſammlung von Abgeordneten der Israe— 
liten zu veranlaſſen, und dieſer diejenigen Vorlagen zu machen, welche 
die Regierung ſelbſt für zweckmäßig findet, und ſofort die der weitern 
Civiliſation der Israeliten entgegenſtebenden Hinderniſſe nach Thun⸗ 
lichkeit zu beſeitigen. 3) Das neue Geſetz über die Bürgerannahme 
und jenes über die Gemeindeverfaffung ſoll an dem bisherigen 
Rechtszuſtand der Israeliten nichts, weder zu ihrem Vortheil noch 
zu ihrem Nachtheil, ändern, ſondern ſie ſollen in dem unge⸗ 
ſchmälerten Beſitz aller derjenigen Rechte verbleiben, die ſie bis⸗ 
her in den einzelnen Gemeinden beſaßen.“ Nachdem Rotteck ſeinen 
Bericht beendet hatte, trug der Abgeordnete Gerbel die Anſicht der 
Minorität in der Commiſſton vor, welche beſchloſſen hatte, „die einge⸗ 
kommenen Petitionen dem Großherzoglichen Staats miniſterium zu 
dem Ende zu überweiſen, um ein angemeſſenes, durch die Zeit und 
Gerechtigkeit gebotenes Geſetz über die Emancivation der Juden auf 
ſachgemäßem Wege vorzubereiten.“ Darauf begann die Debatte, 
welche der Abgeordnete Merk mit der angeführten Rede eröffnete. 
Die Hauptredner der Kammer, wie Bekk, Sander, Welder, 
Bader, Rindeſchwender, Duttlinger, Fecht, Föhrenbach, 
zuletzt noch einmal die beiden Berichterſtatter ließen ihre verſchiedenen 
Anſichten über dieſe bedeutende Frage der modernen Civiliſation ver⸗ 
nehmen. Die Abſtimmung ergab das Reſultat, daß der Vorſchlag der 
Minorität in der Petition-Commiſſion von 35 gegen 15 Stimmen ver⸗ 
worfen wurde. Die Minorität der Kammer beſtand aus den Abgeordneten 
Bader, Bekk, Duttlinger, Gerbel, Grimm, Kröll, Lauer, 
Martin, Mohr, Speyerer, Trefurt, Walchner, Welcker, 
Wetzel II. und Wolff. Die Mehrheit dagegen beſtand aus den 
Abgeordneten Armbruſter, Blankenhorn, Buhl, Dörr, von 
Dürrheimb, Fecht, Föhrenbach, Gläß, Goll, Grether, 
Köhler, Körner, Magg, Marget, Müller, Platz, Rege⸗ 


über Juden-Emaneipation. 31 


nachgeben, weil man dieſes nicht verlangen kann, und von 
ihnen nicht zugegeben werden könnte, ſondern nur in Beziehung 
auf die Modifikation gewiſſer Gebräuche und Gewohnheiten. 
Ich bedauere, daß deshalb nichts geſchehen iſt, ſehe aber nun 
ein, daß mit den Einleitungsmaßregeln nicht gedient ſein wird, 
ſondern es beſſer iſt, wenn ſich die Kammer geradehin für die 
Gleichſtellung ausſpricht. Ich glaube nämlich, daß dieß nach 
der Idee des in ſeiner Einheit beſtehenden Staats eine Staats— 
pflicht ſei, und daß in Beziehung auf dasjenige, was in andern 
Staaten geſchieht, die Ehre von Baden es um ſo mehr fordere, 
einen entſcheidenden Schritt dafür zu thun, als Baden ſonſt in 
dieſem Theil der Geſetzgebung andern Staaten ſogar vorange— 
ſchritten iſt. Man ſage nicht, daß die Israeliten der Regierung 
nicht entgegengekommen ſeien, und daß ſie unterlaſſen hätten, 
eine Neigung zu zeigen, ſich unſern beſtehenden Einrichtungen 
zu aſſimiliren. Wäre dieſes aber auch nicht geſchehen, ſo glaube 
ich, daß man ihnen deshalb mit Recht keinen Vorwurf machen 
kann. Der Impuls zur Verbeſſerung ihres Zuſtandes muß, 
meiner Ueberzeugung nach, von uns ausgehen, und es iſt, 
pſychologiſch betrachtet, eine verkehrte Forderung, daß ſie ſich 
uerſt aſſimiliren ſollen. Vielmehr glaube ich, daß der andere 
Wg naturgemäß ſei. Der Unterdrückte iſt nicht gerade in der 
Lage, ſich ſelbſt emancipiren zu können, ſondern man muß ihm 
dazu helfen, und ſo lange der Israelit keine Gewißheit hat, 


nauer, Rettig v. K., Rettig v. Sch., Rindeſchwendet, 
von Rotteck, Rutſchmann, Sander, Schaaff, Schinzin— 
ger, Seltzam, Seramin, Sonntag, Tritſchler, von 
Tſcheppe, Vetter, Wetzel J., Weyſſer, Winter v. H., 
Witzenmann. Seitdem haben ſich in ſpätern Kammerſeſſionen, 
zuletzt 1842, dieſelben Anſichten und Reſultate über die Juden⸗ 
Emancipation in Baden wiederholt, ein Zeichen, daß die Kammer 
ſich in dieſer Frage nicht über etwaige Vorurtheile ihrer Committen— 
ten zu erheben wußte. 
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daß er bei erreichter Bildung auch deren Nutzen haben werde, 
ſo lange er fürchten muß, ungeachtet dieſer erreichten Ausbildung 
doch von der Ausübung der allgemeinen öffentlichen Rechte 
zum Theil ausgeſchloſſen zu bleiben, kann er auch kein beſon⸗ 
deres Intereſſe daran haben; erſt wenn er deſſen gewiß iſt 
und die Bahn ſich freigegeben ſieht, wird er auch in einem 
freiern Aufſchwung das höhere Ziel des Staatsbürgerthums zu 
erſtreben ſich bemühen. Meiner Ueberzeugung nach bleibt abo 
nichts übrig, als die Israeliten in die Maſſe der chriſtlichen 
Bevölkerung mit gleichen Rechten hineinzuwerfen, damit ſie, 
vom Strome fortgeriſſen, gleich den in einem Flußbett hin⸗ 
rollenden Kieſeln ſich abrunden und dem Beſtehenden ſich an— 
fügen. Richtet man den Blick auf diejenigen Länder, wo dieſe 
Gleichſtellung ſchon erreicht iſt, ſo zeigt ſich keineswegs die 
Gefahr, die man ſonſt davon fürchtet, und es ſind die Folgen 
keineswegs eingetreten, mit denen Einer den Andern zu er— 
ſchrecken ſucht. Es war auch nicht dieſe Beſorgniß, die in 
England kürzlich die Bill über die Emaneipation der Juden 
ſcheitern machte, ſondern es waren die Grundſätze der Tories, 
die beharrlich darauf ausgehen, in dieſer Zeit nichts an dem 
Alten zu ändern, und auch darum, weil in England kein po⸗ 
ſitives Geſetz den Hebräer in der Ausübung der allgemeinen 
Rechte hindert, ſondern dieſe Uebung in vielfacher Beziehung 
nur deßwegen nicht ſtattfindet, weil dieſelbe dort an die Leiſtung 
eines beſondern Eides gebunden iſt, der ſo wörtlich genommen 
wird, daß die Israeliten ihn vermöge ihrer Religion nicht 
leiſten können. Bei uns ſollte wohl die Beſorgniß eines ſo 
großen Nachtheils nicht vorherrſchen, weil die Israeliten ſchon 
in dem Genuß der meiſten bürgerlichen Rechte, beſonders der⸗ 
jenigen ſtehen, die ſich auf den Verkehr beziehen, und weil ſich 
dieſer Genuß in unſerm Staatsrecht am früheſten in Deutſch⸗ 
land gegründet findet, weßhalb wir auch ſchon in dieſer Be⸗ 
ziehung gar nicht zurückbleiben ſollten. Schon das erſte Con⸗ 
ſtitutionsedikt hat in dem §. 8 den Hauptgrundſtein zu ihrer 
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Emancipation gelegt, indem nach deſſen Hauptprinzip keine 
Religion im Staate in dem Sinne herrſchend ſein kann, daß 
die Mitglieder irgend einer ſolchen von der Theilnahme an dem 
Ausfluß der allgemeinen ſtaatsrechtlichen Vortheile auszuſchlie— 
ßen ſeien. Der zweite Hauptpfeiler, worauf die Forderung auf 
Gleichſtellung beruht, iſt der aus der natürlichen Billigkeit in 
das Staatsrecht übergegangene Satz, daß derjenige, der gleiche 
Laſten zu tragen hat, auch den Mitgenuß an den gleichen ent— 
ſprechenden Rechten haben ſolle. Eine andere und entgegenges 
ſetzte Folgerung aus der nämlichen Grundlage wurde durch das 
Rechtsprinzip verliehen, und man konnte eine ſolche Folgerung 
nicht durch das Vorgeben beſchwichtigen, daß religiöſe Sitten 

und Gewohnheiten es hindern, dieſe Rechte gehörig und im 
Einklang mit unſern Einrichtungen zu üben. Denn wenn die 
Israeliten dieſe Sitten und Gewohnheiten nicht hindern, alle 
Verpflichtungen gegen den Staat zu leiſten, wenn dieſer keine 
Bedenklichkeiten bei der Annahme ſolcher Leiſtungen findet, ſo 
ſehe ich nicht ein, welche Bedenklichkeit in der Geſtattung der 
Ausübung der dieſen Verpflichtungen entſprechenden Rechte lie— 
gen ſoll. Es iſt meiner Ueberzeugung nach eine etwas ſchwere 
Unterſcheidung gegen die Israeliten rückſichtlich der Forderung 
zur Leiſtung ihrer Bürgerpflichten und rückſichtlich der Be— 
ſchränkung der Ausübung ihrer Rechte gemacht, worin ich kei— 
neswegs irgend eine Conſequenz finden kann, und ſie hat auch 
für ſich eigentlich keinen Grund. Denn betrachtet man die— 
jenigen Israeliten, die in ihrer Bildung fortgeſchritten ſind, ſo 
findet man nicht, daß ihre Religion und Sitten hierin ein be— 
ſonderes Hinderniß ſind. Der jüdiſche Arzt wird auch am 
Sabbath ſeine Kranken beſuchen und der Advokat ſeine Prozeſſe 
führen. Es iſt auch insbeſondere nicht zu läugnen, daß der 
Widerſpruch gegen die Gleichſtellung der Juden einen Still— 
ſtand in dem Gang der Ciriliſation bewirken würde, der mit 
dem großartigen Aufſchwung, den unſere Geſetzgebung hinſicht⸗ 
lich der Einführung der Rechtsgleichheit und * Ausgleichung 

It. 
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der verſchiedenartigen Intereſſen der bürgerlichen Geſellſchaft 


genommen hat, in einem ſonderbaren Contraſt ſteht; man 
fühlt, daß das, was man für dieſe Lückenhaftigkeit noch an⸗ 
führt, daß nämlich die Staatsklugheit es zur Zeit noch fordere, 
dieſe Kluft nicht auszufüllen, nicht genüge. Es iſt nicht ſo 
gerade das materielle Uebelbefinden in der gegenwärtigen Lage 
der Israeliten, und andererſeits die Beſorgniß der chriſtlichen 
Bevölkerung in Beziehung auf die ihr durch die Gleichſtellung 
zugehenden Nachtheile, die bei der Frage über die ſogenannte 
Emancipation hier entſcheidend wäre, ſondern es iſt das Unrecht, 
wodurch fe von dem entfernt gehalten werden, was doch all— 
gemeinen Rechtens iſt, daß ſie Laſten tragen und ihnen zum 
Theil die Rechte genommen bleiben ſollen — ein Unrecht, das 
wenigſtens die Staatspolitik nicht beſchönigen kann, weil die 
Gründe, die für die Hinhaltung ſprechen, diejenigen Gründe, 
die nach Recht und Vernunft und dem Geiſt der Verfaſſung 
die Emaneipation anrathen, nicht überwiegen. Sie überwiegen 
ſie beſonders nicht, wenn man nach der Natur der Menſchen 
vorausſetzt, daß ſolche Mißſtände, wie ſie allerdings da ſind 
und wie ſie dem Judenthum ſeit Jahrhunderten ankleben, nicht 
in einer Generation untergehen können, daß ſie ſich überhaupt 
nicht eher heben werden, als bis die Entfeſſelung geſchehen iſt; 
denn gerade dasjenige, was ihnen noch fehlt, iſt von der Art, 
daß darin der meiſte Antrieb zu ihrer Vervollkommnung und 
zur Abſtoßung deſſen liegt, was in ihren Formen und Gewohn⸗ 
heiten ihrer Emancipation entgegenſtehen fol, und zur Anpaf⸗ 
ung an unſere Civiliſation. Sie können ohne eine ſolche 
Ausbildung nicht zur Uebung dieſer Rechte kommen, und zum 
Behufe dieſer Ausbildung iſt es eben ſo nothwendig, daß ſie 
dasjenige ablegen, was ihnen ſo ſehr entgegenſteht, kurz, daß 
eine gewiſſe Charakterveränderung mit ihnen vorgeht. Es kann 
deshalb auch nicht wohl die Rede von einem ſo oft gehörten 
ſucceſſiven Uebergang, einer ſucceſſiven Gleichſtellung die Rede 
fein, weil fie ja die meiſten Rechte ſchon haben, und dasjenige, 
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was noch übrig iſt, gerade der Antrieb zu ihrer Vervollkomm⸗ 
nung ſein, alſo vorausgehen muß. 

Ich weiß zwar wohl, daß die Meinung, es ſollten die 
Israeliten jetzt ſchon, alſo vor der Gleichſtellung, ſo beſchaffen 
ſein, ziemlich verbreitet iſt, allein es iſt deshalb nicht minder 
widernatürlich, und darum iſt auch von einer Seite ausge⸗ 
ſprochen worden, daß der Widerſpruch gegen ihre Emaneipation 
in einer gewiſſen chriſtlichen Popularität zu liegen ſcheine. Ich 
glaube auch, daß Viele, die dagegen ſind, dieſes für populär 
halten, allein ich möchte auf dieſe Popularität das Beiwort 
„chriſtlich“ nicht anwenden, denn man kann es ſich nicht ver— 
hehlen, daß nicht wegen der Religioſität, nicht wegen der Be⸗ 
ſorgniß eines Eintrags in das Chriſtenthum ſelbſt viele Stim— 
men im Volke gegen die Emaneipation ſind, ſondern wegen 
der Beſorgniß eines Eintrags in die materiellen Intereſſen, 
wegen der Beſorgniß, daß bei einer Gleichſtellung die Thätig— 
keit der Chriſten noch überflügelt werde, und wegen der Be— 
ſorgniß, daß bei einer Zulaſſung zum Staatsdienſte theils ihre 
Gewandtheit, theils die von Vielen vorausgeſetzte geringere 
Scheu in Anwendung unerlaubter Mittel die Chriſten verdrän— 
gen werde. Das iſt es, was beſonders im Volke den Wider— 
ſtand gegen die Emancipation erhält. Es iſt alſo eigentlich 
bei dem Lichte betrachtet das Mißtrauen in unſere eigenen 
Kräfte und ſogar die Vorausſetzung unſerer eigenen Schwäche 
und Zugänglichkeit, weshalb wir die Schranke gegen ſie nicht 
niederreißen wollen. Es wäre aber eines Geſetzgebers unwürdig, 
von der Unterſtellung eines ſolchen moraliſchen, ſelbſtverſchul— 
deten Unterliegens bei einem Akt der Gleichſtellung auszugehen, 
und letzteren deshalb nicht ergehen laſſen zu wollen. 

Die Geſetzgebung ſteht höher; es iſt ihre Aufgabe, die 
öffentliche Meinung zu berichtigen und die Vorurtheile zu ver⸗ 
nichten. Es iſt nämlich offenbar, daß bei der Gleichſtellung 
der Israeliten noch manches Vorurtheil im Spiele ſei. Die 
Nachtheile und ſchlimmen Folgen, die durch ſie eintreten ſollen, 


36 Merk's Rede 


werden ſchon feit langer Zeit nacherzählt und zum Theil ſchreck⸗ 
lich hingeſtellt, obgleich in den Ländern, wo die Emaneipation 
beſteht, von allem dem nichts zu erblicken iſt. Ueberhaupt 
ſieht man wohl, daß der Widerſpruch gegen ihre Gleichſtellung 
ſich weniger auf die Sache als auf die Perſönlichkeit bezieht, 
welche Perſönlichkeit aber in der Gleichſtellung untergehen muß. 
Nur darf man nicht fordern, daß dieſes ſogleich geſchehe. Es 
wird gewiß geſchehen, aber es werden Generationen dazu noth⸗ 
wendig ſein. 

Man hat vor funfzig Jahren, als man die Israeliten 
etwas menſchlich zu behandeln begann, als man ihnen gewiſſe 
Rechte gab, daſſelbe Geſchrei erhoben, und gleichwie man ſich 
jetzt darüber wundert, ſo wird man ſich in funfzig Jahren dar⸗ 
über wundern, daß heut zu Tage noch von Vielen ein fo hef— 
tiger Widerſpruch gegen dieſe Gleichſtellung erhoben wird. Man 
richte die Blicke auf die junge Generation der Israeliten, be⸗ 
ſonders in den Städten, man betrachte die Art ihrer Erziehung 
und den Grad ihrer Ausbildung, ſo wird man doch finden, 
daß dieſe Zeit der Reife nahe ſei. Schon das große Intereſſe, 
das ſie an dieſer Frage überall nehmen, und die aus ihrer 
Mitte erſchienenen Vertheidigungsſchriften voll Scharfſinn und 
Beredtſamkeit, freilich auch mit dem Ausdruck eines gewiſſen 
bittern Gefühls, das aber meiner Anſicht nach etwas verzeihlich 
iſt, beweiſen doch hinreichend ihre Ausbildungsfähigkeit. Man 
muß bei ſolchen Betrachtungen nicht hinunterſteigen und den 
niederſten Theil des Volkes betrachten; denn wenn wir unſere 
Civiliſation auch nach dem untern Theil des Volkes bemeſſen 
würden, ſo könnte man auch manches dagegen zu erinnern haben. 

Auch die Einwendungen, die man dagegen in dem Be⸗ 
richte der Mehrheit der Commiſſion macht, haben auf mich 
keinen beſondern Eindruck geäußert; denn der Einwand, daß 
hier eine Verfaſſungsabänderung höchſt bedenklich ſei, wird ver⸗ 
ſchwinden, weil es gewiß weniger auf eine Abänderung der 
Verfaſſung, als auf eine Erläuterung derſelben ankommen wird, 
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indem der §. 9 derſelben, der feſtſetzt, daß die Mitglieder der 
drei chriſtlichen Confeſſionen Anſprüche auf alle Militär- und 
Civilſtellen haben ſollen, andere noch nicht poſitiv ausſchließt, 
und der $. 37 bedarf nur einer in der früheren Geſetzgebung 
und dem Geiſt der Verfaſſung liegenden erläuternden Ausdeh— 
nung. Noch viel weniger iſt mir der Einwand klar, daß nicht 
die Zeit dazu vorhanden ſei. Gerade jetzt iſt die Zeit, einen 
Theil der Bevölkerung von 18000 Seelen für das conſtitutio⸗ 
nelle Syſtem zu gewinnen zu ſuchen, zu welchem ſie, weil ſie 
zurückgeſtoßen werden, keine beſondere Liebe gewinnen können. 

Es iſt überhaupt die Zeit, daß alle Staatsangehörigen ſich 
in ein großes Bürgerthum eonſolidiren, um mit vereinter Kraft 
für die Erhaltung der Verfaſſung zu wirken. Ich bin alſo 
entſchieden für bie Gleichſtellung der Juden, etwa in dem Sinne, 
wie das heſſiſche Geſetz ſolche ausſpricht, wobei es denn darauf 
ankommen wird, ob, wenn wir die Vorlage eines Geſetzes er— 
halten, für eine gewiſſe Uebergangsperiode einige Vorſichtsmaß— 
regeln zu treffen fein möchten, worüber ſich aber hier auszu⸗ 
ſprechen nicht der Ort ſein wird. — Meine Herren, ich glaube, 
daß es in dieſer Sache nichts mehr taugt, zu zögern und zu 
temporiſiren, daß in Vergleichung deſſen, was in faſt allen 
andern eonftitutionellen Staaten geſchehen iſt, dieſes Zögern 
uns in eine ſonderbare Stellung bringt, daß man es in Vers 
gleichung mit den Grundſätzen, die aus dem Vernunftrechte, 
aus dem Repräſentativſyſtem, aus den conftitutionellen Staats⸗ 
einrichtungen hier ſchon entwickelt worden ſind, unerklärbar 
finden würde, dieſen Stillſtand zu behaupten. Ein Beſchluß 
auf die Tagesordnung würde für diejenigen in Deutſchland, 
welche die Harmonie der Gerechtigkeit lieben, als Diſſonanz 
tönen. Ich ſtimme für den Antrag der Minorität. 


Biographiſche Notizen über Merk. 


Jsſeph Merk wurde geboren zu Donaueſchingen am 21. Dez. 
1780. Sein Vater, Peregrin Merk, war Hofrath in Dienſten 
des Fürſten von Fürſtenberg und hat ſich um die Geſchichte dieſes 
Hauſes durch eine Sammlung von Urkunden und Erläuterungen 
nicht unbedeutende Verdienſte erworben. Nachdem Joſeph Merk 
ſich auf dem Gymnaſtum ſeiner Vaterſtadt zum Beſuch der Univer⸗ 
ſität vorbereitet hatte, begab er ſich nach Freiburg im Breisgau, um 
ſich dort dem Studium der Rechtswiſſenſchaft zu widmen. Nachdem 
er im Jahre 1803 ſeine Studien daſelbſt vollendet hatte, trat er in 
Donaueſchingen als Sachwalter auf, bis er im Jahre 1806 Amts⸗ 
ſchreiber zu Stühlingen wurde. Von hier wurde er 1812 als Amt⸗ 
mann nach Hüfingen verſetzt, und kehrte 1814 in derſelben Eigen⸗ 
ſchaft wieder nach Stühlingen zurück. Die Kriegsjahre von 1813— 
1815, während welcher er die Geſchäfte des Kriegskommiſſariats in 
ſeinem Amtsbezirk hatte verwalten müſſen, waren für ſeine Geſund⸗ 
heit von nachtheiligen Folgen geweſen; deshalb ſah er ſich im Jahre 
1822 veranlaßt, auf unbeſtimmte Zeit Urlaub zu nehmen, um ſeine 
zerrüttete Geſundheit wieder herzuſtellen. Er wählte nun Freiburg 
zum Sitze ſeines Aufenthalts, wo ihn die wohlthätige Muße, ſo wie 
das geſunde Klima des Ortes in kurzer Zeit von ſeinen körperlichen 
Leiden in dem Grade befreite, daß er ſchon wieder 1825 in Amts⸗ 
thätigkeit übergehen konnte, und zwar nun als Rath bei dem Frei⸗ 
burger Hofgerichte. Während ſeines dortigen Aufenthalts war Merk 
in engere und freundſchaftliche Verbindung getreten mit Rotteck 
und dem Alterthumsforſcher Leichtlen; dieſe drei Männer wurden 
die Gründer der Freiburger hiſtoriſchen Geſellſchaft, für welche Merk 
höchſt intereſſante und geiſtreiche Beiträge geliefert hat. Später war 
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er ein fleißiger Mitarbeiter an dem von Duttlinger begründeten 
„Archiv für Rechtspflege und Geſetzgebung im Großherzogihum 
Baden “. 

Als das Jahr 1831 für Baden eine erhöhte Theilnahme in 
das conſtitutionelle Leben brachte, und ein neuer Landtag einbe⸗ 
rufen wurde, richtete ſich die Aufmerkſamkeit des Volkes auch auf 
Merk, als einen würdigen Vertreter feiner Intereſſen. Das Ber: 
trauen, welches er ſich in ſeinen bisherigen Aemtern erworben hatte, 
war das beſte Unterpfand, daß er dem neuen Berufe als Volksab— 
geordneter mit ganzer Hingebung für die allgemeinen Intereſſen des 
Volkswohls nachkommen werde. Er wurde zum Abgeordneten von 
dem Amte erwählt, in welchem Stühlingen, der Ort ſeiner früheren 
Wirkſamkeit, lag, für Blumberg, Stühlingen, Bonndorf, Löffingen 
und Neuſtadt. Er rechtfertigte vollkommen das Vertrauen ſeiner 
Committenten; denn kaum eingetreten in die Kammer, ſtand er auch 
ſchon in der erſten Reihe der Männer, durch welche jener badiſche 
Landtag von 1831 für ganz Deutſchland eine ſo hohe Bedeutung 
und nachhaltige Wirkſamkeit gewann. Er kämpfte zwar in der vor⸗ 
derſten Reihe der Oppoſttion, indem er überall für ſcharfe und con— 
ſequente Durchführung ächt liberaler Grundſätze in die Schranken 
trat, aber ieß zugleich auch niemals die praktiſche Richtung aus 
den Augen; an allen großartigen und inhaltſchweren Discuſſtonen 
nahm er den lebhafteſten Antheil, ſo wie er ſehr bedeutende Fragen 
ſelbſt anregte und fortleitete. Zu den Motionen, welche er auf die— 
ſem Landlage ſtellte, gehörten z. B. folgende: über Tragung und 
Ausgleichung von künftigen Kriegslaſten, gegründet auf das Prinzip 
der Theilnahme aller Staatsbürger an dem Gemeinwohl nach Ber: 
bältmiß ihres Vermögens (am 26. März 1833); über Leiſtung des 
Verfaſſungseides durch das Militär; dieſe Motion konnte die geſetz⸗ 
lichen Stadien bis zum Antrag auf Beſtätigung bei der höchſten 
Stelle nicht durchmachen, weil die erſte Kammer ihr den Beitritt 
verſagte. — Merk hielt ausgezeichnete Vorträge, wie z. B. über die 
Herſtellung der Verfaſſungsurkunde, worauf Itzſtein (ſiehe Bd. 1. 
S. 221 ꝛc.) angetragen hatte, am 21. April; über Freiheit der 
Preſſe (am 27. Juni), zur Unterſtützung der von Welcker begrün⸗ 
deten Motion; über Emancipation der Juden, womit ſich die zweite 
badiſche Kammer in der Sitzung vom 3. Juni beſchäftigte und 
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zu dem früher erwähnten Reſultate gelangte. Ferner hielt Merk 
ausgezeichnete Vorträge über die ſtandesherrlichen Verhältniſſe und 
über die Verantwortlichkeit der Miniſter. Er war Berichterſtatter 
über die Aufhebung der Adminiſtrativjuſtiz und über die Einführung 
der neuen Prozeßordnung; auch nahm er weſentlichen Antheil an der 
Debatte über die Gemeindeordnung, wobei er durchaus auf demokra⸗ 
tiſche Prinzipien zurückging. 

Auf dem Landtage des Jahres 1833 erhielt Merk eine An⸗ 
erkennung ſeiner Verdienſte, indem ihn die Kammer zum zweiten Vice⸗ 
präſtdenten erwählte. Große Anerkennung fand die von ihm auf 
dieſem Landtage vorgebrachte und begründete Motion über die Ber 
dingungen und Formen des Unterfuchungsarreftes (ſ. Bd. 1. S. 104), 
die von dem Grundſatz ausging, daß ein Angeklagter vor dem Ge⸗ 
ſetze erſt nach feiner Ueberführung als ſchuldhaft erſcheine; daß daher 
deſſen Verhaftung nur als eine durch die Nothwendigkeit bedingte 
Sicherheitsmaßregel, nicht aber, wie es gewöhnlich geſchehe, als ein 
Mittel zur Unterſuchung ſelbſt anzuſehen und daß ſomit dem Spitem 
der Cautionsleiſtung Raum zu geben ſei. Die wiederholt zur Sprache 
gebrachte Emancipation der Juden glaubte er, wie aus der mitge⸗ 
tbeilten Rede hervorgeht, wiewohl ſte, wenn man nach der Abſtim⸗ 
mung der Kammer urtheilen will, gegen die Wünſt id Ueber: 
zeugung des größten Theils des badiſchen Volkes war, auch dießmal 
unterſtützen zu müſſen. Mit Kraft und Würde ſprach er ſeine 
Meinung aus gegen das unbedingte Verbot aller Verſammlungen 
und Vereine, und ſcharf tadelte er die Verordnung wegen Zurück⸗ 
nahme des Preßgeſetzes vom Jahre 1831. Als auf die berühmte 
Motion Rotteck's, eine Commiſſton zur Unterfuchung des Zuſtandes 
des Vaterlandes zu ernennen, und hiernach die geeigneten Anträge 
der Kammer vorzulegen (vorgetragen am 5. Juli 1833), ein Depu⸗ 
tirter (Duttlinger) den Antrag ſtellte, darüber zur Tagesordnung 
zu ſchreiten, widerſetzte ſich Merk dieſem Vorhaben mit den Worten: 
„Ich glaube allerdings, daß in der Motion des Abg. von Rotteck 
wirkliche Anträge liegen, zwar nicht ſtreng nach der Form, aber doch 
nach ihrer Bedeutung und ihrem Sinn. Wenn wir alſo zur Tages⸗ 
ordnung übergehen wollen, ſo muß es aus einem andern Grunde 
geſchehen. Ich werde deshalb nur darüber das Wort nehmen, um 
meinen Antrag zu motiviren, den ich in Beziehung auf die Frage, 
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ob die Motion in Berathung zu ziehen ſei oder nicht, ſtellen werde. 
Der Abg. von Rotteck hat uns ein Gemälde von vielen großen 
Wahrheiten und kräftigen Zügen geliefert, aber auch von Zügen al 
fresco. Das Tableau iſt in ſeiner Rede muſterhaft, mit einer ge⸗ 
wiſſen politiſchen grandioſen Phantaſte entworfen, aber es iſt auch 
darin ein gewiſſer düſterer Sinn erkennbar. Es iſt Wahrheit und 
Dichtung zugleich, die der Antragſteller kunſtreich vermiſcht, dabei 
aber auch Vieles in das Große getrieben hat.“ Sodann geht der 
Redner zur Begründung ſeines Antrags über, der folgender war: 
„Den Gegenſtand mit der zu Protokoll niederzulegenden Erklärung 
auf ſich beruhen zu laſſen, daß die Kammer ſich an die Antwort 
auf die Dankadreſſe anſchließe und die in letzterer ausgeſprochenen 
Geſinnungen wiederholt dahin ausſpreche, daß eine die Verfaſſung 
verletzende und die verfaſſungsmäßigen Rechte beſchränkende Interpre⸗ 
tation der Vundesbeſchlüſſe vom Juni rechtsgültig nie geſchehen 
könne.“ Dieſer Antrag wurde nach einer längern Debatte von allen 
Stimmen, ausgenommen die Winter's von Heidelberg, angenommen. 
Merk ſuchte während des ganzen Landtags von 1833, im Verein 
mit Männern, wie Mittermaier, Bekk und einigen andern, dahin 
zu wirken, daß nicht durch den häufig hervorbrechenden Ungeſtüm der 
Kammerdebatten die Auflöſung des Landtags herbeigeführt werden 
möchte, was er unter den damaligen Verhältniſſen für ein leicht von 
den Gegnern der conſtitutionellen Staatsentwickelung zum Verderben 
des Ganzen auszubeutendes unheilvolles Ereigniß halten mochte. 
Zum Schluß des Landtages, nachdem der Präſident (Mittermaier) 
am 12. November ſchon die letzte Anrede an die verſammelten Abs 
geordneten gehalten hatte, erwarb ſich Merk noch durch den gemüth- 
lich ausgedrückten Wunſch nach einer allgemeinen Amneſtie für die 
politiſchen Vergehen lauten Beifall im ganzen Lande. Er ſprach, 
wie er ſelbſt bemerkte, im Gefühl der Freude über den glücklichen 
Schluß des Landtages, wozu er allerdings Weſentliches beigetragen 
hatte, und in der reinen Abſicht eines wirklich patriotiſchen Herzens 
den Wunſch aus, daß die hohe Regierung, nicht zufrieden mit dem 
alle Gutgeſinnten befriedigenden glücklichen Schluſſe dieſes Landtages, 
noch einen Akt der Milde ausüben, und denjenigen, die wegen poli— 
tiſcher Vergehen ſchon beſtraft ſeien, im Wege der Gnade ihre Strafe 
erlaſſen, und daß diejenigen Unterſuchungen, die über die ſogenannten 
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politiſchen Vergehen noch obſchwebten, ganz ohne alle Ausnahme 
abolirt und für abgemacht erklärt werden möchten. Wenn eine ſo 
treu geſinnte Kammer, wie die badiſche, welche ſchon ſo entſchiedene 
Proben von Anhänglichkeit an Fürſt und Vaterland an den Tag 
gelegt habe, einen ſolchen Wunſch ausſpreche, ſo glaube er nicht, daß 
er auf einen unfruchtbaren Boden fallen werde. 

Gegen Ende des Jahres 1834 wurde Merk zum Rath und 
geheimen Referendar im Juſtizminifterium ernannt, womit er zugleich 
Mitglied der Geſetzgebungs-Commiſſion wurde. Zu einer ſolchen 
Stellung befähigten ibn ganz beſonders ſeine ausgezeichneten juriſti⸗ 
ſchen Kenntmniſſe ſowohl, als fein durch Erfahrungen erprobter Cha⸗ 
rakter. In den beiden Ständeverſammlungen vom Jahre 1835 und 
1837, in welcher letztern er wiederum zum zweiten Vicepräſtdenten 
erwählt wurde, ſtritt Merk jederzeit in den Reihen derjenigen, welche 
als Wortführer für die Erhaltung und Ausbildung der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Grundſätze, für den Schutz des Rechts und die Abwehr 
jeglichen Unrechts auftraten; er hielt ſich aber immer in dieſen con⸗ 
ſtitutionellen Kämpfen fern von jeder Heftigkeit, und konnte deshalb 
wobl bisweilen den Schein eines übertriebenen Moderantismus nicht 
vermeiden. Was ſeine Wirkſamkeit und Thätigkeit aber unter den 
bisweilen ſchwierigen Verhältniſſen beſtimmte, das war die Rückſicht 
auf die praktiſche Richtung und die Möglichkeit der Ausführung. 
Ihm kam es immer zunächſt darauf an, daß die Maßregeln der 
Kammer auch von Erfolgen begleitet werden möchten. Daher warf 
er ſich häufig, wie dieß ſchon früher bei der Motion Rotteck's der 
Fall geweſen war, zum Vermittler zwiſchen den extremen Richtungen 
auf und ſah nicht ſelten feine Anſtrengungen von glücklichen Er⸗ 
folgen gekrönt. Für die Kammerſitzung von 1839 wurde er zum 
Regierungs⸗Commiſſär ernannt, was nothwendig auf ſeine Thätigkeit 
als Abgeordneter Einfluß üben mußte; doch wußte er auch in dieſer 
doppelten Stellung, die eigentlich einen Widerſpruch in ſich enthielt, 
ſeine freie Ueberzeugung von der Nothwendigkeit der Rechtsentwicke⸗ 
lung, welche je länger je mehr zu verſchwinden drohte, zu bewahren, 
und ſprach ſich ohne Scheu und Rückſicht z. B. bei den Verhand⸗ 
lungen der Kammer über die Lage Hannovers aus, ſo daß man 
keine Veränderung ſeiner früheren Geſinnung an ihm bemerken 
konnte. Merk iſt vorzüglich ein juriſtiſcher Redner; ſeine Vorträge 
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find abgemeſſen, gedrängt und beſonnen; fie wirken mehr auf den 
Verſtand als auf die Phantaſie, indem ſie ſich von dramatiſchem 
Schmuck und leidenſchaftlichem Ausdruck ganz fern halten. Die 
Schärfe ſeines Verſtandes weiß aber jedem Gegenſtande, mag er 
auch ſchon vielſeitig beleuchtet und erörtert fein, immer noch neue 
Seiten und Anſichten abzugewinnen, jo daß feine Reden in den 
Discuſſionen der badiſchen Kammer eine wohlverdiente Beachtung 
finden mußten und ihnen der Beifall auch in den größern Kreiſen 
des deutſchen Vaterlandes nicht fehlen konnte. 


XXI. 
R. Peel's Rede über die Emaneipation 
der Katholiken.) 


(Gehalten im Unterhauſe am 5. März 1829.) 


Ich erhebe mich als Miniſter des Königs, unterſtützt von 
der gerechten Autorität, welche dieſen Charakter bekleidet, um 
den Rath zu vertheidigen, den ein vereinigtes Kabinet Sr. Ma⸗ 


e) Dieſe Rede führte die Entſcheidung in der ein halbes Jahr: 
hundert lang verhandelten Frage herbei; denn am 30. März ging 
die vorgelegte Bill im Unterhauſe, am 10. April im Oberhauſe durch 
und erhielt am 13. die königliche Beſtätigung. Von den Anſtren⸗ 
gungen, die ſeit langen Jahren gemacht waren, um den Katholiken 
die Gleichſtellung der bürgerlichen und politiſchen Rechte zu verſchaf⸗ 
fen, iſt in der angeführten Rede mehrfach Erwähnung gethan; doch 
finden wir ſelbſt in noch früheren Zeiten, welche Peel's Rede nicht 
in die Erinnerung zurückruft, die entſchiedenſten Verſuche, um zu 
dieſem Ziele zu gelangen. Am 18. März 1779 überreichten z. B. 
die römiſchen Katholiken von Glasgow und Edinburg durch Burke 
dem Haufe der Gemeinen eine Bittſchrift um Herſtellung ihrer geſetz⸗ 
lichen Anſprüche an den Staat. Ueber dieſen Gegenſtand wurde 
häufig in dem Unterhauſe während der Jahre 1779 und 1780 ver⸗ 
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jeſtät gab, in der Thronxede die Nothwendigkeit zu empfehlen, 
die Lage Irlands, ſo wie die bürgerlichen Unfähigkeiten der 
Römiſch⸗Katholiſchen in Betrachtung zu ziehen. Ich erhebe 


bandelt; ausgezeichnete Redner, wie Fox, Beauchamp, Lord North, 
Burke, Rockingham und andere ſprachen zu Gunſten der Ka⸗ 
tholiken, und erſt nach funfzig Jahren trugen ihre Bemühungen 
Früchte. Man ſieht, wie langſam die Herſtellung des Rechts unter 
den Menſchen ſich auf dem Wege der Reform geſtaltet, zugleich aber 
auch, daß die Ausdauer in politiſchen Fragen eine der nothwendig⸗ 
ſten Tugenden iſt, und daß man nie das einmal für Recht Erkannte 
aufgeben darf, weil man an der Erreichung deſſelben und an dem 
Erfolge verzweifeln möchte. 7 

Die proteſtantiſche Hierarchie Englands im Verein mit einem 
Theile der Ariſtokratie, an deren Spitze der Herzog von Cumber— 
land, jetziger König von Hannover, ſtand, hatte Alles aufgeboten, 
um das Verlangen des Volkes nach politiſcher Gleichſtellung der 
Katholiken zu hintertreiben und auf geſetzlichem Wege unmöglich zu 
machen. Am 5. März 1829 wurde das Unrecht und die Ohnmacht 
dieſer Partei von R. Peel in der mitgetheilten Rede nachgewieſen, 
und ihre vollkommene Niederlage ausgeſprochen. Auf die denkwür⸗ 
dige Sitzung des Unterhauſes, welche dieſe Entſcheidung herbeiführte, 
war das Publikum ſo geſpannt, daß ſich ſchon Morgens um 10 Uhr 
in den Umgebungen des Hauſes Volksmaſſen ſammelten, ungeachtet 
man wußte, daß Lord Chandos einen Namensaufruf des Unter- 
hauſes veranlaſſen und die Gallerie für die Zuhörer alſo erſt Abends 
um 6 Uhr geöffnet werden würde. Jeder blieb auf ſeinem Poſten, 
und immer ſtärker ſtrömte das Volk zu, ſo daß, als zuletzt wenige 
Minuten nach 6 Uhr der Zutritt wirklich frei wurde, das Gedränge 
wahrhaft furchtbar war. In zwei Minuten war kein Sitz mehr 
offen, dichtgedrängt von Menſchen war die Vorhalle, und unter allen 
Thüren preßte ſich die Menge. Zuerſt ſollten mehrere Petitionen 
übergeben werden, aber die Ungeduld des Hauſes ſelbſt war ſo groß, 
und die Neugier ſo ausſchließlich auf Peel gerichtet, daß kein an⸗ 
deres Mitglied ſich Gehör verſchaffen konnte, ſondern alle, die es 
verſuchten, wieder ungehört niederſitzen mußten. Da erhob ſich Peel, 
und plötzlich trat durch den ganzen Saal allgemeine tiefe Stille ein. 
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mich in einem Geiſte des Friedens, um die Löſung der römiſch⸗ 
katholiſchen Frage in Vorſchlag zu bringen, dieſer Frage, welche 
die Aufmerkſamkeit des Parlaments ſo lange und ſo peinlich 
beſchäftigte und den Rath Sr. Majeſtät ſeit 31 Jahren in 
Zwieſpalt hielt. Ich ergreife dieſen Gegenſtand, aufs Lebhaf— 
teſte durchdrungen von den großen Intereſſen, die er umfaßt, 
von den Schwierigkeiten, die ihn umgeben. Ich weiß, dieſe 
Schwierigkeiten ſind ungeheuer, und ich kann nicht läugnen, 
ſie vermehren ſich noch durch die beſondere Lage deſſen, der 
beauftragt iſt, dieſe Maßregel dem Haufe vorzuſchlagen, und 


Er ſprach vier Stunden. Ein Augenzeuge dieſer Rede läßt ſich 
darüber in folgenden Worten vernehmen: „Der von Peel vorgelegte 
Plan iſt von ſo außerordentlicher, und mit Hinſicht auf die bisher 
in andern europäiſchen Staaten, beſonders ſeit dem Frieden von 
1815, befolgten Staatsgrundſätze hinſichtlich der katholiſchen Ange⸗ 
legenheiten von ſo hoher Wichtigkeit, daß er in der That, und ganz 
beſonders der den Punkt der ſogenannten Concordate betreffende Theil, 
von jedem patriotiſchen Staatsbürger des feſten Landes, von jedem, 
der die hohe Bedeutung der wahren Souveränität und Unabhängig⸗ 
keit ſeines Staates zu würdigen weiß, mit größter Aufmerkſamkeit ge⸗ 
leſen zu werden verdient. Bisher war es im hieſigen Parlamente 
Mode (und eine löbliche Politik war es allerdings von Seiten der 
freiſinnigen Männer, die für die Emancipation anderer Glaubens- 
genoſſen kämpften), das feſte Land Europas als Beiſpiel wahrer 
Weisheit in der kirchlichen Politik zu ſchildern. Seit geſtern Abend 
iſt Großbritannien dem ganzen Europa in dieſer Politik um ein 
Jahrhundert vorausgeeilt; es hat den großherzigen Grundſatz aufge⸗ 
ſtellt, den Katholiken alle ſtaatsbürgerlichen Rechte wie den übrigen 
proteſtantiſchen Diſſenters zu gewähren, ohne über ihr kirchliches 
Verhältniß irgend ein Abkommen mit Rom abzuſchließen. Es iſt 
nun an Großbritannien, wie ſein Tochterland, das freie Nordamerika, 
ihm hierin praktiſch voranging, der civiliſtirten Welt und beſonders 
den proteſtantiſchen Völkern in dieſem großen Grundſatze vorzuleuch⸗ 
ten: Keine Ungleichheit wegen des Glaubens, aber auch kein Con⸗ 
cordat wegen eines Theils von Unterthanen mit Rom c.“ 
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die dringende Nothwendigkeit ihrer Annahme anseinanderzts 
ſetzen. Aber allen dieſen Schwierigkeiten gegenüber fühle ich 
mich ermuthigt durch die Ueberzeugung, meine Pflicht gegen 
meinen Souverän und mein Vaterland erfüllt zu haben. (Bei⸗ 
fall.) — 

F glaube, und meine gewiſſenhafte Ueberzeugung fagt 
es mir, daß die Zeit gekommen iſt, die Dinge nicht mehr in 
demſelben Zuſtande zu laſſen. Ich glaube, daß ich vor einem 
Hauſe ſpreche, deſſen Mehrheit geneigt iſt, zu Gunſten der 
Löſung dieſer Frage zu ſtimmen; ich weiß, daß ich mich an 
die Majorität derer wende, die ſeit mehreren Jahren alle Kraft 
anſtrengten, eine günſtige Löſung herbeizuführen, während ich, 
durch höhere Gründe beſtimmt, ſeit mehreren Jahren verſuchte, 
die Ausſchließung der Katholiken von der politiſchen Macht 
aufrecht zu erhalten. Ich konnte aber dabei nicht im Sinne 
haben, einen Kampf auch dann noch fortzuſetzen, wenn er in 
Widerſpruch mit der Zeit gerathen, und alſo vor der Vernunft 
verwerflich geworden wäre. Ich gab ihn auf, von der Ueber— 
zeugung durchdrungen, daß er nicht länger fortgeſetzt werden 
könne und dürfe. Ich bin bereit, Beweiſe vorzulegen, auf 
Thatſachen geſtützt, die wohl geeignet ſein werden, die politiſche 
Bahn, welche die Umſtände mir vorſchrieben, zu rechtfertigen. 
Ich erkläre, als verantwortlicher Miniſter der Krone, daß die 
Gründe, die mir zur Richtſcnur dienten, auf der Ueberzeugung 
beruhten, daß aus einem längeren Widerſtande gegen die Con— 
ceſſion die höchſten Uebel hervorgehen würden. Wir ſind in 
eine Lage geſtellt, in welcher wir ſo nicht bleiben können; etwas 
muß geſchehen; wir dürfen nicht ſtehen bleiben. Das Uebel 
eines getheilten Cabinets und zwiefpaltiger Räthe kann nicht 
länger ertragen werden. Die eng muß vorſchreiten oder 
zurück; ſie muß den Katholiken noch weitere politiſche Rechte 
geben, oder ſie muß ihnen auch die nehmen, die ſie ihnen be— 
reits gegeben hat. Sie muß die Dämme entfernen, welche den 
Strom der katholiſchen Rechte abgeſchloſſeu halten von den 
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Inſtitutionen dieſes Landes, oder fie muß den Strom ſelbſt 
zurückdrängen, der jeden Augenblick die Dämme durchzubrechen 
und hinwegzuſchwemmen droht. 

Man frägt mich, woher denn die neuere Exleuchtung die⸗ 
ſer Erkenntniß über mich gekommen? ob es denn das erſte 
Mal ſei, daß die zwei Häuſer des Parlaments verſchiedener 
Meinung geweſen und die Dinge doch ihren unveränderten 
Gang genommen hätten? Sind aber, frage ich, die Umſtände 
immer dieſelben? Bringen nicht dieſelben Ereigniſſe, wenn ſie 
ſich wiederholen, noch ganz andere in ihrem Gefolge mit? 
Wenn die zwei Häuſer des Parlaments in den letzten fünf 
Jahren getrennt waren, dürfen ſie es für immer ſein? Sind 
politiſche Verhältniſſe gleich mathematiſchen Größen oder ſittli⸗ 
chen Wahrheiten ewig ſich ſelbſt gleich? Kann ein Uebel, das 
heute noch erträglich war, nicht morgen tödtlich werden? 

Seit 1822 war die Frage eine eigentlich neutrale Frage, 
und veranlaßte dadurch höchſt ungünſtige Folgen für die Ver⸗ 
waltung von Irland. Die Kabinette Sr. Majeſtät waren 
getheilt. In dieſem Hauſe beſtand eine conſtante Majorität 
von ſieben Stimmen zu Gunſten der Coneeſſion. Die noth⸗ 
wendige Folge dieſes Zuſtandes der Dinge war Uneinigkeit in 
der Regierung Irlands ſelbſt. Wir haben hier einen Lord— 
lieutenant und einen Sekretär der irländiſchen Angelegenheiten 
gegen die Frage, einen Generalprokurator dafür und einen 
Generaladvokaten dagegen; gleich getheilt find auch die Unter⸗ 
beamten dieſer Regierung. Ich frage, was war das Reſultat 
der Spaltungen dieſes Hauſes ſeit ſechs Jahren? Warum 
haben die vier oder fünf letzten Parlamente nicht eine Ent⸗ 
ſcheidung zu Gunſten der katholiſchen Reelamationen gefaßt? 
Ein einziges Mal widerſetzte ſich das Haus der Gemeinen und 
zwar durch eine Majorität von 242 gegen 241. In jeder 
andern Seſſion ſprach ſich dieſes Haus zu Gunſten jener Re⸗ 
clamationen aus. Im Jahre 1819 war eine Mehrheit von 
zwei Stimmen dafür, 1820 von ſechs Stimmen, 1821 von 19. 
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Im Jahre 1825 war ich Miniſter des Innern, und befand 
mich in der Minderzahl über jene Frage in dieſem Hauſe. 
Ich ſah in der Abſtimmung des Hauſes die Stimme des Lanz 
des, und bot meine Entlaſſung, die ich nur, weil Graf Liver— 
pool ſie als eine Auflöſung des Kabinets betrachtete, wieder 
zurücknahm. Im Jahre 1826 trat ein neues Parlament zu⸗ 
ſammen, und 1827 zeigte ſich eine Majorität des Hauſes von 
23 gegen die Katholiken. Im Jahre 1828 ſchlug das Haus 
in der Behandlung der Frage eine veränderte Bahn ein, indem 
es, ſtatt eine Bill vorzuſchlagen, bloß eine dem Prineip der 
Verſöhnung günſtige Reſolution faßte. Da dieſe Reſolution 
durchging, ſo erkannte ich darin um ſo mehr die Geſinnung 
des Landes, als es ein neues Parlament war, das jene Reſo⸗ 
lution faßte. Aufs neue trat alſo die Entgegnung der beiden 
Häuſer ein. Ich ſah, nur eine Bahn ſtand mir offen, aber 
eine peinliche. Mit ihrem ganzen Gewichte laſteten die Ereig— 
niſſe des letzten Jahres auf mir, aber ich entſchloß mich, alle 
Privatgefühle dem öffentlichen Wohle zum Opfer zu bringen. 
Es war kein leichter Entſchluß. Ich fühlte die Wahrheit von 
Drydens ſchönen Worten: 

So leicht geſagt, doch o wie ſchwer vollbracht 

Von hohen Seelen, die die Ehre bindet. 

O tiefer Schmerz des Todeskampfs des Stolzes! 
(Der ſehr ehrenwerthe Gentleman hält, wie von innerer Be— 
wegung ergriffen, einige Augenblicke ſtill. Von allen Seiten 
des Hauſes ertönt: Hört! Hört!) 

Als ich, Sir, die Verhältniſſe erkannte, entſchloß ich mich 
zu demſelben Schritte, wie im Jahre 1825, jedoch mit dem 
Unterſchied, daß ich dem edlen Herzog an der Spitze Sr. Ma⸗ 
jeſtät Regierung geſtand, nicht allein, daß ich mich vom Mi⸗ 
nifterhum zurückzuziehen wünſchte, ſondern auch, daß ich von 
der günſtigen Stimmung der öffentlichen Meinung für die 
Anſprüche der Katholiken ſo lebhaft überzeugt ſei, daß ich, in 
welcher Stellung ich mich auch befinden * eine weitere 
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Oppoſition von meiner Seite gegen jene Anſprüche nicht recht⸗ 
fertigen könnte. (Hört! Hört!) Ich fügte ſpäter hinzu, ich 
ſei bereit, welches Opfer es mir auch koſten möchte, nach den 
Ereigniſſen des letzten Jahres jede Maßregel zu unterſtützen, 
welche vereinbar mit der Sicherheit der proteſtantiſchen Kirche 
wäre, für die ich, wenn die Frage noch länger ungelöſt bliebe, 
in Irland wenig Sicherheit ſähe. Eine drohende Bewegung 
hatte alle Geiſter in Irland ergriffen, durch das ganze Land 
herrſchte eine fieberhafte Aufregung. Das geſellſchaftliche Leben 
war in ſeiner Quelle vergiftet, Familie von Familie getrennt, 
der Nachbar vom Nachbar, offen trat der Geiſt der Zwietracht 
auf, und der Ruf ertönte zu den Waffen, drohend dem Geſetz 
und dem öffentlichen Frieden. Vielleicht entgegnet man mir, 
dies ſei immer wieder die alte Geſchichte, die man ſchon ſeit 
zwanzig Jahren wiſſe. Aber eben, weil es eine ſo alte Ge⸗ 
ſchichte iſt, ein ſo eingefreſſenes Uebel, muß endlich ein Gegen— 
mittel gefunden werden. Es darf nicht länger um ſich greifen, 
es muß geändert werden. Wollen wir müßige Zuſchauer der 
Leiden Irlands ſein? Die allgemeine Stimme des Landes 
fordert, daß etwas geſchehe. Man verweiſt auf die vielen Pe⸗ 
titionen gegen die Katholiken. Ich aber will mich nicht durch 
Petitionen, die einer vorübergehenden Aufregung ihren Urſprung 
verdanken, ſondern durch das Parlament leiten laſſen. Nicht 
aus dieſen oder jenen Zuſammenkünften, ſondern aus der Art, 
wie das Volk feine Wahlfreiheit ausübt, kann ich feinen Wil- 
len erkennen. Man durchgehe die Mitglieder, welche die 15 
großen Grafſchaften, und die 20 volkreichſten Städte des Kö⸗ 
nigreichs ins Parlament ſendeten. Jene 15 Grafſchaften ſchick⸗ 
ten im J. 1826, alſo zu einer Zeit, wo die katholiſche Frage 
ſchon eine jährlich ſich wiederholende Hauptfrage des Parla⸗ 
ments geworden war, 15 Mitglieder gegen, und 17 für die 
Katholiken in dieſes Haus. Die 20 Städte aber ſandten 18 
dagegen, und 28 dafür. (Der Redner führt die Graſſchaften 
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und Städte, ſo wie die Art, wie deren Vertreter ſich in die 
verſchiedene Meinung theilen, ganz im Detail auf.) | 

Dieſes Reſultat beweiſt mir, daß die allgemeine Stimme 
des Volks nicht gegen die Berathung dieſer Frage iſt. Doch 
wie dieß auch ſein mag, ſo iſt es unrecht, denen, die in den 
letzten zehn Jahren mit fo getheilten Häuſern, mit jo feindli— 
chen, ſich beinahe gleichen Kräften, den Kampf gegen weitere 
Conceſſionen geführt haben, nun den Vorwurf zu machen, es 
fehle ihnen an Eifer, weil ſie die Fortſetzung des Kampfes für 
mitzlos, ja gefährlich halten. Man werfe einen Blick auf den 
Gang der Debatten dieſes Hauſes. Wer ſind die Sprecher, 
die hervortraten? Auf wen find die Streiche des Kampfes ge— 
fallen? Ich will aus der kleinen Anzahl derſelben nicht auf 
einen Mangel an Eifer ſchließen; aber, ich wiederhole es, es 
iſt unrecht, daß Männer, die, wie ich, ſeit zehn Jahren im 
Kampfe ſich voranſtellten, nun von denen der Muthloſigkeit 
beſchuldigt werden, die in dieſer langen Zeit ihren Mund nicht 
öffneten, um die Sache zu unterſtützen, für die ſie ſich jetzt ſo 
ängſtlich beſorgt zeigen. Sie zogen es vor zu ſchweigen, und 
nun, da ihre Kämpfer ermattet find, kommen fie ans Tages- 
licht und werfen die Schuld des Triumphes der Gegner auf 
die, die ſie, als es galt, im Stiche ließen. Sind die jungen 
Mitglieder dieſes Hauſes, iſt das jugendliche Talent, das in 
den Umkreis dieſer Mauern trat, auf der Seite der Oppoſition 
gegen die Katholiken? Sir, blickt zurück auf die letzten zehn 
Jahre; faſt jeder junge Mann von Talent, der ins Parlament 
trat, hat auf die andere Seite ſich geſtellt, ein thätiger, beredter 
Rechtsanwalt der Emaneipation. Dieß iſt eine wichtige That⸗ 
ſache, die der Aufmerkſamkeit des Hauſes nicht entgehen ſollte. 

Was iſt jetzt das Reſultat dieſer Trennung der Anſichten? 
Jede Partei iſt mächtig genug, die Anſtrengungen der andern 
fruchtlos zu machen, ohne fähig zu ſein, das Gute allein aus⸗ 
zuführen, während die Regierung mitten inne ſtand, und weder 
zu Zwangs- noch zu Coneeſſionsmaßregeln auf gehörige Unter⸗ 
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ſtützung rechnen konnte. Sollte ſie das Haus der Gemeinden 
auflöſen? Wurde aber das gegenwärtige Haus nicht zu einer 
Zeit gewählt, wo die öffentliche Meinung bereits hinlänglich 
über die katholiſche Frage aufgeklärt war? Kannte nicht ſchon 
damals das Volk die Bemühungen, die zur Annahme der 
katholiſchen Bill gemacht worden waren? War nicht ſchon 
damals die öffentliche Aufmerkſamkeit auf die katholiſche Aſſo⸗ 
eiatien geleitet? ... Wenn die irländiſchen Grundherren allen 
ihren Einfluß auf ihre Freiſaſſen verloren haben; wenn dieſe 
Letztern entſchloſſen ſind, dem Beiſpiele der Freiſaſſen von 
Clare“) zu folgen, zu welchem Mittel ſoll dann die Regierung 
ihre Zuflucht nehmen, um dem Uebel zu begegnen? Soll ſie 
in den Berathungen des Parlaments ein ſolches Mittel finden? 
Soll fie ſich den Reelamationen der Katholiken vereinigt ent⸗ 
gegenſetzen, und in dem gegenwärtigen Zuſtande Irlands das 
Parlament auflöſen, in der Meinung, ſich dadurch eine Mehr⸗ 
heit gegen die Katholiken zu verſchaffen; würde dann dieſe 
Mehrheit über die Schwierigkeiten, die ſich darbieten, triumphi⸗ 
ren können? Ihre Majeritäten können zwar den Erfolg einer 
Bill in dieſem Hauſe ſichern, nicht aber die Ruhe Irlands mit 
den gegenwärtigen Geſetzen. 

Nachdem ich Ihnen ſo gezeigt habe, wie dieſe Frage ſeit 
fünf und dreißig Jahren die Regierung und die beiden Häuſer 
des Parlaments getrennt hielt, komme ich nun zur Betrachtung 
eines nicht minder wichtigen Gegenſtandes. Was war der 
Zuſtand Irlands während dieſer Zeit? Nothwendig mußte 
Irland die Rückwirkung jenes Mangels an Einheit und Ener⸗ 
gie fühlen, welche die nothwendige Folge der Trennung der 
Regierung war. Ich vermag hier nicht Urſache und Wirkung 
genau nachzuweiſen, die Thatſache aber, daß Irland litt, kann 
nicht in Abrede gezogen werden. Wenn wir Noth und Un⸗ 


) Eine Grafſchaft Irlands, von der O'Connell kurz zuvor zum 
Parlamentsmitgliede gewählt worden war. 
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zufriedenheit votherrſchen ſehen, wenn es erwieſen iſt, daß der 
Widerſtand gegen die katholiſchen Anſprüche den Frieden des 
Landes nicht wieder herzuſtellen vermöchte, daß vielmehr unſere 
gegenwärtige Politik die Verlegenheiten nur vergrößerte, ſo 
möchte doch wohl die Frage, ob nicht ein neues Syſtem ans 
een wäre, ihre beſte Rechtfertigung in den Umſtänden 
nden. 

Es gab eine Zeit, wo die Regierung Irlands durch ent⸗ 
ſchloſſene Geiſter antikatholiſcher Geſinnung verwaltet war. 
Werfen wir den Blick auf das Jahr 1792. Damals, in dem 
Augenblick ſelbſt, wo Pitt an der Spitze der Regierung ſtand, 
bildeten die Juries eine den Reelamationen der Katholiken 
ſtreng entgegengeſetzte Körperſchaft. Das irländiſche Parlament 
verwarf nicht etwa eine Bill oder eine wirkliche Maßregel zu 
Gunſten der Reelamationen, ſondern eine bloße Bittſchrift, in 
welcher die Katholiken baten, ihre Reelamationen in Erwägung 
zu ziehen. Was war der Erfolg? Noch im Laufe jenes Jah- 
res brach der Krieg zwiſchen Großbritannien und Frankreich 
aus, und trotz der Eitlärungen der großen Juries, trotz des 
irländiſchen Hauſes der Gemeinen, ward in der nächſten Seſ— 
ſion das Parlament mit einer Empfehlung in der Thronrede 
eröffnet, die Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit, den irländi⸗ 
ſchen Katholiken gewiſſe Coneeſſionen zu machen, in Berathung 
18 iehen. Damals war es, wo man die Bill wegen der 

e ee der Freiſaſſen annahm, aber ſo übereilt und 
unaufmerkſam, daß wir noch von den ſchlimmen Folgen zu 
leiden haben. 

Seit den letzten fünf und zwanzig Jahren verging kaum 
ein einziges, wo unſere gewöhnlichen Geſetze in Irland zuge- 
reicht älter. Wiederholt, unaufhörlich wurden außerordentliche 
Gewalten erfordert. Laßt uns ſehen, wie ſeit der Union die 
Ereigniſſe ſich geſtalteten. Im Jahre 1801 fand man für 
nöthig, die Habeas⸗Corpus⸗Akte zu ſuspendiren und ein Geſetz 
gegen aufrühreriſche Verſammlungen zu erlaſſen. Im Jahre 
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1803 brach die ſogenannte Emmet's Verſchwörung aus, und 
Lord Kilwardine ward ermordet. In dieſem Jahre fand 
man es gleichfalls für nöthig, zu den erwähnten beiden Maß⸗ 
regeln ſeine Zuflucht zu nehmen. Im Jahre 1804 war der 
Zuſtand des Landes ſo, daß ſie beibehalten wurden. Im 
Jahre 1806 hörten ſie zwar auf, aber einzelne Theile Irlands 
fanden ſich doch noch immer in ſolcher Aufregung, daß den 
Behörden Spezialgewalten übergeben werden mußten. Im 
Jahre 1807 ward die Inſurrektionsakte eingebracht und zum 
Geſetz erhoben, die den Lordlieutenant in Irland befähigte, 
die Habeas-Corpus⸗Akte zu ſuspendiren. Im J. 1808 mußte 
man zu dieſem Geſetze greifen, um den öffentlichen Frieden zu 
erhalten. Im J. 1809 wurde jene Akte zurückgenommen, 
1810 aber wieder erneuert. 

Wenn einige ehrenwerthe Mitglieder meinen, daß alle 
Uebel bloß von der katholiſchen Aſſoeiation herrühren, und mit 
deren Vernichtung mit einem Male beendigt werden könnten, 
ſo muß ich bitten, auf die Ereigniſſe der Periode zu blicken, 
zu der ich nun gekommen bin. Im J. 1811 wurden Ein⸗ 
ſchritte gethan gegen das ſogenannte katholiſche Kollegium oder 
Comite (catholic board). Dieſer Verein zählte, wie man 
ſich erinnern wird, unter ſeinen Mitgliedern die Söhne von 
Pairs, und manche der einflußreichſten Männer in Irland. 
Es wurden Verfolgungen gegen ſie eingeleitet, aber ohne daß 
Irland dadurch beruhigt worden wäre. Im Jahre 1814 
ward das Collegium unterdrückt; das Uebel ſelbſt dauerte fort, 
und die katholiſche Aſſociation erſtand. Auch dieſe ſollte 1825 
durch eine Akte unterdrückt werden, und nun im Jahre 1829 
werden wir aufs neue aufgefordert zu berathen, was zu thun 
ſei, um das Land von dem Einfluſſe eines ſo conſtitutions⸗ 
widrigen Vereins zu befreien. Von 1811 bis 1814 war die 
Aufregung in Irland fo groß, daß die Aufhebung der Habeas⸗ 
Corpus⸗Akte und die Erneuerung der Inſurrektionsakte wieder⸗ 
holt für nöthig gefunden, 1815 zurückgenommen, 1816 wieder 
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eingeführt, 1817 noch einmal zurückgenommen und noch einmal 
erneuert wurde. In dieſer Weiſe ward fortgefahren; 1822 
wurden die Geſetze wieder erneuert, 1823 fand man für nöthig, 
ſie fortbeſtehen zu laſſen, 1824 gleichfalls, und 1825 gaben 
wir wieder eine Akte gegen aufrühreriſche Verſammlungen. 
Dieſe Akte blieb 1827 in Kraft, 1828 hörte ſie auf, mın aber, 
1829, ſahen wir uns zu einer andern Maßregel ähnlicher Art 
gezwungen. So war der Zuſtand der Dinge in Irland. 
Man verbinde dieß mit der Uneinigkeit des Parlaments 
und mit dem Zwieſpalt der Regierung, und dann frage ich: 
kann dieſer Zuſtand ſo fortdauern? Die Regierung, das wird 
von allen Parteien zugegeben, muß einig ſein, einig in der 
Verweigerung, oder einig in der Conceſſion. Laſſen Sie uns 
nun ruhig die Frage erwägen, ob es möglich iſt, eine Regie— 
rung zu bilden, die in beſtändigem Widerſtand gegen jedes 
weitere Zugeſtändniß beharrt. Leicht iſt geſagt: Wir ſind zu 
jedem Widerſtand bereit. Aber die Frage iſt nicht, was geſagt 
werden kann, ſondern was zu thun iſt. Leichter iſt es, der 
Regierung den Weg vorzuzeichnen, als zu beweiſen, daß, wenn 
man dieſen Weg wirklich einſchlägt, alle Verlegenheit zu Ende 
ſein würde. Was iſt zu thun? Wie Andere glauben können, 
die beſtehenden Geſetze reichten hin, um den öffentlichen Frie— 
den in Irland aufrecht zu erhalten, weiß ich nicht, aber das 
weiß ich, daß 1824 und 1825 die Rechtsgelehrten der Krone, 
ſowohl in Irland als in England, ſich einſtimmig dahin aus— 
ſprachen, daß die beſtehenden Geſetze nicht hinreichend ſeien, 
um die Unordnungen in Irland zu unterdrücken. Ein Geſetz 
wurde, wie ich bereits anführte, 1825 gegen aufrühreriſche Ver— 
ſammlungen erlaſſen. Man ſagte indeſſen nicht mit Unrecht, 
daß man, um mich dieſes Volksausdrucks zu bedienen, mit 
einer Kutſche und ſechs Pferden durchfahren könnte, und manche 
meinen, die in dieſem Jahre erlaſſene Akte möchte nicht viel 
beſſer ſein. (Lauter Beifall, der einige Minuten andanert.) 
Was ſoll mit der Aſſociation geſchehen? Soll Zwang 
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allein das Mittel ſein? Wird er nicht die Geiſter entflammen, 
und das Uebel in noch ſchwereren Formen hervorrufen? Und 
wie ſoll die Regierung die Gewalten erhalten, die nöthig 
ſind, um das Princip permanenten Widerſtandes durchzuſetzen? 
Kann dieſes Haus jene Gewalten verleihen, dieſes Haus, deſſen 
Majorität ſich erſt im vorigen Jahre für die Berathung der 
katholiſchen Klagen ausſprach? Wird dieſes Haus eine Regie⸗ 
rung, die ſich allen jenen Klagen entgegenſetzt, mit fo außer⸗ 
ordentlicher Zwangsgewalt bewaffnen wollen? Ich zweifle. 
Doch geſetzt, es geſchähe, was wollen Sie dann thun? Was 
wollen Sie z. B. mit den Vierzig-Schilling-Freiſaſſen anfan⸗ 
gen? Dreiundzwanzig Grafſchaften Irlands ſollen bereit ſein, 
dem Beiſpiel, das ihnen die Grafſchaft Clare gegeben, zu fol 
gen. Will man bei ſolchen Geſinnungen der irländiſchen Frei⸗ 
ſaſſen etwa das Parlament auflöſen. (Hört! Hört!) Man 
ſehe, wie ſchon 1828 die Repräſentanten Irlands ſtimmten. 
Von den Mitgliedern, welche die Grafſchaften geſendet, votir— 
ten 613 45 zu Gunſten der Coneeſſion, 16 dagegen. Ja ſelbſt 
von den Mitgliedern der Städte und Flecken in Irland ſpra⸗ 
chen ſich 17 für, 16 gegen die Emancipation aus, ſo daß alſo 
33 irländiſche Mitglieder gegen 61 ſtanden. Man wird mir 
antworten, gerade dieſe Thatſachen beweiſen, wie groß der 
römiſch⸗katholiſche Einfluß ſei. Er iſt es in der That; da er 
es aber iſt, ſo müſſen wir die Dinge nehmen, wie ſie ſind: 
23 Grafſchaften find bereit, das Beiſpiel Clare's nachzuahmen; 
kommen dieſe zu der Zahl derer, die ſchon jetzt den katholiſchen 
Forderungen günſtig ſind, in dieſem Hauſe hinzu, ſo wird die 
Regierung eine Majorität der ganzen Repräſentation Irlands 
ſich gegenüber ſehen. Dadurch wird ihr Widerſtand gegen 
eine Coneeſſion, folglich ihre Exiſtenz, unmöglich. 

Man ſchlägt alſo vor, die bereits zu Gunſten der Katho⸗ 
liken beſtehenden Geſetze wieder zurückzunehmen. Können wir 
Irland in ſeinen alten Zuſtand wieder herſtellen? Können wir 
Geſchehenes ungeſchehen machen? Wir haben den niedern 
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Klaſſen Privilegien, den höhern Macht und Bedeutung gegeben. 
Es iſt unmöglich zurückzugehen. Blicken Sie auf den Zuſtand 
Irlands, auf ſeine Bevölkerung, die nach der letzten 0 
6,800,000 Seelen beträgt. Von dieſen ſind etwa 1,963, 

Proteſtanten, einſchließlich der Diſſenters aller Arten. Von 
dieſen Proteſtanten wohnen 1,200,000 allein in der Provinz 
Ulſter, und 750,000 in den drei Provinzen Leinſter, Mounſter 
und Connaught, neben einer katholiſchen Bevölkerung von 
4,252,000 Seelen. Die Proteſtanten ſind alſo ſehr ungleich 
in Irland vertheilt. Wie ſoll bei einer ſolchen Vertheilung 
der Bevölkerung eine auf das Princip des Zwanges und der 
Ausſchließung gegründete Regierung ihre Autorität bewahrend 
die Gerechtigkeit verwalten? Meinen Sie, in Irland das 
Geſchwornengericht beizubehalten? Thun Sie dieß, ſo werden 
Ihre Zwangsmaßregeln in ihrer Hauptwirkung wieder ver— 
nichtet. 8 
| 5 Es iſt, Sir, keine eitle Furcht vor Gefahr, welche die 
Miniſter Sr. Majeſtät beſtimmte. Wie lange wohl möchten 
wir im Stande ſein, ein ſolches Syſtem der Ausſchließung noch 
fortzuſetzen? Während der Zeit des Friedens, gebe ich zu, 
könnte es geſchehen. Sollte aber ein Krieg ausbrechen, wie 
dann? Vielleicht ſelbſt könnte eine noch härtere Alternative 
eintreten und Bürgerkrieg entſpringen aus dem Zwieſpalt der 
Geiſter, zu dem ein Syſtem des Zwanges und der Ausſchlie— 
ßung nothwendig immer mehr führen müßte. Ein ſolcher Krieg 
würde, wenn er jetzt in dieſem Lande ausbräche, die Leiden— 
ſchaften des Pöbels aufſtacheln und uns mit jedem Gräuel 
drohen. Und was würde ſein Reſultat ſein? Die erſte Frage, 
welche die Regierung nach deſſen Unterdrückung aufwürfe, würde 
immer wieder die katholiſche fen. Alles Blut wäre alſo ver— 
gebens gefloſſen. Wer waren die, die den Krieg von 1798 
vereint unterdrückten? Lord Caſtlereagh, Lord Cornwal— 
lis und Pitt. Und was war dann ihr erſtes Werk? Daß 
fie vereint dem Parlament die Nothwendigkeit vorſtellten, die 
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katholiſche Frage zu glücklicher Löſung zu bringen. Daher 
trat Pitt 1801 zurück, als er dieſe Löſung nicht herbeizufüh⸗ 
ren vermochte. Durch Zwang kann eine Empörung vernichtet 
werden, die Frage aber iſt damit nicht vernichtet. 

Dieß führt mich zu dem wichtigſten Theil meines Gegen— 
ſtandes, zu den Vorſchlägen, zu denen Se. Majeſtät Ihre Mi⸗ 
niſter bevollmächtigt hat, um ſie Ihnen vorzulegen, als Heil— 
mittel gegen die Uebel, die auf Irland laſten und als Grund— 
lagen eines beſſern Syſtems der Verwaltung in jenem Lande. 
Indem ich zu dieſem Theile des Gegenſtandes übergehe, will 
ich nicht verſuchen, die Schwierigkeiten zu verdecken, von denen 
er umgeben iſt. Daß manche dieſer Schwierigkeiten bedeutend 
ſind, ſtelle ich nicht in Abrede; auf andere aber legt man ein 
Gewicht, das ich nicht begreifen konnte. Zu den letzteren ges 
hört die vorherrſchende Meinung, daß die Löſung dieſer Frage 
unverträglich mit der proteſtantiſchen Religion ſei, und daß es 
ſich alſo nicht bloß um die Entfernung politiſcher Unfähigkeiten 
handle. Ich halte dieß für eine durchaus irrige Anſicht, und 
glaube, daß die Frage eine bloß politiſche iſt, die nichts mit 
der Aufrechthaltung der proteſtantiſchen Religion Unverträgliches 
enthält. Als politiſche Frage ſollte ſie nach politiſchen, ich will 
nicht ſagen conſtitutionellen Gründen, aber nach Gründen poli⸗ 
tiſchen Verſtandes entſchieden werden. 

Hat der gegenwärtige Stand der Dinge zur Ausbreitung 
oder Zunahme des Proteſtantismus beigetragen? Nein! vielmehr 
hat er ſeine Fortſchritte gehindert; ein großſinniges Gefühl wird 
die Katholiken nur um ſo feſter an die Religion knüpfen, je 
mehr dieſe Religion eine von der Politik gedrückte iſt. Ich 
läugne, daß der proteſtantiſchen Kirche die geringſte Gefahr 
von den vorzuſchlagenden Maßregeln droht. Ich habe ſtets 
behauptet und behaupte es noch, daß der Krönungseid nichts 
enthalte, was unvereinbar mit der Entfernung der katholiſchen 
Unfähigkeiten wäre, und in dieſer Anſicht habe ich die Autori— 
täten Pitt's und Lord Liverpools für mich. In andern 
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Fällen politiſcher Nothwendigkeit hat das Parlament zum Vor⸗ 
theil des Landes die gewöhnlichen Principien, die ihm zur 
Richtſchnur dienten, gemildert, und das Reſultat davon war 
ſtets eine um fo beſſere Erhaltung des Prineips der Conſtitu— 
tion ſelbſt. N 
Blicken Sie auf die großen Perioden der Geſchichte dieſes 
Landes, wenn die Rettung des Ganzen außergewöhnliche Mit— 
tel forderte, unvereinbar mit dem gewöhnlichen Laufe der Er— 
eigniſſe. In ſolchen Kriſen fand man es für recht und weiſe, 
ein theilweiſes Opfer der Grundſätze zu bringen, um das zu 
retten, woran die Erhaltung des Grundprineips hing. Blicken 
Sie auf die Union mit Schottland. Der Vortheil der ganzen 
Nation forderte die Befeſtigung der Regierungen beider Länder. 
Damals machte auch der Einwurf große Wirkung, den man 
gegen die Maßregel vorbrachte, indem man ſagte: „Will man, 
der Union zu Liebe, auf eine ſelbſtſtändige Legislatur verzich— 
ten, will man die Unabhängigkeit des Königreichs zum Opfer 
bringen?“ Blicken Sie auf die letzten Perioden unſerer Ge— 
ſchichte, als die Septennialakte durchging! Daß dieſe Akte 
eine Verletzung des Prineips war, nach welchem die Mitglieder 
der Legislatur nur mit beſchränkten Vollmachten in dieſes Haus 
geſendet waren, kann man unmöglich läugnen, wenn man er⸗ 
wägt, daß ſie durch ihr eignes Geſetz ihre eigene legislative 
Exiſtenz verlängerten. Wenn wir auf gleiche Weiſe den Fall 
der Regentſchaft nehmen, oder auf eine andere Periode den 
Blick werfen, in der es klug ſchien, erbfähige Jurisdietionen 
zum Opfer zu bringen, ſo wurden in allen dieſen Fällen die 
ewöhnlichen Grundſätze der Geſetzgebung und Regierung ver— 
aſſen, obgleich, beſonders im letzten Falle, die Maßregel viel 
weniger nothwendig war, als die, zu welcher wir jetzt uns 
aufgefordert ſehen. Die Union mit Irland bildet einen andern 
Fall derſelben Art. Sie wurde unter Umſtänden dringender 
Nothwendigkeit angenommen, aber mit förmlicher Aufhebung 
aller gewöhnlichen Prineipien der Regierung. Es war ein 
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Opfer einer unabhangigen Legislatur, eines mabhängigen Par⸗ 
laments, und nichts konnte ein ſolches Abweichen vom Prineipe 
rechtfertigen, als die Nothwendigkeit, ſo wie in derſelben Weiſe 
auch jetzt nur die höchſten Grundſätze der Staatspolitik uns 
zwingen, die gewöhnlichen Grundſätze der Regierung bei Seite 
zu ſetzen. (Hört! hört!) 

Ich gehe nun auf die Auseinanderſetzung des Prineips 
über, auf welches die Maßregel der Regierung gegründet iſt, 
die ich nun vorzuſchlagen im Begriff bin. Ich erkläre dabei, 
widerſprechend den darüber in Umlauf geſetzten Gerüchten, daß 
die Maßregel, wie ich ſie vorlege, dieſelbe iſt, wie ſie ſchon 
vor dem Zuſammentritt des Parlaments von der Regierung 
beſchloſſen war. (Hört! hört!) Ich erkläre, daß keinerlei ſeit 
dieſer Zeit vorgebrachte Einwürfe uns zu irgend einer Aende⸗ 
rung des vorzulegenden Plans veranlaßt haben. (Hört! hört!) 
Auch halte ich für wichtig zu erklären, daß keine anderen Per⸗ 
ſonen außer der Regierung Theil an der Maßregel haben 
(Beifall), daß die Regierung ausſchließlich dafür verantwortlich 
iſt, und daß keine andere Perſon dabei zu Rath gezogen wurde. 
(Beifall.) Soll ich nun das Prineip der Maßregel ausſpre⸗ 
chen, ſo kann ich es mit einem Worte: es iſt die Abſchaffung 
der bürgerlichen Unfähigkeiten und die Gleichſtellung der poli⸗ 
tiſchen Rechte. (Lang anhaltender Beifall.) Zwar ſind einzelne 
Ausnahmen und Beſchränkungen vorbehalten, die auf ſpeziellen 
Gründen beruhen, aber es ſind nur Ausnahmen von der Regel; 
dieſe Regel bildet, ich wiederhole es, die Gleichſtellung der 
Rechte. Ein anderes Prineip dieſer Maßregel iſt die unver⸗ 
letzliche Aufrechthaltung der proteſtantiſchen Religion, ihrer 
Lehre, Diseiplin und Regierung; und die höchſte Sorgfalt und 
Aufmerkſamkeit wurde angewandt, um in ihrer ganzen Inte⸗ 
grität die Erhaltung der Kirche zu ſichern, welche bewacht iſt 
durch das Geſetz des Landes, geſchützt durch die Liebe, die 
Achtung und Theilnahme des Volkes. 

Nach den Diskuſſionen, die ſeit ſo manchen Jahren über 
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dieſe Fragen ſtattfanden, iſt es unnöthig, in eine Darlegung 
der Geſetze einzugehen, welche die Römiſch-Katholiſchen betreffen. 
Es iſt bekannt, daß dieſe Geſetze verishieden find zwiſchen den 
engliſchen und irländiſchen Katholiken. Die erſteren haben nicht 
dieſelben Privilegien wie die letzteren. Die irländiſchen Ka⸗ 
tholiken können z. B. Stellen bekleiden, zu welchen die en⸗ 
gliſchen nicht wählbar ſind, und die letzteren erfreuen ſich nicht 
derſelben Freiheiten. Wenn es aber recht iſt, die irländiſchen 
Katholiken wieder in den Beſitz ihrer Rechte zu ſetzen, ſo iſt 
es wohl räthlich, dieſelben Principien auch den engliſchen Ka— 
tholiken zu ertheilen. Ich weiß auch, daß in der Unionsakte 
von Schottland ſich ein Artikel befindet, durch welchen die 
Ausſchließung der Katholiken in jenem Lande von bürgerlichen 
Privilegien gerechtfertigt werden möchte; wenn aber die Katho⸗ 
liken Englands und Irlands wieder zu politiſcher Gleichheit 
augehaffen werden, ſo würde es höchſt gehäſſig fein, Diele 
Gleichheit den Katholiken jenes Landes zu verweigern, bei dem 
man am wenigſten von irgend einer Gefahr reden kann. 

Allgemein ſcheint die Meinung vorzuherrſchen, die Straf— 
geſetze gegen die Katholiken ſeien nicht mehr in Kraft. Dieß 
iſt jedoch ein Irrthum. Einige dieſer Strafgeſetze ſind noch 
nicht zurückgenommen. Die einzubringende Bill aber ſoll alle 
ſolche Geſetze zurücknehmen. Nach dem gegenwärtigen Geſetz 
kann ein Katholik kein Landeseigenthum beſitzen, außer wenn 
er die beſonderen Eide ſchwört. Die Intention der Bill aber 
iſt, die Katholiken hierin auf den gleichen Fuß mit den Dil 
ſenters zu ſtellen. 

Was die politiſche Gewalt betrifft, ſo iſt es einleuchtend, 
daß die ganze Frage von politiſcher Gewalt in dieſem Lande 
ſich in die der Zulaſſung in's Parlament auflöſt. Sind Sie 
nicht Willens, dieſes Privilegium den Katholiken zu gewähren, 
ſo wird alles, was Sie gethan haben oder noch thun wollen, 
mehr als nutzlos ſein. Ohne dieſes Zugeſtändniß bleibt die 
Frage in demſelben, ja in einem noch ſchlimmeren Verhältniſſe 
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als zuvor, denn jedes Recht, das man den Katholiken ein⸗ 
räumte, würde von dieſen bloß als Waffe zur Fortſetzung des 
Kampfes gebraucht werden. Sind wir einmal an der Löſung 
dieſer Frage, ſo laßt ſie uns ganz und für immer löſen. (Lau⸗ 
ter Beifall.) 

| In der vorzuſchlagenden Bill wird eine Clauſel enthalten 
ſein über die Zulaſſung der katholiſchen Pairs und Gemeinen, 
welche künftig in die beiden Häuſer des Parlaments treten 
würden. Da ich wünſche, wenn dieſe Bill durchgeht, daß die 
Katholiken in Beziehung auf das Parlament die gleichen Rechte 
wie die Proteſtanten erhalten, ſo bin ich gegen jede Beſchrän— 
kung der Zahl der Katholiken, welche zum Sitz im Parlament 
befähigt oder berechtigt fein möchten. Obgleich eine ſolche Be 
ſchränkung angerathen wurde, fo zweifle ich doch, ob es poli⸗ 
tiſch klug, ja ob es nur möglich wäre, ſie durchzuführen. 
Nehmen wir z. B. an, die Bill würde die Zahl der katholi— 
ſchen Mitglieder des Hauſes der Gemeinen auf dreißig oder 
vierzig beſchränken, wie ſollte dann, wenn beim Eintritt der 
allgemeinen Wahl eine größere Zahl Katholiken gewählt würde, 
entſchieden werden, wer von dieſen Gewählten in's Haus auf 
genommen und wer zu ſeinen Conſtituenten zurückgeſchickt wer⸗ 
den ſollte, die ihn wahrſcheinlich bei einer neuen Wahl auf's 
neue wählen würden? Doch zugegeben, eine ſolche Beſchrän— 
kung wäre ausführbar, fo würde man damit doch bloß Ent- 
fernung und Uneinigkeit ſäen, indem man die Katholiken von 
ſich abſonderte als einen geſchloſſenen devoten Verein, der ſich 
als Streiter für ſeine Religion betrachtete. Wir würden ſie 
als Perſonen zu betrachten ſcheinen, gegen welche ſtets alle 
unſere legislative Wachſamkeit gerichtet wäre; ſie würden auf 
uns als Kämpfer widerſprechender Intereſſen blicken. So, ſtatt 
ſie bleibend mit uns zu vereinen, würden ſie durch gemein⸗ 
ſchaftliche Motive gezwungen werden, ſich bloß unter ſich ſelbſt 
zuſammenzuſtellen; ihr Ehrgeiz ſowohl als ihr Intereſſe würde 
ſie von den übrigen Mitgliedern des Hauſes trennen und ſie 


Emancipation der Katholiken. 63 


veranlaſſen, eine Partei zu bilden, deren ausſchließliche Aufgabe 
die Förderung der katholiſchen Intereſſen wäre. Aus dieſem 
Grunde glaube ich, daß keine Unterſcheidung bei ihnen ſtatt— 
finden, ſondern daß die Katholiken beim Eintritt in dieſes Haus 
auf demſelben Fuß wie die Mitglieder der anglikaniſchen Kirche 
und die Diſſenters, unter denen gleichfalls keine beſondere 
Unterſcheidung herrſcht, behandelt werden ſollen. (Großer Beifall.) 

Einen andern Vorſchlag, den man aus den beſten ver— 
ſöhnendſten Gründen vorbrachte, habe ich aufmerkſam geprüft, 
finde ihn aber gleich verwerflich. Ich geſtehe, es würde mir 
jedesmal peinlich ſein, zu ſehen, wenn bei Berathung irgend 
einer partikulären Frage ein Mitglied des Parlaments ges 
zwungen wäre, das Haus zu verlaſſen. Auch glaube ich nicht, 
daß durch ein ſolches Zurückziehen das gefürchtete Uebel wirk— 
lich vermindert würde, da jene Mitglieder das, was ſie ſelbſt 
nicht ausrichten könnten, durch ihre Partei in's Werk ſetzen 
laſſen würden. Nehmen Sie an, wir hätten über eine auf die 
beſtehende Kirche bezügliche Frage zu entſcheiden; dieſe Frage 
kann einen bloß nominalen Bezug auf die Kirche haben, ihre 
eigentlichen Intereſſen aber ſehr wenig berühren: dennoch 
würde das katholiſche Mitglied ſich verpflichtet ſehen, während 
der Berathung das Haus zu verlaſſen, während bei Fragen, 
die keinen ſolchen nominalen Bezug hätten, die Intereſſen der 
Kirche aber in der Wirklichkeit um ſo tiefer berührten, ein ſolches 
Mitglied nicht ausgeſchloſſen werden könnte. Wenn die katho⸗ 
liſchen Mitglieder das Recht zu ſprechen haben, nicht aber das 
zu votiren, ſo bin ich überzeugt, daß die Gefahr, falls ja eine 
eriſtirt, durch eine geſchickte Rede, gerichtet an einen großen 
Theil des Hauſes, viel bedeutender würde, als wenn der Spre⸗ 
cher zugleich berechtigt wäre, ſeine Meinung durch ſeine Ab— 
ſtimmung zu unterſtützen. Im Allgemeinen betrachtet, wurde 
ein ſolches parzielles Ausſchließungsgeſetz eine Abweichung von 
dem großen Prinzip der Gleichheit der Rechte ſein, das uns 
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allein einen Anſpruch giebt, die Zuſtimmung der Katholiken 
auch zu den andern Theilen der Maßregel zu fordern. (Beifall.) 
Ich komme nun an den Eid, den ich an die Stelle jener 
Eide vorſchlage, welche gegenwärtig die Parlamentsmitglieder 
zu ſchwören haben und an denen die Katholiken einen Anſtoß 
nehmen. Ich glaube, die Katholiken werden es als großen 
Gewinn betrachten und manche Proteſtanten es mit Freude 
ſehen, wenn die Erklärung gegen die Transſubſtantiation zurück⸗ 
genommen wird. (Lauter Beifall.) Dieſe Erklärung ſollte von 
Anfang an kein religiöſer Eid ſein; ſie wurde erſt unter Carl II. 
gefordert und bloß als Mittel gebraucht, die Katholiken aus⸗ 
zuſchließen. Nun, wenn dieſe Ausſchließung aufgehoben wird, 
jo wird auch das Mittel überflüſſig, durch das ſie einſt be⸗ 
werkſtelligt wurde. Hingegen ſchlage ich vor, den Supremats⸗ 
eid für die Proteſtanten beizubehalten. Ich hoffe, die Zeit wird 
kommen, wo dieſe Unterſcheidung wegfallen und die Katholiken 
ihn eben ſo ſchwören werden, wie er von jeher von allen an⸗ 
dern geſchworen wurde. In dieſem Augenblick noch verweigern 
ſie dieß, daher es nöthig iſt, für ſie einen andern Eid an deſſen 
Stelle zu ſetzen, welcher der Regierung dieſelbe Sicherheit ges 
währt, und doch zugleich die Ausdrücke vermeidet, die den 
Katholiken noch Anſtoß geben. Praktiſch werden ſie doch den⸗ 
ſelben Verpflichtungen wie bisher unterworfen bleiben. Ich 
ſchlage daher vor, daß der Eid in folgender Form geſchworen 
werde: „Ich erkläre, daß ich die römiſch-katholiſche Religion 
bekenne. Ich verſpreche aufrichtig und ſchwöre, daß ich Sr. 
Majeſtät dem Könige Georg dem Vierten getreu bleiben, und 
ihn mit allen meinen Kräften gegen alle Verſchwörungen und 
Attentate jeder Art vertheidigen will, welche gegen ſeine Perſon, 
Krone und Würde gerichtet ſein könnten, und ich will meine 
äußerſten Bemühungen anwenden, Sr. Majeſtät, deren Erben 
und Nachkommen allen Verrath und Verſchwörung zu ent⸗ 
decken und bekannt zu machen, welche gegen Sie oder letztere 
geſchmiedet werden möchten. Auch verſpreche ich aufrichtig, 
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das Erbrecht zur Krone mit allen meinen Kräften aufrecht zu 
erhalten und zu vertheidigen, welche Thronfolge vermöge der 
Akte, betitelt: „Akte zur Beſchränkung der Krone und beſſerer 
Befeſtigung der Rechte und Freiheiten der Unterthanen,“ iſt 
und lei beſchränkt auf die Prinzeſſin Sophia, Kurfürſtin 
von Hannover, und ſolche ihrer Leibeserben, welche Proteſtanten 
ſind. Ich ſchwöre ab jeden Gehorſam und jede Treue gegen 
jede andere Perſon, welche auf die Krone dieſes Reiches An— 
ſprüche machen oder ein Recht darauf zu haben vorgeben ſollte. 
Ich erkläre ferner, daß diejenige Lehre kein Artikel meines 
Glaubens iſt, welche ſagt, daß die von dem Papſte oder irgend 
einer andern Autorität des römiſchen Stuhls exeommunieirten 
oder abgeſetzten Fürſten von ihren Unterthanen abgeſetzt oder 
ermordet werden können, und daß ich ſie abſchwöre, verwerfe 
und darauf verzichte. Auch erkläre ich, daß ich nicht glaube, 
daß der Papſt von Rom, oder irgend ein anderer Fürſt, Prälat, 
oder irgend eine Perſon, ein Staat oder fremder Potentat 
irgend eine mittelbare oder unmittelbare weltliche oder bürger— 
liche Gerichtsbarkeit, Macht, Hoheit oder Vorzug in dieſem 
Reiche habe oder haben dürfe. Ich ſchwöre, daß ich mit allen 
meinen Kräften das Eigenthumsrecht in dieſem Reiche, wie 
dieß nach den Geſetzen beſtimmt iſt, vertheidigen werde, und 
ich verwerfe, entſage und ſchwöre hiermit feierlich jede Abſicht 
ab, die gegenwärtige kirchliche Verfaſſung (Church Esta- 
blishment), wie ſolche nach dem Geſetze in dieſem Reiche be— 
feſtigt iſt, umzuſtürzen. Ich ſchwöre feierlich, daß ich niemals 
irgend eines der Vorrechte, zu welchem ich berechtigt ſein 
möchte, zur Störung oder Schwächung der proteſtantiſchen 
Religion und der proteſtantiſchen Regierung in dieſem König⸗ 
reiche ausüben werde. Und ich bekenne, bezeuge und erkläre 
hiermit feierlich, in der Gegenwart Gottes und in voller Auf— 
richtigkeit meiner Seele, daß ich dieſe Erklärung und jeden 
Theil derſelben in dem wahren und geraden Sinne dieſes Eides 
mache, und daß ich ſchwöre, allen Theilen 19 Eides ohne 
u. 
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irgend eine Ausflucht, Zweideutigkeit, oder innern Vorbehalt 
treu zu bleiben.“ — 

So weit als Eide Sicherheit geben können, hoffe ich, ſoll 
ſie dieſer uns gewähren. Man wird mir einwenden, dieſer 
Eid ſei in ſeinen Ausdrücken weniger bindend als der gegen— 
wärtige; letzterer enthalte mehrere Stellen in Bezug auf Reli⸗ 
gionsgrundſätze, von denen man erwarte, daß ſie von den 
Katholiken aufzugeben ſeien. Das iſt richtig; ich überging aber 
jene Stellen mit Vorbedacht, weil ich glaube, daß deren Aus⸗ 
laſſung dem Eide nur um ſo mehr Kraft verleiht. Ich kann 
unmöglich die Beſorgniſſe theilen, daß den Ketzern nicht Treue 
und Glauben gehalten werde, und die Katholiken müſſen von 
einem Eide befreit werden, der eine ſolche Beſchuldigung ent⸗ 
hält (Beifall), eine Beſchuldigung, welcher ſie gegenwärtig ſo 
entſchieden entgegentreten. Die Einmiſchung ſolcher Dinge 
würde die Kraft des Eides nur ſchwächen, daher ſchlage ich 
vor, ſie mit Stillſchweigen zu übergehen. Wäre es jedoch die 
überwiegende Meinung des Hauſes, daß ſolche Worte den Eid 
bekräftigen würden (nein! nein!), ſo würde ich mich deren 
Beifügung nicht widerſetzen. Worte dieſer Art dienen bloß 
dazu, die Gemüther der Katholiken aufzureizen; die Maßregel 
aber, die ich vorſchlage, lege ich im lauteren Geiſte des Frie⸗ 
dens vor, und ich möchte ſie mit nichts belaſten, was von der 
Klugheit als unnöthig bezeichnet werden könnte. Ich halte es 
für wünſchenswerth, bloß Einen Eid zu haben, der nichts 
Weiteres bezwecken ſoll, als unſern gegenwärtigen Einrichtungen 
eine Bürgſchaft zu leihen. 

Im Einklang mit dem Prineip dieſer Bill ſollen die Ka⸗ 
tholiken Zutritt zu den Gemeindeſtellen in Irland erhalten. 
Von dieſen ſind ſie gegenwärtig ausgeſchloſſen, nicht ſowohl 
durch das Geſetz, als durch die Zulaſſungseide, die bisher ge= 
ſchworen werden mußten. Auch ſollen ſie nun zu Richterſtellen 
zugelaſſen werden, zu denen ſie mir von jeher noch mehr Recht 
zu haben ſchieuen, als zur politiſchen Gewalt. Gegenwärtig 
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ſind ſie von dem Amte eines Sheriffs ausgeſchloſſen, ſo wie 
von den erſten Stellen höherer Jurisdiktion. Künftig ſollen 
fie zu dieſen Stellen eben fo wählbar fein, wie ihre proteſtan— 
tiſchen Mitbürger. (Beifall.) 

In Bezug auf jene Beſorgniſſe, auf die man ſo häufig 
großes Gewicht legt, wenn von der Zulaſſung der Katholiken 
zu höhern Stellen im Heere die Rede iſt, darf man nicht ver— 
geſſen, daß wir einer ſolchen angeblichen Gefahr ſchon lange 
früher ausgeſetzt waren, indem die Katholiken lange Zeit die 
Fähigkeit genoſſen, jede Stelle in der Armee zu bekleiden, mit 
Ausnahme der des oberſten Befehlshabers. Daß ſich an die 
Frage der Zulaſſung der Katholiken zu höheren bürgerlichen 
Aemtern wichtige Betrachtungen knüpfen, weiß ich recht gut, 
aber es ſcheint mir, daß mit ihrer Zulaſſung in's Parlament 
auch ihre Zulaſſung zu bürgerlichen Aemtern entſchieden iſt. 
Ich zweifle, ob es klug wäre, wenn man den Katholiken ſagte: 
Hier giebt es zwei verſchiedene Quellen der Gunſt; die populäre 
Bahn des Staats iſt euch offen, ausgeſchloſſen aber ſeid ihr von 
der Gunſt der Krone. Ich widerſetze mich jeder Unterſcheidung, 
die den Schutz und den gerechten Einfluß beſchränkte, welche 
der Krone gegen alle ihre Unterthanen zuſtehen. Die Aus— 
zeichnung eines bürgerlichen Amts knüpft ſich im Allgemeinen 
an den Beſitz großen Talents, und hier muß die Krone freie 
Wahl haben, auf jeden Begabten ihr Auge zu richten. Nur 
wenige Ausnahmen möchten nothwendig ſein, und das Prineip, 
auf das jene Ausnahmen gegründet wären, ſollte die nahe 
Verbindung ſolcher Stellen mit den Pflichten gegen die be— 
ſtehende Kirche ſein. Die einzigen Aemter, die ich als ſolche 
Ausnahmen vorſchlage, ſind die des Lordlieutenants von Irland 
oder eines andern mit dem Kirchenpatronat bekleideten Haupt— 
gouverneurs, dann des Lordkanzlers, und des Lord-Siegelbe⸗ 
wahrers von Großbritannien. (Großer Beifall.) 

Sodann ſind die Katholiken ausgeſchloſſen von jeder der 
beſtehenden Kirche, den geiſtlichen Gerichtshöfen oder irgend 
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einer kirchlichen Fundation angehörigen Stelle, von allen Aem⸗ 
tern auf den Univerſitäten, oder in den Collegien von Eton, 
Weſtminſter und Wincheſter, oder in den andern Lehranſtalten 
von kirchlicher Stiftung. Alle Lokalſtatuten und Ordnungen 
der beſtehenden Univerſitäten, Collegien oder Schulen, zu denen 
die Katholiken gegenwärtig nicht wählbar ſind, ſollen unverletzt 
erhalten werden. Ich ſchlage vor, die Geſetze in Bezug des 
Rechts der Katholiken zur Präſentation beizubehalten. Im Fall 
ein Katholik eine Stelle erhalten ſollte, mit der ein Kirchen⸗ 
patronatrecht verbunden iſt, ſoll der Krone das Recht zuſtehen, 
das Patronat zu übertragen. Eben ſo ſoll kein Katholik eine 
Stelle bekleiden können, die ihm ein Recht gäbe, die Krone in 
Beſetzung der mit der beſtehenden Kirche von England und 
Irland zuſammenhängenden Aemter zu berathen. Dieſe Aus⸗ 
nahmen ſcheinen mir nöthig, um die Gemüther der Proteſtanten 
zu beruhigen, und die Kirche in Bezug auf ſolche Stellen, die 
auf beſenderen Gründen beruhen, zu ſichern. Das Prineip 
der Maßregel wird dadurch nicht im mindeſten verletzt. Sollte 
hierbei irgend ein Punkt vorkommen, der dem Hauſe noch nicht 
gehörig aufgeklärt ſchiene, ſo werde ich gern in weitere Details 
eingehen. (Lord Nugent fragt, ob man die Abſicht habe, 
die die Wahlen betreffenden Maßregeln auch auf England 
auszudehnen. Sir R. Peel erwiedert, daß man die Abſicht 
hege, alle Geſetze, die Wahlen der römiſchen Katholiken in 
England betreffend, zurückzunehmen.) 

Ich komme hier an eine Frage von hoher Wichtigkeit. 
Da ſie mit dieſer Maßregel umfaſſender Gnade verbunden iſt, 
ſo iſt leicht zu erachten, daß die Anordnung derſelben nöthig 
iſt und mit Recht gefordert werden kann. Läßt ſich wohl 
läugnen, Sir, daß wir in Erleichterung der römiſchen Katho⸗ 
liken weit vorgeſchritten ſind? (Hört!) Haben wir zur Aus⸗ 
führung nicht aufs Eifrigſte und mit Opfern gearbeitet? Deß⸗ 
wegen behaupte ich auch, daß wir ein Recht haben, von den 
römiſchen Katholiken und ihren Anwälden Geſinnungen zu 
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verlangen, die dieſem Entgegenkommen von unſerer Seite zur 
Befriedigung der proteſtantiſchen Gemüther entſprechen. Wenn 
nun eine Beſchränkung vorgeſchlagen wird, ſo hängt ſie doch 
fo genau mit dem Hauptprincip der Maßregel zuſammen, daß 
dabei nur das Princip der Gleichmäßigkeit hergeſtellt wird. 
Was hier für die römiſchen Katholiken als Beſchränkung nöthig 
ſein dürfte, findet ebenfalls ſeine Anwendung auf die andern 
Unterthanen in Irland; der römiſche Katholik hat demnach als 
ſolcher keinen Grund zu einer Klage. Wir haben ſeiner Bitte 
gewillfahrt, wir haben ſeine Unfähigkeiten beſeitigt, wir haben 
ihm gleiche Vorrechte mit ſeinen Nebenunterthanen zugeſtanden; 
er mag ſich über dieſen Vorſchlag beſchweren, aber als katho— 
liſcher Unterthan hat er keinen Grund zu einer Klage. Der 
unbefriedigende Zuſtand der Wahlfreiheiten in Irland ſpringt 
zu ſehr in die Augen, als daß ich nöthig hätte, mich umſtänd— 
licher darüber zu erklären. Ich halte es aber zur Beſſerung 
des moraliſchen Zuſtandes des irländiſchen Volkes, zur Be— 
gründung eines Fortſchreitens in den bürgerlichen Verhältniſſen 
deſſelben, fo wie zur Sicherung und Beruhigung der proteſtan— 
tiſchen Gemüther des Reichs für nothwendig, die große Frage 
der Wahlfreiheiten in Irland mit Feſtigkeit und Ernſt aufzu- 
nehmen und kräftige Anſtalten gegen den Mißbrauch derſelben 
feſtzuſtellen. Schon im Jahre 1825 waren die Freunde Str 
lands, aus Gelegenheit einer in dieſem Hauſe durchgegangenen 
Bill, in dem Einwurfe gegen die Wahlfreiheiten einig, daß die 
rückſichtsloſe Zulaſſung der römiſchen Katholiken zu den Wahl— 
rechten, wie ſie in Irland ausgeübt werden, die ſchon vor— 
handene Neigung zur Theilung der Güter befördern würde. 
Man behauptete mit Beſtimmtheit, daß das Wahlrecht von 
den großen Gutsbeſitzern ausgeübt würde, und daß die Frei⸗ 
ſaſſen nur als ihre Werkzeuge handelten. Jetzt läßt ſich aber 
wohl nicht mehr läugnen, daß der Einfluß der Gutsbeſitzer 
gelähmt iſt, und daß die Prieſter ſich in den Beſitz deſſelben 
geſetzt haben. Die Wahlen von Louth, Monaghan und Clare 
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zeugen laut davon, daß die Wahlfreiheiten eine Aenderung er— 
heiſchen, und wir können mit Recht fordern, daß dieſer geiſtliche 
Einfluß auf eine ſo ungeſetzmäßige Weiſe nicht länger fort⸗ 
dauere. Ich wünſche dieſe Frage, abgeſehen von religiöſen 
Rückſichten und von den römiſchen Katholiken, als einer be— 
ſondern Körperſchaft, zu betrachten. Für mich iſt ſie eine po— 
litiſche Frage, auf Vorgänge und Grundſätze geſtützt. Es 
handelt ſich darum, ob die unmittelbare Beſchränkung dieſes 
Rechts nicht zu einem reinen und geſetzmäßigen Ausdruck der 
Stimme des Landes beitragen, und eine große Verbeſſerung in 
deſſen bürgerlicher und politiſcher Lage begründen dürfte. In 
einigen Grafſchaften Irlands betragen die einregiſtrirten Frei⸗ 
ſaſſen 13000, in andern 15000, in einigen 17000 und noch 
mehr. Man vergleiche das Verhältniß der bei einem Wahl⸗ 
poll in einer irländiſchen Grafſchaft geſammelten Stimmzettel 
mit dem in einer engliſchen Grafſchaft. Bei der Wahl für 
Bedford im Jahre 1820 war die Zahl der Stimmzettel im 
Poll 4000, für Berks mit drei Candidaten 2274, Cumberland 
4406, Devon 6298, Durham 3800, Glamorgan 1284, 
Middleſer 10000, Suſſex 5500, Weſtmoreland 4370. Die 
Akte Heinrich's VI. iſt es, die den Beſitz des Wahlrechts für 
die Freiſaſſen von 40 Schillingen beſtimmt. Die Einleitung 
zu dieſer Akte beruft ſich zum Behufe dieſer Maßregel auf den 
Zuſtand in England, und zwar in einer Weiſe, daß ich zur 
Unterſtützung meiner Anſicht nichts Beſſeres thun zu können 
glaube, als wenn ich die Worte derſelben anführe; dieſe lauten: 
„Da die Wahlen der Parlamentsmitglieder in mehreren Graf⸗ 
ſchaften des Königsreichs in den letzten Jahren von ſehr großer, 
ſtürmiſcher und übermäßiger Volkszahl geſchehen ſind, wo der 
größte Theil des Volkes von geringem oder gar keinem Werthe 
war (Gelächter), aber doch jeder Einzelne auf eine Stimme 
Anſpruch machte, die mit den Stimmen von gleicher Gültigkeit 
fein ſollten, welche von den würdigſten Rittern aus derſelben 
Grafſchaft herrührten.“ Das, was nun folgt, wird ſich ebenſo 
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gut, wie das Vorige, auf die Art der Ausübung der Wahl 
in Irland anwenden laſſen: „Sehr leicht könnten mancherlei 
Todſchläge, Aufſtände, Räubereien und Zwiſte unter den 
Gentlemen der Grafſchaft entſtehen, wenn man nicht gehörige 
Vorkehrungen dagegen treffen ſollte.“ Darauf beſtimmt nun 
die Akte, daß wer nicht ein Freiſaſſe von 40 Schillingen ſei, 
nicht ſtimmen könnte. Ueber den Zweck dieſer Maßregel möchte 
ich aber noch die Aeußerung des gelehrten Staatsſekretärs, 
Nathanael Ba eo, des entſchiedenen Freundes der Volksprivi— 
legien, anführen. Er drückt ſich, nachdem er jene Akte Hein— 
richs VI. beſchrieben, darüber folgendermaßen aus: „Durch 
die Begründung des Wahlrechts erhielten die Wahlen eine 
größere Bedeutung. Bisher hatte jeder Mann von engliſchem 
Blute ohne Unterſchied das Recht gehabt, eine Stimme zu 
geben und zu erhalten, mochte er hauſen, wo in weiter Welt 
er wollte. So traten die freien Männer ihre Wahlrechte an 
die Freiſaſſen ab, vielleicht ohne zu wiſſen, was ſie thaten. 
Dieſe Aenderung war ebenſo gut als groß, denn 1) waren 
jene Zeiten nicht geeignet für irgend eine große Maßregel des 
Bürgerthums. Die Einleitung zu der Akte zeigt, daß der 
Geringſte ſich dem Höchſten gleichſtellte, was zu Parteiung, 
Streit und Mord führte. 2) Wo die Menge vorherrſcht, 
ſiegen die Niederen über die Höheren, und jene, meiſt unwiſ— 
ſend, können weder Perſonen noch Zeiten beurtheilen, und laſſen 
bei ihren Wahlen mehr durch zufällige Eindrücke oder durch 
Faktionen ſich leiten, ſtatt durch ein richtiges Verſtändniß, ſo 
daß der große Rath der Nation weniger großherzig und edel 
wird. 3) Lag in jener Beſchränkung des Wahlrechts eben ſo 
viel Gerechtigkeit als Politik, denn was iſt vernünftiger, als 
daß diejenigen Männer den öffentlichen Rath wählen, deren 
Güter die öffentlichen Steuern und Laſten zu tragen haben? 
Ueberdieß war jene Aenderung ſelbſt für die freien Männer 
von England (Freemen im Gegenſatz gegen Freeholder) eine 
Wohlthat, denn erſtens beſchränkte ſie die Macht der Lords 
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und Herren, welche die niederen Klaſſen nach Gefallen lenkten 
und über viele ihrer Stimmen nach Willkür geboten. Zweitens 
hob ſie den Geiſt des Volks, denn indem der Freiſaſſe über 
den Freimann geſetzt ward, ſtieg die Theilnahme der niederen 
Klaſſe an dem öffentlichen Weſen, und es erwachte unter ihnen 
ein Ehrgeiz, ſelbſt zu dem Rang der Freiſaſſen ſich empor zu 
ſchwingen, die ihrerſeits um ſo ſorgfältiger um das Geſetz ſich 
bekümmerten. Endlich ward dadurch drittens die ausſchließliche 
Kenntniß der Geſetze dem niedern Clerus und dem Kloſtervolk 
entzogen, welche, gleich Rom, dieſelben leicht zu ihren beſon⸗ 
deren Zwecken benutzen mochten.“ 

Hier haben wir alſo die Meinung eines Freundes der 
Volksprivilegien, daß die Maßregel der Wahlbeſchränkung ein 
Vortheil für das Volk war, und feine Worte, fo wie die Eins 
leitungsworte zu jener Akte Heinrichs VI., ſind ſo anwendbar 
auf die gegenwärtigen Verhältniſſe in Irland, daß ich mich 
nicht enthalten konnte, fie dem Haufe vorzulegen. In derſel⸗ 
ben Weiſe, wie jene Akte Heinrichs VI. nichts bezweckte, als 
die Achtbarkeit der Wähler zu erhöhen und die Selbſtſtändig⸗ 
keit der Wahlen zu ſichern, ſoll auch mein Vorſchlag keinen 
andern Zweck haben, als Irland unabhängige Wähler zu ver⸗ 
ſchaffen, die nicht unter dem beſtändigen Einfluſſe entweder der 
Gutsherren oder der Prieſter ſtehen. Ich ſage nicht, denn ich 
denke es nicht, daß die Maßregel den geſetzlichen katholiſchen 
Einfluß beſchränken werde; dieſen ſucht man nicht zu ſchwächen, 
aber jener kirchliche ungeſetzliche Einfluß iſt es, der vernichtet 
werden ſoll. Prüfen Sie den gegenwärtigen Zuſtand der 
Wahlfreiheit in Irland, namentlich nach den Reſultaten der 
Unterſuchungscomites der beiden Häuſer des Parlaments im J. 
1825, ſo werden Sie überall den vollen Beweis finden, wie 
ſehr dieſelbe praktiſch faſt in jeder Rückſicht von der in Eng⸗ 
land verſchieden iſt, wo die Freiſaſſen allgemein in hoher Ach⸗ 
tung ſtehen, und wo kaum Ein Fall unter Tauſenden vorkommt, 
daß das Freigut nicht ererbt iſt und lebenslang behalten wird. 
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Ich will die Natur des Freiguts in Irland nicht ändern. Es 
gehörten zu gewaltſame Schritte dazu, wenn man das Syſtem 
in Irland dem engliſchen aſſimiliren wollte. Dort vermiethet 
der Gutsherr Ländereien an Mittelsmänner, und das Freigut 
wird jo durch Pacht und Wiederpacht geſchaffen. Jeder Ver- 
ſuch, dieſes Syſtem zu ändern, würde zu einem zu heftigen 
Wechſel führen und nicht im Einklang ſtehen mit den Vers 
hältniſſen des Landes. Um nun ohne ein ſo gewaltſames 
Mittel dennoch eine unabhängige Freiſaſſenſchaft zu ſchaffen, 
haben viele Männer, deren Urtheil vom größten Gewicht iſt, 
vorgeſchlagen, die Wahlberechtigung auf 20 Pfd. zu erhöhen. 
Ich aber halte dafür, daß es zu viel wäre, wenn man auf 
einmal von 40 Schilling auf 20 Pfd. aufſtiege, und meine, 
daß die Zwiſchenzahl, 10 Pfd., volle Befriedigung gewährt. 
Es iſt nach den unvollſtändigen Nachrichten, die vorliegen, 
ſchwer zu beſtimmen, wie groß die Zahl der Wähler ſein 
würde, wenn man die Wahlberechtigung auf 10 Pfd. feſtſetzte; 
auf jeden Fall aber würde ſie noch ſehr bedeutend ſein. (Der 
Redner geht hier in ganz genaue Details über das Verhältniß 
der bisherigen Vierzig-Schilling-Freiſaſſen und über die Art 
— 2 das neue Wahlſyſtem einzuführen wäre. Dann fährt 
er fort: | 

Ich verhehle mir die Einwürfe nicht, die ſich gegen dieſen 
Theil meines Vorſchlags machen laſſen (Hört! hört!), aber 
man vergeſſe nicht, daß derſelbe einen Theil eines großen Sy— 
ſtems bildet, gegründet auf das Prineip gegenſeitiger Opfer. 
So lange der Paroxysmus fortdauert, welcher durch jenen 
großen Wechſel hervorgebracht werden muß, würde es doppelt 
unbeſonnen fein, das gegenwärtige Wahlſyſtem Irlands fort— 
beſtehen zu laſſen. Unabhängig von dieſer Betrachtung aber 
zeigt ſich das Bedürfniß, die Grundlage einer wirklichen irlän— 
diſchen Freiſaſſenſchaft zu legen. Nach den neuerlich eingetre— 
tenen Ereigniſſen kann ich das Vierzig-Schilling-Wahlrecht nicht 
länger als ein Recht vertheidigen, bei welchem die proteſtanti— 
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ſchen Intereſſen geſichert bleiben, ohne daß ich jedoch den ge— 
ſetzlichen Einfluß der Katholiken nur im geringſten zu ſchwächen 
beabſichtigte. Zwar werden im ſüdlichen Irland viele Frei— 
ſaſſen ihr Wahlrecht verlieren; noch viele aber werden daſſelbe 
behalten, und darin ein Mittel finden, ihren unparteiiſchen An- 
ſichten Gewicht zu verſchaffen. Wenn Sie mich fragen, welche 
Entſchädigung ich denen gebe, deren gegenwärtige Rechte aufs 
gehoben werden, ſo antworte ich den Katholiken: Ich nehme 
den Schimpf von euch, über den ihr euch beklagt; ich vernichte 
die gehäſſige Unterſcheidung, um deren Aufhebung ihr gebeten 
habt; ich öffne euch und euren Kindern den freien Zutritt zu 
den Ehren und Auszeichnungen des Staats; dieß iſt überreiche 
Entſchädigung für jene jämmerlichen Privilegien, die es ſo oft 
bloß dem Namen nach waren. Werft einen Blick auf die 
gegenwärtige Lage der irländiſchen Wahlberechtigten — gedrängt 
auf der einen Seite von dem Gutsherrn, ſein zeitliches Intereſſe 
zu Rathe zu ziehen; gepreßt auf der andern Seite von dem 
Prieſter, ſein ewiges Seelenheil nicht auf's Spiel zu ſetzen. 
Wahrlich der Verluſt einer ſolchen Wahlfreiheit iſt ein kleines 
Opfer! Den proteſtantiſchen Freiſaſſen Irlands aber fage ich: 
Die Entſchädigung, die ich euch biete, iſt, daß ihr in der Aus⸗ 
übung jenes Rechts euch nicht fernerhin durch einen ungeſetz⸗ 
lichen Einfluß überwältigt ſeht. Die ganze Klaſſe, der jenes 
Recht zuſteht, wird den wohlthätigen Einfluß des neuen Geſetzes 
empfinden. Und iſt es nicht ein großer und glücklicher Ge⸗ 
winn auch für euch, wenn die ganze Lage des Landes ver- 
beſſert wird? — 

Nachdem ich ſo das Haus durch alle Details dieſer Frage 
geführt habe, bleibt mir noch jene Seite des Gegenſtandes zu 
beleuchten übrig, welche die kirchlichen Bürgſchaften betrifft. 
Die erſte Frage, die ſich hier erhebt, iſt, in welchem Lichte ſoll 
die Kirche von Rom betrachtet werden? Iſt es wünſchens⸗ 
werth, ſie dem Staate zu incorporiren, ihr zu ſchmeicheln und 
die Hand zu reichen, oder iſt es beſſer, ſie ganz ſich ſelbſt zu 
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überlaſſen, und fie wie andere Diſſidenten von der beſtehenden 
Kirche zu betrachten? Die Natur der Bürgſchaften muß von 
dem Geſichtspunkte abhängen, von dem wir in dieſer Beziehung 
ausgehen. Ich verſchloß mich nicht den Beweiſen, die man zu 
Gunſten der Incorporation der römiſchen Kirche mit dem Staate 
vorgebracht hat, und ich verkenne die Vortheile nicht, die dar— 
aus hervorgingen, wenn man für die Geiſtlichen des römiſch— 
katholiſchen Glaubens eine Geldbeſoldung feſtſetzte. Ich weiß, 
daß viele große Männer ſich für eine ſolche Beſoldung des 
katholiſchen Clerus entſchieden haben, und daß beſonders Lord 
Caſtlereagh glaubte, die Zulaſſung der Katholiken zu dem 
vollen Genuß der bürgerlichen Rechte ſollte von einer Beſoldung 
begleitet ſein, worin die Regierung eine kirchliche Bürgſchaft 
fände. Wenn aber dieſe Bürgſchaften zum Gegenſtand einer 
Unterhandlung und eines Uebereinkommens mit dem Hofe von 
Rom gemacht werden ſollten, ſo fände ich die größten Schwie— 
rigkeiten, ein ſolches Reſultat herbeizuführen. Ich glaube, es 
läge in dem Gedanken etwas Empörendes für die 
Gefühle des Volkes, für die Unabhängigkeit und 
den Stolz unſers Vaterlandes, daß der König von 
England an irgend einen fremden geiſtlichen Hof 
ſich wenden ſollte, um eine Entſcheidung zu erlan— 
gen, auf welchem Fuße ſeine eigenen Unterthanen 
ſtehen ſollen. (Großer, lang anhaltender Beifall.) 

Wir können uns dem römiſchen Hofe zu dieſem Zwecke 
nicht nähern, ohne ihn als eine Autorität in unſerer Geſetz— 
gebung anzuerkennen, ohne anzuerkennen, daß er ein Recht habe, 
unſern Maßregeln, falls es ihm gut dünkt, ſeine Zuſtimmung 
zu verweigern. Schon aus dieſem einzigen Grunde wird das 
Haus eine Unterhandlung mit dem römiſchen Hofe für unver— 
einbar mit der Würde und Unabhängigkeit Großbritanniens 
halten. Dieß iſt der große Einwurf gegen jeden Verſuch, in 
dieſer Rückſicht Bürgſchaften aufzuſtellen. Auch muß ich ge— 
ſtehen, daß die Incorporation der römiſch-katholiſchen Kirche 
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mit dem Staate, indem man durch Ausſetzung einer Beſoldung 
für die katholiſche Prieſterſchaft der Krone eine Controle über 
dieſelbe verliehe, widerſtrebender mit den Gefühlen des Landes 
ſein würde, als alle Maßregeln, die irgend erſonnen werden 
möchten. (Beifall.) Ich möchte nicht einmal für gewiß an⸗ 
nehmen, ob die irländiſchen Katholiken in ihrer gegenwärtigen 
Stimmung ein ſolches Anerbieten nur annehmen würden. 
Ueberdieß würde es eine Abweichung von jenem großen Prin— 
eipe fein, welches die Unverletzlichkeit der Lehre und Diseiplin 
der anglikaniſchen Kirche feſtſtellt. 

Frägt man mich, ob ich denn gar keine Bürgſchaften 
mittelſt einer Beſoldung, oder eines Einſpruchs, oder einer 
Controle habe, ſo erwiedere ich mit einem Worte: ich habe 
keine. (Beifall.) Ich kann keine Incorporation der römiſch⸗ 
katholiſchen Religion mit dem Staate vorſchlagen, noch ihr eine 
beſtimmte Gründung (establishment) im Staate geben. Ich 
übergehe dabei die Anſichten, die in Beziehung auf die religiöſe 
Seite der Frage vorgebracht wurden; mein Vorſchlag iſt nur 
der, daß die römiſch-katholiſche Religion nicht als auf einer 
Staatsanſtalt beruhend angeſehen, ſondern bloß als eine von 
der beſtehenden Kirche abweichende Religionsanſicht betrachtet 
werden ſolle. (Hört! hört!) In allen frühern Bills für die 
Emaneipation wird der Krone ein Recht vorbehalten, gemeinhin 
unter dem Namen des Veto's bekannt, auch wurde dabei ſtets 
für eine Anordnung geſorgt, um den Verkehr des römiſchen 
Stuhls mit der römiſch-katholiſchen Kirche Irlands zu beauf- 
ſichtigen. Das Veto beſonders war lange ein Gegenſtand der 
heftigſten Diskuſſionen. Was mich betrifft, ſo halte ich jenen 
von beiden Seiten mit Erbitterung geführten Streit für durch— 
aus überflüſſig; theils glaube ich auf der einen Seite, daß das 
Veto eine höchſt unbedeutende Gewalt verleihen, theils bin ich 
überzeugt, daß es auf der andern Seite ſchwerlich gemißbraucht 
werden würde. Mein Hauptgrund gegen daſſelbe iſt, daß es 
den Anfang einer beſtimmten Feſtſtellung der römiſch-katholiſchen 
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Kirche im Staate bildet. Ich finde nicht, daß es eine ver— 
werfliche Forderung von Seite der Krone wäre; wenn man 
uns aber ein Verzeichniß der Namen der Candidaten für die 
katholiſchen Prälaturen und Biſchofsſitze in Irland überreichte, 
fo würden wir es ſehr ſchwer finden, uns von jener Verant- 
wortlichkeit frei zu halten, die ſich von ſelbſt an unſere Mit⸗ 
wirkung bei der Wahl knüpfte; wir würden Theil an ihr 
nehmen, und gerade dieß wäre der Anfang einer beſtimmten 
Staatsanſtalt, welche wir unter den gegenwärtigen Umſtänden 
vor Allem vermeiden müſſen. (Beifall.) Ich verzichte daher 
auf das Veto, um fo mehr, als die Bürgſchaft, die es böte, 
eine durchaus illuſoriſche wäre; mir wenigſtens ſchiene es lächer— 
licher, eine Commiſſion von römiſch-katholiſchen Prälaten nieder— 
zuſetzen, um von ihnen über die Loyalität eines Kandidaten für 
einen Biſchofsſitz in Irland ſich ein Zeugniß ausſtellen zu 
laſſen, als ſie durch Aufladung einer Verantwortlichkeit für die 
Krone zu erkaufen. 

Auch gegen die Beaufſichtigung des Verkehrs der Biſchöfe 
mit dem römiſchen Stuhl ließe ſich an ſich kein erheblicher 
Einwurf machen; aber ich geſtehe, daß ich für mich keinen 
Wunſch hege, jenen Verkehr zu beaufſichtigen (hört! hört!), 
da bewieſen werden kann, daß er bloß geiſtliche Angelegenheiten 
betrifft. Eine ſolche Beaufſichtigung würde, ſtatt das Land 
zufrieden zu ſtellen, eher die entgegengeſetzte Wirkung hervor— 
bringen. Das Volk, glaube ich, erwartet von dem Staats 
ſekretär eben ſo wenig, daß er ſich in die geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten der römiſchen Kirche miſche, als daß er ſich um die 
Wesleyaniſchen Methodiſten kümmere. (Beifall.) Sollte aber 
je eine Zeit kommen, wo Gefahr einträte, ſo würde ich, nach 
Abſchaffung der bürgerlichen Unfähigkeiten der Katholiken, nicht 
einen Moment zögern, vor dieſes Haus zu treten und ein Geſetz 
zu fordern, das jeden ſolchen Verkehr verböte, und beſtimmte, 
daß jede Correſpondenz, jedes Document, weltliches wie geiſt— 
liches, der Regierung vorgelegt werden müßte. Auch darin 
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bewährt ſich der große Vortheil der endlichen Löſung der Far 
tholiſchen Frage, daß wir dann jede Bürgſchaft nehmen können, 
welche durch die Gefahr geboten werden möchte. Wir werden 
dann gegen die irländiſchen Katholiken in entſchiedenem, unab⸗ 
hängigem Tone ſprechen können, und die Legislatur wird mit 
ihnen wie mit jeder andern Klaſſe von des Königs Unterthanen 
verfahren, ſtatt daß wir gegenwärtig in allen unſern Schritten 
unſicher und ſchwankend ſind. 

Indeſſen giebt es einzelne Punkte, welche regulirt werden 
mögen, und die in keiner Hinſicht die bürgerlichen Vorrechte 
oder die religiöſe Disciplin der irländiſchen Katholiken beein— 
trächtigen, den proteſtantiſchen Gemüthern aber, deren Verſöh— 
nung ſo äußerſt wünſchenswerth iſt, erfreulich ſein werden. 
Wenn ein Katholik eine Corporations- oder eine andere öffent⸗ 
liche Stelle erhält, ſo ſoll er die Amtsauszeichnungen in keinem 
andern Gotteshauſe als in einem zu der beſtehenden Kirche ge— 
hörigen tragen dürfen, eben ſo die Amtskleider. Es beſteht 
ein Gebrauch, der in Irland aufkam, und zu großer und ge— 
rechter Klage Anlaß gab, daß nämlich die römiſch⸗ katholiſchen 
Biſchöfe die Titel in Anſpruch nahmen, die bloß denen der 
beſtehenden Kirche zugehören. Ich ſchlage daher vor, daß die 
biſchöflichen Würden und Titel in der vereinigten Kirche von 
England und Irland nicht von den römiſch-katholiſchen Bi⸗ 
ſchöfen gebraucht werden ſollen — Biſchöfe nenne ich ſie, denn 
ſie ſind es, und haben ein Recht, als ſolche ihre Gewalt in 
ihrer eigenen Kirche auszuüben. Die Gültigkeit ihrer Ordina- 
tion iſt keinem Zweifel unterworfen; aber es iſt nicht ziemlich 
noch ſchicklich, daß die Rechte der Biſchöfe der beſtehenden 
Kirche öffentlich und prunkhaft in Anſpruch genommen werden, 
wie neuerlichſt mit ihren Titeln von den römiſch- katholiſchen 
Biſchöfen geſchah. (Hört! hört! hört!) 

Nach Berichtigung dieſer Angelegenheit geht die Bill auf 
die religiöſen Geſellſchaften über. Einige derſelben haben gro⸗ 
ßen Verdacht und Mißvergnügen in dieſem Lande erweckt und 
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viele Klagen aufgeregt; ich meine die Ausbreitung jener reli— 
giöſen Orden und Gemeinſchaften, die durch klöſterliche Gelübde 
verbunden ſind, ſo wie beſonders die Einwanderung der unter 
dem Namen der Jeſuiten bekannten Geſellſchaft. Ich halte in 
dieſer Rückſicht eine Anordnung der Vorſicht für nothwendig. 
Die gegenwärtigen Mitglieder ſollen keine Beeinträchtigung er— 
fahren, aber wir ſollten ihre Zahl kennen und ihre Namen 
einregiſtriren laſſen. Auch ſind wir berechtigt zu fordern, daß 
ſolche durch klöſterliche Gelübde gebundene Geſellſchaften, die 
ur freien Ausübung der römiſch⸗katholiſchen Religion in keiner 
eiſe nöthig ſind, ſich künftig nicht weiter verbreiten; ſo wie, 
daß keine ungewöhnliche Zahl jener Klaſſe von Leuten in unſer 
Land einwandern, in das ſie kommen, weil andere Länder ſich 
von ihnen gewendet haben. Andere Länder haben Vorſichts— 
maßregeln gegen die Jeſuiten ergriffen, und auch wir müſſen auf 
unſerer Hut ſein gegen Menſchen, die Niemand gehorchen als 
ihrem Obern, der ſeinen Sitz in Rom hat. Ihre Vertreibung 
aus andern Ländern und ihre Ankunft in England mit beden— 
tenden Fonds, welche ſie zur Gründung von Anſtalten möchten 
benutzen wollen, hat vielfache ernſthafte Unruhe verbreitet, und 
auch mir ſcheint es ein Gegenſtand, der bedeutend genug iſt, 
um, wie ich es oben in meinen Vorſchlägen gethan, von der 
Geſetzgebung berückſichtigt zu werden. 0 
Indem ich ſo den ganzen Inhalt der vorzuſchlagenden 
Bill auseinandergeſetzt, habe ich mit Wiſſen keine der Maß- 
regeln übergangen, welche ſie enthalten ſoll. Ich werde nun 
in dem nächſten Comite eine Reſolution in Vorſchlag bringen, 
welche die Grundlage der Bill ſein ſoll für die Zulaſſung der 
Katholiken zu ihren bürgerlichen Privilegien, und welche die 
andern Anordnungen enthalten wird, die ich hier einzeln auf— 
gezählt habe. Iſt dieſe Reſolution durchgegangen, ſo werde ich 
eine abgeſonderte Bill über die Wahlberechtigungen in Vorſchlag 
bringen. — Und ſo habe ich denn die Grundſätze der Maßregel 
auseinandergeſetzt, und nahe mich dem Ende der Aufgabe, die 
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mir geworden iſt. Ich vertraue darauf, daß ſie ruhig und 
leidenſchaftslos geprüft werden wird, mit dem Wunſche, dieſe 
Frage zu glücklichem und befriedigendem Ende zu bringen. 
Laſſen Sie uns allen vor die Seele rufen, was die Folgen 
ſein würden, wenn dieſe Bill verworfen werden ſollte. (Hört!) 
Die Maßregel iſt gerecht und unparteiiſch gegen Alle. Ich will 
nicht behaupten, daß nicht bedeutend ſcheinende und wirklich bes 
deutende Einwürfe dagegen erhoben werden können, wie wohl 
gegen jede Maßregel von ſolcher Ausdehnung und fo verwickel⸗ 
ter Natur; aber verlaſſen Sie ſich darauf, die katholiſche Frage 
würde nie gelöſt werden, wenn jedes Mitglied ſie bloß nach 
ſeinen eigenen Anſichten gelöſt wiſſen wollte. (Beifall.) Ich 
frage die Proteſtanten: ſollte es, wenn die proteſtantiſchen 
Geiſter ſich vereinen, nicht möglich ſein, neue und kräftige 
Bürgſchaften gegen jede Gefahr zu finden? Ich frage die 
Katholiken: können die Coneeſſionen, die von eurer Seite ge— 
bracht werden müſſen, mit den Opfern verglichen werden, zu 
denen die ſich verſtehen, die nur mit widerſtrebendem Herzen 
von Geſetzen abweichen, welche — vergebens mag man es 
läugnen — unſerer Legislatur und Regierung einen Charakter 
der Ausſchließung verliehen haben? Wollte Gott, daß die 
ſanguiniſchen Erwartungen derer in Erfüllung gingen, die ſchon 
vor Jahren als die Kämpfer für dieſe Sache auftraten! Wollte 
Gott, daß die Aufhebung der bürgerlichen Unfähigkeiten der 
Katholiken auch die bürgerlichen Zwiſte des Landes milderte 
und ein freier Verkehr ihre gegenſeitige Eiferſucht zum Schwei⸗ 
gen brächte, daß fie, ſtatt ſich wechſelſeitig als Gegner zu bes 
trachten, ſich gemeinſam der Rechte eines freien Staates er— 
freuten, ſich achten, den gegenſeitigen Werth erkennen lernten, 
und ein unbeſtochenes Auge für Eigenſchaften bekämen, die 
jetzt jeder beim Andern überſieht. Vielleicht bin ich nicht ſo 
ſanguiniſch wie Andere in meinen Erwartungen von der Zus 
kunft, aber ich nehme keinen Anſtand, die Ueberzeugung aus⸗ 
zuſprechen, daß die Beilegung dieſer Frage in der vorgeſchlagenen 
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Weiſe den proteſtantiſchen Intereſſen und den proteſtantiſchen 
Einrichtungen beſſere Bürgſchaften als der gegenwärtige Zuſtand 
der Dinge gewähren und die Gefahren abwenden wird, die 
nahe und unmittelbar vor uns ſtehen. (Beifall.) Welchen 
Grund konnte ich haben, dieſe Anſicht auszudrücken, als meine 
redliche Ueberzeugung von deren Wahrheit? Bei meiner off— 
ziellen Kenntniß des wirklichen Zuſtandes der Dinge, bei den 
Gründen, die ich aus der täglichen Beobachtung des Fort— 
ſchrittes der Ereigniſſe ſchöpfte, welche, wie Grattan ſich aus⸗ 
drückte, gleich dem Nebel an den Ferſen des heimeilenden 
Landmannes, einen Gegenſtand nach dem andern umhüllen — 
welche andere Gründe könnten da mich leiten, als redliche und 

eſetzliche? Ich weiß, eine populärere und einſchmeichelndere 
Bahn ſtand mir offen; populärer unter den Freunden, mit 
denen ich lange verbunden war, einſchmeichelnder bei den Con— 
ſtitnenten, die ich verlor. „His ergo gratiora dietu alia 
esse scio; sed me vera pro gratis loqui, et si meum in- 
genium non moneret, necessitas cogit. Vellem equidem 
vobis placere, sed multo malo vos salvos esse, qualicun- 
que erga me animo futuri estis.“ . Beifall.) 

Ich habe gerathen und gehandelt für das Beſte der pro— 
teſtantiſchen Intereſſen, für das Beſte der proteſtantiſchen Ein— 
richtungen; dieß iſt meine Vertheidigung gegen die Anklagen, 
die gegen mich vorgebracht worden; dieß iſt mein Troſt für 
die Opfer, die ich gebracht habe, und dieß ſoll meine Rache 
ſein. (Rauſchender Beifall.) 

Ich hoffe, daß die trüben Waſſer des Streits vorüber— 
fließen; ſollten aber dieſe Erwartungen getäuſcht werden, ſollte 
Kampf und Entzweiung auch dann noch Platz greifen, wenn 
der Zwiſt nicht mehr aus künſtlichen Unterſcheidungen und un⸗ 
gleichen Rechten entſpränge; ſollte wirklich im Charakter der 
römiſch⸗katholiſchen Religion etwas liegen, was, nicht zufrieden 
mit der Gleichheit der Rechte, ein Uebergewicht erſtrebte, ſo 
würde ich dennoch die Aenderung nicht bereuen, * Einfüh⸗ 
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rung ich jetzt vorſchlage. (Hört!) Muß der Kampf gekämpft 
werden, ſo wird er dann um andere Gegenſtände gekämpft 
werden. Mag das Schlimmſte zu dem Schlimmſten kommen, 
jedenfalls wird, ich wiederhole es, der Streit ein anderes Ziel 
ſich wählen und auf anderm Boden ausgefochten werden. Nicht 
für Gleichheit bürgerlicher Rechte wird dann geſtritten werden, 
ſondern ob eine intolerante Religion herrſchen oder beherrſcht 
werden ſoll. (Beifall.) Uns wird der Vortheil in den Kampf 
begleiten, daß wir das moraliſche Band, das jetzt alle Katholi⸗ 
ken vereint, gelöſt haben, indem wir ihnen nicht verweigern, 
was das Recht fordert. Wir werden in den Kampf gehen mit 
jenen Gewalten, die ſo lange ſich dieſer Frage entgegenſetzten, 
und — zweifeln Sie nicht — wir werden ſiegen — ſiegen 
durch die einſtimmigen Gefühle dieſes Landes, in denen ich die 
beſte Bürgſchaft für die proteſtantiſche Conſtitution finde. (Lau⸗ 
ter Beifall.) Orthodoxe und Diſſenters würden ſich vereinen, 
die Stimme Schottlands würde ſich für uns erheben, auf un⸗ 
ſerer Seite wäre die Theilnahme jedes freien Staats, auf 
unſerer Seite die Wünſche und Gebete jedes freien Mannes 
unter jedem Himmel, unter jeder Regierungsform, unter jeder 
Religion. (Der ſehr ehrenwerthe Staatsſekretär ſetzt ſich unter 
— 1 ausbrechenden, lang anhaltenden Beifalle des Hauſes 
nieder. 


Biographiſche Notizen über N. Peel. 


Robert Peel iſt geboren auf einem Landgute in Lancaſterſhire 
am 6. Februar 1784. Sein Vater, der erſt im Jahre 1830 als 
Fabrik⸗ und Manufakturbeſitzer zu Tamworth in Staffordſhire ſtarb, 
hinterließ dem Sohne ein Vermögen von nahe an 3 Millionen Pfd. 
Sterl. R. Peel erhielt den erſten Unterricht im elterlichen Haufe 
und meiſt unmittelbar von ſeinem Vater. Darauf beſuchte er gleich⸗ 
zeitig mit Byron die Schule zu Harrow, und bezog im J. 1800, 
durch Pitt's Verwendung in derſelben Zeit zum Baronet erhoben, 
die Univerſität Oxford. Im Jahre 1809 trat er in's Parlament. 
In dieſer Stellung vertheidigte er die Grundſätze des damaligen 
erſten Miniſters, Spencer Perceval's, der „ein ergebener Anz 
hänger der Krone und frommer Sohn der Kirche allen theuer war, 
welche ihre Gelage durch Libationen auf König und Kirche verherr⸗ 
lichen, und von denen die Meiſten die Geiſtlichkeit für viel wichtiger 
halten, als das Evangelium, während alle geneigt ſind, den König 
über das Geſetz zu ſtellen.“ Dieſen Anfichten, welche Peel's Rich⸗ 
tung bei feinem Eintritt in die politiſche Laufbahn beſtimmten, blieb 
er innerhalb der nächſten zwanzig Jahre ſowohl als Parlamentsmit⸗ 
glied wie in den höchſten Staatsämtern, die er während dieſer Zeit 
verwaltete, getreu. Er wurde eine der Hauptſtützen der Tory-Partei, 
mit welcher verbunden er allen freiſinnigen Grundſätzen entgegen⸗ 
arbeitete. Wir finden ihn bis zum Jahre 1824 als einen hart⸗ 
näckigen Gegner der katholiſchen Emancipation in allen Parlaments: 
ſitzungen, in denen dieſe Frage zur Sprache kam, auftreten; in gleicher 
Weiſe vereinigte er ſich mit den Tories zur Bekämpfung der vorge— 
ſchlagenen Verbeſſerungen im Schulweſens, ſowohl des Volksunter⸗ 
richts als der höheren Lehranſtalten; dagegen ſprach er für Beibe⸗ 
haltung der Fremdenbill, die im Jahre 1792 nach Argen Debatten 
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in beiden Häuſern angenommen war, und wonach den Miniſtern er⸗ 
laubt war, jeden Fremden aus England ohne Weiteres zu verweiſen; 
überall trat er auch ſonſt als Vertheidiger beſtehender, wenn auch 
nicht mehr zeitgemäßer Einrichtungen auf. Von der bedeutenden 
Theilnahme Peel's an der Staatsverwaltung Englands geben fol⸗ 
gende Notizen über die von ihm verwalteten Aemter einen Ueberblick. 
Schon im Jahre 1810 trat Peel, begünſtigt durch die mannig⸗ 
fachen Verbindungen ſeines Vaters, als Unterſtaatsſekretär für die 
Colonien in den Staatsdienſt; 1812 wurde er erſter Sekretär von 
Irland, konnte aber bei ſeiner bekannten Abneigung gegen die An⸗ 
ſprüche der Katholiken auf gleiche Rechte mit den Proteſtanten un⸗ 
möglich in dieſer Stellung eine ſegensreiche Thätigkeit entwickeln, und 
trug zur Verbeſſerung der traurigen Lage von Irland ſo gut wie 
nichts bei. Im Jahre 1817 wurde er an Abbot's Stelle zum 
Parlamentsmitglied für die Univerſität Oxford ernannt, wegen 
feiner feſten und entſchiedenen Abneigung gegen die Emaneipation der 
Katholiken. Als der Lord Sidmouth im Jahre 1822 aus dem 
Miniſterium austrat, wurde Peel zum Miniſter des Innern ernannt, 
und verwaltete dieſes Amt, obgleich getreu ſeinen bisherigen Anſichten 
und ſtets bedacht auf die Erhaltung der überlieferten Einrichtungen, 
nicht ohne Ruhm und Nutzen für Großbritannien. Der damalige 
Premierminiſter war Lord Liverpool, unter welchem aber der 
College Peel's, Lord Caſtlereagh, die eigentliche Hauptleitung 
führte, bis dieſer ſich den Tod gab und Canning an ſeine Stelle 
trat. Mit dieſem letztern konnte Peel in vielen Fragen weniger 
übereinſtimmen, als mit deſſen Vorgänger. Canning hatte es ſich 
zur Aufgabe geſtellt (ſtehe Bd. 1. S. 92 flg.), die Grundſätze und die 
Politik der heiligen Allianz, als deren Anhänger und Beſchützer Lord 
Caſtlereagh gegolten hatte, zu bekämpfen; er war empört, fagt- 
Brougham, über die höfiſche Sprache der Fürſten, welche unter 
der Maske des Eifers für die Religion Europa in Feſſeln ſchlugen; 
er war entrüſtet über die knechtiſche Rolle, welche England bei den 
Plänen derſelben geſpielt, und war entſchloſſen, daß dieſe Willfährigkeit 
ſein Vaterland nicht länger entehren ſollte. Es war ſein feſter Ent⸗ 
ſchluß, daß die Unabhängigkeit der ſpaniſchen Colonien in Amerika, 
welche dieſe durch ihre Tapferkeit errungen hatten, anerkannt, daß 
England von dem Einfluß der heiligen Allianz befreit werden ſolle. 
Mit einem Collegen von ſolchen Grundſätzen hatte Peel eine etwas 
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unbequeme Stellung, zumal da der Premierminiſter mehr den Un⸗ 
parteiifchen als den Entſchiedenen ſpielte; denn Lord Liverpool, 
der funfzehn Jahre lang engliſcher Premierminiſter war und ſomit 
länger als irgend ein Anderer, Walpole und Pitt ausgenommen, 
in Englands Rath präſidirte, wurde niemals für irgend eine allge— 
meine Maßregel von der öffentlichen Meinung in Anſpruch genom⸗ 
men. Dieſe Nachſicht kam der Vernachläffigung oder Gleichgültigkeit 
ſehr nahe, wiewohl durchaus keine Verachtung in ihr lag. Während 
große Maßregeln ausgeführt wurden, dachte Niemand an Lord Li— 
verpool. Kam man zum Nachdenken, jo fand man, daß er 100 
immer Premierminiſter war; er lebte aber ſo zurückgezogen und lie 
ſich ſo ſelten öffentlich ſehen, daß man ſich ſelten ſeiner erinnerte. 
Traf ihn deshalb kein Tadel, wenn Fehler begangen wurden oder 
Dinge einen üblen Ausgang nahmen, ſo wurde ihm auch dagegen 
kein Lob, und wenn die Geſchäfte gut ausgeführt wurden, keine 
Dankbarkeit für viele glücklichen Unternehmungen zu Theil. Er kam 
in der That kaum jemals in Betracht. Unter einem ſolchen Premier⸗ 
miniſter alſo leiteten bis zu ſeinem Tode Peel die inneren und 
Canning die äußeren Angelegenheiten der vereinigten drei König— 
reiche. Es war bei einer ſolchen Lage der Dinge nothwendig, daß 
über gewiſſe allgemeine Maßregeln, zu deren Ausführung keine Ver⸗ 
einigung der verſchiedenen Anſichten erzielt werden konnte, gegenſeitige 
Neutralität feſtgeſetzt wurde, wie z. B. zwiſchen Peel und Ganz 
ning über die Emancipation der Katholiken, für welche der letztere 
ſich ſchon früher beſtimmt und kräftig ausgeſprochen hatte. Doch 
konnte ſich Peel in dieſer Stellung der Ausführung mancher früher 
noch von ihm bekämpften Maßregeln nicht gänzlich entziehen. So 
ſah er ſich im Jahre 1826 genöthigt, das ungaſtliche und ſtrenge 
Fremdengeſetz (alien bill) aufzugeben und ſtatt deſſen die Anordnung 
zu treffen, daß denjenigen Fremden, die ſich längere Zeit in England 
aufhalten wollten, nur zur Pflicht gemacht wurde, von ſechs zu ſechs 
Monaten dem Miniſter des Innern dieß anzuzeigen, er ſie aber nicht 
mehr beliebig aus dem Lande weiſen durfte. Auch auf die Verbeſ— 
ſerung und Vereinfachung der Rechtspflege richtete Peel ſeit dem 
Jahre 1825 ſeine Aufmerkſamkeit, und war bemüht, die Unabhängig⸗ 
keit der Geſchwornen mehr zu ſichern und die Verwirrung aus den 
Strafgeſetzen zu verbannen. In letzterer Beziehung wird es Peel 
nachgerühmt, daß er 200 Geſetze über verſchiedene Gegenſtände in 
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vereinfachter Zuſammenſtellung ſo habe zuſammendrängen laſſen, daß 
er ihre frühere Ausdehnung von 12,162 Zeilen auf 2,877 Zeilen 
gebracht habe. Auch in einer ſpätern Verwaltung nach dem Tode 
Liverpool's und Canning's, unter dem Vorſitz Wellington's, 
erwarb ſich Peel im Jahre 1829 große Verdienſte, indem er die 
höchſt mangelhafte Einrichtung der Polizei trotz vielfacher Wider⸗ 
ſprüche verbeſſerte. 

Als Lord Liverpool im Februar des Jahres 1827 durch 
Krankheit und den bald darauf erfolgten Tod den Staatsgeſchäften 
entzogen ward, und das Miniſterium in Folge deſſen ſich trennte, 
Canning aber durch die allgemeine Stimme des Volkes und die 
Ernennung des Königs an die Spitze eines neuen Miniſteriums ge⸗ 
ſtellt wurde, verſagte Peel mit fünf andern Collegen ſeinen Beitritt 
und trat gegen Canning in Oppoſition, ohne aber an den unwür⸗ 
digen Angriffen und Verfolgungen ſeiner Partei gegen dieſen großen 
Staatsmann Theil zu nehmen. Nach Canning's bald darauf und 
plötzlich erfolgtem Tode (fiebe Bd. 1. S. 94), trat Peel unter 
Wellington in das Miniſterium, welches ſich im Januar 1828 
nach einem kurzen Zwiſchenminiſterium unter Lord Goderich ge⸗ 
bildet hatte. Dieſe Verwaltung erlitt aber bei dem Antrage Lord 
Ruſſell's wegen Aufhebung der Teſt- und Corporationsakte, die 
Peel nur mit ſchwachen Gründen und unhaltbaren Sophismen zu 
vertheidigen im Stande war, eine Niederlage, und dieſe wurde die 
Vorläuferin zur Entſcheidung in der Emancipationsfrage der Katho⸗ 
liken. Peel gab noch zu Anfang des Jahres 1829 ſeinen Parla⸗ 
mentsſitz für Oxford, den er für feine Anhänglichkeit an die herr⸗ 
ſchende Kirche erhalten hatte, auf, und erhielt für einen von der 
Regierung abhängigen Wahlflecken im Unterhauſe Sitz und Stimme. 
Am 5. Februar 1829 wurde das Parlament eröffnet. Der Lord⸗ 
kanzler, Graf Bathurſt, deutete ſchon in feiner an die Mitglieder 
des Unterhauſes gerichteten Rede auf die Emancipation hin, indem 
er ſagte: „Se. Majeſtät empfiehlt Ihnen, daß Sie den Zuſtand 
von Irland reiflich erwägen und die Geſetze durchſehen, welche die 
römiſch⸗katholiſchen Unterthanen Sr. Majeſtät mit bürgerlicher Un: 
fähigkeit belaſten. Sie werden zu erwägen haben, ob die Aufhebung 
ſolcher Unfähigkeit geſchehen kann, ohne die dauerhafte Sicherheit 
unſerer kirchlichen und Staatsanſtalten, die Vorrechte der Biſchöfe, 
der Geiſtlichkeit dieſes Königreichs und der ihrer Pflege anvertrauten 
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Kirchen im Geringſten zu gefährden! Se. Majeſtät empfiehlt Ihnen 
dringend dieſen hochwichtigen Gegenſtand u. ſ. f.“ Die Aufregung, 
welche dadurch unter den Anhängern der herrſchenden Kirche und 
den Freunden der alt hergebrachten Satzungen hervorgerufen wurde, 
war unbeſchreiblich. „Die treueſten Freunde der Fürſten, der Throne 
und beſtehenden Zuſtände, die hartnäckigen und erklärten conſervati⸗ 
ven Feinde der Umwälzungen und Reformen, die eifrigen Verfolger 
der Reformen, und die auch das rechtmäßigſte und wohlbegründetſte 
Streben nach politiſchen Berechtigungen, nach Aufhebung rechts— 
widriger Bedrückungen, oder ſelbſt das nothwendigſte, gerechteſte und 
pflichtmäßigſte Vertheidigen beſtehender, wenn auch unbequemer Ge— 
rechtſame ſo gern als Demagogie und Empörungsſucht verdächtigen, 
gerade fie führten in ihren — toryſtiſchen — Blättern eine etwas 
mehr als verdächtige Sprache, als ihnen ihre Sonder -Intereſſen 
ernſtlich gefährdet erſchienen, wie denn das Morning-Journal z. B. 
ſagte: „Georg IV. beſitzt die Krone hauptſächlich zu dem Zwecke, 
daß er unſere proteſtantiſchen Inſtitutionen unverletzt erhalte, allen 
Eingriffen des Papismus widerſtehe und unſere Conſtitution völlig 
proteſtantiſch bleiben laſſe. Die Krone Englands iſt kein Erbgut, 
vielmehr wird ſie durch das öffentliche Vertrauen unter beſtimmten 
Bedingungen dieſem oder jenem übertragen; wie denn auch die Er— 
hebung Wilhelm's von Oranien auf Großbritanniens Thron die 
Frage des Erbrechts für immer beſeitigt hat! — Wir warnen alſo 
den König vor den Machinationen ſeiner Miniſter, und erklären ihm 
mit offener Wahrheitsliebe, daß, wenn er je eine Bill ſanctioniren 
ſollte, welche den Katholiken Zutritt in's Parlament geſtattet, er 
damit zugleich die Entſagung auf den Thron unterzeichnen würde. 
Wenn nun die Nation, der offenbar das Recht zuſteht, über ihre 
verletzte Charte zu verfügen, nach Erledigung des Throns den Prinz 
zen Georg von Cumberland zum Könige erklären ſollte, nach welchem 
Rechte würde dann Georg IV. die Thronfolge beſtreiten können 
Werden die religiöſen Inſtitutionen und politiſchen Rechte der Unter- 
thanen verletzt, ſo iſt kein Zweifel, daß jenes Recht ausgeübt werden 
wird!“ — Die Miniſter hielten ſich indeß überzeugt, daß die Mehr: 
zahl des Volks nicht gegen die Emancipation geſtimmt ſei, und er— 
klärten dem Könige, daß fie zurücktreten müßten, wenn der König die 
an das Parlament ergangene Aufforderung, ſich mit der katholiſchen 
Frage zu beſchäftigen, zurückgenommen wiſſen wollte. Dieſes ernſte 
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Wort entſchied, und am 5. März hielt R. Peel die von uns mit⸗ 
getheilte Rede im Unterhauſe. Die darauf folgenden Parlaments⸗ 
debatten zeichneten ſich durch Leidenſchaftlichkeit und Heftigkeit, durch 
Aufſtellung und leidige Erörterung ſo engherziger Behauptungen, 
daß man ſich durch fie in eine längſt vergangene finftere Zeit verſetzt 
glaubte, und durch die berühmt gewordene glänzende, aber eben ſo 
ſophiſtiſche Rede des bei dieſen Debatten zum erſten Male auftreten⸗ 
den Parlamentsmitgliedes Sadler's aus, der ſich darzuthun be⸗ 
mühte, daß, wenn die Bill durchgehe, der König die einzige Perſon 
im Lande ſein werde, die keine Gewiſſensfreiheit habe, denn er müſſe 
ja Proteſtant ſein. Auch das iſt merkwürdig an den Debatten des 
Parlaments, daß ſelbſt die Emancipations-Freunde die Rechtsanſprüche 
der katholiſchen Iren verhältnißmäßig nur wenig hervorhoben, ob—⸗ 
gleich dieſelb¶en im Parlament keineswegs für ausgemacht gelten 
konnten, fo wie denn auch die Emancipations-Debatten vielleicht am 
merkwürdigſten durch das find, was man vergeblich in ihnen ſucht. 
Man hätte denken ſollen, daß es zu einer recht lebendigen und aus⸗ 
führlichen Erörterung des eigentlichen Proton Pſeudos, des Punktes 
nämlich gekommen fein müßte, daß die Emancipations= Gegner nicht 
ſowohl die Erhaltung der proteſtantiſchen Kirche, als die fortwährende 
Verſorgung ihrer Angehörigen durch Kirchenpfründen und dergleichen 
mehr im Sinn hatten, daß die anglikaniſche Kirchenverfaſſung in 
ihrer gegenwärtigen Beſchaffenheit der Erhaltung nicht werth, wohl 
aber einer Radical-Reform bedürftig ſei u. ſ. w. Allein die Debatten 
drehten ſich hauptſächlich nur um die fortwährend wiederkehrenden 
Refrains: die proteſtantiſche Kirche wird durch die Emancipation ges 
fährdet — die proteſtantiſche Kirche wird durch die Emancipation 
nicht gefährdet. Freilich mochte eine große Anzahl beider Parteien, 
wenn von der proteſtantiſchen Kirche die Rede war, ſtillſchweigend 
die Kirchenpfründen verſtehen, Andere umgingen wohl aus Politik 
den kitzlichen Punkt, und allerdings wurde vielfach behauptet und 
beſtritten, daß, wenn einmal die Emancipation erlangt ſei, die in den 
Händen der anglikaniſchen Geiſtlichen befindlichen Kirchengüter, mit 
Einſchluß der Zehnten, von den Katholiken würden in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden; allein ohne Zweifel liegt der Grund der uns ſo 
ſehr auffallenden Erſcheinung größtentheils in der außer England 
faſt unglaublichen Befangenheit der Engländer im Allgemeinen, ſelbſt 
der Gebildeten, in Beziehung auf Religion und Kirchenweſen, und 
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in der Macht des in- England faſt unglaublich, namentlich in Bes 
ziehung auf den Katholicismus und die katholiſche Bevölkerung Ir— 
lands herrſchenden Vorurtheils, wovon jedoch allein ſchon in der 
Thatſache ein ſtarker Beweis liegt, daß die ſo klärlich nothwendige 
und nur gerechte Emancipation erſt im Jahre 1829 und unter ſo 
unſäglichen Schwierigkeiten erlangt werden konnte. Die Emancipa⸗ 
tionsbill ging im Unterhauſe bei der erſten Abſtimmung mit einer 
Mehrheit von 180 Stimmen und die über Erhöhung des Wahl— 
cenſus — ſehr natürlich — mit einer noch größern durch. Sämmt⸗ 
liche Amendements wurden verworfen, und in der Nacht vom 30. 
auf den 31. März beide Bills ohne weitere Abſtimmung durch Zuruf 
im Unterhauſe angenommen. Peel brachte fie in das Oberhaus, wo 
ſie, trotz heftigem Widerſtreben vieler Pairs und trotz einem inzwiſchen 
künſtlich erzeugten Volksaufſtande, den der Herzog von Wellington 
jedoch bald durch feſtes Auftreten zu dämpfen verſtand, gleichfalls 
ohne Abänderung durchgingen. Am 13. April brachte der Lord⸗ 
kanzler die Zuſtimmung des Königs in det gewöhnlichen Form in 
das Oberhaus. — Die Emancipation, wenn ſie auch nicht unmittel⸗ 
bar wohlthätig auf den Zuſtand der katholiſchen Iren einwirkte, wenn 
die Vergünſtigungen, die ſie gewährte, auch Früchten glichen, die 
zum Genuß erſt noch der Reife oder Zubereitung bedürfen, und wenn 
ihre nächſten Folgen ſogar betrübend erſchienen, mußte und muß jes 
doch für Jahrhunderte lang Unterdrückten als erſter Schritt auf einer 
neuen, wenn auch nicht geebneten, doch zum endlichen Ziele führen— 
den Bahn von höchſter Wichtigkeit ſein und immer mehr werden, 
ſchon deshalb, weil fie in England die ſpäter erfolgte und dann 
abermals auf Irland und für die Iren wirkende Reform in den Ges 
müthern vorbereitete, und, wie ein geiſtreicher Schriftſteller ſich aus— 
drückt: „für Großbritannien die Wiedertaufe zu einem neuen Leben, 
das Vorſpiel und das Mittel für noch andere wichtige Reformen 
wurde, ſo wie ſie auch jedem Einzelnen von Neuem die Lehre an 
das Herz legte, den Keim einer beſſern Zukunft im Geiſte ſeines 
Volks zu pflegen und dem Himmel zu vertrauen, welcher die Zeit 
der Ernte nicht ausbleiben läßt.“ — * 
Als Wilhelm IV. im Jahre 1830 den Thron Englands beſtie⸗ 
gen hatte, trat Peel im November deſſelben Jahres aus dem Mi— 
niſterium aus, und erſchien nun im Unterhauſe wieder als Führer 
der Torjes gegen das neue, unter dem Grafen Grey gebildete 


90 Biographiſche Notizen 


Whigminiſterſum, deſſen Hauptaufgabe war, die ſeit vierzig Jahren 
angeſtrebte Reform der Parlamentswahlen durchzuſetzen. Es iſt bei 
dieſer Gelegenbeit an den gewiß merkwürdigen Umſtand zu erinnern, 
daß der Premierminiſter Englands, durch deſſen Anſtrengung die 
Reform des Parlaments hauptſächlich durchgeſetzt wurde, auch die 
erſte bedeutende Bittſchrift in dieſer Sache, am 6. Mai 1793, 
im Namen der Geſellſchaft der Volksfreunde dem Parlament über⸗ 
reicht hatte; achtunddreißig Jahre ſeiner ſtaatsmänniſchen Thätigkeit 
batte Charles Grey ununterbrochen an die Durchführung dieſer 
großen Aufgabe geſetzt und in ſeinem Greiſenalter die Genugthuung 
erfahren, das in's Werk geſetzt zu ſehen, was er als Jüngling hatte 
vorbereiten helfen. Die erwähnte Bittſchrift, in welcher ausführlich 
und gründlich das ganze Gewebe der frühern Mängel in der Zus 
ſammenſetzung des Parlaments unterſucht wird, wurde natürlich von 
dieſem unbeachtet gelaſſen, hatte aber zur Folge, daß dieſe Angelegen⸗ 
beit zur Sache des Volks erhoben wurde, indem jene Geſellſchaft der 
Volksfreunde nach Ablehnung ihrer Bittſchrift von Seiten des Par⸗ 
laments eine Adreſſe an das Volk von Großbritannien erließ, worin 
es unter Anderm heißt: „In einer ſo guten Sache iſt es ehrenvoll, 
geſtritten zu haben; und mit der feſten Ueberzeugung, daß von deſſen 
Erfolg die Glückſeligkeit und Freiheit der Nation abhängt, können 
wir uns nie der Verzweiflung unterwerfen. Wir ſind durch dieſe 
Vereitelung noch nicht muthlos gemacht. Zwar würde es uns ein 
Grund zur Muthloſigkeit ſein, wenn wir glauben könnten, daß das 
Volk von England wirklich abgeneigt ſei, eine Veränderung in der 
Einrichtung des Hauſes der Gemeinen zu befördern, oder daß ihnen 
ſolches gleichgültig wäre. Von ſolcher Beſchaffenheit mag jedoch der 
Schluß ſein, den unſere Gegner bei gegenwärtiger Gelegenheit aus 
dem Stillſchweigen der Städte und Grafſchaften gezogen haben. Wir 
hegen das Vertrauen, daß wir gegen dieſen Einwurf mit praktiſchen 
Antworten durch zahlreiche und ſtarke Erklärungen und Bittſchriften 
von einer großen Majorität des Königreichs werden verſehen werden. 
Dieß ſind die Mittel und zwar die einzigen Mittel, wodurch wir 
Erfolg zu haben erwarten oder verlangen. Wenn ſich das Vaterland 
überhaupt mit uns vereinigen will, eine verbeſſerte Parlamentsreform 
zu fordern, ſo haben wir nicht den geringſten Zweifel, ſolche auf 
eine ordentliche parlamentariſche Weiſe und ohne irgend eine Art 
von Gefahr zu erlangen. Sollte es im Gegentheil nach einer recht⸗ 
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mäßigen und hinlänglichen Unterſuchung der Geſinnung des ganzen 
Landes ſich zeigen, daß dieſe Maßregel gänzlich ihre Popularität ver⸗ 
loren hätte, und daß die Nation, ob wegen Abneigung oder Gleiche 
gültigkeit, keinen thätigen Antheil an der Unterſtützung derſelben 
nehmen will; dann in der That wird es uns zur Pflicht werden, 
jeden Gedanken an eine unnütze und verdrießliche Beharrlichkeit in 
einer ſo verlaſſenen Sache aufzugeben; — und nachdem wir uns 
an das höchſte Tribunal, vor welchem eine Nationalfrage ent⸗ 
ſchieden werden kann, nämlich an das Volk ſelbſt, gewandt haben, 
müſſen wir uns mit Geduld ihrer endlichen Entſcheidung unterwerfen. 
Einzelne Perſonen können zwar ihren Grundſätzen getreu bleiben; 
aber es würde vergebens für ſie ſein, in ihren Bemühungen zu be— 
barren. Die Pflicht, welche die Hoffnung überlebt, wird nie mit 
Kraft oder Wirkſamkeit verrichtet werden.“ 

Die Erwartungen und Hoffnungen, welche dieſer Aufruf an das 
engliſche Volk ausſprach, wurden zwar durch die Feinde der Reform 
lange genug hingehalten, aber ſie trugen doch endlich den Sieg da— 
von; denn die Vertheidiger der Reform hatten in der jüngſten Zeit 
immer mehr und mehr die aufgeklärte öffentliche Meinung für ſich 
gewonnen und konnten bei ihren Beſtrebungen auf den Beiſtand 
aller nicht von Vorurtheilen verblendeten, patriotiſch geſinnten Männer 
rechnen, welche längſt in der fehlerhaften Organiſation des Hauſes 
der Gemeinen das Hinderniß für die Abſchaffung zahlloſer, in der 
Verfaſſung eingeriſſener Mißbräuche erkannt hatten. Als nun im 
März 1831 das neue Minifterium feinen Plan zu einer Reformbill 
dem Parlamente vorlegte, bekämpfte Peel denſelben am geſchickteſten, 
ließ ſich aber dabei von einer ihm ſonſt ungewöhnlichen Hitze und 
Leidenſchaft ſo weit fortreißen, daß er ſeiner Partei nur deſto mehr 
Blößen in der öffentlichen Meinung gab. Die Antireformer waren 
ſo thätig geweſen, für ihre Anſichten Anhänger zu gewinnen, daß 
die vorgelegte Bill, ganz ebenſo wie ehedem die berühmte Habeas - 
Corpus-Akte, nur mit der Mehrheit einer einzigen Stimme im 
Unterhauſe, in welchem 603 Mitglieder anweſend waren und 50 
fehlten, durchging. Der König fand ſich dadurch veranlaßt, das 
Parlament aufzulöſen. Am 21. Juni ward das neue Parlament 
eröffnet, und als es in dieſer Seſſion abermals zur Abſtimmung 
über die Reformbill kam, waren nur 171 Mitglieder anweſend, von 
denen 113 für und 58 gegen dieſelbe ſtimmten, ſo daß formell die 
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Bill vom Unterhauſe angenommen war, Lord John Ruſſell brachte 
bierauf die Bill in's Oberhaus. Als es aber am 8. Oktober 1831 
in dem Hauſe der Lords zur Abſtimmung kam, fanden ſich 199 
Stimmen gegen und nur 158 für die Reform, ſo daß die Bill dort 
verworfen war. Unter der Majorität zäblte man jedoch 27 Eigen⸗ 
thümer von rotten Boroughs und 21 geiſtliche Pairs. Die Folgen 
der Reformbillverwerfung im Oberbauſe zeigten ſich indeſſen bald. 
Die Paläſte und Landſitze der Hauptgegner — eines Londonderry, 
Newceaſtle — wurden vom Volke faſt dem Erdboden gleich ges 
macht; fie ſelbſt ſahen ſich den gröbſten Mißhandlungen ausgefegt. 
Wellington ging es nicht beſſer; er mußte ſeine Wohnung ver⸗ 
barricadiren. Mehrere Lords von der Antireformpartei beeilten ſich, 
ibre Schlöſſer zu befeſtigen, um ſich gegen Angriffe zu vertheidigen. 
Die antireformiſchen Biſchöfe wurden verhöhnt und beſchimpft, einige 
ſogar in Bildniſſen aufgehenkt und verbrannt. In jeder Stadt, ja 
faſt in jedem Flecken Englands wurden Verſammlungen zum Wider⸗ 
ſtande oder Angriffe gehalten. In vielen Städten ſah man auf 
großen Stangen Placate umhertragen mit der Inſchrift: Keine 
Steuern mehr! Nieder mit den Pairs, nieder mit der Kirche. In 
Canterbury, dem Sitze des Primas von England, las man an den 
Straßenecken: Reform oder Revolution! Die Entſcheidung iſt da! 
Wollt ihr, Mitbürger, es dulden, daß 200 verknöcherte Ariſtokraten 
euch zu Sklaven machen? In Nottingham, Derby, Longborough, 
am furchtbarſten aber in Briſtol brach der Aufſtand aus. Nun er⸗ 
mahnten die geleſenſten Tagesblätter die Vereine, ſich zu bewaffnen 
und Vorkehrungen zu treffen, nicht nur, um die Tories zur Nach⸗ 
giebigkeit zu zwingen, ſondern auch die Plünderungsverſuche des 
Pöbels zu verhüten. In London fand eine große Proceſſion der 
City, angeführt vom Lordmavor, nebſt Aufzügen aus allen Kirch⸗ 
ſpielen, ſtatt. Auf den Fahnen ſtand geſchrieben: Engländer, unter⸗ 
ſtützt euren patriotiſchen König und ſeine Miniſter. Es geſchah dieß, 
um den König, der in Folge der Einflüſterungen ſeiner toryſtiſch 
geſinnten Umgebungen und fremder Cabinete zu ſchwanken ſchien, vor 
Entlaſſung des Whigminiſteriums zu warnen. Auch wurde die Hof: 
partei dadurch dergeſtalt in Schrecken geſetzt, daß die Poſten der 
reitenden Garden vor dem königlichen Palais verdoppelt, Truppen 
im Park aufgeſtellt und ſelbſt einige Kanonen aufgefahren wurden. 
Nicht minder bedenklich ſah es in Schottland aus. In den meiſten 
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Grafſchaften wurden Verſammlungen zur Aufregung des Volks 
veranſtaltet. Die in Glasgow zählte über 30,000 Theilnehmer. 
Redner traten auf und äußerten, das Land habe ſich ſchon einmal 
ohne Oberhaus bebolfen und werde ſich wieder fo behelfen müſſen. 
Der König möge ſich beeilen, neue Pairs zu creiren, ſonſt werde er 
es zu ſpät zu bereuen haben, ebenſo wie Karl X. in Frankreich ſeine 
Ordonnanzen. Zuletzt wurde der Hauptbeſchluß gefaßt: Einem cor— 
rupt conſtituirten Unterhauſe, wie dem bisherigen, könne man keine 
geſetzliche Macht zugeſtehen, die Nation zu beſteuern, folglich ſei auch 
Niemand mehr verpflichtet, bevor die Reform durchgeſetzt, ferner 
Abgaben zu bezahlen. Gleiche Beſchlüſſe nahmen die Verſammlungen 
in den Grafſchaften von Cheſter, Hants, Cornwallis an und zu Man⸗ 
cheſter, wie auch an andern Orten, ward durch förmlichen Aufruf 
bekannt gemacht, daß Niemand die den Mitbürgern wegen Abgabenz 
verweigerung weggenommenen Effekten kaufen wolle, weil die von 
dem damaligen Hauſe der Gemeinen auferlegten Steuern ungeſetzlich 
wären. In den öffentlichen Blättern wurden zugleich die Vereine, 
die ſich allenthalben im ganzen Lande conſtituirt hatten, aufgefordert, 
zu den Waffen zu greifen, ihre Offiziere ſelbſt zu wählen und Sam— 
melplätze zu beſtimmen. Umſonſt erließ der König Proklamationen 
gegen meuteriſche Zuſammenrottirungen. Unter Burdett's Vorſtitz 
bildete ſich bald ein großer Centralverein, welcher die geſammte 
Volkskraft auf das eine Ziel hin vereinigt in Wirkſamkeit ſetzen 
ſollte. Solchergeſtalt hatte ſich die Lage der Dinge nunmehr gar 
ſehr verändert und die Reformfrage nach ihrer Verwerfung durch 
das Haus der Lords auf einmal eine ganz andere Natur angenom— 
men. Was anfangs als eine Gunſt erbeten, bald darauf als ein 
Recht gefordert worden war, ſuchte die Nation jetzt als unabwend⸗ 
bare Nothwendigkeit, die ohne alle Bedingung zugeſtanden werden 
müſſe, gewiſſermaßen zu ertrotzen. Wirklich ward auch, als der 
König, nach vorläufiger Vertagung des Parlaments, dieſes am 
6. Dezember 1831 von Neuem eröffnete, die Nothwendigkeit einer 
Parlamentsreform nun auch vom Throne herab, den Wünſchen der 
Nation entſprechend, in den kräftigſten Ausdrücken ausgeſprochen. 
Die öffentliche Stimmung war von der Art, daß die Krone, als 
Bewahrerin des Friedens, dieſen entſcheidenden Schritt zu thun nicht 
umhin konnte, und nachdem das Haus der Gemeinen am 18. Dez. 
die nur in wenigen Punkten emendirte, im Weſentlichen aber un: 


94 Biographiſche Notizen 


veränderte Reformbill durch eine Stimmenmehrheit von 324 gegen 
162 angenommen hatte, wagten es die Lords nicht mehr, der Er 
hebung derſelben zum Geſetz hindernd in den Weg zu treten. Zwar 
machten ſie noch einen kleinen Verſuch, gegen welchen der Miniſter 
Grey, da er die Ernennung neuer Pairs vom Könige nicht erlangen 
konnte, feine Entlaſſung einſetzte. Darauf ſollten Peel und Wel- 
lington ein neues Miniſterium bilden; aber der Erſtere lehnte dieß 
ab, weil er wohl die Kraft der Volksaufregung begriff und ſich auch 
würde genöthigt geſehen haben, derſelben nachzugeben. Er ſah die 
immer mehr zunehmende Schwäche der Torypartei voraus, und gab 
deshalb die Vertheidigung ihrer ſtarren Grundſätze auf, indem er ſich 
mit einer mäßigen Oppoſttion gegen die ſchnell andrängenden Reform⸗ 
verſuche in den verſchiedenen Theilen der Verwaltung ſeit dieſer Zeit 
begnügte. Da mußte nun auch Wellington am 17. Mai im 
Oberhauſe erklären: „Es ſei unmöglich geweſen, gegen den beſtimm⸗ 
ten Willen des Unterhauſes ein Miniſterium zuſammenzubringen. 
Der König wolle ſich demnach mit ſeinem vorigen Miniſterium ver⸗ 
ſöhnen.“ Am folgenden Tage war Grey wieder auf ſeinem Poſten 
und am 4. Juni wurde die Reformbill vom Oberhauſe angenommen. 
Das Miniſterium, in das an Grev's Stelle im Juli 1834 Lord 
Melbourne als Premierminiſter eingetreten war, wollte aber dem 
König auf die Dauer nicht behagen, da er eine ſtarke Zuneigung für 
ſeine alten Freunde, die Tories, im Herzen trug. Er entließ es daher 
plötzlich am 14. November 1834, und berief R. Peel, der gerade 
auf einer Reiſe in Italien ſich befand, zur Bildung eines neuen 
Miniſteriums, in welches auch Wellington eintrat (am 27. Dez.). 
Von den neuen Miniſtern wurde zwar das Parlament aufgelöft, 
damit ſie in einem folgenden auf eine beſtimmte Majorität rechnen 
könnten. Aber die Stellung eines Toryminiſteriums war durch die 
Reform des Unterhauſes bedeutend erſchwert, indem die Radikalen 
und die Partei O'Connell's ſich immer noch lieber ein Whigmini⸗ 
ſterium gefallen laſſen mochten. Das neue Parlament, welches am 
24. Februar 1835 zuſammentrat, wurde zwar anfangs durch allerlei 
Verſprechungen von fortgeſetzten Reformen in der Geſetzgebung und 
Verwaltung, und durch ein ſehr freundliches Entgegenkommen der 
Miniſter gewonnen, aber als Lord Ruſſell am 30. März den An⸗ 
trag machte, die Ueberſchüſſe des iriſchen Kirchengutes zur Verbeſſe⸗ 
rung der Schulbildung der ärmeren Volksklaſſen in Irland ohne 
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Unterfchied des Glaubens zu verwenden, wurde Peel nach einer 
mehrtägigen Debatte, in welcher er anfangs entſchloſſen ſchien, allen 
Stürmen, ähnlich wie einſt Pitt, trotzen zu wollen, mit einer Mehrheit 
von 33 Stimmen im Unterhauſe befiegt, und ebenſo unterlag er am 
7. April bei der Abſtimmung über die Zehntenfrage. Am folgenden 
Tage nahm er mit ſeinen Collegen die Entlaſſung, und an ſeine 
Stelle trat wieder Melbourne mit ſeinen frühern Amtsgenoſſen 
(am 18. April 1835). Peel war nun wieder der Leiter der torv— 
ſtiſchen Oppoſition im Unterhauſe, und griff mit großer Leidenſchaft— 
lichkeit beſonders die von den Miniſtern vorgeſchlagenen Verbeſſerun— 
gen des ſtädtiſchen Weſens (corporation bill) an, die zwar vom 
Unterhauſe angenommen wurde, aber am Widerſtande des Oberhauſes 
fcheiterte. Im Jahre 1839 war Peel bei Berathung der ſoge⸗ 
nannten Jamaica⸗Bill, wodurch die Verfaſſung jener Inſel wegen 
Widerſetzlichkeit des dortigen Verſammlungshauſes auf fünf Jahre 
aufgehoben werden jollte, nahe daran, das Miniſterium mit Hülfe 
der radicalen Partei im Unterhauſe zu ſtürzen. Das Miniſterium 
ſiegte zwar bei dieſer Bill mit fünf Stimmen, erblickte darin aber 
doch eine Niederlage und trat ab. Peel, der zur Bildung eines neuen 
Miniſteriums berufen wurde, konnte aber ein ſolches nicht zu Stande 
bringen, und mußte ſeinen Gegner Lord Melbourne nach einer 
Kriſis von zweimal 24 Stunden wieder am Ruder ſehen. Endlich 
aber gelang es den fortgeſetzten, planmäßigen Anſtrengungen der 
Torypartei doch, das Miniſterium Melbourne zu verdrängen, in— 
dem ſie ſich die Unterſtützung der Radikalen des Unterhauſes, welche 
mit dem langſamen Fortſchreiten der Whigs unzufrieden waren, zu 
verſchaffen wußten. Peel ſteht jetzt wieder an der Spitze des 
Miniſteriums. 

Wir beſchließen dieſe Bemerkungen über R. Peel's Wirkſam⸗ 
keit als Staatsmann mit folgender Charakteriſtik, welche Prince⸗ 
Smith, fein Landsmann und norwegiſcher Generalconſul zu Königs- 
berg, von ihm in einer ſtaatswirthſchaftlichen Vorleſung daſelbſt 
entwarf, als er die Bill beſprach, wodurch Peel den nin der 
engliſchen Goldmünze um ein Drittel erhöhte: 

„Dieſe monſtröſe Bill, welche die Nationalſchuld um 300 Mil⸗ 
lionen Sterling effektiv vermehrte und jeden Realbeſitzer um ein 
Drittel ſeiner Habe beraubte, trägt den Namen ihres Urhebers — 
des Sir R. Peel. Es iſt dieſer derſelbe glattredende, ſelbſtgefällige, 
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blonde Mann, der jetzt wieder Ihrer Majeſtät Rath vorſteht; — ein 
Mann, deſſen Lebensaufgabe es geweſen iſt, jede nothwendige Reform 
ſo lange aufzuhalten, bis fie nicht mehr Wohlthat war, jede unver: 
meidliche Conceſſion zu verweigern, bis ſie abgetrotzt wurde, und der 
dadurch das Volk ſyſtematiſch zur Ungeſetzlichkeit erzog; ein Mann, 
der ſtets in's Amt trat, um dasjenige auszuführen, gegen welches er 
ſich am feierlichſten verſchwor; der mit jeder neuen Seſſion die 
eigenen Worte der früheren verläugnen, den Becher ausleeren mußte, 
den er mit dem Schaum ſeines ohnmächtigen Eifers beſudelt hatte; 
der im Dienſte einer ihn verachtenden Geburtsariſtokratie Staub hat 
freſſen müſſen, wie die Schlange der Lüge; deſſen politiſche Laufbahn 
nur durch Niederlagen, Abſchwörungen, widerlegte Vorausſagungen, 
zu Schanden gemachte Behauptungen bezeichnet worden iſt. Er iſt 
zwar groß in der Schöpfung eines Aktenſtücks, in der Verfertigung 
einer Thronrede, ein Meiſter der parlamentariſchen Taktik; — aber 
nie entquoll ihm eine hochherzige Geſinnung, ein großer Gedanke; 
nie erweiterte er ſeinen Geſichtskreis über die Gränzen des Unter⸗ 
hauſes; nie erhob er feine Anſichten über die Gemeinplätze des großen» 
Haufens; nie kannte er ein anderes Princip des Handelns als das 
der Evidenz oder der Convenienz, ſondern war ſtets bemüht, 
die Blößen des Staatsmannes mit der Livree des Amts zu bemän⸗ 
teln, und ſich den Anhang der Furchtſamen durch ſein Tappen, der 
Bornirten durch ſeine Halbheit zuzuſichern. — Wie erſcheint dieſer 
Mann unter den Großen, welche, vom gebieteriſchen Chatham bis 
zum ächt humanen Canning, das britiſche Staatsruder führten? — 
Aber der Mann kümmert mich wenig; es iſt unſere Zeit, die ſolcher 
gänzlichen geiſtigen Unbedeutſamkeit eine ſolche Stellung anweiſen 
konnte, mit der ich hadern möchte, — eine Zeit der legislativen Un⸗ 
bewußtheit oder adminiſtrativen Schwankung, der diplomatiſchen 
Palliation, des bewaffneten Friedens, des Status quo — die Aera 
der politiſchen Incapacitäten — eine Zeit, in welcher man nur die 
Wahl zwiſchen dem luſtigen Rath Melbourne und dem lang⸗ 
weiligen Rath Peel hat; in welcher man ein Miniſterium wechſelt 
wegen ein paar Schilling Unterſchied in einer Tarifveränderung!“ 


XXII. 
Mittermaier's Rede über Univerſitäten.) 


(Gehalten am 21. Oktbr. 1833 in der zweiten badiſchen Kammer.) 


Wenn ich heute in Beziehung auf höhere Lehranſtalten 
Ihre gewohnte Bereitwilligkeit, mit der Sie alle großartigen 
Anſtalten zu unterſtützen geneigt ſind, in Anſpruch nehme, ſo 
thue ich es weſentlich nicht als Profeſſor, ſondern ich bin ein— 
gedenk des Eides, den ich als Deputirter geleiſtet habe, des 
Eides nämlich, das allgemeine Beſte des Landes zu berathen 


— 


) Die Debatten über die Unterhaltungskoſten der beiden badi⸗ 
ſchen Univerfitäten, Freiburg und Heidelberg, bei Gelegenheit der 
Budgetberathung im Jahre 1833, waren zu einer gewiſſen Heftigkeit 
geſteigert, indem die Regierung, welche kurz zuvor die Profeſſoren 
Rotteck und Welcker penſionirt hatte, darauf beſtand, daß die von 
ihr vorgeſchlagenen Etats von der Kammer angenommen werden 
ſollten, die Oppoſition aber auf Erſparniſſe drang. Dazu kam, daß 
die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit zweier Univerſitäten bei 
vielen Mitgliedern der Kammer wankend geworden war, und der 
Wunſch ſich geltend machte, die großen Koſten der Univerſitäten zu 
beſchränken, indem man nur eine einzige beſtehen ließ und lieber 
außerdem andere zeitgemäße Unterrichtsanſtalten, wie polptechniſche 
Schulen, beſſer ausſtattete. Gegen ſolche Anſichten erhob ſich Mit: 
termaier in der mitgetheilten Rede. 
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und nach beſter Ueberzeugung zu ſtimmen, ohne Rückſicht auf 
beſondere Intereſſen. — Sie wünſchen Alle, daß aus der An— 
ſtalt, die Sie unterſtützen wollen, tüchtige Männer hervorgehen, 
die als Theologen gründliches Quellenſtudium beſitzen, und die 
durch hiſtoriſche und philoſophiſche gründliche Bildung die 
Prieſter und Lehrer des Volks ſind, aber auch das Ohr nicht 
den Forderungen der Zeit in Beziehung auf religiöſe Entwicke⸗ 
lung verſchließen. Sie wünſchen, daß Aerzte gebildet werden, 
die nicht bloß gelehrt über die einzelnen Krankheiten ſprechen 
können, ſondern gründlich gebildet, mit reichen naturhiſtoriſchen 
Kenntniſſen ausgeſtattet, auch am Krankenbette tüchtig ſind, 
und, frei von einer bloßen Syſtemſucht, die Arzneikunde richtig 
anwenden. Sie wünſchen, daß Beamte im Fach der Rechts— 
verwaltung, im Fach der Verwaltung überhaupt aus der An— 
ſtalt hervorgehen, die die treueſten Diener der Regierung ſind, 
zugleich aber auch die Verfaſſung vertheidigen und die Frei⸗ 
heiten des Volkes ſchützen, Männer, die mit einer gründlichen 
und praktiſchen Bildung dafür wirken, daß das Beſtehende treu 
und richtig angewendet werde, aber auch zugleich ihren Blick 
weiter richten, und dazu geeignet find, das Beſtehende zu verz 
ändern und zweckmäßige Neuerungen und Umgeſtaltungen ein— 
zuleiten. Sie wollen aber auch vor Allem, daß aus den 
Heiligthümern der Wiſſenſchaft eine Maſſe tüchtigen, für das 
Leben brauchbaren Wiſſens zu Tage gefördert werde; Sie 
wollen, daß neue Erfahrungen, ſie mögen gemacht werden, wo 
ſie wollen, geprüft und geſichtet, und jede Forſchung, die in 
irgend einem Zweige gemacht wird, bald dem Leben angepaßt 
und weiter gebildet werde. 

Sie wollen, daß in dem reichen Gebiete der Naturwiſſen⸗ 
ſchaft auch jene Ausbeute gemacht werde, die für die Gewerbe 
und die allgemeine Nationalinduſtrie wohlthätig iſt. Ihr 
Blick iſt aber auch auf das gemeinſchaftliche deutſche Vaterland 
gerichtet; Sie wiſſen, daß unſere Univerſitäten die Zierden des 
Landes waren, und daß das Ausland uns um dieſelben beneidet 
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hat; Sie willen, daß die Wiſſenſchaft in keine Grenzen gebannt 
iſt, daß dieſe Anſtalten einem großen gemeinſchaftlichen Vater— 
lande angehören, und nur der Wetteifer, der zwiſchen den 
deutſchen Univerſitäten ſtattfindet, die Blüthe derſelben bewirkt. 
Geben Sie nun dazu die Mittel, daß zweckmäßig gelehrt wer— 
den kann und tüchtige Beamte hervorgehen, daß die Erfahrun— 
gen benutzt und geſichtet und die Maſſe der Bürger die Vor— 
theile und Früchte der Forſchungen genieße! Geben Sie die 
Mittel, daß auch die vaterländiſchen Anſtalten wetteifern können 
mit den übrigen benachbarten deutſchen Anſtalten! Es liegt, 
meine Herren, in der Natur der Sache, daß im Reich der 
Wiſſenſchaft ein ewiges Fortſchreiten herrſcht, und es iſt gerade 
die ſchöne Aufgabe der Univerſitäten, daß ſie zu dieſem Fort— 
ſchreiten der Wiſſenſchaften beitragen, daß ſie prüfend und 
ſichtend die ſchönſte Ausbeute liefern, daß ſie ſich dasjenige 
aneignen, was irgendwo geſchieht, und ſelbſt dieſes weiter 
fördern. Ein Stillſtand iſt hier ein Rückſchritt. Wenn einer 
Anſtalt die Mittel zu dieſem Fortſchreiten fehlen, ſo iſt ihr die 
Möglichkeit geraubt, mit andern Nachbarſtaaten zu wetteifern. 
Zu dieſer lebendigen fortſchreitenden Bewegung gehören aber 
auch reiche Hülfsquellen, reiche naturhiſtoriſche Sammlungen. 
Nicht die Lehrer, und wenn ſie auch noch ſo tüchtig und hoch 
geſtellt wären, machen allein die Univerſität und die Blüthe 
derſelben aus; es gehört etwas Anderes dazu — ich wiederhole 
es, reiche Sammlungen und Hülfsquellen, beſonders in einer 
Reihe von Fächern, die von allgemeiner Bedeutung ſind. Oft 
hört man: warum koſten denn die Univerſitäten von Jahr zu 
Jahr mehr? Wie oft werden Vergleichungen angeſtellt zwi— 
ſchen dem Etat der Univerſitäten vor dreißig Jahren und dem— 
jenigen Etat, der jetzt von Jahr zu Jahr vorgelegt wird, und 
dann ſtaunend gefragt: warum ſteigen denn fortwährend die 
Forderungen? Erlauben Sie mir, daß ich Ihnen ehrlich außer 
dem einen Grunde, der mir im Augenblick beifällt, daß näm- 
lich die Wiſſenſchaft im ſteten Fortſchreiten iſt, * eine Reihe 
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neuer Entdeckungen gemacht werden, die neue Lehrzweige noth⸗ 
wendig machen, noch einen andern Grund anführe, der nur zu 
oft bei Beurtheilung der Univerſitäten nicht beachtet wird. Er 
beſteht darin, daß die Univerſitäten allmälig erſt dasjenige 
werden, was ſie werden ſollen, daß ſie nämlich mehr praktiſch 
wirken. 

Es läßt ſich nicht läugnen, daß, wenn man das frühere 
Wirken der Univerſitäten betrachtet, oft eine gewiſſe gelehrte 
Einſeitigkeit ſtattfand, daß namentlich manche Lehrer ſich eins 
bildeten, es gehöre nur eine Maſſe von Gelehrſamkeit dazu, 
um auf Univerſitäten tüchtig zu wirken, daß man ſich einbil⸗ 
dete, nur durch ein philoſophiſches, philologiſches und hiſtoriſches 
Wiſſen allein wäre man ein tüchtiger Gelehrter, und es ſei 
die Aufgabe einer Univerſität, eine Maſſe von Gelehrſamkeit 
zu entwickeln, und, unbekümmert um das praktiſche Leben, 
nur gelehrte theoretiſche Erörterungen zu liefern. Nein! Es 
bedarf etwas Anderes, es iſt beſſer geworden, und man aner⸗ 
kennt jetzt allgemein, daß vor Allem die Aufgabe der Univerſität 
darin beſtehe, mehr für das Leben zu thun. Wenn man vor 
Jahrzehnten, wo oft auf der Univerſität einige Juriſten oder 
gelehrte Theologen die Oberhand hatten und eine gewiſſe Herr⸗ 
ſchaft führten, ſich nicht darum kümmerte, ob die naturwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Sammlungen bedeutend wurden, ob ſie blühten, ob 
die Krankenanſtalten ausgezeichnet waren, ſo iſt dieß zum Glück 
anders geworden. Jeder Lehrer fühlt allmälig, daß er berufen 


fer, nicht eine todte Maſſe von Gelehrſamkeit und Wiſſen zu 


haben, ſondern ſolches Wiſſen zu Tage zu fördern, das be⸗ 
ſtimmt iſt, im Leben zweckmäßig zu wirken und Früchte zu 
tragen. Da freut ſich auch der Juriſt, wenn z. B. die me⸗ 
dieiniſchen Anſtalten blühen, und trägt mit Freuden dazu bei. 
Er anerkennt das große gemeinſchaftliche Intereſſe aller Fakul⸗ 
täten, daß etwas Tüchtiges für das Vaterland und etwas Er⸗ 
ſprießliches für das praktiſche Leben geleiſtet werde. Wenn man 
daher den Etat und die Forderungen vergleicht, ſo ſind die 
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Poſitionen nicht auf höhere Beſoldungen gerichtet, ſondern bes 
ziehen ſich auf Sammlungen naturwiſſenſchaftlicher Forſchungen, 
auf die Vervollkommming der Krankenanſtalten ꝛc. 

Wenn ich nun noch mit einigen weitern Worten Ihre 
Bereitwilligkeit, den Antrag der Budget-Commiſſion zu unter⸗ 
ſtützen, in Anſpruch nehme, ſo will ich Sie nur noch auf 
Eines hinweiſen. Sie Alle wiſſen ja, daß in der neuern Zeit 
es gerade das Hauptbeſtreben einer gewiſſen Partei iſt, die 
Univerſitäten und ihr Wirken zu untergraben, und unter oft 
heuchleriſchen Vorwänden deren Umgeſtaltung zu verlangen. 
Der Grund ihres Haſſes iſt Ihnen auch bekannt. Es iſt der 
Haß gegen die Entwickelung des Geiſtes. Ich gehöre nicht zu 
denjenigen, die da glauben, daß die Formen, wie ſie vor Jahr⸗ 
hunderten waren, beibehalten werden müſſen. Ich vertheidige 
nicht den gelehrten Zunftgeiſt und jenen Hochmuth, der im 
Reich der Wiſſenſchaft ſo oft vorkommt; ich vertheidige nicht 
jenes Treiben derjenigen, die Alle verachten, die nicht akade— 
miſche Bürger ſind. Mir iſt die akademiſche Freiheit nicht 
Rohheit oder Anmaßung. Allein der Ernſt der Zeit fordert 
ernſtere Richtungen; er fordert die Umgeſtaltung der Univerſi— 
täten. Gegen jene Vormundſchaft aber, die fo gern in das 
Gebiet des Geiſtes eingreifen und Alles am Gängelband führen 
möchte, werde ich mich eben ſo ſehr erklären. In ſolchen 
Zeiten, wo, wie Sie Alle anerkennen, die freie Entwickelung 
des Geiſtes, wie ſie auf Univerſitäten vorkommt, ſo leicht ge— 
fährdet und angegriffen werden kann, in ſolchen Zeiten, ſage 
ich, werden diejenigen Männer, die die Freunde der wahren 
Freiheit ſind, nämlich des Geiſtes, nicht wollen, daß da etwas 
um Nachtheil der Univerſitäten geſchehe oder die Blüthe ders 
ſelben verkümmert werde. Sie werden aber auch den Feinden 
des conſtitutionellen Lebens nicht eine Freude machen, nämlich 
ihre Behauptung beſtätigen wollen, daß die Stände für die 
Geiſtesentwickelung auf den Univerſitäten am wenigſten thun. 
Ihnen Allen iſt ein gewiſſes Blatt bekannt, das vor wenigen 
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Wochen einen mit manchen hämiſchen Bemerkungen geſchriebenen 
Aufſatz über Heidelberg enthielt, worin die Regierung und die 
Stände von 1831 ſehr ſchwer angegriffen und beſchuldigt wer— 
den, daß ſie für dieſe große Entwickelung der naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen Gegenſtände, für die Entwickelung der Wiſſenſchaft über⸗ 
haupt, nichts zu thun geneigt wären. 

Wenn ich Sie ſpeziell bitte, bei dem Antrag der Com— 
miſſion auf Heidelberg Rückſicht zu nehmen, ſo will ich nur 
noch einen Punkt herausheben, nämlich den, da ſ gerade für 
die nächſten Budgetjahre die Unterſtützung für die Univerſität 
ganz beſonders nothwendig iſt. Sie wiſſen, welcher Bannfluch 
die Univerſität getroffen hat, und es iſt klar, daß in der näch— 
ſten Zeit die Zahl der Zuhörer um 150 abnehmen wird. 
Wenn Sie aber den Etat betrachten, ſo hängt manche Ein— 
nahmequelle von der Größe der Zahl der Studirenden ab, da 
Vieles auf die Immatriculirungs- und Promotionsgelder an— 
gewieſen iſt, und es läßt ſich vorausſehen, daß in Folge dieſes 
Umſtandes eine Verminderung der Einnahmequellen ſtattfinden 
wird. Sie werden aber gerade in der Zeit, wo eine der beiden 
Univerſitäten von dieſem Bannfluche getroffen iſt, ſehen, daß 
dieſer Univerſität gar nichts Anderes übrig bleibt, als gewiſſen⸗ 
haft, wie bisher, ihre Wirkſamkeit fortzuſetzen, redlich die 
Wiſſenſchaft zu befördern und dadurch zu bewirken, daß am 
Ende doch die gute Sache ſiege. — 

Unter dieſen Umſtänden darf Heidelberg nicht in ſeiner 
Wirkſamkeit gehindert werden, und die Mittel dazu, daß 
Heidelberg nicht zurückbleibe, werden Sie gewähren. Ich werde 
mir erlauben, bei den einzelnen Anträgen, wie fie zur Dies 
cuſſion kommen, falls Zweifel entſtehen ſollten, die erforderlichen 
Aufklärungen zu geben, danke aber der Commiſſion recht auf⸗ 
richtig, daß ſie auf eine ſehr gut berechnete Weiſe die Intereſſen 
vereinigte. Ich will nicht der Vertheidiger der Verſchwendung, 
nicht der Vertheidiger des Luxus ſein, aber darum darf ich die 
Kammer bitten, gerecht und unparteiiſch zu ſein, und zu 
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bedenken, daß, wenn Sie die Blüthe der Univerſitäten — denn 
nicht von Heidelberg allein iſt die Rede, ſondern auch von ihrer 
Schweſteranſtalt, welche beide in edlem Wetteifer ſind, und 
deren Lehrer ſich gegenſeitig freuen, wenn es dem einen und 
dem andern Inſtitut wohl ergehet — befördern, nicht bloß der 
Blüthe der Wiſſenſchaften emporhelfen, ſondern auch auf die 
ökonomiſchen Intereſſen des Vaterlandes wirken und ehrende 
Früchte für daſſelbe hervorbringen. 


Biographiſche Notizen über Mittermaier. 


Karl Joſeph Anton Mittermaier, einer der ausgezeichnetſten 
Rechtslehrer unſers Vaterlandes, wurde am 5. Aug. 1787 geboren, 
ſtudirte auf den Univerſitäten Landshut und Heidelberg die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, und wurde im Jahre 1809 zu Landshut Privatdocent; 
im Jahre 1811 erhielt er an dieſer Univerfität, die ſpäter nach 
München verlegt worden iſt, eine Profeſſur in der juriſtiſchen Fa⸗ 
kultät. Neben ſeinem Fachſtudium und zum Zwecke, demſelben eine 
ausgedehntere Grundlage durch die Kenntniß der neueren Rechtes 
inſtitutionen unter den gebildeten Völkern Europa's zu verſchaffen, 
hatte Mittermaier früh angefangen, das Studium der neuern 
Sprachen zu betreiben, und machte auch in derſelben Abſicht mehrere 
Reiſen. Im Jahre 1819, als „Hardenberg mit Eichhorn an 
der Wiege der neu begründeten Univerfität zu Bonn, der gegenwär⸗ 
tigen rheiniſchen Friedrich-Wilhelms-Univerſität, ſtand“, war es 
Mittermaier im Verein mit C. Th. Welcker und Mackeldev, 
welche die juriſtiſche Fakultät der neuen Schöpfung begründeten und 
fie wie die aus dem Kopfe Jupiters entſprungene Minerva vollendet 
darſtellten; aber ſchon im J. 1821 folgte er einem ehrenvollen Rufe 
nach Heidelberg; auch Welcker verließ bekanntlich Bonn (ſ. Bd. 1. 
S. 321), und nur Mackeldey mit den neuen Auflagen ſeines 
Handbuchs der Pandekten und Inſtitutionen wurde bis an ſein 
Lebensende der Univerfität erhalten. In Heidelberg trug Mitter-⸗ 
maier, im Verein mit Thibaut und Zachariae, weſentlich dazu 
bei, daß dieſe Univerſität für Studirende der Jurisprudenz bald der 
Vereinigungspunkt von ganz Deutſchland wurde. Seine ausge⸗ 
zeichnete Wirkſamkeit als Docent und juriſtiſcher Schriftſteller erhielt 
ſeit dem Jahre 1831 eine Rivalin durch das, was er als Abgeord— 
neter der zweiten badiſchen Kammer leiſtete. Er wurde von der Stadt 
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Bruchſal zum Ständemitglied erwählt. Von der erſten Sitzung dieſer 
berühmten Ständeverſammlung an bis zur letzten finden wir Mit— 
termaier unermüdlich thätig für die Entwickelung der Geſetzgebung 
und des conſtitutionellen Staatslebens. Seine Wirkſamkeit war eins 
flußreich; denn ihn unterſtützten feine ausgebreiteten Kenntniſſe, fein 
Eifer für das Recht und die allgemeine Anerkennung ſeines ehren— 
feſten Cbarakters. Seine Thätigkeit und Ausdauer auf dieſem Land— 
tage muß aber um ſo höher geſtellt werden, als er in den zwei 
letzten Monaten deſſelben feine Kräfte ſowohl feinen ſtändiſchen Are 
beiten zu Karlsruhe, als feinem Docentenberufe zu Heidelberg zuzu— 
wenden hatte. Aus den Anträgen, welche Mittermaier auf dieſem 
Landtage ſtellte, heben wir folgende hervor: Die Motion zur Auf— 
hebung der ſogenannten Adminiſtrativ-Juſtiz, ferner auf Abſchaffung 
der Stockſchläge als angeblichen Erforſchungsmittels der Wahrheit, 
und auf einen von allen Staatsangehörigen zu leiſtenden Verfaſſungs— 
eid. Im Uebrigen nahm er aber an jeder Debatte über die vielfachen 
und jo bedeutenden Geſetzentwürfe, die in der badiſchen Kammer von 
1831 zur Sprache kamen, einen ſo ausgezeichneten und einflußreichen 
Antheil, daß man nicht umhin kann, zu geſtehen, wie durch ſein 
thätiges Eingreifen die erfreulichen Reſultate jenes Landtags mit 
herbeigeführt wurden. Für den von Itzſtein eingebrachten Antrag 
auf Wiederherſtellung der badiſchen Verfaſſung (ſtehe Bd. 1. S. 221) 
trat Mittermaier als erſter eingeſchriebener Redner auf (am 
21. April) und hielt einen trefflichen Vortrag. Große Verdienſte 
erwarb er ſich ferner als Mitglied und Berichterſtatter der Com— 
miſſion, welche zur Prüfung des Geſetzentwurfs über die Gemeinde— 
ordnung niedergeſetzt war. Es iſt bekannt, daß Baden im Beſitz der 
freiſinnigſten Gemeindeordnung in Deutſchland iſt und daß dieſelbe 
einen bedeutenden Theil des Fundamems bildet, auf welchem die 
Entwickelung des freien Bürgerſinns in jenem Lande beruht. Mit— 
termaier trat bei verſchiedenen Gelegenheiten als Vermittler in den 
zwiſchen der zweiten und erſten Kammer ſchwebenden Streitpunkten 
auf und führte in der Regel eine Ausgleichung herbei. Zu der 
neuen Civilprozeßordnung, bei welcher er auf Oeffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Verfahrens drang, hatte er ſchon früher als Mit— 
glied der Geſetzgebungs-Commiſſion weſentlich beigetragen. (Seit dem 
Jahre 1827.) Als Mitglied dieſer Commiſſtion hatte er auch im 
Jahre 1830 das Commandeurkreuz des Zähringer Löwenordens 
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erhalten. — In der 115ten Sitzung der zweiten badifchen Kammer, 
am 15ten Oktober, ſtand auf der Tagesordnung die Begründung des 
von Welcker geſtellten Antrags, den Großherzog zu bitten, durch 
ſeine Regierung als deutſche Bundesregierung dahin wirken zu laſſen, 
daß der deutſche Bundesverein eine ſeiner eigenen Grundlage ent⸗ 
ſprechende weitere organiſche Entwickelung zur vollſtändigen Sicherung 
und Förderung der deutſchen Nationaleinigung, der deutſchen ſtaats⸗ 
bürgerlichen Freiheit und überhaupt des Geſammtwohls des deutſchen 
Vaterlands erhalte. Es erhob ſich zunächſt darüber eine Debatte, 
ob man den Antragſteller ſeine Motion begründen laſſen ſolle. Eine 
große Mehrheit der Kammer ſtimmte für die Begründung der Motion. 
Darauf verließen die Regierungscommiſſarien den Saal, und Wels 
cker hielt ſeinen Vortrag, der mit allgemeinem Beifall aufgenommen 
wurde. Mittermaier hatte auch bei der vorläufigen Diskuſſion 
über dieſen Gegenſtand ſeinen bedeutenden Einfluß geübt und ſchloß 
die Debatten darüber mit den Worten: „Unſere Ehre hat gefordert, 
unſere Competenz zu retten, indem wir die Motion hörten. Und 
wenn auch dieſe Abſtimmung — wie ich nicht glaube — einen un⸗ 
glücklichen Ausgang haben könnte, die Schuld diefes Ausgangs fällt 
auf die Regierungsbank. (Bravo!)“ In der Sitzung vom 13. Okt. 
war Mittermaier der energiſchen Aufforderung Welcker's, das 
Budget nicht eher zu erörtern, als bis gewiſſe, von der Regierung 
zugeſagte Geſetzentwürfe vorgelegt wären, als Präſident einer der fünf 
Commiſſtonen der Kammer entgegen getreten, und hatte einen andern 
vermittelnden Antrag geſtellt, der dahin ging, die Discuſſion über das 
Budget zu beginnen, weil ſonſt für das Land leicht Nachtheile entſtehen 
könnten; daß man aber, wenn es zur definitiven Abſtimmung über 
die Geldverwilligungen käme, immer noch Zeit habe, die Verhältniſſe 
zu erwägen, um, wenn eine grundloſe Zurückhaltung der Verſpre⸗ 
chungen ſich ergebe, vom verfaſſungsmäßigen Rechte Gebrauch zu 
machen. 

Eine ſolche ausgezeichnete Thätigkeit, wie ſie an einzelnen Punkten 
ſo eben nur angedeutet iſt, welche Mittermaier auf dem badiſchen 
Landtage vom Jahre 1831 bewieſen hatte, fand darin auch die ver— 
diente Anerkennung, daß er auf dem folgenden Landtage vom Jahre 
1833 zum Präſidenten der zweiten Kammer erwählt und ernannt 
wurde. Dieſe Wahl wurde in der zweiten Sitzung, am 22. Mai, 
vorgenommen; Mittermaier erhielt mit Rotteck gleiche Stimmen, 
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33 nämlich, während der Präſident der zweiten Kammer vom Jahr 
1831, Föhrenbach, 31 Stimmen erhalten hatte. Mittermaier 
lehnte dieſe Ehre mit folgenden Gründen ab: „Ich bin Lehrer, der 
mehrere Collegien angefangen hat, und der verpflichtet iſt, nunmehr 
ſeine Pflichten als Abgeordneter und als Lehrer zu vereinigen, d. h. 
durch öfteren Urlaub mich von hier zu entfernen und meinen Lehrer— 
pflichten zu genügen. Ich bin aber auch Vorſtand eines vielbeſchäf— 
tigten Spruchcollegiums, wo bedeutende Criminalſachen in dieſem 
Augenblick vorliegen, wo ich verantwortlich bin, und wo es ſelbſt die 
Pflichten der Menſchlichkeit und der Gerechtigkeit gebieten, beſorgt zu 
ſein, daß jene Unglücklichen, die in Unterſuchungen ſchmachten, nicht 
zu lange warten müſſen. Dieſe Verhältniſſe, abgeſehen von meinen 
Geſundheitsumſtänden, von denen ich gar nicht ſprechen will, würden 
mir kaum erlauben, den großen Anſtrengungen, die doch dem Präſti— 
denten der Kammer obliegen, mich zu widmen.“ Nach einer längern 
Debatte, in der Mittermaier ſeine Bitte wiederholte, beſchloß aber 
die Kammer, Mittermaier in erſter Stelle als Candidaten für 
den Präſidentenſtuhl dem Großherzog vorzuſchlagen, nächſt ihm die 
durch Stimmenmehrheit erwählten Candidaten Rotteck und Föhren— 
bach. In der folgenden Sitzung der Kammer verlas der Staats- 
rath Winter das höchſte Reſeript, wodurch Mittermaier als 
Präſident der Kammer beſtätigt wurde; und fügte hinzu, daß er der 
Kammer zu dieſer Wahl ſeine aufrichtigſten Glückwünſche darbringe. 
Mittermaier erwiederte darauf: „Es giebt Zeiten, wo in dem— 
ſelben Augenblick Schmerz und Freude zuſammentreffen, und in einem 
ſolchen Augenblick befinde ich mich jetzt. Ich kann nicht länger 
widerſtreben, nachdem dieſes höchſte Nefeript verkündet iſt, und habe 
nur noch die Bitte, morgen erſt die Stelle einnehmen zu dürfen, die 
Ihre Wahl, Ihr Vertrauen und die Gnade Sr. Königl. Hobeit mir 
zugedacht haben.“ Mittermaier wußte die Aufgabe eines beſon— 
nenen Präſidenten mit der eines thätigen und für die Wahrheit 
eifrigen Abgeordneten zu einer ſchönen Harmonie zu geſtalten. Er 
ſicherte die Würde der Verhandlungen und trug als Redner der 
Tribüne und Berichterſtatter über die wichtigſten Geſetzentwürfe das 
Seinige in redlicher Weiſe zur Herbeiführung von glücklichen Ne— 
ſultaten der Kammerverhandlungen für das Volk bei; ſchwer war 
allerdings dieſe Aufgabe in der Zeit jener Kammerſitzungen, und nur 
gering das Reſultat, welches die Anſtrengungen jener Männer unter 
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den ungünſtigen Zeitverhältniſſen herbeizuführen vermochten; die 
Reaktion hatte ſchon im Jahre 1833 wieder vollſtändig das Ueber⸗ 
gewicht erreicht, weil ihr, wie dieß auch Fürſt Metternich mit 
ſtaatsmänniſcher Klugheit einſah, ſelbſt von der Gegenpartei durch 
Schritte, bei denen der Wille mit den Mitteln in gar keinem Ver⸗ 
hältniß ſtand, die beſten Waffen zu ihrer Ausbreitung in die Hand 
gegeben waren. Gegen ein weiteres Umfichgreifen einer ſolchen 
Richtung gab es nach Mittermaier's Anſicht nur ein Mittel, das 
Feſthalten an einem beſonnenen, ruhigen Fortſchritt, durch welchen 
man den Machinationen der Gegenpartei imponiren und die zahlreiche 
Schaar von unentſchiedenen Männern, woran Deutſchland reicher 
als irgend ein anderes Land Europa's iſt, zur Theilnahme an den 
öffentlichen Angelegenheiten beſtimmen könnte. Mittermaier er⸗ 
ſtattete auf dieſem Landtage im Namen der dazu nirdergeſetzten 
Commiſſion einen umfangreichen Bericht fiber Verbeſſerung der Preß⸗ 
geſetzgebung (am 19. Aug.), weil inzwiſchen die erſt auf dem vorigen 
Landtage durchgeſetzte Preßfreiheit in Baden ſchon wieder durch 
Bundestagsbeſchluß aufgehoben war. In der Rede, welche Mit⸗ 
termaier zum Schluß des Landtags von 1833 (am 12. Nov.) 
in der Eigenſchaft als Präſident hielt, ſpricht ſich der Sinn und 
die Tugend des Mannes auf eine ſo anſchauliche Weiſe aus, daß 
wir uns verpflichtet fühlen, einige Stellen derſelben hier mitzutheilen, 
wie z. B. folgenden Eingang: „In dem ernſten Augenblick des 
Abſchieds, wo der Blick eines Jeden von uns die Reihe der Freunde 
durchſchweift und fragend verweilt, werden wir uns und wie werden 
wir uns wiederſehen, fühlt ſich der Geiſt getrieben, rückwärts auf 
die Vergangenheit zu ſchauen, Rechenſchaft zu geben über die Lei⸗ 
ſtungen und die Pflichterfüllung in den letzten Monaten, in denen 
wir in dieſem Saal vereinigt ſind, während zugleich der geiſtige Blick 
zwiſchen Furcht und Hoffnung ſchwebend und verſuchend, den Schleier 
der Zukunft zu lüften, vorwärts ſchaut, und nur das Schickſal des 
geliebten Vaterlands theilt. Fragen wir, ob wir uns mit reinem 
Gewiſſen dem unbeſtechbaren Urtheil des Volks über uns unterwerfen 
können, fo erklären wir wohl Alle, uns kümmert das Urtheil der⸗ 
jenigen nicht, deren Loſungswort nur iſt, keine Conceſſtonen, die 
immer nur an der Gegenwart und an dem Beſtehenden feſthalten 
wollen, weil ſie einen Anhaltspunkt gern ſuchen, um bei guter Ge⸗ 
legenheit rückwärts gehen zu können; wir geben auch zu, daß wir 
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vielleicht nicht ganz das beiſtimmende Urtheil aller Ungedubigen er⸗ 
halten werden, die Blüthe und Früchte zugleich gern ſehen möchten, 
die oft ohne Erwägung der Verhältniſſe der Zeit im Sturmſchritt 
voraneilen und manche wohl ſchöne und gut gemeinte Träume für 
das höchſte Ideal der Menſchheit halten. Aber, meine Herren, uns 
kümmert das Urtheil der Vaterlandsfreunde, jener Männer, die mit 
beſonnenem Ernſt und kräftig dem Syſtem des allmäligen Fort⸗ 
ſchreitens und dabei aber auch dem Geiſt des conſtitutionellen Lebens 
buldigen, jener Vaterlandsfreunde, meine Herren, welche, die Schwlerig⸗ 
keiten des Landtags von 1833 wohl erkennend, ſo gerecht ſein wer⸗ 
den, die Haltung und den Geiſt deſſelben nicht nach einzelnen im 
Feuereifer und Fluß der Rede vielleicht vorgekommenen Aeußerungen, 
ſondern nach dem Beſchluß der Kammer zu würdigen. 

Dieſen Freunden des Vaterlands ſagen wir, daß wir in unſerer 
Kammer keine feindſelige ſyſtematiſche Oppoſition hielten, keine Op⸗ 
poſition, die aus perſönlichen Abſichten alles verdächtigte und angriff, 
bloß weil es von der Regierung kam. Wir ſagen ihnen aber auch, 
daß die ganze Kammer da eine feſte Oppoſition war, wo es darauf 
ankam, Unrecht zu rügen, Mißbräuchen entgegenzutreten, oder die 
verfaſſungsmäßigen Rechte unſers Volkes zu wahren. Dieſen Freun— 
den des Paterlands ſagen wir, daß wir im Laufe von beinahe ſechs 
Monaten in 106 Sitzungen mit Aufopferungen von Lebensſreuden, 
Geſundheitsrückſichten und mancher äußern Vortheile mit dem rein— 
ſten Gewiſſen die Intereſſen des Vaterlands berathen haben, daß wir 
23 Geſetzentwürfe, 13 Motionen und 491 eingekommene Petitionen 
erledigt haben.“ 

Nachdem der Redner auf mehrere Einzelnheiten dieſer angege— 
benen Reſultate eingegangen iſt, fährt er fort: „Es iſt ein ſtolzes 
Gefühl, an die Spitze einer Kammer durch das Vertrauen derſelben 
gerufen geweſen zu ſein, die mit ſolchen Leiſtungen ſchließen darf, 
und es liegt mir nur noch die heilige Pflicht ob, Ihnen mit tief 
gerührtem Herzen für das Vertrauen zu danken, mit dem Sie mich 
beehrt haben, für das Wohlwollen, mit dem Sie freundlich meine 
Worte hörten, und für die Nachſicht, womit Sie meinen Wünſchen, 
den Gang der Geſchäfte zu beſchleunigen, entgegenkamen. Mich hat 
dabei nur das Streben geleitet, daß auf dem ſchnellſten Wege unſer 
Volk das möglich Beſte und Erreichbare erhalte. 

Ja, meine Herren, ich habe mich oft geirrt, oft Fehler gemacht, 
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aber Eins weiß ich, und darauf bin ich ſtolz — nie habe ich die 
Intereſſen der Kammer, nie irgend ein Recht derſelben verrathen 
oder gering geachtet. Ich habe den Werth und den Stolz gefühlt, 
der Erſte unter Ihnen, der frei gewählte Vorſtand einer frei ge— 
wählten zweiten Kammer zu ſein. 

Wenn wir nun das Urtheil über die Vergangenheit nicht zu 

ſcheuen haben, ſo ſei mir noch vergönnt, einen Blick in die Zukunft 
zu werfen. 
i Es würde von Blindheit zeugen, wenn man die ſchweren Wol⸗ 
ken, die ſich zuſammenziehen, verkennen und läugnen wollte, wie die 
Feinde des conſtitutionellen Lebens nicht müde werden, die Beſtrebun⸗ 
gen ſelbſt der Redlichſten zu verdächtigen, und gerade die Gemäßigtſten 
für die Gefährlichſten zu erklären. 

Ein großer Bund von Feinden des conftitutionellen Lebens, 
iſt gegen die Vertreter des Volkes geſchloſſen; aber, meine Herren, 
unſere Blicke dürfen ſich erhellen bei der Ueberzeugung, wie ſtark 
und kräftig ſchon die öffentliche Meinung geworden iſt, die öffent⸗ 
liche Meinung, die alle Fortſchritte zur Reife bringt. Es erhellen 
ſich dieſe Blicke durch das Vertrauen auf ein Volk, das ſeine 
Rechte begreift, ſeine Verfaſſung ehrt, damit aber auch ſtreng der 
Geſetzlichkeit huldigt, und von geſetzwidrigen Beſtrebungen ſich fern 
hält; durch das Vertrauen auf einen edlen Regenten, der die 
Liebe zu ſeinem Volke in ſich trägt, der von dieſen Geſinnungen auch 
auf dieſem Landtage ſo viele Beweiſe uns gegeben hat, und der wohl 
erkennt, daß ein Thron am feſteſten ſteht, wenn er auf die Liebe 
ſeines Volkes gegründet iſt. Es erhellen ſich die Blicke durch das 
Vertrauen auf die Rathgeber des Regenten, die die Forderungen der 
Zeit hören, und erkennen werden, daß nur dann die Verfaſſung 
kräftig ſteht, wenn eine edle Selbſtſtändigkeit und Beharrlichkeit die 
Freiheit Badens und ſeine Verfaſſung gegen Angriffe von außen 
vertheidigt; — durch das Vertrauen auf jene Rathgeber, die ſelbſt 
zu jeder Stunde aus der Verfaſſung wiſſen, daß fie verantwortlich 
ſind, und Rechenſchaft dafür geben müſſen. Vor allem aber richten 
ſich unſere Blicke aufwärts zu demjenigen, ohne deſſen Segen kein 
Menſchenwerk gelingt. Seinem Segen verdanken wir ſeit Jahr⸗ 
tauſenden die Fortſchritte der Menſchheit, den Sieg der Civiliſation, 
den Sieg der Freiheit. Wo iſt je, wie die Geſchichte lehrt, eine 
Idee untergegangen, die der Freiheit, der vernünftigen Freiheit, an⸗ 
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gehörte. Wo iſt ein Verſuch mißlungen, der die Feſſeln der geiſtigen 
Entwickelung brechen wollte? Hier war göttliches Gedeihen, und 
alle Menſchenmacht war fruchtlos. Mit dieſem Gefühl werden Sie 
wohl mit mir den Saal verlaſſen, mit dem Gefühle, das ſich in ein 
Gebet auflöſt: möge die Fülle des höhern Segens auf unſerem 
theuren Vaterlande, auf unſerem geliebten Fürſten, auf ſeinen er— 
leuchteten Rathgebern, auf unſerem edlen, biedern Volke ruhen, damit 
unſer Streben, unſere ſchwache Kraft, die wir ſeit Monaten ver— 
wendeten, heilbringend werden, damit unſere Verfaſſung zu einem 
ſtarken kräftigen Baum emporwachſe, unter deſſen Schatten ein edles 
Volk die Früchte der Verfaſſung, die Früchte edler Freiheit, die 
Früchte der Geſetzesherrſchaft genieße.“ 

Dieſe Rede wurde mit einem allgemeinen Bravoruf aufgenom- 
men, und auf den Antrag des Abgeordneten von Itzſtein dem 
Präſidenten für ſeine Bemühungen der Dank der Kammer durch 
allgemeines Erheben von den Sitzen ausgeſprochen. — Der Ton und 
die Haltung dieſer Rede läßt den Charakter des Mannes, der ſie 
vorgetragen, auf das deutlichſte erkennen. In einer ähnlichen Weiſe 
ſind auch die Dankadreſſen abgefaßt, die bei feierlichen Gelegenheiten 
von der zweiten Kammer dem Großherzog vorgelegt wurden; ſie 
hatten in der Regel Mittermaier zu ihrem Verfaſſer. 

Von der Ständeverſammlung des Jahres 1835 wurde Mitter— 
mater abermals zum Präſidenten erwählt, und wirkte als ſolcher 
wie als Abgeordneter überhaupt in der früher bewieſenen Geſinnung 
und mit demſelben Eifer; jedoch waren die Erfolge dieſes Landtags 
noch geringer, als die des vorhergegangenen. 

Es kam auf dieſem Landtage Ju einer ausführlichen Discuſſion 
über den von Mittermaier bearbeiteten Entwurf der Strafprozeß— 
ordnung, der auf Trennung der Vorunterſuchung, die vom Inſtruktions⸗ 
richter und von dem Staatsanwalte geleitet wird, und die Haupt- 
unterſuchung mit Oeffentlichkeit und Mündlichkeit, jedoch ohne 
Geſchwornengericht, da die Einführung dieſes Inſtituts der Geſetz— 
gebungs⸗Commiſſion nicht geſtattet war, gebaut iſt. Die Regierung 
aber legte das darauf bezügliche, längſt verheißene und dringend 
nöthige Geſetz nicht vor, und erſt auf dem jetzt zu Ende des Jahres 
1843 bevorſtehenden badiſchen Landtage ſoll dieſe Angelegenheit von 
der Regierung zur Berathung den Ständen vorgelegt werden. Auch 
ein neues Preßgeſetz hatte die badiſche Regierung im Jahre 1833 
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ſchon verſprochen; es wurde aber weder dem Landtage von 1835, 
noch einem ſpäter folgenden bis jetzt mitgetheilt; man behilft ſich 
mit der Anwendung der Cenſur-Inſtruktionen des Bundestags. 

Mittermaier's ſpätere ſtändiſche Wirkſamkeit beharrte ſtand⸗ 
haft in der einmal für beilſam und zweckdienlich erkannten Bahn, 
bis ihn ſeit dem Jahre 1842 die immer mehr hervortretenden Zer⸗ 
würfniſſe zwiſchen Regierung und Ständen, herbe Verluſte in ſeinem 
Familienleben, wie eine dadurch geſchwächte Geſundheit beſtimmten, 
von dem politiſchen Schauplatz abzutreten. Als Redner zeichnet ſich 
Mittermaier durch einen präciſen Vortrag, welcher den juriſtiſch 
gebildeten Denker verräth, durch eine tiefe, aber klare Bruſtſtimme, 
durch Einfachheit und Beſtimmtheit der Entwickelung und durch Ein⸗ 
dringlichkeit feiner Behauptungen aus. — 

Seine wiſſeuſchaftliche Thätigkeit als Schriftſteller läßt ſich etwa 
aus folgenden von ihm verfaßten Schriften entnehmen: Einleitung 
in das Studium des germaniſchen Rechts, Landshut 1812. Lehrbuch 
des deutſchen Privatrechts, Landshut 1821. Ueber die Grundfebler 
der Behandlung des Civilrechts in Lehr- und Strafgeſetzbüchern, 
Bonn 1818, worin er ſich beſonders gegen das verderbliche Genera⸗ 
liſtren im Strafrechte, gegen die Unſitte, die Strafgeſetzbücher zu 
Compendien zu bilden, erklärt, und nachzuweiſen ſucht, wie man die 
hiſtoriſche, philoſophiſche und praktiſche Methode zu verbinden, die 
Forſchungen der gerichtlichen Medicin und Pſpchologie zu benutzen 
und die Fortbildung des Rechts durch die Praxis zu bewirken habe. 
— Grundſätze des gemeinen deutſchen Privatrechts, Landshut 1824. 
Ate Ausgabe, ebendaſelbſt in zwei Theilen. — Der gemeine deutſche 
bürgerliche Prozeß in Vergleichung mit dem franzöſiſchen und preu⸗ 
ßiſchen Civilverfahren und mit den neueſten Fortſchritten der Civil⸗ 
geſetzgebung, Bonn 1820, wozu zwei Beiträge 1822—23, und ein 
dritter 1832 in der zweiten Auflage erfchienen find, — Ueber den 
neueſten Zuſtand der Criminalgeſetzgebung in Deutſchland, Heidelberg 
1825. — Handbuch des peinlichen Prozeſſes, Heidelberg, 2 Bände, 
1810— 12, erſchien ſpäter in drei verſchiedenen Werken unter den 
Titeln: Das deutſche Strafverfahren in der Fortbildung durch Ge⸗ 
richtsgebrauch und Particulargeſetzbücher, zwei Abth. 1822, 2te Aufl. 
1833; Theorie des Beweiſes im peinlichen Prozeſſe, 2 Bde., Darm⸗ 
ſtadt 1821; und Anleitung zur Vertheidigungskunſt im dreifachen 
Criminalprozeſſe, Ste Aufl., Landshut 1827. — Die Lehre vom Ber 
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weiſe im Strafprozeſſe und Vergleich mit dem englifchen und fran⸗ 
zöſiſchen Strafverfahren, Darmſtadt 1834. — Außerdem gab Mit: 
termaier mit dem verſtorbenen Zachari ä eine kritiſche Zeitſchrift 
für Rechtswiſſenſchaft und Geſetzgebung des Auslandes in Heidelberg 
vom Jahre 1829 an heraus, worin er die Ausbeute der Geſetzgebung 
aller Länder in Deutſchland zu verbreiten und Materialien für ver: 
gleichende Jurisprudenz zu liefern beabſichtigte. — Das Archiv für 
die civiliſtiſche Praxis beſchäftigte ihn ſeit 1818, ſo wie das neue 
Archiv des Criminalrechts ſeit 1827. Ferner enthalten das Staats⸗ 
lexikon, das in London erſcheinende lau magazin und die Pariſer 
revue étrangère viele treffliche Aufſätze Mittermaier's über 
legislative Gegenſtände. 
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Paſtoret's Rede über die Civilakte der 
Geburt, der Heirath, des Todes.“) 


(Gehalten in der legislativen Verſammlung am 19. Juni 1792.) 


Das allgemeine Verlangen ſpricht die Nothwendigkeit aus, 
die Religion von den Civilakten zu entfernen. Es giebt nichts 
Gemeinſames zwiſchen ihr und dem Geſetz, weder in ihrem 
Gegenſtande, noch in ihren Gründen, weder in ihren Urſachen, 
noch in ihren Wirkungen; denn die Geſetze müſſen das Re— 
ſultat der menſchlichen Vernunft ſein, und man weiß wohl, 
daß die Religion darüber hinaus liegt. Warum ſollte das 
Geſetz nicht einzig und allein das Recht haben, unſern bürger 


) Dieſe Rede entwickelt nicht bloß die Principien, auf welchen 
das conſequente Verhältniß zwiſchen Staat und Kirche in Betreff 
der Geburt, der Heirath und des Todes beruht, ſondern ſie geht auch 
in die einzelnen legislativen Veſtimmungen ein, welche zur Ausfüh⸗ 
rung und Anwendung jener Principien vorgeſchlagen und von der 
geſetzgebenden Verſammlung zum Theil angenommen wurden. Wir 
beſitzen in dieſer Rede die Entwickelung der Grundlagen zu den heute 
noch in Frankreich geltenden geſetzlichen Normen über Verhältniſſe 
des menſchlichen Lebens, welche in andern Ländern, weil ſie im 
Conflikt zwiſchen Kirche und Staat ſtehen, ſo häufig Verwirrung 
und Unordnung veranlaſſen. 
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lichen Zuſtand zu beſtimmen? Der Bürger gehört ihm noth— 
wendig an, und kann nicht als ſolcher einer der Religionen des 
Landes, welches er bewohnt, angehören. Wohin würde es mit 
den Geſetzgebern kommen, wenn ſie verpflichtet wären, ihre Ge— 
danken und Prinzipien unaufhörlich nach allen religiöſen Anſichten 
der verſchiedenen Menſchen umzugeſtalten! Es kann ſich alſo kein 
ernſter Zweifel gegen das allgemeine Verlangen, die Religion 
von den Civilakten zu entfernen, erheben, und ich bin über— 
raſcht, daß einige Redner etwas dagegen haben vorbringen 
wollen. Ich will ihnen in der Aufdeckung ihrer Irrthümer 
nicht folgen. Meine Achtung für die Nationalverſammlung, 
mein Zutrauen in ihre Einſicht überzeugen mich, daß ich zu 
einer ſolchen Widerlegung mich nicht herabzulaſſen brauche. 
Ohne auf eine Unterſuchung einzugehen, welche unendlich ſein 
würde, wenn ich der Reihe nach alle Einzelnheiten durchnehmen 
wollte, beſchränke ich mich, die Principien zu entwickeln, auf 
welchen unſere Ueberzeugung beruhen muß. Nach meiner Anſicht 
verdient die Arbeit des Geſetzgebungs-Comite's vor den übrigen 
Plänen den Vorzug. Dieſe Arbeit, welche gerechte Beweiſe 
eurer Anerkennung erhalten hat, umfaßt nicht allein den Gegen— 
ſtand in ſeiner ganzen Ausdehnung, ſondern ſie verknüpft auch 
die verſchiedenen Theile dergeſtalt, daß ſie faſt als untrennbar 
erſcheinen. Der Plan des Herrn Jolivet hat zwar auch 
dieſen Vorzug, aber er beruht auf Grundlagen, die wir nicht 
annehmen können. Er ſchafft neue Beamte, deren Daſein un— 
nütz iſt; er koſtet dem öffentlichen Schatze jährlich drei Mil— 
lionen. Herr Jolivet nennt dieſe neuen Beamten Tabellionen; 
er verlegt ſie nicht in jede Commune, ſondern nur in die 
Haupt⸗Municipalorte, welche durch die Diſtrikts-Direktoren den 
Departements-Direktoren angezeigt werden ſollen, und durch 
dieſe dem Miniſter des Innern und der Nationalverſammlung; 
ohne das gegenwärtige Gebiet der Munieipalitäten und Di— 
ſtrikte zu ändern, bildet er andere Arrondiſſements, deren Ium⸗ 
fang nicht mehr als anderthalb Meilen 2x ſoll. 
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Eine dringende Nothwendigkeit würde allein ſo große 
Ausgaben, ſo große Veränderungen rechtfertigen. Iſt ſie vor⸗ 
handen? Ich berufe mich auf Herrn Jolivet ſelbſt, und 
will ihn mit ſeinen eigenen Berechnungen bekämpfen. In den 
Orten von fünfhundert Einwohnern giebt es jedes Jahr unge⸗ 
fähr achtzehn Geburten, achtzehn Todesfälle und vier Heirathen; 
dieſe vierzig Akte, gleichmäßig auf 365 Tage vertheilt, geben 
nicht mehr als drei auf einen Monat; wo bleibt die Noth⸗ 
wendigkeit eines öffentlichen Beamten? Finden wir ſie in den 
Orten mit tauſend Bewohnern, wo es jährlich nicht mehr als 
achtzig Akte, d. h. beinahe alle fünf Tage einen, giebt? Aber 
die Städte von dreitauſend Menſchen! Nun wohl! jährlich 
bundert ſieben Geburten, hundert ſieben Sterbefälle, vierund⸗ 
zwanzig Heirathen, im Ganzen 238, d. h. zwei Akte alle drei 
Tage. Aber das Grundgeſetz für die Municipalitäten verleiht 
den Städten, welche dieſe oder eine größere Bevölkerung bis 
zu 10,000 Seelen haben, neun Munieipaloffizianten und acht⸗ 
zehn Notabeln. Soll man glauben, daß unter ſiebenund⸗ 
zwanzig von dem Volke gewählten Magiſtratsperſonen ſich nicht 
ein einziger finden wird, der Zeit und den nothwendigen Unter⸗ 
richt beſitzt, um jene Akte aufzunehmen? Wollt ihr noch einen 
Augenblick dieſer Progreſſion folgen? Die Städe von 6000 
Einwohnern liefern jährlich zweihundert vierzehn Geburten, 
eben ſo viel Sterbefälle, achtundvierzig Heirathen; die von 
9000 Einwohnern 321 Geburten, 321 Sterbefälle, 72 Hei⸗ 
rathen. In dem erſten Falle ſind es 466 Akte jährlich, im 
zweiten 714, und folglich findet man ſelbſt in dem letzten Falle 
kaum zwei Akte täglich. Auf eine Bevölkerung über 10,000 
und bis 25,000 hat man zwölf Munieipalbeamte und vierund⸗ 
zwanzig Notabeln; und wenn man die Mittelzahl der Bevöl⸗ 
kerung, alſo 17,500 annimmt, ſo hat man 1250 Geburten 
und Todesfälle, und 140 Heirathen; dieß macht drei bis vier 
Akte täglich; und die Wahl zur Führung der Regiſter kann 
ſich auf ſechsunddreißig Bürger erſtrecken, die mit dem Ver⸗ 
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trauen des Volkes bekleidet ſind. Will man bis 50,000 Seelen 
gehen, was eine Municipalität von fünfundvierzig Perſonen 
vorausſetzt, um an einem Tage zehn bis elf dieſer Akte zur 
Vollziehung aufzufinden, ſo giebt es wohl leicht Jemanden, der 
ſie aufzunehmen im Stande wäre. — Uebrigens ſteht kein 
Hinderniß im Wege, mehrere Perſonen dazu zu ernennen, 
wenn die Stadt zu bedeutend iſt; aber die Ausnahmen werden 
ſehr ſelten ſein. Das ganze Reich enthält nur zwanzig Städte 
über 30,000 Einwohner 

Man hat einen andern Vorſchlag gemacht, die Friedens- 
richter an die Stelle der Municipalitäten zu ſetzen. Man läßt 
in der Regel ſeine Gedanken gern auf die Friedensrichter fallen. 
Als wahrhafte Diener der geſellſchaftlichen Einrichtungen, zeigen 
ſie ſich dem Volke nur, um ihm Schmerzen zu erſparen, um 
ihm Troſtgründe oder Wohlthaten anzubieten, und es wäre 
höchſt wünſchenswerth, ſie mit den wichtigſten Akten des Lebens 
in Verbindung zu bringen; aber es giebt nur einen Friedens⸗ 
richter in jedem Canton, d. h. für ſieben bis acht Communen. 
Sie müßten dieſe alſo beſuchen; ſie müßten bisweilen ſelbſt bis 
auf zwei Meilen jeden Weg zu jeder Jahreszeit bereiſen. Sie 
würden alſo einen Theil der Zeit verbrauchen, welchen ſie zur 
Aufrechthaltung der Ordnung und des innern Wohls nöthig 
haben. Ueberdieß darf man den gegenwärtigen Zuſtand der 
Municipalitäten nicht als einen immerwährenden betrachten; es 
ſcheint mir, daß man die Schwierigkeit der Geſetzausführung 
zu ſehr übertreibt. Gedruckte Regiſter können und müſſen 
ihnen geſchickt werden; dieſe Regiſter werden dergeſtalt angelegt 
werden, daß darin nur Datum und Namen zu verzeichnen iſt. 
Sie werden genügen, wenn ſich kein Widerſpruch erhebt; und 
auf hundert Akte wird man nicht einen einzigen entſtehen 
ſehen. Wenn er erhoben wird, tritt der Friedensrichter zur 
Entſcheidung dazwiſchen; aber fo lange es ſich um nichts An— 
deres handelt, als in ein Regiſter Tag und Namen einzutras 
gen, oder z. B. zu wiſſen, ob der Bürger, welcher erſcheint, in 
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der That der geſetzliche Vater des Kindes iſt, deſſen Geburt man 
feſtſtellen will, wo iſt da das Unangemeſſene, wo iſt da nicht 
die Verpflichtung, die Munieipalitäten zu wählen? 

Aber indem ich das Syſtem des Geſetzgebungs-Comite's 
vorziehe, billige ich nicht ſeine Unterſcheidung, wenn es den 
Munieipalkörpern in den Städten über 50,000 Seelen die 
Gewalt überläßt, ihr Amt andern Bürgern zu übertragen. 
Dieſe Idee, wenn ich es auszuſprechen wagen ſoll, ſteht mit 
der Billigkeit in Widerſpruch. Dieſe Uebertragung mag an 
den Orten erlaubt ſein, wo die Bevölkerung noch ſehr beſchränkt, 
oder der Unterricht noch ſehr ſelten iſt, oder die Magiſtrats⸗ 
perſonen des Volks in geringer Anzahl vorhanden ſind, und 
zwar aus einer Klaſſe von Bürgern genommen werden, die 
mit täglichen, für ihre und ihrer Familie Bedürfniſſe nothwen⸗ 
digen Arbeiten beſchäftigt ſind; ich ſtimme damit überein, in 
der Vorausſetzung, daß dieß Geſchäft einen ſchon öffentlich be= 
ſchäftigten Bürger trifft, wie den Lehrer der Primärſchule, den 
Schreiber der Munieipalität, den Notar, den Beiſitzer des 
Friedensrichters ſelbſt, wenn er in der Stadt wohnt; aber an 
den Orten, wo die Bevölkerung beträchtlich, wo geiſtige Thaͤ— 
tigkeit verbreitet iſt, wo der größere Theil der Menſchen, die 
zur Communal- Verwaltung berufen werden, in der günſtigen 
Stellung ſich befindet, daß ſie Glück und Ehre darin finden, 
wenn ſie ſich dem Vaterlande nützlich erweiſen können, da ſehe 
ich nicht den Grund zu einer ſolchen Uebertragung ein. Das 
Comite will allein durch die Munieipalkörper die Führer der 
Civilliſten auswählen laſſen; warum ſollen ſie nicht durch alle 
diejenigen erwählt werden, welche das Volk berufen hat, um 
an der allgemeinen Verwaltung der Stadtangelegenheiten Theil 
zu nehmen? Die Munieipalkörper drücken nicht immer eben 
ſo klar und beſtimmt den Volkswillen aus, wie die Gemeinde— 
räthe. In dem Maße, wie die Zahl der Menſchen beſchränkt 
wird, — ich ſpreche von Menſchen, welche die Ausübung einer 
Gewalt beſitzen, — nähern ſich ihre Ideen unbemerkt immer der 
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Ariſtokratie. Der Kaſtengeiſt iſt unheilbar, er entehrt die 
Freiheit ſelbſt. f 

Ich bin der Meinung, daß alle Beinamen, alle Eigene 
ſchaften, die veralteten Reſte der Ariſtokratie, von den Civil— 
akten ſtreng verbannt ſein müſſen; ſie dürfen keine andere Be— 
zeichnung enthalten, als die des beſondern Geſchäfts oder des 
öffentlichen Amts. Ich verbanne nicht weniger ſtreng alle 
Bemerkungen, alle Erklärungen, welche ſich auf beſondere 
Ideen eines Cultus beziehen. Jeder Bürger iſt zweifelsohne 
Herr darüber, ob er ſeine Heirath oder die Geburt ſeines 
Sohnes veröffentlichen, feiern oder einſchreiben laſſen will in 
dieſem oder jenem Tempel, mit dieſer oder jener Ceremonie; 
aber ſeine rein freiwillige Handlung dürfte keinen Einfluß auf 
die Gültigkeit des Civilakts ausüben. Dieſer kann nur das 
Werk des Magiſtrats Aller ſein, des geſetzlich dazu beſtimmten 
Mannes, und nicht des beſondern Dieners eines Irrthums oder 
eines Syſtems. Die Gefahr einer entgegengeſetzten Anſicht trat 
beſonders in Hinſicht der Geburten recht deutlich hervor. In— 
dem die Taufhandlung der einzige geſetzliche Titel für das 
Daſein eines Bürgers geworden war, ſah ſich der Menſch, 
welcher unſere Religionsdogmen nicht anerkannte, verurtheilt, 
entweder ſeine Kinder einer Verpflichtung zu unterwerfen, wobei 
er ſich geſtehen mußte, daß er einen Meineid beging, oder ſie 
ihr ganzes Leben lang unter dem Bann des Geſetzes zu laſſen. 
Es brandmarkte ſie mit der Eigenſchaft eines Baſtards; denn 
während dieſer glücklichen Herrſchaft, welche gnädige Feinde 
gern wieder herſtellen möchten, beſtrafte das Geſetz den un— 
ſchuldigen Sohn für die Fehler des Vaters, und bewahrte eine 
gewiſſe Achtung vor dem ſchuldigen Vater. Der Zeitpunkt 
iſt noch nicht gekommen, ein Geſetz über dieſen der bürgerlichen 
Exiſtenz angebornen Verluſt zu geben; es ſteht in Verbindung 
mit allen Zweigen des allgemeinen Syſtems der Geſetzgebung. 
Und ich zweifle nicht, daß euer Comite euch den Vorſchlag 
machen wird, die ſo lange Zeit geſchmähte Vernunft zu rächen. 
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Die Geſellſchaft kann nicht die als Kinder verachten, welche ſie 
als Bürger anerkennt, und es iſt um ſo verkehrter, ein natür⸗ 
liches Kind zu verhindern, den geſetzlichen Schutz zu genießen, 
als kein Weſen in gleichem Grade wie der Baſtard denſelben 
durch ſein Geſchick gleichſam verdient. Ich enthalte mich noch, 
auch meine Gedanken über die Unauflösbarkeit der Ehe vor— 
zulegen; das Geſetz, welches wir geben, iſt nur ein proviſori⸗ 
ſches. Ich kann jedoch zu den Ausdrücken des erſten Artikels 
nicht ſchweigen. Die Heirath, ſagt dieſer, iſt ein bürgerlicher 
Contrakt, deſſen weſentliche Bedingung in der Einſtimmung 
beſteht, ſich für das Leben zu vereinigen. Dieſe letzten 
Worte würden überflüſſig ſein, ſelbſt wenn ſie nicht auf eine 
ungünſtige Weiſe eine bedeutende Frage durch vorläufiges Ur⸗ 
theil entſchieden. 

Ich lege meine Abfaſſung des Artikels in folgender Weiſe 
vor: „Die Heirath iſt eine bürgerliche Verpflichtung, deren 
einzige Bedingung in der Einſtimmung der beiden Gatten be⸗ 
ſteht.“ Derſelbe Titel bietet der Prüfung drei hauptſächliche 
Fragen, das Alter, in welchem die Heirath erlaubt ſein ſoll; 
den Einfluß, welchen die Eltern auf Schließung derſelben haben 
dürfen; die Urſachen, welche die Exiſtenz der fur die bürgerliche 
Geſellſchaft verderblichen religibſen Idee, der mit dem Cölibat 
verbundenen Vollkommenheit, hemmen möchten. Hätte man 
dieſe eingebildete Vollkommenheit mit größerem Eifer erſtrebt, 
ſo würde ſie Europa entvölkert haben. Die großen Geſetzgeber 
des Alterthums erkannten beſſer die Wahrheit der Natur und 
das Intereſſe der Politik. Sie vereinigten ſich alle, um das 
abſolute Cölibat zu unterdrücken. Sie erklärten es für eine 
Art Kindermord. Zu Athen, Lacedämon, in ganz Griechen⸗ 
land war es ein Gegenſtand der Anklage. Zu Rom konnte 
der im Cölibat Lebende nicht Zeuge ſein; er konnte das Ver⸗ 
mächtniß oder die Erbſchaft eines fremden Menſchen ſeiner 
Familie nicht zubringen. Das Geſetz von Sparta verurtheilte 
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ihn ſelbſt dazu, daß er öffentlich von Frauen bei dem Tempel 
der Götter gezüchtigt wurde. 

Zwei wichtige Betrachtungen müſſen ſich vereinigen, um 
das Alter zu beſtimmen, in welchem die Heirath zuerſt darf 
geſchloſſen werden. In dem Lande, wo ſie durch das Geſetz 
ſpäter hinaus gerückt iſt, ſind die Menſchen im Allgemeinen 
ſtärker; und von der andern Seite werden die Sitten häufig 
der Gluth eines verführeriſchen Triebes aufgeopfert; die Bei— 
ſpiele dieſer Ausſchweifungen find nur zu häufig in den ſüd⸗ 
lichen Gegenden, wo das Blut mit mehr Heftigkeit aufwallt, 
wo die Leidenſchaften ſich zugleich frühzeitiger und hitziger äu— 
ßern. Es iſt alſo natürlich, daß die verſchiedenen Völker dieß 
Alter verſchieden beſtimmt haben, nach der Verſchiedenheit des 
Clima's, unter dem ſie wohnen. Der Menſch gehört der Geſell— 
ſchaft nicht weniger durch die Fortpflanzung als durch ſeine übrigen 
Eigenſchaften an; eine weiſe Geſetzgebung wird, um die Heirath 
zu genehmigen, die Zeit abwarten, in welcher die Entwickelung 
der Natur vollendet iſt. Die Gallier erlaubten ſie nicht vor 
dem zwanzigſten Jahre; das römiſche Recht geſtattete ſie den 
Mädchen mit zwölf, den Jünglingen mit vierzehn Jahren; 
und dieſe Geſetzgebung war die unſrige geworden. 

Das Geſetzgebungs-Comite verlangt ein Jahr mehr für 
jedes der beiden Geſchlechter. Herr Jolivet geht noch weiter, 
und ich möchte wenigſtens ſeinen Vorſchlag annehmen. Ja 
ich ſelbſt würde achtzehn Jahre für die Einen und fünfzehn 
für die Andern verlangen. Wenn der Ueberfluß die Heirathen 
beſtimmte, wenn verderbte Sitten daraus die Zärtlichkeit ver— 
bannten, wenn man nur ſeinen Namen einer Frau verkaufte, 
um dafür ſich die Liebe einer andern zu erkaufen, ſo wäre 
das Alter gleichgültig; aber ſo darf es nicht ſein bei einer 
Nation, welcher durch freie Inſtitutionen reine Sitten verhei— 
ßen und vermittelt werden. Es beſteht ein hinreichend be— 
kanntes Wechſelverhältniß zwiſchen der Freiheit der Nation und 
der Zunahme der Bevölkerung. Zuverläſſige Berechnungen 
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belehren uns, daß in Holland, wo die politiſchen Formen repu⸗ 
blikaniſch waren, jedes Jahr eine Heirath auf 64 Perſonen 
kam. Dagegen giebt es eine auf 100 Perſonen in England, 
wo die gemiſchte Monarchie beſteht, und in Frankreich, wo die 
Regierung ſich dem Despotismus näherte, kam erſt auf 125 
Perſonen eine Heirath. 

Meine Anſicht weicht auch in einigen Punkten von der 
des Geſetzgebungs-Ausſchuſſes ab, was die väterliche Einwilli⸗ 
gung betrifft. Das römiſche Recht hat auf die väterliche Ge— 
walt zu fremdartige 1 gehäuft; es hat aus den zarte⸗ 
ſten Gefühlen ein beſtändiges Mittel der Knechtſchaft oder 
Tyrannei gemacht. Sollen wir jedoch die ſchützende Autorität 
des Vaters ganz verkennen, die Gewalt, welche faſt im Ganzen 
nur darin beſteht, Wohlthaten auszutheilen. Bei allen Völ⸗ 
kern, deren Sitten aufgeklärt ſind, hat die väterliche Gewalt 
eine große Bedeutung erlangt, die häuslichen Tugenden waren 
da immer die Bürgen, und, ſo zu ſagen, die Fundgruben der 
öffentlichen Tugenden. Ich will nicht, daß dieſe Macht das 
Geſetz bilde oder ergänze; aber ich will, daß das Geſetz ſelbſt 
dazu beitrage, ihr die Achtung zu ſichern, welche für die 
Kinder eine Schuld der Dankbarkeit und der Natur iſt. 

Dieſen Umſtänden gemäß begnüge ich mich nicht, die 
Einwilligung der Väter bis zum 2lſten Jahre zu verlangen. 
Ich laſſe ſie, wie es immer geweſen iſt, als unumgänglich 
nothwendig bis zum 25ſten Jahre beſtehen; nichts ſtimmt mehr 
mit unſern politiſchen Ideen überein, weil dieß auch das Alter 
iſt, für welches wir die conſtitutionelle Mündigkeit feſtgeſetzt 
haben. In dem Falle, daß Väter nicht mehr vorhanden ſind, 
wende ich mich nicht an die Vormünder oder Curatoren; der 
Familienrath ſcheint mir den Vorzug zu verdienen; nichts paßt 
mehr zu unſern politiſchen Ideen, wie denn eine der beſten 
Einrichtungen, die unter uns begründet ſind, die eines erhal— 
tenden und für den häuslichen Frieden Sorge tragenden 
Raths iſt. 
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Man hat mehrere andere Hinderniſſe der Ehe aufgeſtellt, 
und unſere Religionsideen hatten zu ihrer Vermehrung beige— 
tragen. Ich wünſchte, daß der Ausſchuß ihre Unterdrückung 

namentlich aufführte; ich wünſchte eben jo wohl, daß, indem 
er die aus der Verwandtſchaft entlehnten Hinderniſſe beſtehen 
läßt, er fie auf Aſeendenten und Deſcendenten, auf Brüder 
und Schweſtern beſchränkte. Was die kirchlichen Hinderniſſe 
betrifft, ſo verlangt der Geiſt des Geſetzes ſo beſtimmt ihre 
gänzliche Aufhebung, daß es ohne Zweifel nicht nöthig iſt, 
dieß noch beſonders auszudrücken. Man muß nach ſeinem Be— 
lieben eine Gattin wählen können unter den verſchiedenen Sekten 
des Chriſtenthums, unter den Anhängern von Moſes oder 
Mohamed, wie man nach ſeinem Wunſche ſeine Kinder be— 
ſchneiden oder taufen ſoll laſſen können! 

Die Religion hatte ſich nicht allein des Menſchen in der 
Mitte ſeines Lebens und in der Wiege ſeiner Kindheit bemäch— 
tigt; er war nicht mehr, und noch dehnte ſie über ihn ihre 
Herrſchaft aus; ſie allein hatte das Recht, ihm ein Grabmal 
in geben, was ſage ich, zu geben! ihm ein Grabmal zu ver— 
aufen; die Erde ſelbſt, welche ihn einſchließen, der Staub, der 
ihn bedecken ſollte, nahm einen religiöſen Charakter an. 

Man ſprach uns von heiliger und unheiliger Erde. Ja, 
wenn die heilige Erde noch diejenige bezeichnet hätte, welche 
das Vaterland den Manen der Tugend aufbewahrte! Aber 
um in dieſelbe geſenkt zu werden, genügte der Schein, während 
des Lebens die Meinungen des katholiſchen Prieſters befolgt 
u haben; und um davon ausgeſchloſſen zu ſein, der Schein, 
ihnen die Dogmen Calvin's oder eines andern Ketzers vorge— 
ogen zu haben. Ihr werdet noch den Ruhm haben, dieſe 
— Unmenſchlichkeit zu vernichten. Die Mittel, welche der 
Ausſchuß zu dieſem Ende vorſchlägt, ſind alle eurer Billigung 
werth und würdig. Eilt alſo, eilt, ein Geſetz zu veröffentlichen, 
welches ſo großen Einfluß auf das öffentliche Wohl haben 
wird. Gebet den furchtſamen Menſchen einen Frieden, deſſen 
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ihr aufgeregtes Gewiſſen ſo ſehr bedarf. Zerſtört für immer 
den Keim einer gefährlichen Gährung, einen Keim, der von 
der Ariſtokratie ſorgfältig gepflegt wird, indem ſie ohne Zweifel 
nur ein wenig überraſcht iſt, plötzlich ſo fromm und gläubig 
geworden zu ſein. Mag die Religion auch fernerhin den 
Himmel als ihre Domäne und Belohnung beſitzen, auf der 
Erde aber ſoll das Geſetz allein die Menſchen feſſeln und ihre 
Stellung len, wie es ihre Rechte fichert und ihre Pflich⸗ 
ten angiebt. 

(Die Verſammlung befiehlt den Druck dieſer Rede.) — 


Viographiſche Notizen über Paſtoret. 


Der Marquis Peter von Paftoret wurde zu Marſeille im 
Jabre 1755 geboren. Durch anhaltende Studien verſchaffte er ſich 
ausgedehnte Kenntniſſe in der Literatur, Geſetzgebung, Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft, Geſchichte und allen Theilen der politiſchen ODeconomie. Im 
Beſitz einer lebhaften Einbildungskraft und ausgezeichneter Talente, 
gab er mehrere Werke beraus, welche unter den unſterblichen Pros 
duktionen des vorigen Jahrhunderts einen würdigen Platz einnehmen. 
Paſtoret erhielt im Jahre 1784 von der Akademie der Inſchriften 
den Preis für folgende Abhandlung: Welchen Einfluß haben die 
Seegeſetze der Rhodier auf die Marine der Griechen und Römer 
geübt, und von welcher Art war der Einfluß der Marine auf die 
Macht dieſer beiden Völker? Im Jahre 1786 veröffentlichte er ein 
Werk, welches den Titel führt: Zoroaſter, Confucius, Mohamed, 
betrachtet als Sektenſtifter, Geſetzgeber und Morallehrer, mit einer 
Ueberſicht ihrer Dogmen, Geſetze und Moral. Dieſes Werk, durch 
einen klaren und ſchönen Styl, fo wie durch eine Fülle der That: 
ſachen ausgezeichnet, wurde ebenfalls von der Akademie der Inſchrif— 
ten gekrönt. Dieſe beiden akademiſchen Ehrenbezeugungen öffneten 
ibm den Tempel der Wiſſenſchaften, in dem er eine der vorzüglichſten 
Zierden war. Im Jahre 1789 gab Paſtoret eine Abbandlung 
heraus: „Moſes als Geſetzgeber und Morallehrer betrachtet“, worin 
ſich tiefe Gelehrſamkeit, verbunden mit den Wahrheiten findet, welche 
die Aufklärung des vorigen Jahrhunderts erſt wieder zur Anerken— 
nung bringen mußte. Die Würde der Beredtſamkeit und die Anmuth 
des Styls zeichnen auch dieſes Werk aus. Seine Abhandlung über 
die Strafgeſetze verſchaffte ihm 1790 den Preis, welchen die franzö— 
ſiſche Akademie dem nützlichſten Werke zu ertheilen pflegt. Paſtoret 
betrat die politiſche Laufbahn, in der er ſich durch die Reinheit ſeiner 
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Principien und durch die Grundſätze der Weisheit, der geſellſchaft— 
lichen Ordnung und Moral auszeichnete, indem er dieſe für die beſten 
Grundlagen der Freiheit und des Wohls der Völker hielt. Er wurde 
im Jahre 1791 zum Präſidenten des Wähler-Collegiums im Depar⸗ 
tement von Paris ernannt, und von dieſem zum General-Anwalt 
erwählt. Er ſtellte an die conſtituirende Verſammlung das Verlan⸗ 
gen, daß die neue Kirche der heiligen Genoveva zum Begräbnißort 
ausgezeichneter und um das Vaterland wohl verdienter Männer be⸗ 
ſtimmt werden ſollte. Als Abgeordneter der geſetzgebenden Verſamm⸗ 
lung verfocht er mit Muth und Ausdauer die Grundſätze der Ge⸗ 
rechtigkeit und die Forderungen wahrer Humanität; die von uns 
mitgetheilte Rede enthält einen ſelbſtredenden Beweis, in welcher 
Richtung Paſtoret hauptſächlich an den Anſtrengungen und Er: 
folgen der franzöſiſchen Revolution Theil genommen hat. Er erhob 
ſich gegen die Verfolgung der Emigration, und verlangte, daß man 
nur allmälig die Sklaverei der Neger abſchaffen ſollte. Dieſe An⸗ 
ſicht gehörte aber in den Augen der entſchiedenſten Freiheitsfreunde 
jener Zeit ſchon zur Reaktion, erſchien als Verrath an der Freiheit 
ſelbſt. Paſtoret gerieth nun ſehr bald in Widerſpruch mit den 
Ereigniſſen, in denen er nur ein Syſtem zügelloſer Unabhängigkeit 
und weit verbreiteter Anarchie erblickte. In dieſem Sinne forderte 
er die geſetzgebende Verſammlung auf, daß das Schwert der Ge⸗ 
rechtigkeit das Attentat vom 20. Juni, welches gegen die Perſon 
des Königs begangen war, ſtrafen ſollte. Dieſer Vorſchlag blieb 
erfolglos, ſo wie ſein anderer, daß das Mitglied der Verſammlung, 
welches den Antrag geſtellt hatte, die Ausübung der königlichen Ge⸗ 
walt auf die Nationalverſammlung zu übertragen, in's Gefängniß 
geſchickt würde. Ferner bekämpfte er vergeblich die Maßregel, wonach 
die richterliche Gewalt an die Municipalbehörden kam. Er ſah den 
Sturz der Monarchie voraus, zog es aber vor, ſeine Wirkſamkeit 
einer ſpätern Zukunft zu bewahren, als ſich unter den Trümmern 
des geſtürzten Königthums begraben zu laſſen. Er zog ſich von dem 
politiſchen Kampfplatz während der Schreckeusherrſchaft ganz zurück, 
lebte im Verborgenen, und erſchien erſt wieder als öffentlicher Cha⸗ 
rakter im Jahre 1795. In den Rath der Alten wurde er als Ab— 
geordneter von dem Var-Departement geſchickt; hier bekämpfte er das 
Geſetz über die Inguiſitionspolizei, welches jeden Bewohner von Paris 
der Gefängnißſtrafe unterwarf, der einen Fremden aufnähme, ohne 
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ihn innerhalb 24 Stunden der Municipalverwaltung anzuzeigen. 
Ferner entwickelte er in einem Bericht die Nothwendigkeit, Strafgeſetze 
gegen die Verſuche zu Verbrechen zu entwerfen, und legte einen Ent— 
wurf darüber vor, in welchem die Principien zur Aufrechthaltung 
der geſellſchaftlichen Ordnung mit den Rechtsanſprüchen der Huma⸗ 
nität in harmoniſcher Vereinigung ſtanden. Er bekämpfte mit inniger 
Theilnahme und mit ausgezeichneter Kraft der Beredtiamfeit das 
Syſtem der Deportation, welches gegen die eidſcheuen Prieſter zur 
Anwendung kam. Im Namen der Geſetzreviſtons-Commiſſton hielt 
er eine ergreifende Rede gegen die Entweihung und Verletzung der 
Gräber, und ſchlug Maßregeln vor, um ein ſolches gegen die gött— 
lichen und menſchlichen Geſetze gerichtetes Attentat zu beſtrafen. Weil 
er eine Freude am Wohlthun fand und die Gelegenheit gern be— 
nutzte, Unglückliche zu tröſten, ſo trug er im Rath der Alten darauf 
an, daß die Wittwe Baillp's, die unter dem Druck des Elends 
und Unglücks ſeufzte, eine Unterſtützung erhielt. Die Stellung, welche 
Paſtoret gegen das Direktorium einnahm, war eine feindliche; er 
griff dieſes Regierungsſyſtem bei allen Gelegenheiten an; denn es 
war ihm verhaßt, weil es ohne Kraft, ohne Gerechtigkeit, ohne 
Moral, ohne Zutrauen ſich nur dadurch erhielt, daß es immer bereit 
war, eine Partei durch die andere zu bekämpfen, und eine Faktion 
auf die Trümmer der andern zu erheben; Paſtoret ſah überall 
eine ſchwache, unbeſtimmte Verwaltung, ohne Einheit der Principien 
und des Handelns, ohne Gleichmäßigkeit der Maßregeln, keine Energie 
in dem Befehl, keine Pünktlichkeit in der Ausführung, eine Inqui— 
ſitionspolizei und Gerichtshöfe ohne Gerechtigkeit. Die Unterneh— 
mungen dieſer ariſtokratiſchen Verwaltung hoben die Thätigkeit des 
Geſetzes faſt auf. Paſtoret vereinigte ſich mit den Verfechtern 
der Geſetze und der geſellſchaftlichen Ordnung zum Umſturz dieſes 
Gouvernements; deshalb traf auch ihn die Profeription vom 18ten 
Fructidor (4. Sept. 1797); er fand eine Zuflucht in der Schweiz, und 
ertrug die Ungunſt der Verhältniſſe mit philoſophiſcher Ruhe. Im 
Jahre 1800 kehrte er nach Frankreich zurück und ſchloß ſich der 
neuen Ordnung der Dinge an. Mit ſeinen Talenten und Kennt⸗ 
niſſen wurde er für Napoleon ein brauchbarer Mann, der ihn zuerſt 
zum Mitglied des General-Rathes für die Krankenhäuſer und die 
öffentlichen Unterſtützungen ernannte; darauf wurde er Profeſſor des 
Natur⸗ und Völkerrechts, Pair von Frankreich, mit dem Titel Mar⸗ 
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quis und Commandant der Ehrenlegion. Da Paſtoret während 
der bundert Tage weder ein Amt noch eine öffentliche Thätigkeit 
übernommen hatte, bebielt er ſeine Pairswürde. Seit dieſer Zeit 
neigte er ſich offenkundig zur Unterſtützung der Reſtauration hin. 
In dieſer Richtung trug er im Januar 1818 der Pairskammer im 
Namen einer Special-Commiſſion einen Bericht über den Entwurf 
zum Preßgeſetz vor, welcher eine allgemeine Bewunderung bei den 
ibm Gleichgeſinnten erregte, durch die Reinheit der Principien, durch 
die Beſtimmtheit der Ideen und die Weisheit der Beobachtungen. 
Er bewies, daß dieſer Geſetzentwurf die Sicherheitsmaßregeln darböte, 
welche der auf Ordnung begründeten Geſellſchaft, ſo wie den Schrift⸗ 
ſtellern, denen die Charte das Recht, ihre Meinungen zu veröffent⸗ 
lichen, zuertbeile, notbwendig wären. „Die Freiheit zu ſchreiben, 
ſprach er, iſt vergeblich ausgeſprochen, wenn man in dem Gebrauch, 
den man davon machen will, gehindert wird; die Geſellſchaft iſt aber 
unaufhörlich in Gefahr, wenn die Lehren der Unordnung und des 
Verbrechens ungeſtraft bleiben können.“ Paſtoret erinnerte an die 
vorzüglichſten Geſetze, welche ſeit der Reſtauration gegeben waren, 
und bemerkte, daß dieſen Geſetzen einige Beſtimmungen fehlten; 
einige ſeien zu ſtreng, andere wären wegen der ſchwierigen oder zu 
ſpäten Anwendung mangelhaft; man müßte alſo Ergänzungen hinzu⸗ 
fügen, Milderungen eintreten laſſen und eine ſchnellere und ſicherere 
Ausführung vermitteln. Nach dieſer Darſtellung prüfte Paſtoret 
alle Artikel des Geſetzes im Einzelnen, und führte dieſe Unterſuchung 
mit großer Gewandtheit und Schnelligkeit durch. „Man hat ver⸗ 
langt, ſprach er, daß die Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs, welche 
die Vergehen gegen die guten Sitten umfaſſen, zu den Vergehen 
gefügt würden, welche gegen die Religion unternommen werden. Die 
Gerichtspraxis der Tribunale hat ſchon dieſe fromme Gleichſetzung 
begründet. Aehnliche Vergehen werden in allen Geſetzbüchern der 
gebildeten Völker beſtraft; überall hat man es gefühlt, daß die Liebe 
und die Ehrfurcht für die Gottheit die urſprüngliche Geſetzesquelle 
der Menſchen iſt; daß man die Gerechtigkeit nicht wollen und die 
Güte nicht ſegnen kann, ohne zur ewigen und unendlichen Quelle 
alles deſſen, was gut und was gerecht iſt, hinaufzuſteigen. Es giebt 
keinen unter uns, dem nicht in ſeinem Gedächtniß die Worte des 
größten römiſchen Redners und des weiſeſten Philoſophen gegenwärtig 
wären: „Haud scio an pietate adversus Deos sublata, fides 


über Paſtoret. 129 


etiam et societas humani generis, atque una excellentissima 
virtus, justitia, tollatur.“ (Man vergleiche mit dieſen Anſichten 
den Schluß der von uns mitgetheilten Rede Paſtoret's über die 
Civilakte.) — Der Marquis von Paſtoret ſchloß feinen Bericht 
mit folgenden Worten: „Wir haben die Unterſuchung der Artikel des 
Geſetzentwurfs beendigt; er bietet zahlreiche Verbeſſerungen; die Ver— 
antwortlichkeit der Meinungen iſt beſchränkt; die indirekten Aufrei— 
zungen hören auf, mit den direkten vermiſcht zu werden; die Ver— 
folgung des Vergehens gewinnt mehr Thätigkeit; die Freiheit des 
Angeklagten iſt beſſer geſichert; die Form des Urtheils günſtiger; das 
Unrecht eines Werkes wird für daſſelbe nicht immer Gegenſtand einer 
ſtrengen Verurtheilung; man kann es nicht nach Laune vorfordern, 
überall wohin ſeine Ankläger es ziehen wollten; wir können unſere 
Wünſche nur mit den Wünſchen vereinigen, die auf eine ſo ſchöne 
Weiſe von dem edlen Pair, dem Berichterſtatter des Geſetzes über die 
Journale (Lally-Tollendal), ausgedrückt find, endlich Frankreich im 
Genuß einer vollkommenen und dauernden Geſetzgebung über die 
Ausübung des Rechts der Preſſe, und über die Unterdrückung ihrer 
Mißbräuche zu ſehen. Es iſt dieß ohne Zweifel eine ſchwierige Ar— 
beit, und je mehr man das Herz des Menſchen und die Wiſſenſchaft 
der Geſetze durchforſcht hat, um ſo mehr empfindet man dieſe 
Schwierigkeiten; viele Artikel über dieſen Gegenſtand ſind in der 
Geſetzgebung der Völker zu finden; ein wahrhaftes Geſetzbuch ſoll 
noch darüber abgefaßt werden, ungeachtet ſo vieler ausgezeichneten 
Schriften.“ Paſtoret ſchlug im Namen der Commiſſton die Anz 
nahme des königlichen Entwurfs vor, mit der Abänderung, welche 
die Deputirtenkammer gemacht hatte; die Pairskammer nahm dieſen 
Vorſchlag an. Paſtoret wurde zum Mitglied einer Commiſſton 
ernannt, welche mit der Prüfung eines Geſetzentwurfs hinſichtlich 
des körperlichen Gerichtszwangs beauftragt war; man hatte ihn be 
zeichnet, um den Bericht zu erſtatten; die Meinung der Commiſſton 
ging auf eine reine und einfache Annahme des Geſetzentwurfs. Aber 
da die Mitglieder dieſer Commiſſton ſich getrennt hatten, ernannte 
man Graf Abrial zum Berichterſtatter, und dieſer Pair ſchlug im 
Namen der neuen Commiſſion eine Abänderung des Geſetzes vor. 
Paſtoret beſtand bei ſeiner Meinung, und glaubte die Gründe 
derſelben darſtellen zu müſſen. Er wies anfangs 5 7 wie die kör⸗ 
II. 
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perliche Haft eingeführt iſt, welche Veränderungen ſie nach und 
nach erlitten hat, ſowohl bei ihrer Anwendung gegen Handelsſchuldner, 
als in gewiſſen Klaſſen bürgerlicher Schulden. Er prüfte darauf 
die verſchiedenen Urſachen, welche die Abfaſſung eines neuen Geſetzes 
nothwendig gemacht hätten, die Gründe, welche zu ſeiner Abfaſſung 
beigetragen, die Verbeſſerungen, welche es dem Looſe der franzöſiſchen 
und fremden Schuldner verſchaffte, und die weiſen Vorſichtsmaß⸗ 
regeln, womit es das Intereſſe der Gläubiger ſicherte. Er bekämpfte 
endlich das von der Commiſſion vorgeſchlagene Amendement, wonach 
die Urſachen zur Befreiung der wegen bürgerlicher oder Handels⸗ 
ſchulden gefangen Gehaltenen durch den Art. 200 der Prozeßordnung 
und durch das gegenwärtige Geſetz beſtimmt werden ſollten, aber in 
Zukunft nur, was die Handelsſchulden beträfe. Die Kammer ver— 
warf dieſen Geſetzentwurf. — Später ſtimmte Paſtoret zu Gunſten 
des Vorſchlags, welcher gemacht war, um das Recht des Königs, die 
in Frankreich verſtorbenen Fremden, fo wie die im Auslande verftor- 
benen Franzoſen zu beerben (le droit d’aubaine et de detraetion), 
aufzuheben. Nach einigen Erläuterungen über den Urſprung dieſer 
Rechte während der Feudalzeit, ſo wie über ihre Milderung in den 
folgenden Jahrhunderten zu Gunſten des Handels und des bürger— 
lichen Verkehrs prüfte Paſtoret die Beſchlüſſe der conſtituirenden 
Verſammlung, welche jenes Recht vernichteten. Er rechtfertigte ſie, 
indem er nachwies, daß die Lehre, welche dadurch anerkannt würde, 
auch von den weiſern Monarchen zur Anwendung gebracht wäre, ſo 
weit es der Zuſtand Frankreichs, die Aufklärung ihres Jahrhunderts 
und die geſchäftige und finſtere Herrſchaft des Feudalweſens verſtattet 
hätte. Er bekämpfte die verſchiedenen Einwürfe, welche man gegen 
den Vorſchlag aufgebracht hatte; und da es gerade in Frankreich an 
der Zeit war, daß die Anhänger des legitimen Rovalismus noch über 
die Forderungen ihres Königs hinausgingen, fo ſah ſich Paſtoret 
genöthigt, dieſen fanatiſchen Rovaliſten nachzuweiſen, daß die in Rede 
ſtehenden Geſetzentwürfe durchaus kein Recht des Königs beſchränk⸗ 
ten, welches er beſäße, um Friedens-, Verbindungs- und Handelsver⸗ 
träge zu ſchließen; er wies ferner nach, daß ſie keineswegs der Charte 
zuwider wären, noch den Gerechtſamen des geſetzgebenden Körpers, 
und daß ſie den Einfluß, den fremde Unterthanen eines andern 
Staats in Frankreich erlangen könnten, durchaus nicht begünſtigten. 
Um die Nothwendigkeit der Vernichtung jenes feudaliſtiſchen Unrechts 
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nachzuweiſen, berief ſich der gelehrte Publieiſt auf Montes quieu, 
Grotius, Wolf, Vatel, Turgot, Necker. Alle dieſe Autori— 
täten ließ er für das Vernunftgemäße ſeiner Anſicht ſprechen. Er 
zeigte endlich, wie dieſe Lehre in Uebereinſtimmung ſtände mit den 
allgemeinen Principien der Moral und Gerechtigkeit, wodurch ſchon 
das Unrecht der Conſiscation abgeſchafft ſei. Dieſe wichtige und be 
lehrende Rede wurde von der Pairskammer mit großem Beifall auf⸗ 
genommen; auch befohlen, daß ſie gedruckt würde. Später nahm 
die Kammer den Vorſchlag, der auf Vernichtung jenes feudaliſtiſchen 
Unrechts ſich bezog, an. — Im Februar 1819 machte der Graf 
Barthélemp den Vorſchlag, den König zu bitten, daß er einen 
Geſetzentwurf vorlegen laſſe, welcher ſich auf die nothwendig gewor— 
dene Veränderung in der Organiſation der Wahlcollegien bezöge. 
Dieſe Angelegenheit, welche in jedem öffentlichen Staatskörper die 
eigentliche Lebenskraft bildet, verdient hier eine nähere Erwähnung. 
Barthélemy leitete feinen Vorſchlag durch folgende Begründung 
ein: „Es ſind jetzt zwei Jahre, ſeitdem eine wichtige Veränderung 
in unſere jüngern Inſtitutionen eingeführt wurde, durch die Begrün⸗ 
dung eines neuen Wahlſyſtems; die vorausgeſagten Vortheile wurden 
mit einer ſolchen Hitze vertheidigt, die bevorſtehenden Nachtheile 
wurden mit fo überzeugenden Gründen angedeutet, daß es wohl er 
laubt war, in einer ſo wichtigen Frage ungewiß zu werden. Der 
Gang der Verhandlungen rief ſelbſt dieſe ſo natürliche Ungewißheit 
hervor, indem die Redner der Regierung dieſelben nach und nach 
ausdehnten, und zuletzt noch erklärten, daß das neue Syſtem ein 
Verſuch wäre, den man machen wollte, und daß das Wahlgeſetz ſich 
als Geſetz der Organiſation darſtellte; wenn der Verſuch nicht der 
Hoffnung entſpräche, die man von dem neuen Syſtem hegte, ſo 
könnte die Regierung das Geſetz abändern. Dieſe Erklärung machte 
zum großen Theile der Ungewißheit ein Ende, und, ich will es auf 
dieſer Tribüne geſtehen, ich gehörte zur Zahl derer, welche dadurch 
beſtimmt wurden, zu Gunſten des vorgeſchlagenen Geſetzes zu ſtim— 
men. Zwei Jahre ſind ſeitdem verfloſſen, zwei Proben ſind gemacht, 
zwei Mal hat die Regierung Unruhe zu erkennen gegeben; es iſt 
folglich eine Gewiſſenspflicht, daß ich heute die Ausführung eines 
Verſprechens beantrage, welches mein Votum beſtimmt hat; das Gefühl 
dieſer Pflicht wird ohne Zweifel von denen 97 werden, welche 
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mit mir aus demſelben Grunde für das Wahlgeſetz geſtimmt haben; 
es wird von denen gebilligt werden, welche in dem erſten Augenblick 
nur die Vortheile des neuen Syſtems erblickten, und ſeitdem feine 
Schwierigkeiten erkannt haben, und deshalb ſeine Verbeſſerung wün⸗ 
ſchen müſſen. Derſelben Anſicht müſſen unſtreitig diejenigen ſein, 
welche gegen das Geſetz geſtimmt haben, und welche ſeine Verände⸗ 
rung in der Art wünſchen müſſen, daß es den Schwierigkeiten ab⸗ 
helfe, die ſie vorausgeſehen haben; endlich muß ein ſolcher Vorſchlag 
von der Regierung gebilligt werden, da ſie ohne Zweifel ihre Ehre 
darein ſetzen wird, gegenwärtig das Vertrauen zu rechtfertigen, welches 
ſie uns früher einflößte, und da ſie zugleich das Bedürfniß empfinden 
muß, ein Syſtem zu verändern, das nicht auf den erſten Wurf zu 
feiner Vollendung gelangen konnte. Barthélemv wiederholte feinen 
vorher erwähnten Vorſchlag. Derſelbe wurde von Lally-Tollen⸗ 
dal und dem Polizeiminiſter Deca zes bekämpft; beide trugen darauf 
an, ihn durch die Tagesordnung zu beſeitigen. Paſtoret ſprach 
gegen dieſen Antrag der beiden Pairs, und ſetzte es durch, daß die 
Kammer den Vorſchlag VBarthélemp's in Berathung zog. In 
einer ſpätern Sitzung ſtellte Paſtoret den Antrag, daß zur Er⸗ 
füllung des Artikels 59 der Charte, wodurch das Recht der Petition 
jedem Franzoſen zuſteht, auch eine überſichtliche Zuſammenſtellung 
aller Petitionen in den Tagesbericht der Kammer aufgenommen wer⸗ 
den ſollte. Die Kammer nahm dieſen Vorſchlag an. Im Mai des 
Jahres 1819 machte der Marquis von Marbois den Vorſchlag, 
an die Stelle der Deportationsſtrafe eine andere zu ſetzen; Paſtoret 
bekämpfte dieſen Vorſchlag mit energiſcher Beredtſamkeit. Seine Rede 
gewann die Abſtimmung der Pairskammer; der Vorſchlag des Mar⸗ 
quis von Marbois wurde durch die Tagesordnung beſeitigt. —. 
Im Jahre 1824 wurde Paſtoret zum Vieepräſidenten der Pairs⸗ 
kammer ernannt, und im Jahre 1829 nach Dacabrav's Tode zum 
Kanzler Frankreichs erhoben. In allen Verhältmiſſen feines Lebens 
und Wirkens bewies Paſtoret tiefe Einſicht und große Nechtlichkeit, 
und wenn man ihn auch nicht unter die großen Staatsmänner 
Frankreichs ſetzen kann, ſo gehört er doch zu denjenigen, die mit un⸗ 
wandelbarer Feſtigkeit des Charakters die Reſultate der franzöſiſchen 
Revolution zur praktiſchen Anwendung gebracht wiſſen wollten, und 
die auf eine geſetzmäßige Fortentwickelung der modernen Ideen ihr 
ſtaatsmänniſches Streben gerichtet hatten. Paſtoret gehört zu den 
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ausgezeichnetſten Gelehrten Frankreichs auf verſchiedenen Gebieten. 
Außer den ſchon vorher genannten Schriften, die er verfaßt hat, ſind 
noch zu erwähnen: feine berühmte Histoire de la législation 
(9 Bände. Paris 1817—27), fo wie die im Auftrage der Akademie 
von ihm bearbeitete Fortſetzung der Ordonnances des rois de 
France (Bd. 18. Paris 1828), und eine Fortſetzung der von den 
Beuediktinern begründeten Histoire literaire de France, 


XXIII. 


Herr's Rede über das homöopathiſche 
Heilverfahren.) 


(Gehalten am 12. Auguſt 1833 in der zweiten badiſchen Kammer.) 


Meine Herren! 

Man könnte ſich vielleicht wundern, daß ich in dieſem 
Saale einen Gegenſtand zur Sprache bringe, welcher nach 
ſeiner Grundlage in das Reich der Wiſſenſchaft, in die Arznei— 
kunde, gehört. 


e) Der geiſtliche Rath und Pfarrrektor in Kuppenheim, Herr, 
für die Stadt Baden zum Abgeordneten der zweiten badiſchen Kam— 
mer gewählt, begründete in der 39. öffentlichen Sitzung der zweiten 
Kammer feinen früher geſtellten Antrag in Bezug auf das homso⸗ 
pathiſche Heilverfahren durch die mitgetheilte Rede in einer ſo geiſt⸗ 
reichen und allgemein intereſſanten Weiſe, daß dieſelbe wohl in einer 
für unſere Zeit ſo bedeutenden Frage einen dauernden Werth in 
Anſpruch zu nehmen berechtigt iſt. Sie gehört aber ohne Zweifel 
in den Kreis der Reden, welche ſich auf die Verhältniſſe der Kirche, 
Wiſſenſchaft und Kunſt zum Staate beziehen. Die Aufnahme, welche 
dieſe Rede in der badiſchen Kammer fand, ergiebt ſich aus Folgen— 
dem: Der Abgeordnete Merk trug darauf an, die Motion nicht in 
Erwägung zu ziehen. Man kenne ein berühmtes Luſtſpiel unter dem 
Titel „der eingebildete Kranke“. Wenn die Kammer ſich mit Gegen⸗ 
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Allein eben dieſer Gegenſtand greift in das öffentliche 
Leben tief ein, denn Geſundheit der Staatsbürger iſt ein Theil 
des öffentlichen, allgemeinen Nationalvermögens. 

Die Geiſtlichen waren im Alterthum gar oft auch die 
Aerzte des Volkes, und noch jetzt hat der Geiſtliche den we— 
ſentlichſten Einfluß, beſonders auf dem Lande, auf den Gebrauch 
der Aerzte und der Arzneimittel — auch jetzt noch beſteht eine 
Hauptpflicht des Geiſtlichen in dem Beſuch und in der Beſor— 
gung der Kranken, der Geneſenden und der Sterbenden, jedes 
Paſtorale wird darüber einen Abſchnitt enthalten, wenn es 
vollſtändig iſt. Des Geiſtlichen Pflicht iſt es, am Kranken- 
und Sterbebette auszuharren, wenn auch Alles und ſelbſt die 
Aerzte weichen, — ohne Anſehen eigener Gefahr, Anſteckung 
oder Tod, ſo lange auszuharren, bis der Patient geneſen oder 
in's Land der ewigen Ruhe und des Friedens hinübergegangen. 
— Dieß, und daß kein Arzt in dieſer Verſammlung Platz 
genommen, zu meiner Entſchuldigung, daß ich es wage, Ihre 
Geduld, meine Herren, in Anſpruch zu nehmen. 

Nicht auf das Doetrinelle des Gegenſtandes will ich Ihre 
Aufinerkſamkeit hinlenken, das ſollten die Aerzte unter ſich zum 
Wohle der Leidenden ausmachen; darüber kann ich, können 
wir überhaupt nicht Schiedsrichter ſein. 

Die Arzneikunde iſt ein Kind der Naturbeobachtung und 


ſtänden dieſer Art beſchäftigen würde, ſo würde man vielleicht ein 
Seitenſtück zu jenem Luſtſpiel erleben, dem der Titel gebühren möchte: 
„der eingebildete Arzt“, und worin die Kammer die Hauptrolle ſpielen 
würde. Dagegen unterſtützten die Abgeordneten Schaaff, Tre: 
furt, Sander, Winter v. H., Kröll, Knapp, Völker, von 
Rotteck und Poſſelt die Motion und begehrten den Druck der— 
ſelben. Die Kammer beſchloß mit einer an Stimmeneinhelligkeit 
grenzenden Mehrheit, die Motion zur Berathung an die Abtheilungen 
zu verweiſen, und fie gedruckt unter die Mitglieder zu vertheilen. 
Weitere Erfolge ſind aber nicht bekannt geworden. — 
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der Erfahrung; Alles, was ihre Pfleger als Beobachtungen und 
Erfahrungen angeben, kann daher von den Nachkommen nur 
auf demſelben Wege beſtätigt oder widerlegt werden, auf 
welchem die Vorgänger ihre Beobachtungen anſtellten, ihre 
Erfahrungen ſammelten. Man braucht aber kein Arzt zu ſein, 
um zu wiſſen, daß die Aerzte das nicht immer thaten, daß 
ihre Syſteme und Heilmethoden der Natur zuweilen Feſſeln 
anlegten. Gewiß iſt, daß, was Baco von Verulam fordert: 
non fingendum aut excogitandum, sed videndum, quid na- 
tura faciat et ferat, — hie und da nicht befolgt wurde, und 
daß manche medieiniſche Syſteme vielmehr aus der Stuben— 
gelehrſamkeit als aus der Naturbeobachtung ihre Nahrung ges 
zogen haben. Die Arzneikunde iſt auf dieſe Art, nach dem 
Urtheil ganz unbefangener Aerzte, welche den Zweig, von 
dem ich ſprechen werde, nicht kennen, nach und nach zu einem 
großen Reichthum an Hypotheſen, Theorien und Satzungen 
gekommen, welche lebhaft an die Zeiten der Scholaſtiker er— 
innern. 

Mag auch jedes Syſtem ſeine gute Seite gehabt haben, 
fo iſt eben dadurch, daß dieſes Gute aus dem Nichtguten herz 
ausgeriſſen werden mußte, um es mit dem Guten der andern 
Syſteme zu verbinden, die Mediein durch dieſe Verbindung, 
welcher die innere Gliederung, die Harmonie ſo häufig abgeht, 
eine Muſterkarte geworden, welche öfters zu mehr oder weniger 
witzigem, nicht ſelten gerechtem Tadel Stoff gegeben hat. 

In vielen Aerzten, welche die Verwirrungen und Ver— 
irrungen einſahen, ſchlich ſich daher ein Indifferentismus ein, 
welcher zum Beſſerwerden nichts beitragen konnte, aber wenig— 
ſtens den praktiſchen Vortheil hatte, daß er weniger ſchadete, 
als die Selbſtzufriedenheit Anderer, welche den Leidenden un- 
aufhörlich mit Heilmitteln aller Art heimſuchten. 

Das Bedürfniß nach einer Umgeſtaltung der Arzneikunde, 
nach einer Vereinfachung des Heilverfahrens wurde immer 
größer und fühlbarer, aber es war ſchwer, dieſelbe zu bewerk— 
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ſtelligen. Die Aerzte befehdeten ſich darüber wechſelſeitig, aber 
die Summe der Thatſachen nahm hierdurch in dem Maße 
nicht zu, und die Bibliotheken wurden dadurch viel mehr 
bereichert als die Wiſſenſchaft. Wenn ich Ihnen, meine 
Herren, nach dieſen Worten den Namen Hahnemann nenne, 
ſo werden die meiſten unter Ihnen wiſſen, was ich damit ſagen 
will. Zur Beſtätigung oder Nichtbeſtätigung ſeiner Lehre kann 
und will ich Ihnen nichts ſagen; nur das kann ich Ihnen 
vorlegen, was mein geſunder Sinn mich lehrt, was ich, ärzt— 
licher Hülfe bedürftig, ſelbſt erfahren habe. 

Die Lehre Hahnemann's, bekannt unter dem Namen 
der Homöopathie, iſt jo einfach und ſchlicht, daß fie in 
ihren Grundpfeilern und Hauptumriſſen der Gebildete jedes 
Standes faſſen kann; dadurch läßt ſich auch der Umſtand er— 
klären, daß, im Verhältniſſe zu den homöopathiſchen Aerzten, 
ſo viele Laien warmes Intereſſe für dieſelbe zeigen; denn eben 
der Laie betrachtet Manches, was ſeinem Fache nicht ſtreng 
angehört, vorurtheilsfreier als der Arzt, welcher, gewöhnt an 
ſeine Handlungsweiſe, an ſeine Ideen, oft gar nicht daran 
zweifelt, daß ſie wirklich die allein richtigen ſeien. 

Erlauben Sie mir, meine Herren, folgende kurze Dar— 
ſtellung über das Entſtehen und den Fortgang dieſer Lehre, 
entnonunen aus den biographiſchen Notizen über Hahnemann, 
zu unſerer allgemeineren Verſtändigung. 

Der Entwickelungsgang der Naturſtudien Sabnemann's 
zeigt, daß er, zur Erkenntniß der Widerſprüche gekommen, 
jenem Indifferentismus anheim fiel, und, obgleich ganz entblößt 
von Subſiſtenzmitteln, ſich lieber mit ſeinen großen Sprach— 
kenntniſſen ernährte, als mit ärztlicher Praxis. 

In den neunziger Jahren des vorigen Jahrhunderts mit 
der Ueberſetzung der Arzneimittellehre des Engländers Cullen 
beſchäftigt, und ärgerlich über die dort aufgeſtellten Theorien, 
wie die Chinarinde wirke, durchzuckte ihn der Gedanke, was 
dieſes Medicament, welches man bekanntlich gegen das kalte 


138 Herr's Rede über das 


Fieber fo häufig anwendet, bewirken möge, wenn man es ge— 
ſunden Menſchen eingiebt. Zuerſt bemerkte er an ſich ſelbſt, 
daß es die Erſcheinungen des Fiebers hervorbringe. An dieſem 
damals jo ſchwachen Faden ſpann Hahnemann fort; er ver⸗ 
ſuchte viele Jahre lang ganz ſtille eine Reihe von Arzneimit⸗ 
teln an ſich und andern geſunden Menſchen. Durch Verſuche 
am Krankenbette, welches für ihn wieder wiſſenſchaftliches In⸗ 
tereſſe gewonnen hatte, kam er zu dem Erfahrungsſatze, daß 
man gegen Krankheiten dasjenige Mittel anwenden müſſe, 
welches im Geſunden die Krankheit, die man heilen will, oder 
ähnliche Erſcheinungen hervorrufe, daß man zur Heilung hier⸗ 
nach die Arzneimittel nur in ſehr geringer und ſeltner Menge 
und in ganz einfacher Form, nicht in üblichen Gemengen, ans 
zuwenden habe. 

Es war natürlich, daß dieſer Erfahrungsſatz, welchen 
Hahnemann in ein ſyſtematiſches Ganze zu bringen ſtrebte, 
nach und nach einen großen Kampf herbeizog. Denn er wider⸗ 
ſprach ſo ziemlich Allem, was bisher behauptet worden war, 
und beſtätigte er ſich, ſo konnte es nicht fehlen, daß er der 
Arzneikunde eine ganz andere Richtung geben mußte, eine 
Aenderung, welche zu vielen Intereſſen entgegentrat, als daß 
der Erfahrungsſatz Hahnemann's ſich auf irgend eine aus⸗ 
gedehnte Anerkennung, ja nur Prüfung, Rechnung machen dürfte. 

Man ließ Hahnemann anfangs unbeachtet; es entſpann 
ſich aber der Kampf deſto ſtärker, je größer im Verlauf langer 
Jahre die Zahl der durch Prüfung zu Vertheidigern geworde— 
nen heranwuchs, und je auffallender die Heilungen wurden. 

Eine Menge oft anonymer, Spott- und Gegenſchriften 
erſchien, und die Wiſſenſchaft wurde mit einer Menge Perſön— 
lichkeiten beſudelt. Ein barſches Wort gab das andere; ſtatt 
die ſprühenden Funken zur zweckmäßigen Beleuchtung des 
neuen Gebäudes zu benutzen, gab man ſich nur die fruchtloſe 
Mühe, ſie zu einem das Gebäude zerſtörenden Brande, wo 
möglich zur Vernichtung anzuhäufen. Weit entfernt, den von 
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manchen Homöopathen angeſtimmten Ton zu billigen und in 
Allem zu rechtfertigen, muß ich doch bekennen, daß es von den 
Gegnern Unrecht war, Hahnemann's Herausforderung an 
das Krankenbett zur thatſächlichen Prüfung ſeiner Lehre 
8 von der Hand zu weiſen und ſich auf theoretiſche 

iderlegung zu beſchränken, welche in poſitiven Wiſſenſchaften 
einen Kreis bildet, über den man nie hinaus kommen kann. 
Auffallend, daß die Gegner den viel ſchwereren Weg der Wi— 
derlegung einſchlugen; denn der der Verſuche war und iſt 
noch der viel leichtere. Hahnemann's Lehre würde ganz 
unfehlbar gefallen ſein, wenn nur einige Aerzte ſeine An— 
gaben am Krankenbette mit der von ihm geforderten Genauig— 
keit und Redlichkeit angeſtellt und hierdurch den Beweis ge— 
liefert hätten, daß Hahnemann ein Lügner ſei. Aber eben, 
weil man das nicht that, ſo wurde Mancher, der in dem 
Widerſtreben mitunter das erblickte, was man das Manz 
ſcheln nennt, aufmerkſam, und dunkel mochte der Gedanke in 
ihm aufſteigen, es möge doch etwas Wahres an der Sache 
fein, welcher man fo arg entgegen arbeitete. Auch iſt mir das 
ein Beweis für ihre Wahrheit, daß jeder Arzt, welcher es über 
ſich bringen konnte, ſie zu prüfen, ein Anhänger derſelben ge— 
worden iſt und ſie nie wieder verließ. 

Widerſprach die Lehre der ſeitherigen Mediein, jo wider— 
ſprachen ſich die Gegner in den Gründen zu ihrer Wider— 
legung; man hat gar Vielerlei geſagt, was der Lehre den 
Garaus machen ſollte, — ich will Sie, meine Herren, damit 
nicht behelligen. Nur ſo viel: man hat Alles verſucht; aber 
Hahnemann ließ ſich dadurch nicht abhalten, ſeinen Weg zu 
verfolgen. Doch iſt es zu beklagen, daß die Barſchheit, allen 
Reformatoren eigen, auch in ihm mit den Jahren zunahm und 
oft arg ausbrach. 

Laſſen Sie mich bei der Schattenſeite dieſes Streits ab— 
brechen, — er hat ſein Ende noch lange nicht erreicht. Kampf 
iſt nöthig, er pocht das Erz aus. 
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Sie werden ſich mit mir aus der Geſchichte aller Wiſſen⸗— 
ſchaften erinnern, daß alle Neuerungen einen deſto größeren 
Zwieſpalt hervorrufen, in je ſchrofferem Gegenſatze die Neues 
rung zu dem Seitherigen ſich zeigte. Ich kann auch nicht 
verhehlen, daß Hahnemann, nach dem Urtheile Sachkundi— 
ger, ſich in der Erklärung über ſeine Anſichten manche Wider⸗ 
ſprüche hat zu Schulden fommen laſſen, aber bis auf die 
Stunde, ſo viel iſt richtig, hat man thatſächlich nicht nach⸗ 
‚nel können, daß fein oben angegebener Erfahrungsſatz 
falſch ſei. 

So manche angeſehene Stimme erklärt ſich nun für dieſe 
Methode, und ſelbſt Hufeland, der Anführer der alten 
Schule, läßt ihr nicht Unrecht widerfahren. Ihre Grund⸗ 
prineipien find durch alle Krankheiten, gewiſſe äußerliche, dann 
plötzliche Unglücksfälle durch Vergiftung ze. ausgenommen, 
praktiſch durchgeführt; unſterblich wird ſie nicht machen, 
denn auch dieſe Methode wird uns einen Fleck laſſen, wo 
es uns ergehen kann wie dem Achilles. 

Aber ſo weit iſt es doch wohl gekommen, daß man die 
Augen vor dem Erfolge nicht mehr verſchließen, bloß ſo weg— 
läugnen oder ſich mit Ausflüchten helfen kann. Denn wäre 
die Methode wirklich ſo nichtig oder gar ſo gemeinſchädlich, 
wie manche Uebelwollende ſagen, ſo hätte ſie ſeit länger denn 
dreißig Jahren zum Untergange Zeit gehabt, oder ſie wäre 
ohne Zweifel von den Staatsbehörden ſchon lange und mit 
Recht unterdrückt worden. 

So viel mir bekannt, geſchah von den Regierungen für 
die Sache jo gut wie nichts; doch erlaube ich mir, Ihnen an⸗ 
zuführen, auf welche Weiſe einige Fürſten ihr gewogen ſich 
zeigten, und wie ſich wenigſtens die Toleranz der Regierun— 
gen kund gab. Der vorige Herzog von Anhalt-Köthen hielt 
es in einem Dekrete vom 1. Juli 1822, wie er ſelbſt ſagte, 
für eine Regentenpflicht, die Heilart feinen Unterthanen 
zu empfehlen; der jetzige Herzog, deſſen Leibarzt, wenigſtens 
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noch vor Kurzem, ein ſtrenger Anhänger der alten Lehre war, 
äußerte ſich in einem neulich in öffentlichen Blättern abge— 
druckten Doeumente, daß er ſich ſelbſt von den Vorzügen der 
neuen Heilart vor der alten überzeugt habe; der Herzog von 
Lueca hat ein größeres Hoſpital errichtet, worin alle Kranken 
von zwei eigens angeſtellten Aerzten ausſchließlich hombopa— 
thiſch behandelt werden; die königlich ſächſiſche Regierung hat 
die aus Privatmitteln erfolgte Einrichtung eines hombopathi— 
ſchen Hoſpitals zu Leipzig genehmigt. Se. Maj. der König 
von Preußen hat ſich auf das Anrathen ſeines allopathiſchen 
Arztes der Methode mit Erfolg bedient, und mehrere Glieder 
der hohen Königsfamilie haben ihr das Wohlwollen und Zu— 
trauen bereits zugewendet; Se. Maj. der König von Baiern 
hat den Dr. Roth nach Oeſterreich geſendet, um dort die 
Doecumente über die homöopathiſche Behandlung der Cholera 
zu ſammeln; ſie liegen im Druck vor, und geben den ſchönſten 
Beweis von der Wirkſamkeit der ſchnellen Methode in jener 
gräßlichen Krankheit; die baieriſche Regierung ſteht, öffentlichen 
Nachrichten zufolge, im Begriff, ein Local zur Behandlung 
der Kranken nach homöopathiſchen Grundſätzen zu errichten und 
für Unterricht darin zu ſorgen; Se. Maj. der König von 
Würtemberg, ſo wie die königlich preußiſche Regierung zu 
Düſſeldorf haben gewiſſen Aerzten ausdrücklich die Erlaubniß 
gegeben, die homöopathiſchen Arzneien ihren Kranken ſelbſt zu 
geben. In Kopenhagen iſt auf Veranlaſſung des Profeſſors 
Wendt in einer Anſtalt ein beſonderes Lokal beſtimmt wor— 
den, worin die Kranken homöopathiſch behandelt werden ſollen; 
ſelbſt in Stockholm hat man die Heilverſuche in einem Laza— 
reth wenigſtens nicht gehindert. — Die zweite Kammer in 
Darmſtadt hat ſich der durch ein Dekret bedrohten Heilmethode 
angenommen, und den Grundſatz vertheidigt, daß eine Wiſſen— 
ſchaft, welche dem Gemeinweſen Nutzen bringe, nicht nur nicht 
unterdrückt werden dürfte, ſondern zu unterſtützen ſei. Einige 
Städte haben auch wirklich ihren Dank für das, was hombo— 


142 Herr's Rede über das 


pathiſche Aerzte den Gemeinden geleiſtet haben, öffentlich aus⸗ 

eſprochen, z. B. Raab in Ungarn, und Braunſchweig, deſſen 
Magiſtrat zwei Aerzte, in der homöopathiſchen Literatur als 
Schriftſteller bekannt, durch öffentliche Ueberreichung werthvoller 
Geſchenke zu ehren ſuchte. 5 

Ich lege Ihnen dieſe Beiſpiele der Anerkenntniß, die ich 
noch mit andern vermehren könnte, darum vor, weil aus ihnen 
hervorgeht (was ſo viele bezweifeln oder bekämpfen, welche 
über den Gegenſtand ſprechen, ohne ihn nur entfernt zu kennen), 
daß nämlich das homöopathiſche Heilverfahren gemeinnützig ſei 
und der Beförderung werth. 

Erlauben Sie mir aber auch, Ihnen noch kurz anzugeben, 
was man dagegen gethan hat von Seiten der Regierungen. 
Oeffentliche Blätter meldeten vor einigen Jahren, daß Se. 
Maj. Kaiſer Nicolaus den Dr. Herrmann, einen Sachſen, 
angeſtellt, und ihm zu homöopathiſcher Behandlung der Kranken 
das Hoſpital zu Tuttſchin in Podolien anvertraut habe; Herr— 
mann legte nach Verfluß der accordirten Zeit öffentliche 
Rechenſchaft ab. Allein ſie ſcheint nicht an den rechten Ort 
gekommen zu ſein, denn in der neueſten Zeit wurde die Ho— 
möopathie auszuüben in den ruſſiſchen Spitälern verboten — 
ich ſage verboten. Weiter ging man in Oeſterreich, im J. 
1819, wo es ein kaiſerlicher Leibarzt dahin brachte, daß die 
von einer gemiſchten Commiſſion beaufſichtigten, gut ausgefal⸗ 
lenen Heilverſuche viel früher, als Se. Maj. der Kaiſer es 
befohlen hatte, aufgehoben wurden, worauf ein in öffentlichen 
Blättern bekannt gewordenes kaiſerliches Reſeript erſchien, welches 
allen homöopathiſchen Aerzten auferlegte, ſogleich ihre Verbin— 
dung als ſolche mit ihren Patienten aufzugeben, und die ganze 
Heilmethode für alle Zeiten verbot. Sehr muß es aber auf— 
fallen, daß trotz des in ſtrengen Worten abgefaßten Dekrets in 
Oeſterreich eine große Anzahl, ſelbſt in Staatsdienſten befind- 
licher Aerzte iſt, welche die homöopathiſche Methode öffentlich 
und ungehindert ausüben, zum deutlichſten Beweiſe, daß ſich 
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im Bereiche der Wiſſenſchaft durchaus nichts ver— 
bieten läßt, und daß das Publikum die Methode in Schutz 
genommen hat. Denn allein in Wien ſind 22 homöopathiſche 
Aerzte, wovon einer das Zutrauen ſogar in dem Hauſe des 
erſten öſterreichiſchen Staatsbeamten genießt, und zwei homöo— 
pathiſche Apotheken. — In vielen Ländern hat man den ho— 
möopathiſchen Aerzten verboten, die Arzneimittel, welche nach 
ganz andern Grundſätzen bereitet werden, als die man bei den 
gewöhnlichen befolgt, an ihre Kranken unentgeltlich abzugeben. 

In dieſem Verbote liegt eine faktiſche Anerkennung, 
wenn ſie die Sache auch eben nicht fördert. In einigen Staa— 
ten, wie ſelbſt neuerlichſt in Preußen, hat man den Apothekern 
aufgegeben, auch dieſe Arzneien zu fertigen, worin alſo noch 
größere Anerkennung liegt; denn wäre die Methode ſchlecht, ſo 
würde man auch die Mittel und Wege ganz abſchneiden, ſie 
auszuüben. Der Streit über dieſe Verbote, Mittel unentgelt— 
lich abzugeben, wird immer noch lebhaft fortgeführt. Denn 
man möchte das von mancher Seite gern benutzen, der Mes 
thode wirklich das Ende zu bereiten. Einfach löſt ſich der 
Streit dafür auf, daß, da kein Beweis geführt worden iſt, die 
Methode ſei gemeinſchädlich, keinem lieenziirten Arzte verboten 
werden kann, die homöopathiſchen Mittel, von deren Aechtheit 
er Gewißheit hat, unentgeltlich ſeinen Kranken abzugeben. 
Denn Verſchenken begründet kein Gewerbe, und die Con— 
trole der Aerzte durch den Apotheker iſt ein Ding, welches in 
der Wirklichkeit gar nicht beſteht, weil es Anderes vorausſetzt, 
was rein unausführbar iſt. 

Unſere hohe Regierung hat bis jetzt der Sache freien Lauf 
gelaſſen, ſie hat nichts dafür und nichts dagegen gethan, was 
wohl vorerſt das Beſſere war. Ein hemmendes Eingreifen, 
ſo ſehr man es auch einerſeits gewünſcht haben mag, hätte 
auch nur dann ſtattfinden können, wenn ein Staatsintereſſe ge— 
fährdet geweſen wäre. Mit Dank muß man daher erkennen, 
daß bei uns nichts geſchah, was anderwärts, wo die Staats— 
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gewalt von ſogenannten Kunſtverſtändigen irre geleitet worden 
war. Wenn ich nun ſicher hoffe, die hohe Regierung werde 
einerſeits gegen die Wiſſenſchaft nicht interveniren, ſo ſcheint 
mir doch andererſeits die Zeit gekommen, wo die Regierung in 
der Lage iſt, gewiſſe Beſtimmungen über das Verhältniß der 
die neue Heilmethode Ausübenden feſtzuſtellen. Ihre Zahl iſt 
bei uns bedeutend und wächſt mehr und mehr, ſelbſt unter 
den im Staatsdienſte befindlichen Aerzten; unter jener Zahl 
ſind Männer, denen man Intereſſe nicht vorwerfen kann, denn 
ſie ergaben ſich der Methode auf die Gefahr hin, eine große 
Praris zu verlieren; mehr, als ſie ſchon hatten, konnten fie 
nicht mehr gewinnen. — Sie konnten an Reputation nicht 
mehr gewinnen, wohl aber verlieren. Nicht zu läugnen ſteht 
jedoch, nach dem Zeugniſſe homöopathiſcher Aerzte ſelbſt, daß 
ſich auch in dieſen Zweig der Arzneikunde gewagt haben, welche 
in doppelt ſchlechtem Rufe ſtehen, daß ſie nämlich als Aerzte 
überhaupt nicht genug Kenntniſſe haben, und daß ſie die neue 
Methode als ein Terrain betrachten, wo ſie den von dem 
Abgeordneten von Rotteck erwähnten finaneiellen Grundſatz 
des Habhaftwerdens und Packens in die praktiſche Aus- 
führung bringen. 

Ja, zur Praxis ganz unbefugte Menſchen machen da gute 
Beute, und obgleich hier die beſtehende Medieinalordnung ge— 
nügt, daß man ſolche Pfuſcher zur Rechenſchaft zieht und ihnen 
das ungeſetzliche, gefährliche Treiben niederlegt, ſo ſcheint man 
das überſehen zu haben, was in zweifacher Hinſicht übel iſt. 
Denn J) iſt es ein Fehler der Verwaltung, wenn Geſetze nicht 
gehandhabt werden, und 2) wird durch das Treiben Unbe— 
fugter auf die ohnedieß in mancher Sphäre nicht beliebte und 
in andern Sphären übelgemachte Sache ein ſchlechter Schein 
geworfen, welchen man geneigt ſein könnte, auf die ganze 
Heilmethode und alle ihre Zugethanen auszudehnen. Um alſo 
nebſt einem gewiſſen Zunftgeiſte ein Haupthinderniß der freien 
Entwickelung und äußeren Enthaltung der homöopathiſchen 
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Heilmethode zu entfernen, wäre es durchaus nothwendig, daß 
keinem homöopathiſchen Arzte die Praxis erlaubt würde, bevor 
er nicht vor einer dazu qualifieirten Prüfungscommiſſion feine 
Befähigung beurkundet hätte, und daß man gegen die ſchlechten 
Jünger, die mir nicht höher ſtehen als jeder wandernde Arznei— 
krämer, die geſetzlich beſtehenden Beſtimmungen ſtreng anwendete. 

Sie werden mir, meine Herren, auf das Erſtere vielleicht 
entgegenſetzen, daß man die Candidaten nicht nach Methoden 
und Syſtemen examinire, ſondern im Allgemeinen über das 
ganze ärztliche Wiſſen. Aber hier tritt uns der Mangel gerade 
entgegen, daß faſt von allen Lehrern der Mediein die ho— 
möopathiſche Methode, deren wiſſenſchaftliche Begründung ſich 
durch alle einzelnen Zweige der Mediein hinzieht, aufs Hart— 
näckigſte zurückgeſtoßen wird, — eine Thatſache, deren Grund 
ſich leicht erklären läßt. 

Mir iſt nur München bekannt, wo Vorträge darüber 
gehalten werden; um dieſe zu hören, müßten die Aerzte, welche 
die Methode kennen lernen wollten, dahin reiſen, und um ſich 
zur Praxis vorzubereiten, nach Leipzig, wo ein beſonderes Ho— 
ſpital dafür iſt. Allein das geht doch nicht an; die meiſten 
Aerzte ſind nur darauf angewieſen, ſich die Kenntniſſe zuerſt 
aus den zahlreichen Werken zu verſchaffen und nach und nach 
zu Heilverſuchen überzugehen. Sie, meine Herren, ſehen mit 
mir ein, daß dieſer mehr autodidaktiſche Weg jedenfalls ein 
Umweg iſt, welcher durch eine Menge von Zweifeln und Be— 
denklichkeiten zu einem Ziele führt, welches der Anfänger nur 
ganz in der Ferne erblickt und dem der Gewiſſenhafte nur 
ängſtlich entgegen ſieht. 

N Der Schüler an der leitenden Hand des tüchtigen Lehrers 

am Krankenbette lernt in einer Stunde mehr, als in einer 

Woche durch eigenes Suchen. Die homöopathiſche Hell— 

methode ſetzt, wie die ältere oder allopathiſche, dieſelben 

Vorkenntniſſe voraus, was die Gegner haben läugnen wollen, 

und meiner Anſicht nach muß der Medieiner En den ganzen 
II. 0 
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Curſus, wie er üblich iſt, durchmachen, um feine Wiſſenſchaft 
nach allen Richtungen kennen zu lernen. Allein dieſe Rich— 
tung ſollte ihn doch auch zu der homöopathiſchen Methode 
führen. Einzelne Disciplinen der Arzneiwiſſenſchaft erhalten 
zwar durch fie, wie mir vorurtheilsfreie homöopathiſche Aerzte 
verſichert haben, eine andere Geſtalt, weil die Grundanſichten, 
von denen die alte und die neue Schule ausgeht, divergirend 
ſind, aber das ſollte von dem Lehren nicht abhalten. Als 
Geiſtlicher glaube ich hier füglich eine Parallele ziehen zu 
können; man ſorgt für den allgemeinen religiöſen Unterricht 
der proteſtantiſchen und der katholiſchen zukünftigen Geiſtlichen, 
aber je nach den Bedürfniſſen und der verſchiedenen Richtung 
der beiden Confeſſionen iſt der Unterricht im Speziellen ſehr 
verſchieden, und man unterwirft daher die zukünftigen Seel⸗ 
ſorger verſchiedenen Prüfungscommiſſionen; lächerlich würde 
es wenigſtens fein, die Katholiken von Proteſtanten und um⸗ 
gekehrt prüfen zu laſſen. 

Meine Herren, es giebt auch verſchiedene Wege zum 
Heilen und zum Geheiltwerdenz wenn ich auch kein Ur— 
theil fällen kann, welches der in der Regel beſſere, kürzere 
und ſichere ſei, ſo muß ich Ihnen doch nach dem, was ich mir 
von der homöopathiſchen Methode angeeignet und erfahren 
habe, frei bekennen, daß ich dieſelbe für einen recht ſchätzbaren 
Weg halte, welcher verachtet zu werden durchaus nicht ver⸗ 
dient. Jeder auch noch ſo geringe Beitrag zur leiblichen 
Wohlfahrt unſerer Mitbrüder ſoll willkommen ſein, er füllt 
eine Lücke in der Wiſſenſchaft aus, die, nach dem Erkenntniſſe 
ergrauter Aerzte, der Vervollkommnung überhaupt noch ſo ſehr 
fähig iſt, und darum vindieire ich dieſem Beitrage, dieſer neuen 
Methode zur Wiederherſtellung der verlorenen Geſundheit, das 
Recht des ungeſtörten Beweiſes der Brauchbarkeit und Ge— 
meinnützigkeit, das Recht öffentlicher Anerkennung, aber 
nicht auf jene Art etwa, wie man zur Zeit der franzöſiſchen 
Republik dekretirte: die franzöſiſche Nation erkennt einen Gott 
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an, — ſondern einer Anerkennung durch unbeſchränkte Geſtat— 
tung der offenen Prüfung, des freien Bekenntniſſes und der 
Ausübung in der Form, welche die ganze Natur der Methode 
mit ſich bringt, für welche der Maßſtab der ältern Methode 
nicht gelten kann. Damit ihr aber dieſe Anerkennung werde, 
giebt es nur eine Baſis: Guten Unterricht und zweck— 
mäßige Anleitung. 

Wenn nun ſchon die ſtrenge Wiſſenſchaft der neuen Lehre 
ſich nicht zu ſchämen brauchte und das geiſtige Intereſſe 
durch ſie eine neue Förderung erhielt, ſo ſind ihr auch die 
materiellen Intereſſen nicht fremd, im Gegentheile, ſie 
ſpringen ſo klar in's Auge, daß ſelbſt der Laie hier ein voll⸗ 
gültiges Urtheil fällen kann. Die materiellen Intereſſen bilden 
ohnedieß ein weites Feld für unſere ſtändiſche Wirkſamkeit, 
jetzt um ſo mehr, weil ihre Förderung, bei den großen Hem— 
mungen überhaupt, zur unumgänglichen Nothwendigkeit wird. 
Wenn Sie alſo, meine Herren, einen Antrag unterſtützen, der 
auf dieſe Förderung abzielt, wenn Sie Veranlaſſung geben, 
daß eine große Laſt gemildert und gemindert werde, fo unters 
ſtützen Sie heute einen im eigentlichen Sinne des Wortes 
populären Antrag. Ich ſage eine Laſt; denn ſind auch 
viele Menſchen ſelbſt Urſache ihrer Körperleiden, ſo iſt es doch 
nicht zu verkennen, daß es viele Krankheiten giebt, denen der 
Menſch auszuweichen nicht im Stande iſt, und darum nenne 
ich Krankheiten immerhin einen Tribut, den wir dem Schick— 
ſal zahlen; ſorgen wir dafür, daß er nicht zu ſehr anwachſe 
und ein Hinderniß zur Wiedererlangung der Geſundheit werde; 
er wächſt aber wirklich bedeutend an, wenn die peeuniären 
Mittel, jenes Tributs los und ledig zu werden, zu ſehr in 
Anſpruch genommen ſind. Daß nun die Heilmethode, von 
der ich hier ſpreche, eine bedeutende Erſparniß an Geld und 
Zeit veranlaſſe, erlauben Sie mir noch, meine Herren, Ihnen 
zum Schluſſe darzulegen: 

1) Die homsopathiſchen Arzneimittel N einen fo höͤchſt 

1 * 
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geringen Geldwerth, daß ſie von den Aerzten ganz unentgelt— 
lich gegeben werden können; ja ſelbſt dann, wenn ſie, vom 
Arzte verſchrieben, vom Apotheker abgegeben werden, kann ſie 
dieſer nur um einen überaus geringen Preis anſchlagen, welcher 
mit dem der gewöhnlichen Arzneimittel in gar keinen Vergleich 
kommt. Die Apothekerkoſten fallen alſo entweder ganz weg, 
oder ſie werden bedeutend verringert. 

2) Ich ſehe wohl ein, daß, wenn die Methode noch all 

emeineren Eingang findet, der Stand der Apotheker bedeutende 

Verluste erleiden wird, und daß die Zahl der Apotheker ſelbſt 
um vieles abnehmen muß. Ich beklage dieſen Stand und 
dieſe Herren. Allein ſolche Aenderungen treten bei allen Ent⸗ 
deckungen hervor, können und dürfen aber deren Einführung 
und Benutzung nicht im Geringſten hindern. Als die Buch⸗ 
druckerkunſt erfunden und für Hexerei und Zauberei ausge— 
ſchrieen wurde, hat das tauſendjährige Reich der Abſchreiber ein 
Ende gehabt; durch das neue Maſchinenweſen ſind eine Menge 
Hände, bis auf weitere Verwendung, die ſich immer wieder 
findet, einſtweilen nicht in Penſions⸗, ſondern in wirklichen 
Ruheſtand verſetzt worden. Die Dampfſchifffahrt hat der 
Segelſchifffahrt den Rang abgelaufen und die Leinpfade öder 
gemacht. Mein Stand hat ſich Seculariſation, Aufhebung der 
Steuerfreiheit ꝛe. müſſen gefallen laſſen. Alle Stände find 
ſeit vierzig Jahren großen Aenderungen unterlegen. 

Wenn man je den Grundſatz geltend machen würde, daß 
Entdeckungen und Erfindungen nur unbeſchadet des Her— 
kommens ſich geltend machen dürften, dann müßten wir ein 
Wehe über unſere ganze Staatswirthſchaft rufen. Zum Glücke 
ſind aber die Umſtände mächtiger, als die Menſchen, die ſich 
ihnen widerſetzen. — Rechtsverletzungen können durch 
ſolche neue Entdeckungen und Bereicherungen nicht ſtattfinden 
und daher auch keine Entſchädigungen. ö 

3) Nach dem Urtheile einer bedeutenden Zahl älterer 
Aerzte, welche früher der ältern Heilmethode ergeben waren, 
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bekommen viele Krankheiten bis zur Geneſung einen viel kür⸗ 
zeren Verlauf durch homöopathiſche Behandlung. Aus dieſer 
Verkürzung entſpringt der weſentliche Vortheil, daß der Kranke 
ſeinem Geſchäft eher wiedergegeben wird. Welchen Einfluß 
das vorzüglich beim Landmanne ausübt, iſt leicht einzuſehen. 
4) Nicht allein für den Privatmann, ſondern auch für 
Staats- und Gemeindekaſſen entſpringen hieraus bedeutende 
Erſparniſſe; der Aufwand in Civil- und Militärſpitälern wird 
um unberechenbare Summen vermindert und die oft ſo ſchwer 
belaſteten milden Fonds werden erleichtert. Der ehrliche Arme 
kann ſich ſeiner Geneſung freuen, ohne ſie durch den Gedanken 
getrübt zu ſehen, wie ſollſt du jetzt die Medicamente 
bezahlen? Mancher läßt ſich dadurch ſogar abhalten, Hülfe 
zu ſuchen, denn er ſcheut die Koſten für ſich oder die Gemeinde— 
kaſſe. Daher wird mancher Kranke ein Opfer der Vernach⸗ 
läſſigung, wie ich ſo oft ſeit dreißig Jahren mich leider über— 
zeugte. 
g 5) Für den Kranken iſt dieſe Heilmethode noch um deß— 
willen von großem Nutzen, weil ihm der Arzt die Arzneimittel 
ſogleich geben kann. Denken Sie ſich, meine Herren, den 
Arzt, wenn er im Winter Stunden weit reiſt; das Recept 
muß einige Stunden zur Apotheke getragen werden, dort wird 
die Bereitung wegen vieler Anforderungen aufgehalten, und 
dann muß der Weg zurückgemacht werden; darüber geht ein 
halber Tag hin, bis der Kranke ſeine Sehnſucht nach der 
Arznei befriedigt ſieht. Und was kann während deſſen nicht 
alles geſchehen ſein! Es iſt möglich, daß die Krankheit indeß 
eine ganz andere Richtung nimmt, ſo daß das beſtverordnete 
Mittel nun nicht mehr paßt und den Tod bereitet. Auch dieß 
habe ich erlebt. Zeit gewonnen heißt in Krankheiten ſchon 
viel gewonnen. Hier iſt die Zeiterſparniß von größter Wichtig⸗ 
keit. In der Stadt, meine Herren, weiß man dieſe Verhält⸗ 
niſſe weit weniger zu würdigen, als auf dem Lande ſelbſt, 
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wenn man mitten unter der Noth lebt, wo ich ſechsundzwanzig 
Jahre gelebt habe. 

6) Ich habe bis jetzt die Geſundheit der Menſchen in 
Schutz genommen; ich nehme auch die der Thiere in Schutz. 
Wenn die homöopathiſche Methode, welche ſich bei kranken 
Thieren ſo ſehr bewährt, je mit materiellen Vortheilen verknüpft 
iſt, ſo iſt es hier. 

Das Vermögen des Landmannes ſteckt in Liegenſchaften 
und in Vieh; erſtere kann er ohne dieſes nicht bebauen. Man 
hat Feuerverſicherungsanſtalten, Aſſecuranzen für Hagelſchlag, 
auch Viehaſſecuranzen, — treffliche Anſtalten, welche aber die 
wirkliche baare Vorausbezahlung von Zinſen erfordern. Der 
Landmann ſchlägt leider nur zu oft das Leben eines Stückes 
Vieh höher an, als ſein eigenes, und doch ſcheut er die Kur⸗ 
koſten, welche oft ſo bedeutend ausfallen, daß ſie den Werth 
des geneſenen Stückes überſteigen; oder das Thier wird wäh— 
rend der Kur untauglich und muß getödtet oder um einen 
Spottpreis verkauft werden. 

Wird dem Landwirthe ein Thier krank, ſo handelt es ſich 
um die Erhaltung eines Capitals, fo zwar, daß die dafür aufs 
zuwendenden Koſten das Capital ſelbſt nicht nur erreichen, oder 
gar aufzehren, ſondern daß ſie wie ein billiger Zinsfuß zu 
einem Capital ſich verhalten. — Es handelt ſich um eine 
wichtige ſtaatswirthſchaftliche Frage, welche die homöopathiſche 
Methode uns darbietet. 

Und wären es auch, meine Herren, mir dieſe materiellen 
Vortheile, welche uns im Allgemeinen durch dieſes Heilverfahren 
u gut kämen, ſo würden unſere kranken Mitbrüder, unſere 
unbemittelten Hülfsbedürftigen gewiß einen Dienſt der Menſch⸗ 
lichkeit darin erblicken, ſie dieſer Vortheile theilhaftig zu machen. 
Fragen Sie die Perſonen, welche in ihrer Familie, in ihrer 
Hauswirthſchaft Proben der guten Wirkung unſerer Methode 
geſehen haben, ob ſie dieſelbe wieder mit einer andern vertau⸗ 
ſchen wollen, und dieſes Urtheil zieht auch ſchon in der Wage; 
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fragen Sie fie, und fie werden Ihnen jagen: hätte dieſe Heil 
art auch keine anderen Vortheile als die, daß wir uns ohne 
Geld- und Zeitaufwand ihre Mittel verſchaffen können, daß 
dieſe Mittel, ſind ſie auch nicht am Platz, doch nichts ſchaden 
können und keinen Keim zu fernerem Krankſein legen, daß ſie 
auch den widerſpenſtigen Kranken, den zarteſten Kindern ohne 
Ekel leicht beigebracht werden können und nicht ſchmerzhaft 
ſind, ſo haben wir damit genug; wie ihr Herren Aerzte das 
Alles erklärt, geht uns nichts an, wenn's nur hilft. — Der 
ältern Heilkunſt, zuſammengeſetzt aus mehreren Methoden, 
will und kann ich, der auch ihr Viel zu danken hat, an ihrer 
Brauchbarkeit, an ihrem Werthe überhaupt nichts nehmen, auch 
ihr bleibe ihr Wirkungskreis und er wird ihr bleiben; aber 
wenn uns die neue Methode im Ganzen zu demſelben Reful- 
tate führt, ſo bringt ſie, die uns lehrt, mit dem geringſten 
Kraftaufwand die möglichſt große Wirkung hervorzubringen, 
äußere Vortheile mit ſich, welcher jener großentheils abgehen. 
Nicht Alles wird ſie gut machen, und ſchlechte Aerzte wird 
es immerdar geben; die beſte Geſetzgebung wird das nicht hin— 
dern können; aber was fie treiben, kann der Wiſſenſchaft nie 
auf die ſchwarze Tafel geſchrieben werden. 

Meine Anträge gehen nun dahin: 

1) Die Kammer möge der hohen Regierung den Wunſch 
zu erkennen geben, daß für theoretiſchen und praktiſchen Unter— 
richt in dem homöopathiſchen Heilverfahren auf unſeren Hoch— 
ſchulen geſorgt werde, und daß zu dem hierzu erforderlich 
werdenden Gutachten nur ſolche Aerzte, welche in dem allopa⸗ 
thiſchen und in dem homöopathiſchen Heilverfahren gleich tüchtig 
bewandert ſind, aufgefordert werden. 

2) Die hohe Regierung möge keinem Arzte die Ausübung 
der homöopathiſchen Heilmethode geſtatten, der nicht in ihr die 
geeignete Prüfung beſtanden habe. 

3) Die hohe Regierung möge durch die betreffenden Be— 
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hörden Sorge tragen laſſen, daß jedem zur Praxis Unbefugten 
auch die homöopathiſche Praxis ſtrengſtens unterſagt und er 
im Betretungsfalle zur Rechenſchaft gezogen werde. | 

Indem ich Diefen die öffentliche Wohlfahrt betreffenden 
Gegenſtand Ihrer Aufmerkſamkeit und Prüfung angelegentlichſt 
empfehle, bemerke ich nur noch, daß dieſe Prüfung, den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Standpunkt bei Seite laſſend, in rechtlicher und 
ſtaatswirthfchaftlicher Hinſicht ganz frei ſein kann, zu welchem 
Behufe ich die Ehre habe, Ihnen einige Werke zu übergeben, 
welche, wenn Sie meinen Antrag unterſtützen und in die Ab⸗ 
theilungen verweiſen, wohl am beſten der ernannten Commif- 
ſion übermacht werden. f 

Es ſind folgende: Die Homöopathie in ſtaatspolizeirecht⸗ 
licher Hinſicht von Dr. Tittmann, königlich ſächſiſchem Hof⸗ 
und Juſtizrath und geheimem Referendar, — einem bekannten 
Schriftſteller. Die Homöopathie von dem Standpunkt des 
Rechts und der Medieinalpolizei, von Dr. Albrecht, Advokat 
in Dresden. Die homöopathiſche Heilkunſt und ihr Verhältniß 
zum Staate, von Dr. Groß. Ueber Maßregeln gegen die 
Ausübung des homöopathiſchen Heilverfahrens, von Dr. Sund— 
heim, Advokat in Gießen. 

Wie ich Ihnen dieſe Schriften für den Gegenſtand vor— 
lege, ſo würde ich Ihnen ganz offen auch die gegen ihn 
vorgelegt haben; allein ſo viele rein ärztliche, von dem theo— 
retiſchen Standpunkte aus verfaßte Gegenſchriften erſchienen 
find, fo wenig kenne ich eine, welche das Verhältniß der Ho⸗ 
möopathie zum Staate von dem entgegengeſetzten Standpunkte 
als jene vier Schriften dargeſtellt hätte. 

Zugleich bin ich beauftragt, Ihnen die Regierung und 
Ständen gewidmeten Verhandlungen über denſelben Gegenſtand 
in der Darmſtädter zweiten Kammer zu überreichen, nebſt den 
Briefen eines homöopathiſch Geheilten je für die fünf Abthei⸗ 
lungen dieſer hohen Kammer. 
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Genehmigen Sie, meine Herren, den innigſten und here 
lichſten Dank für die Geduld und die Aufmerkſamkeit, die 
Sie meinem Vortrage zu widmen die Güte gehabt haben; ich 
empfehle Ihnen das Wohl des Volks und des Vaterlands, 
Be welches Fürſt, Nee und Stände ſich längſt vereinigt 
haben. — 


XXV. 


Mirabeau's Rede über das Eigenthum der 
Geiſtlichkeit.) 


(Gehalten in der conſtituirenden National-Verſammlung am 
2. November 1789.) 


Die ausgezeichnete Rede des Herrn Chapelier hat mir 
Alles das vorweg genommen, was ich ſagen wollte. Jedoch 
möchte ich noch auf die Herausforderung des Herrn Abbe von 
Montesquiou antworten. 


) Die Beſitzungen der Geiſtlichkeit und die Aſſignaten find die 
materiellen Mittel geweſen, welche die franzöſiſche Revolution benutzt, 
hat, um ſich durchzukämpfen. Die Letzteren ſind bei andern Staaten 
nicht ohne Nachahmung geblieben; in veränderter Form, unter den 
mannigfachſten Titeln, haben die meiſten Völker Europa's ſeitdem 
Papiergeld erhalten, welches als die ſolideſte Bürgſchaft für den 
Weltfrieden von klugen Diplomaten erkannt wurde; der Krieg wird 
nur höchſtens noch an den Börſen geführt; Niederlagen und Siege 
erſcheinen in dem Fallen und Steigen der Courſe. Auch darin hat 
die franzöſiſche Revolution lernbegierige Schüler an den meiſten 
Staaten Europa's gefunden, wie ſie mit dem bisher überlieferten 
Beſitz der Geiſtlichkeit verfahren iſt. Die Sache war allerdings nicht 
neu; ſchon der weſtphäliſche Frieden hatte einen guten Vorgang für 
die Seculariſation geiſtlicher Güter gebildet; aber die franzöſiſche 
Revolution brachte eine Radicalcur in Anwendung; man fand fie 
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Ihr geht an die Entſcheidung einer großen Frage. Sie 
intereſſirt die Religion und den Staat; die Nation und Europa 
ſind geſpannt; und wir werden bis jetzt durch nichtsnutzige und 
kindiſche Einwürfe aufgehalten. 


) 
aller Orten brauchbar; nur hier und dort fcheute man ihre letzten 
Conſequenzen. Durch dieſes Verfahren mit den geiſtlichen Gütern 
wurde das Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat ein vollkommen 
verändertes; damit traten die katholiſchen Staaten aus ihrem mittel— 
alterigen Verhältniß zur Kirche heraus. Der Staat machte in ſeiner 
Entwickelung zur ſelbſtſtändigen Freiheit und freien Selbſtſtändigkeit 
einen Rieſenſchritt. — In der Sitzung der conſtituirenden Verſamm— 
lung vom 12. Oktober — noch hatte ſich dieſelbe nicht nach Paris 
verſetzt — ſtellte Mirabeau, nachdem er die Verſammlung ſo eben 
von einer gegen ihn erſchienenen Anklage- und Schmäbfchrift in 
Kenntniß geſetzt hatte, den Antrag, daß der Beſttz der Geiſtlichkeit 
als Eigenthum der Nation erklärt würde mit der Verpflichtung des 
Staats, für die Exiſtenz der Geiſtlichen Sorge zu tragen, und daß 
jeder Geiſtliche mindeſtens 1200 Livres Beſoldung und freie Woh— 
nung haben ſollte. — Der Abbé Gregoire irug darauf an, die 
Berathung dieſes Gegenſtandes einige Tage auszuſetzen, bis eine 
Denkſchrift darüber, welche Tallevrand, damals Biſchof von Autun, 
entworfen hätte, gedruckt wäre. Volney fügte gleich darauf hinzu, 
daß er in Uebereinſtimmung mit ſeinen Aufträgen den Antrag ſtelle, 
daß die Domainen des Königs für Nationaleigenthum erklärt werden 
ſollten. Schon am folgenden Tage wurde die Prüfung von Mira— 
beau's Antrag begonnen. Es ſprachen darüber der Reihe nach 
Montlauſier, Camus, mehrere Abbé's, Barnave, Maury. 
Den ausführlichſten Vortrag hielt am 13. Okt. Malouet, welcher 
die vorgeſchlagene Maßregel für eine der größten politiſchen Neue— 
rungen erklärte, und den Glauben ausſprach, daß die Deputirten 
weder die dazu nöthigen Vollmachten, noch genügende Beweggründe 
hätten. Er ſchlug eine ganze Reihe von halben Maßregeln vor, 
welche auf Erhaltung der Kirchengüter berechnet waren. Am fol: 
genden Tage wurde die Tagesordnung, welche die Fortſetzung der 
Debatten über die geiſtlichen Güter verlangte, dahin abgeändert, daß 
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Ich bin es, meine Herren, der die Ehre hatte, Ihnen 
vorzuſchlagen, daß Sie die Nation für den Eigenthümer der 
geiſtlichen Güter erklären ſollten. 

Es iſt dieß nicht ein neues Recht, welches ich der Nation 


man zur Berathung des Geſetzes über die Municipalitäten überging. 
Am 15ten Oktober hielt die conſtituirende Verſammlung ihre letzte 
Sitzung zu Verſailles, am 19ten ihre erſte zu Paris in dem erz⸗ 
biſchöflichen Palaſt. In der Sitzung vom 23. Oktober, welche den 
Finanzangelegenheiten gewidmet ſein ſollte, ſtellte der Präſident den 
Antrag, ob man die ausgeſetzte Discuſſton über Mirabeau's Mo⸗ 
tion weiter führen wollte. Der Abbé Maury wollte die Prüfung 
über die Wählbarkeit fortgeſetzt willen; aber Mirabeau ſetzte es 
durch einige Bemerkungen, die er vorbrachte, durch, daß die Ver- 
ſammlung feine Motion wieder auf die Tagesordnung brachte; und nun 
wurde die Berathung derſelben unausgeſetzt betrieben, bis es zu einem 
Beſchluß kam, welcher die Annahme von Mirabeau's Antrag aus⸗ 
ſprach. Es nahmen die bedeutendſten Redner der Verſammlung an 
den Debatten Theil, wie Duport, Thouret, Treilhard, Gre— 
goire, Dupont; am 30. Oktober ſprach Mirabeau ausführlich 
für feinen Vorſchlag, wobei er auf Talleyrand's Antrag, — dem 
er übrigens nicht beiſtimmte, — hinwies, daß die Staatsſchulden 
durch die geiſtlichen Güter gedeckt werden könnten. Da unterbrach 
man ihn von allen Seiten und ſchrie, daß dieß nicht zur Sache ge⸗ 
höre. Mirabeau erhob mit Kraft feine Stimme und verfchaffte. 
ſich durch die Worte Ruhe: „Es ſcheint mir hier in der Verſamm⸗ 
lung eine Logik der Lungen eben ſo nöthig zu ſein, als die Logik 
des geſunden Menſchenverſtandes.“ Auf ſeine im Ganzen mit Beifall 
aufgenommene Rede antwortete der Abbé Maurv umſtändlich. In 
der nächſtfolgenden Sitzung am 31. Okt. wollte der Präſident die 
Debatten ſchließen; aber der Muth beider Parteien, aus dem 
Kampfe einen Erfolg davonzutragen, war noch zu groß, hielt ſich 
noch zu ſehr das Gleichgewicht, als daß man jetzt ſchon zur Abſtim⸗ 
mung geſchritten wäre. Es ſprachen noch Prieſter, Abbe’e, Biſchöfe 
und Erzbiſchöfe für den materiellen Beſitz der Kirche, für die Grund⸗ 
lagen ihrer Unabhängigfett und ihres Wohlergehens in dieſer Welt. 
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erwerben wollte; ich habe bloß das feſtſtellen wollen, was ſie 
hat, was ſie immer gehabt hat, was ſie immer haben wird; 
und ich wünſchte, daß ihr dieſe Gerechtigkeit gewährt würde, 
weil hier die Prineipien zu Tage kommen, welche die Völker 
retten, und die Irrthümer, welche dieſelben vernichten. 

Nehmt an, daß ich anſtatt der von mir vorgelegten Mo— 
tion von euch die Erklärung verlangt hätte, die Individuen 
ſeien die einzigen Elemente irgend einer Geſellſchaft, Niemand 
würde dieſes Prineip beſtritten haben. 5 

Wenn ich euch vorgeſchlagen hätte, zu entſcheiden, daß 
beſondere Stände, die in die allgemeine Geſellſchaft hineingeſtellt 
werden, die prineipielle Einheit derſelben und das Gleichgewicht 
ihrer Kraft zerſtören, ſo würde Niemand dieſe große Wahrheit 

verkannt haben. 
r Wenn ich euch aufgefordert hätte, das Princip anzuer— 
kennen, daß die großen politiſchen Körper in einem Staate 


Der 31. Oktober war ein Sonnabend. Der folgende Montag, der 
2. November, führte die Entſcheidung herbei. Es ſprachen über den 
Gegenſtand außer Andern Beaumetz, Chapelier, endlich faßte 
Mirabeau die ganze Debatte in der mitgetheilten Rede zuſammen 
und ſchloß ſie ab. Die Motion, welche Mirabeau am Schluß 
ſeiner Rede ſtellte, lautete, wie folgt: „Erſtens wird erklärt, daß 
alle Kirchengüter zur Verfügung der Nation ſtehen, mit der Ber: 
bindlichkeit, daß auf eine zweckmäßige Weiſe für die Koften des 
Cultus, die Erhaltung ſeiner Diener und die Unterſtützung der Armen 
unter Aufſicht und Anleitung der Provinzen Sorge getragen wird; 
zweitens, daß nach den Beſtimmungen in Betreff der Diener der 
Religion auf die Beſoldung eines Geiſtlichen nicht weniger als 
1200 Livres, Wobnung und ein etwa dazu gehöriger Garten nicht ein⸗ 
gerechnet, kommen darf.“ Darüber wurde namentlich abgeftimmt. 
568 Stimmen waren für die Annahme und Decretirung des An— 
trags; 346 dagegen; 40 enthielten ſich der Abſtimmung. Die Sitzung 
wurde um 6 Uhr Abends aufgehoben unter dem lauten Beifall der 
Zuhörer. 
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gefährlich jmd, vermöge der aus ihrer Verbindung herrühren— 
den Kraft, vermöge des Widerſtands, der aus ihren Intereſſen 
entſpringt, ſo würde jeder unter euch dieſe Gefahr empfunden 
haben. 

Wenn ich euch in die Epoche der entſtehenden Geſellſchaft 
verſetzt und euch gefragt hätte, ob es klug wäre, ſolche Körper 
ſich bilden zu laſſen, dieſe Vereine als eben ſo viele Individuen 
in der Geſellſchaft zu betrachten, ihnen die Civilhandlungen zu 
überlaſſen und ihnen die Erlaubniß zu ertheilen, Eigenthümer 
ganz nach dem Muſter der Bürger zu werden, wer unter euch 
würde nicht anerkannt haben, daß eine ſolche Organiſation nur 
gefährlich ſein könnte? 5 

Wenn ich dann zu euch von der Geiſtlichkeit, wie ſie 
beſchaffen iſt, von ihrer Macht und ihrem Reichthum, ihrem 
Luxus und ihrer Moral, ihrem Glauben und ihrem Einfluß 
geſprochen hätte, glaubt ihr dann, daß die Religion, wenn die 
Geiſtlichkeit nicht mehr Eigenthümer wäre, weniger heilig, die 
öffentliche Moral weniger rein, und die Sitten des Clerus 
weniger ſtreng ſein dürften? 

Meint ihr etwa, daß die Achtung des Volks für die 
Diener der Kirche abnehmen, oder ſein Zutrauen zu ihnen 
erſchüttert werden würde, wenn es nicht mehr gezwungen iſt, 
den Reichthum der Geiſtlichen mit ſeinem Elende, ihren Ueber— 
fluß mit ſeinem Mangel, und ſeine Anſtrengungen mit ihrem 
leichten Gewinn zu vergleichen? | 

Glaubt ihr denn, daß es unmöglich ſei, eine achtungs⸗ 
werthe Lage der Geiſtlichkeit zu begründen, wenn ſie vom 
Staate beſoldet wird, wie ſeine Magiſtrate, ſein Gouvernement, 
ſeine Armeen und ſelbſt wie ſeine Könige, die nur Einkünfte 
und kein Eigenthum haben, wenn ſie, enthoben der irdiſchen 
Sorgen, durch eine ihrem ehrenwerthen Berufe angemeſſene Be- 
ſoldung geſichert iſt? 

Wenn ich dann weiter geſagt hätte: ſeht ihr nicht, daß 
drei Viertel des Clerus in der That mir von den übrigen 


Eigentbum der Geiſtlichkeit. 159 


Mitgliedern deſſelben Standes beſoldet ſind, und daß dieß eben 
ſo gut iſt, als wären ſie es vom Staate? ſeht ihr nicht, daß 
alle die oberſten Stellen des Clerus von der königlichen Er— 
nennung abhängig ſind, und daß es für den, der davon ge— 
troffen wird, gleichgültig iſt, ob dieſe Ernennung ein feſtes 
Einkommen oder Landbeſitz mit ſich bringt? ſo würde gewiß 
jeder dieſe Prineipien als die ſeinigen erklärt haben. 

Endlich, meine Herren, wenn ich euch geſagt hätte: da 
der Clerus einräumt, daß nur der dritte Theil ſeiner Einkünfte 
ihm gehört; daß ein Drittel zur Erhaltung der Kirchen und 
ein anderes Drittel zur Unterſtützung der Armen verwendet 
werden muß: ſo begründet er drei Kaſſen für die Einkünfte 
aus dieſen Gütern; erklärt, daß das Drittel, welches für die 
Diener Gottes beſtimmt iſt, mit allen Schulden des Clerus 
behaftet ſei, und außerdem noch einen angemeſſenen Antheil zu 
den Abgaben zu tragen habe. 

Hätte ich noch zu euch geſagt: die Diener der Kirchen 
dürfen nicht einmal den dritten Theil des Kircheneinkommens 
haben, weil die öffentlichen Bedürfniſſe, für welche dieſe Güter 
beſtimmt waren, jetzt viel geringer ſind, als zur Zeit, wo ſie 
begründet wurden, und weil, im Verhältniß wie dieſe Bedürf— 
niſſe ſich durch die unvermeidliche Einwirkung der geſellſchaft— 
lichen Ausbildung vermindert haben, die Güter durch eine eben 
ſo unvermeidliche Wirkung der Zeit angewachſen ſind. 

Hätte ich noch hinzugefügt, daß man unter dieſes für die 
Diener der Kirche beſtimmte Drittel der Güter nicht die Do— 
mainen begreifen dürfte, welche die Geiſtlichen durch die Ein— 
künfte der übrigen Güter erworben haben, weil dieſe Einkünfte, 
nach ihren eigenen Prineipien, ihnen nicht gehörten, weil ſie 
nichts erſpart haben würden, wenn fie mit dem einfach Noth— 
wendigen, das ihnen die Vorſchriften der Kirche bewilligen, 
zufrieden geweſen wären; und weil es der Nation, der Be— 
ſchützerin der Armen und des Cultus, zukommt, darüber zu 
wachen, daß die frommen Stiftungen richtig verwendet werden. 
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Hätte ich nachgewieſen, wie der Clerus ſeit länger als 
einem Jahrhundert die Güter der Kirche mit einer ungeheuren 
Schuldenmaſſe beladen hat, indem er Anleihen machte, ſtatt 
Abgaben zu zahlen, indem er nur die Intereſſen feiner jähr- 
lichen Beiſteuer bezahlte, ſtatt dieſe Beiſteuer von ſeinem Ein— 
kommen abzutragen, wie alle übrigen Bürger, und hätte ich 
verlangt, daß er gezwungen würde, von dem ihm gehörigen 
Drittel ſo viel zu veräußern, bis ſeine Schulden getilgt wären. 

Hätte ich zu euch geſprochen: mag der Clerus Eigen— 
thümer ſein oder nicht, ſo iſt er gleichwohl anzuhalten, ſeine 
geſetzlichen Beſitzungen von ſeinem offenbar unrechtmäßigen 
Beſitz zu trennen; eine Maſſe von wohlthätigen Stiftungen 
finden ſich ohne irgend einen Dienſt; eine große Zahl von 
Vermächtniſſen wird nicht erfüllt. Seht, da giebt es noch be— 
deutende Güter, welche man von dem Drittel abziehen muß, 
welches dem Clerus verbleiben ſoll. Ihr habt erklärt, daß 
eine Maſſe von Herrenrechten nichts als Anmaßung wäre, und 
dieſem Princip gemäß habt ihr ſie ohne Entſchädigung aufge— 
hoben. Sollen denn nur die Anmaßungen der Kirche unver— 
letzlich ſein? 

Hätte ich außerdem noch bemerkt, daß viele Abteien nur 
auf königlicher Ernennung beruhen; daß viele Seculariſationen 
religiöfer Orden nicht mehr den Willen der erſten Stifter aus— 
zuführen geſtatten, für welchen man uns heute ſo große Ehr— 
furcht einflößen möchte; daß mehrere geiſtliche Körperſchaften 
mit Einwilligung des Clerus aufgehoben ſind; daß es ſehr 
leicht iſt, ohne dem Dienſt der Kirche zu ſchaden, die Zahl 
der Biſchöfe zu vermindern; daß die Kirchenreichthümer viel zu 
ungleich vertheilt ſind, als daß die Nation längere Zeit die 
Armuth und die niedrige Hütte eines nützlichen Seelſorgers 
neben dem Luxus und den Paläſten des Mitgliedes einer oft 
unnützen Kirche dulden ſollte; keine dieſer Betrachtungen würde 
eurer Aufmerkſamkeit unwürdig und einer geſetzlichen Beſtim⸗ 
mung unwerth erſchienen fein. 
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Und doch, meine Herren, habe ich nichts von dieſem Allen 
euch vorgeſchlagen; ſtatt in dies Labyrinth von Schwierigkeiten 
einzudringen, habe ich einen paſſenderen und einfacheren Antrag 
geſteltz erklärt, ſprach ich zu euch, daß die Kirchengüter der 
Nation gehören; dies einzige Prineip wird zu tauſend nützlichen 
Reformen führen, und durch dieß allein werden alle Hinderniſſe 
überſtiegen. 

Aber nein, wenn man einigen Mitgliedern des Clerus 
glauben darf, ſo iſt das Prineip, deſſen Annahme ich euch 
vorſchlug, nichts als ein Irrthum. 

Der Clerus, den ich bis jetzt für einen einfachen Verwal— 
ter, für einen einfachen Bewahrer des Kirchenguts gehalten habe, 
ſoll nicht allein die Güter der Kirche genießen, er ſoll auch 
außerdem der Eigenthümer ſein; und die Religion, die Moral 
des Staats werden erſchüttert werden, wenn man ſeine uner— 
meßlichen Reichthümer berührt. 

Erlauben Sie doch, meine Herren, daß ich Ihnen noch 
einige Prineipien vorlege und auf einige Einwürfe antworte. 
Die Nation hat gewiß das Recht, Körperſchaften zu begründen 
oder es zu verweigern. Ich verlange zunächſt, daß man dieſes 
Prineip zugiebt oder es läugnet. 

Wenn man es läugnet, fo beweiſe ich, daß die Körper— 
ſchaften nicht Eleinente der geſellſchaftlichen Ordnung fein kön⸗ 
nen, weil ſie in dem Augenblick nicht vorhanden ſind, wo die 
Geſellſchaft ſich bildet, weil ſie nur das moraliſche Daſein 
haben, welches das Geſetz ihnen verleiht, weil ſie ihr Werk 
ſind, und weil die Frage, ob beſondere Geſellſchaften in der 
allgemeinen Geſellſchaft erlaubt ſein dürfen, gewiß nur durch 
die geſammte Geſellſchaft entſchieden werden kann, ſobald ſie 
ſchon gebildet vorhanden iſt. Andere Prineipien annehmen, 
heißt Wirkungen ohne Urſache behaupten. 

Herr Abbé Maury behauptet, daß Körperſchaften ohne 
Zuthun des Geſetzes und durch den einzigen Willen der In⸗ 
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dividuen entſtehen können, denen es gefällt, eine politiſche Ver— 
einigung zu bilden. 

Aber es iſt leicht, ihm zu antworten, daß nicht die mas 
terielle Vereinigung von Individuen eine politiſche Verbindung 
bildet; daß dazu nöthig iſt, daß eine ſolche Verbindung wie 
ein Individuum in der allgemeinen Geſellſchaft betrachtet wird; 
daß ſie eine Perſönlichkeit beſitzt, welche von der aller ihrer 
Mitglieder verſchieden iſt, daß ſie bürgerliche Handlungen ver⸗ 
richten kann; dann iſt es unbeſtritten, daß ſolche Rechte, welche 
die ganze Geſellſchaft angehen, nur aus ihrer Gewalt abzu⸗ 
leiten ſind; und wollte man annehmen, daß einige Individuen 
Geſetze machen können, ſo iſt es abgeſchmackt, zu behaupten, 
daß ſie Körperſchaften errichten oder daß ſich dieſe von ſelbſt 
bilden können. Br 

Nachdem ich einmal, meine Herren, bewieſen habe, daß 
die Geſellſchaft das Recht hat, Körperſchaften zu errichten oder 
ihre Errichtung zu verhindern, behaupte ich, daß ſie auf gleiche 
Weiſe das Recht hat, zu entſcheiden, ob die Körperſchaften, 
welche ſie erlaubt, Eigenthümer ſein dürfen oder nicht. 

Die Nation hat dieſes Recht, weil, wenn die Körpers 
ſchaften nur vermöge des Geſetzes beſtehen, dem Geſetze zu— 
kommt, ihr Daſein näher zu beſtimmen; weil das Vermögen, 
Eigenthümer zu ſein, zu der Zahl der bürgerlichen Handlungen 
gehört, und weil es von der Geſellſchaft abhängt, nicht alle 
bürgerlichen Handlungen Vereinen zu gewähren, die nur ihr 
Werk ſind, weil endlich die Frage, ob es zweckmäßig iſt, 
Körperſchaften zu errichten, vollkommen verſchieden von der 
Beſtimmung iſt, ob es paſſend ſei, daß dieſe Körperſchaften 
Eigenthümer ſind. N 5 

Herr Abbé Maury behauptet, daß keine Körperſchaft 
ohne Eigenthum beſtehen kann. Ich beſchränke mich, ihn zu 
fragen, wo die Domänen der Magiſtrate und der Armee ſich 
befinden; ich frage ihn, worin beſtand denn das Eigenthum 
des Clerus in der urſprünglichen Kirche? welches waren die 
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Domänen der Mitglieder auf den erſten Coneilien? Man 
kann einen geſellſchaftlichen Zuſtand ſelbſt ohne individuelles 
Eigenthum annehmen, wie das der Fall in Lacedämon war, 
während der Geſetzgebung von Lykurg. Warum ſollte man 
alſo nicht irgend eine Körperſchaft, und dazu noch eine Körper 
ſchaft des Clerus, eigenthumslos ſich denken können? 
Nachdem ich bewieſen habe, meine Herren, daß die Na⸗ 
tion das Recht hat, Körperſchaften zu errichten oder es zu 
unterlaſſen, daß es ihr außerdem zukommt, zu entſcheiden, ob 
dieſe Körperſchaften Eigenthümer ſein ſollen oder nicht, behaupte 
ich, daß überall, wo ſolche Körperſchaften vorhanden ſind, die 
Nation das Recht beſitzt, ſie aufzulöſen, wie ſie das hatte, ſie 
zu errichten, und ich verlange nur, daß man dieſes Prineip 
zugiebt oder es läugnet. N 8 
Denen, die es beſtreiten möchten, erwiedere ich, daß es 
keine legislative Handlung giebt, welche eine Nation nicht wi⸗ 
derrufen, welche ſie nicht verändern könnte, ſobald es ihr ge⸗ 
fällt; ihre Geſetze, ihre Conſtitution, ihre Organiſation und ihre 
Verwaltung; dieſelbe Macht, welche geſchaffen hat, kann zer⸗ 
ſtören, und Alles, was nicht die Wirkung eines allgemeinen 
Willens iſt, muß aufhören, ſobald dieſer Wille es verändert. 
Ich behaupte ferner, daß die gegenwärtige Verſammlung, 
die nicht blos eine geſetzgebende, ſondern eine conſtituirende iſt, 
dadurch allein alle Rechte beſitzt, welche die erſten Individuen, 
aus denen die franzöſiſche Nation beſtand, ausüben konnten. 
Nehmen wir nun auf einen Augenblick an, daß es ſich darum 
handelte, unter uns das erſte Princip der geſellſchaftlichen Ord⸗ 
ming zu begründen, wer könnte uns das Recht beſtreiten, 
Körperſchaften zu erſchaffen oder ihre Geburt zu verhindern, 
Körperſchaften beſonderes Eigenthum zu bewilligen, oder ſie für 
unfähig zu erklären, ſolches zu erwerben? Wir haben aber 
gegenwärtig daſſelbe Recht, es ſei denn, daß wir annehmen, 
unſere conſtitnirende Gewalt ſei beſchränkt; und in der That 
haben wir ſchon genug Veränderungen in der alten Ordnung 
11 * 
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der Dinge vorgenommen, als daß die Ausführung des Vor⸗ 
ſchlags, den ich Ihnen vorzutragen die Ehre habe, über ihre 
Macht hinausliegend betrachtet werden könnte. 

Ich glaube folglich, meine Herren, nachgewieſen zu haben, 
daß die Nation das Recht beſitzt, Körperſchaften zu errichten, 
ſo wie dieſelben zu Eigenthümern zu ernennen, und daß ſie 
niemals des Rechts beraubt werden kann, ſie aufzulöſen. 

Daraus nun ſchließe ich, daß, wenn die Körperſchaften 
aufgehoben werden können, das Eigenthum der Körperſchaft 
es auch werden könne. 

Ich verlange nun, meine Herren, daß man dieſe Folge 
rung zugiebt oder läugnet. 

Denen, welche ſie läugnen möchten, erwiedere ich, daß die 
Wirkung mit der Urſache aufhören muß, daß die Hauptſache 
die Nebenumſtände mit ſich nimmt, daß es unmöglich iſt, 
Eigenthum ohne Herren anzunehmen, und Rechte für die, 
welche nicht mehr vorhanden ſind. 

Wenden wir nun dieſe Prineipien auf die Geiſtlichkeit an. 

Gewiß ſind entweder alle Prinetpien, die ich aufgeſtellt 
habe, falſch, oder die Nation hat das Recht, zu entſcheiden, 
daß die Geiſtlichkeit nicht länger mehr als eine politiſche Ver— 
einigung exiftiren ſoll; fie hat dieſes Recht, oder man müßte 
behaupten, daß eine Nation gebunden wäre entweder durch den 
Willen einiger ſeiner Mitglieder, oder durch ſeine eigenen Ge— 
ſetze, oder durch ſeine alte Conſtitution; wenn nun aber nichts 
von dem Allen eine Nation feſſeln darf, ſo kann ſie das Recht 
ausüben, das ich für ſie in Anſpruch nehme. 

Nehmen wir an, ſie übt es aus, ſo frage ich, was ſoll 
dann aus den Gütern des Clerus werden; ſollen ſie an ihre 
Stifter zurückfallen? ſollen ſie ein Beſitz jeder beſonderen Kirche 
werden? ſollen ſie unter alle Geiſtlichen vertheilt werden, oder 
ſoll die Nation ihr Eigenthümer werden? 

Ich behaupte zunächſt die Unmöglichkeit, daß die Güter 
an ihre Gründer zurückkehren können, theils weil ſehr wenige 
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Stiftungen die Beſtimmungen des Rückfalls tragen, theils weil 
dieſe Güter eine Beſtimmung haben, die nicht aufhören darf 
in Erfüllung zu gehen, und weil ſie unwiderruflich keineswegs 
dem Clerus, ſondern der Kirche übergeben ſind, aber zum 
Dienſt der Tempel, zur Erhaltung derſelben, für den bedürf— 
tigen Theil der Geſellſchaft. 

Ich behaupte ferner, daß fie nicht jeder Kirche im Einzel⸗ 
nen angehören können, weil eine Kirche, ein Sprengel, ein 
Capitel, ein Bisthum noch moraliſche Körper ſind, die nur 
das Vermögen, zu beſitzen, vermittelſt des Geſetzes haben kön⸗ 
nen; und daraus ſchließe ich, daß der Herr Abbé Maury 
auf eine unbewieſene Sache ſich ſtützt, wenn er annimmt, daß, 
wenn die Gründer nicht unwiderruflich der geſammten Kirche 
die Güter haben überlaſſen können, ſie es in Bezug auf jede 
einzelne Kirche gekonnt haben. 

Es iſt nicht weniger deutlich, meine Herren, daß, wenn 
der Clerus nicht mehr als ein politiſcher Körper vorhanden iſt, 
die Geiſtlichen nicht das Recht haben können, ſich in feine un— 
ermeßlichen Güter zu theilen. Die Abgeſchmacktheit einer 
ſolchen Anmaßung verſteht ſich von ſelbſt. 

Nicht alle Güter der Kirche haben beſtimmte Zwecke; 
ſelbſt die mit beſtimmten Zwecken befinden ſich oft im unrecht— 
mäßigen Beſitz; es iſt aber nothwendig, daß Güter, die eine 
allgemeine Beſtimmung haben, auch einer gemeinſamen Ber 
waltung unterliegen. 

Es bleibt alſo, meine Herren, nichts übrig, als daß der 
Nation das Eigenthum der geiſtlichen Güter angehören muß; 
das iſt das Reſultat, wohin alle Prineipien führen. f 

Aber es reicht keineswegs aus, bewieſen zu haben, daß die 
Kirchengüter der Nation angehören würden, ſobald der Clerus 
aufhörte, als politiſcher Körper zu exiſtiren, es folgt auf gleiche 
Weiſe aus den Einzelnheiten, in die ich jetzt eingehen will, daß 
die Nation Eigenthümer iſt, dadurch allein, daß, wenn wir 
den Clerus als Körper beſtehen ließen, wir ihn für unfähig, 
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Beſitz zu haben, erklären würden. Hier vereinigen ſich alle 
Principien, die ich aufgeſtellt habe. Die Fähigkeit, Beſitz zu 
haben, unter dem Titel des Eigenthümers, iſt ein Recht, welches 
das Geſetz einem politiſchen Körper einräumen oder verweigern 
kann, und das es im Stande iſt aufzuheben, nachdem es be— 
willigt iſt; denn es giebt keinen Akt der Geſetzgebung, den die 
Geſellſchaft nicht widerrufen könnte. Ihr werdet alſo, meine 
Herren, nichts Anderes thun, als entſcheiden, daß der Clerus 
nicht Eigenthümer ſein ſoll, ſobald ihr erklärt, daß die Nation 
es ſein ſoll. | 

Aber dieß ich noch nicht genug, es bleibt noch die Löſung 
einer Schwierigkeit übrig. Wird die Nation von dem Augen— 
blick eures Geſetzes an Eigenthümer ſein, oder wird ſie es inuner 
geweſen ſein? Iſt es ein Geſetz, das wir machen wollen, oder 
ein Prineip, das wir nur auszuſprechen brauchen? Muß man, 
wie der Herr Abbé Maury ſagt, die geiſtliche Körperſchaft 
tödten, um ſich ſeiner Domänen zu bemächtigen? oder iſt es 
vielmehr wahr, daß die Kirche immer nur die Verwaltung, die 
Verwahrung dieſer Güter gehabt hat? Dieſe Frage, meine 
Herren, die man noch nicht hinreichend in den früheren Sitzun⸗ 
gen behandelt hat, iſt leicht zu löſen durch die einfache Anwen⸗ 
dung der Grundſätze, die ich feſtgeſtellt habe. 

In der That, meine Herren, wenn jede Körperſchaft aufgelöſt 
werden kann, wenn ſie für unfähig, Beſitz zu haben, erklärt 
werden kann, ſo folgt daraus, daß ihre Beſitzungen nur un⸗ 
gewiß find, auf Zeitdauer beſtehen und von Bedingungen ab⸗ 
hängen; es folgt daraus, daß die Beſitzer von Gütern, deren 
Eriſtenz alſo beſchränkt iſt, nicht wie unveränderliche Eigen⸗ 
thümer betrachtet werden dürfen, und daß man folglich für 
dieſe Güter einen ſicherern, dauerhafteren und unumſchränkteren 
Herrn annehmen muß. 

Handelt es ſich alſo, meine Herren, um einen Körper, 
deſſen Güter, wenn er auf den Punkt gelangt iſt, aufgelöſt zu 
werden, an jeden einzelnen ſicheren Herrn zurückfallen können? 
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In dieſem Falle kann man jeden Augenblick ſagen, ſelbſt wenn 
ein ſolcher Körper vorhanden iſt, daß die Individuen, aus 
denen er beſteht, in der That Eigenthümer ſeiner Güter ſind. 
Oder handelt es ſich im Gegentheil um einen Körper, 
deſſen Güter eine öffentliche Beſtimmung haben, die ſeine Auf— 
löſung überleben muß, und deſſen Eigenthum in keinem Falle 
an die einzelnen Mitglieder, woraus er beſteht, zurückfallen 
könne? Man kann einem ſolchen Körper in jedem Augenblick 
ſagen, daß die wirklichen Eigenthümer ſeiner Güter diejenigen 
ſind, für welche ſie urſprünglich beſtimmt ſind. 

Im erſten Falle hat das Geſetz, welches einem Körper 
erlaubte, Eigenthümer zu ſein, ihm dieſe Macht nur gegeben, 
um ſie im Namen ſeiner Mitglieder zu üben. Im zweiten 
Falle hat das Geſetz dieß Vermögen nur übertragen, um es 
im Namen der Nation zu üben. 

In der That, meine Herren, Sie täuſchen ſich nicht; für 
die ganze Nation hat der Clerus ſeine Reichthümer geſammelt; 
für ſie hat das Geſetz ihm erlaubt, Schenkungen anzunehmen; 
weil ohne die Freigebigkeit der Gläubigen die Geſellſchaft ſelbſt 
gezwungen geweſen wäre, dem Clerus Einkommen zu verleihen, 
für welches dieſe mit ihrer Bewilligung erworbenen Beſitzungen 
nur den zeitweiligen Erſatz gebildet haben. Und aus dieſem 
Grunde hat das Eigenthum der Kirche niemals den Charakter 
des Privateigenthums annehmen können. 

Herr Abbé Maury macht noch einen Einwurf über 
dieſen Punkt. „Eine Geſellſchaft,“ ſagt er, „kann nur die 
Herrſchaft und Souveränität über die Güter ſeiner Mitglieder 
und keineswegs das Eigenthum (le domaine) über dieſelben Güter 
beſitzen.“ „Man hielt,“ fährt er fort, „dieſe Unterſcheidung den 
römiſchen Kaiſern entgegen, denen nichtswürdige Rechtskundige 
ein unmittelbares Eigenthum zuſprechen wollten, und ein 
großer Gedanke bewahrte das menſchliche Geſchlecht vor einem 
großen Unglück. Daſſelbe Syſtem, fügt er noch hinzu, it er 
neuert worden von dem Kanzler Duprat, vom Herrn von 
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Paulmy, und neuerdings vom Herrn von Puyſegurz aber 
es iſt regelmäßig als tyranniſch verworfen worden.“ 

Es iſt leicht, dem Herrn Abbé Maury zu entgegnen, 
weil es ſich hier keineswegs um das Recht des Fürſten, ſon— 
dern um das Recht der Nation handelt; weil es ſehr wahr 
iſt, daß der Fürſt über die Güter ſeiner Unterthanen weder 
Herrſchaft noch Eigenthum beſitzt; aber nicht weniger gewiß iſt 
es, daß die franzöſiſche Nation das Eigenthumsrecht über eine 
Maſſe von Gütern genießt, die, ohne daß es ſie offenkundig 
beſitzt, für ihre Bedürfniſſe beſtimmt ſind und in ihrem Namen 
verwaltet werden; und um ihn ohne Weitläufigkeit zu über⸗ 
führen, brauche ich nur den Herrn Abbé Maury zu fragen, 
ob die Nation nicht das Eigenthum der Staatsdomäne hat, die 
man ſo unangemeſſen die Domäne der Krone nennt? ob ſie 
dieſelbe nicht beſitzt nach dem Vorbild ihres Privateigenthums? 
ob nicht in ihrem Namen der Fürſt ſie bis jetzt benutzt hat? 
ob es endlich nicht in ihrer Macht ſtände, ſie zu veräußern, 
daraus den Preis zu ziehen, und ihn auf die Bezahlung der 
Schulden zu verwenden? 

Es iſt alſo wahr, daß, außer der Souveränität, die Nas 
tion als Körper beſonderes Eigenthum haben kann; es handelt 
ſich folglich jetzt nur noch darum, ob die Kirche im Namen 
der Nation ihre Güter benutzt, wie der König ſeine Domänen 
für die Nation beſitzt. 2 

Aber, um dieſe Frage zu entſcheiden, genügt es, das 
Eigenthum der Kirche mit allen übrigen Arten des Eigenthums, 
die uns bekannt ſind, zu vergleichen. 

Ich unterſcheide fünf Arten des Eigenthums: das Privat⸗ 
eigenthum, welches in zwei Arten zerfällt, je nachdem es ein— 
Individuen oder anderen Köͤrperſchaften als der Kirche 
angehört. 

Die Lehngüter des Adels, welche in gleicher Weiſe Pri⸗ 
vateigenthum ſind, bei denen es aber zweckmäßig iſt, daß ſie 
für ſich betrachtet werden, um einigen Einwürfen des Herrn 
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Abbé Maury zu entgegnen; die Domänen des Staats und 
die Güter der Kirche. 

Wenn ich das Eigenthum der Individuen nach ſeiner 
Natur, ſeinen Wirkungen und mit Bezug auf die Sicherung 
durch das Geſetz betrachte, ſo entdecke ich: 

1) Daß jedes Individuum vermöge des Rechts, Beſitz zu 
haben, das es den Andern gegeben hat, ſelbſt beſitzt, und daß 
Alle es dem Einzelnen verliehen haben; aber dieſes erſte Kenn— 
zeichen paßt keineswegs auf das Eigenthum der Kirche noch 
irgend einer Körperſchaft. 

2) Daß das Recht, worauf das Privateigenthum beruht, 
gleichſam mit der Begründung der Geſellſchaften in's Leben 
tritt, weil es ſeinen Urſprung in dem Vermögen nimmt, das 
jedes Individuum hat, um Theil zu nehmen an den Vorthei— 
len, welche alle übrigen Mitglieder, mit denen es eine politiſche 
Vereinigung zu bilden im Begriff ſteht, haben werden; aber 
dieſes zweite Merkmal kommt eben ſo wenig den Gütern des 
Clerus noch denen einer andern Körperſchaft zu; denn da ſie erſt 
begründet wurden, nachdem ſich die Geſellſchaft ſchon gebildet 
hatte, können ſie kein gleichzeitig vorhandenes Recht mit der— 
ſelben haben, das in irgend einer Weiſe aus dem Geſellſchafts— 
vertrage entſprungen wäre. 

3) Daß es keineswegs beſtimmter Geſetze bedarf, um den 
Beſitz des Privateigenthums zu ſichern; denn abgeſehen davon, 
daß von Anfang an eine Gemeinſchaft des Eigenthums ange— 
ordnet wäre, ſo iſt die Begründung und der Schutz der den 
Individuen eigenen Güter eine nothwendige Folge von der 
Begründung der Geſellſchaft ſelbſt; alſo iſt dieſes dritte Merk— 
mal ebenfalls den Gütern des Clerus, jo wie jeder andern Körpers 
ſchaft fremd. Folglich ſteht feſt, daß in Beziehung auf ſie die 
Fähigkeit zu erwerben nur von der Geſetzgebung und dem Ge— 
ſetze ſelbſt abhängen könnte. f | 

Endlich finde ich, daß jeder Privatmann fein Gut benutzt, 
nicht unter dem Titel eines Pfandes, weil er es veräußern, 
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nicht als Bewahrer, da er es verſchwenden, nicht als Nutz⸗ 
nießer, da er es vernichten kann, ſondern als abſoluter Herr, 
in der Weiſe, wie er über ſeinen Willen, ſeinen Arm, ſeinen 
Gedanken verfügen kann. Aber keines von dieſen Merkmalen 
paßt auf den Clerus; er kann ſeine Güter nicht veräußern; er 
hat nicht das Recht, ſie abzutreten; er iſt ſelbſt vielmehr nichts 
weiter als der Bewahrer, nicht einmal der wahrhafte Nutznießer. 

Wenn das Privateigenthum nicht einzelnen Individuen, 
ſondern unpolitiſchen Körperſchaften angehört, ſo fällt ein Theil 
der Merkmale, von denen ich ſo eben ſprach, bei ihnen weg; 
aber es bleiben ihrer immer noch genug, um es von den 
Kirchengütern zu unterſcheiden. 

Das Eigenthum der Körperſchaften kann nicht auf das 
Recht begründet ſein, welches jeder Menſch, der in eine Geſell— 
ſchaft tritt, mit ſich bringt, ausſchließliche Beſitzungen zu haben, 
wenn er und wir alle ſolche Beſitzungen einräumen; denn 
die Körperſchaften ſind nicht, wie die Individuen, die erſten 
Elemente der Geſellſchaft; ſie gehen nicht der Exiſtenz derſelben 
voraus; ſie können nicht im Augenblick, wo dieſe ſich bildet, 
Rechte haben. 

Es iſt aber außerdem wahr, daß das Privateigenthum 
von unpolitiſchen Körperſchaften nicht von der urſprünglichen 
Bildung des geſellſchaftlichen Zuſtands abhängt, daß es nicht 
abhängt von der Begründung des übrigen Eigenthums, daß 
es nicht eine nothwendige Folge davon iſt, und daß es nur 
das Werk eines beſondern Geſetzes ſein kann. 

Aber dieſes ausgenommen, beſitzen ſolche Körperſchaften 
mit derſelben Macht, mit demſelben Rechte, wie einfache In⸗ 
dividuen. Sie können veräußern, ſie verfügen über das Ein— 
kommen, ſie übertragen die Fonds, ſie handeln als Herren; 
aber der Clerus hat weder die Fonds noch das Einkommen 
ſeiner Beſitzungen; er kann nichts als ſeine perſönliche Ausgabe 
von den Gütern der Kirche entnehmen; es iſt ſelbſt ſehr ſelten, 
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daß der, welcher den Titel des Beſitzers führt, das Recht hat, 
einen Stellvertreter zu wählen, um Verfügungen zu treffen. 
Wenn ich von dem eben beſprochenen Privateigenthum 
zu dem des Adels übergehe, das unter dem Namen von Lehn— 
gütern bekannt iſt, ſo läßt ſich mit großer Leichtigkeit zeigen, 
daß dieſe alle Kennzeichen des Eigenthums von einfachen In— 
dividuen haben. Wenn man die Lehngüter als erworben durch 
ihre Beſitzer betrachtet, ſo bilden ſie wirklich individuelles Ei— 
genthum, das den Schutz des Geſetzes verdient. Wenn man 
die Lehen ſo anſieht, als hätten ſie ſich in dem Augenblick der 
erſten Eroberung des Königreichs gebildet, ſo haben ſie damit 
denſelben Urſprung, wie alle freien Erbgüter und jegliches 
Eigenthum. Wenn man im Gegentheil annimmt, daß fie vom 
Könige vergeben oder errichtet ſind, ſo unterſcheiden ſie ſich 
auch noch unter dieſer Beziehung durch eine Menge von Kenn— 
zeichen von den Kirchengütern; die Lehen ſind dem Adel nicht 
gegeben worden, um eine öffentliche Beſtimmung zu erfüllen, 
ſie ſind ihm nicht gegeben worden unter dem Titel eines 
Pfandes oder eines anvertrauten Guts. Die, welche ſie em— 
pfingen, wurden nicht als die einfachen Verwalter ihres Ein— 
kommens betrachtet; ſie erhielten ſie als eine Belohnung oder 
als Sold; ſie ſind alſo wirkliche Herren darüber geworden; ſie 
haben ſie ihren Nachkommen überliefern können. Und nun 
frage ich, ob man daſſelbe von den Kirchengütern ſagen kann, 
ob dieſe einzelnen Perſonen überlaſſen wurden, oder nicht viel— 
mehr einer Körperſchaft, nicht um ſie abzutreten, ſondern ſie 
zu verwalten, nicht unter dem Titel eines Soldes, ſondern als 
ein anvertrautes Gut, nicht für den beſonderen Nutzen derer, 
die ſie beſitzen ſollten, ſondern um eine öffentliche Beſtimmung 
zu erfüllen, und die Ausgaben zu beſtreiten, welche ſonſt der 
Nation zur Laſt gefallen ſein würden. Die Güter der Kirche 
haben all nichts Gemeinſames mit denen des Adels; das per— 
ſönliche Intereſſe, das Intereſſe, welches ſeine Kräfte zu ver⸗ 
mehren und ſich Hilfsgenoſſen zu verſchaffen ſucht, macht den 
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vergeblichen Verſuch, zu beweiſen, daß ſo verſchiedene Arten 
des Eigenthums denſelben Urſprung haben und daſſelbe Schick— 
ſal fürchten müſſen. Der Adel wird durch dieſe leeren Dro⸗ 
hungen nicht außer Faſſung geſetzt werden, und jedes perſön⸗ 
liche Intereſſe wird vor dem höchſten Geſetz des Staats 
verſchwinden. | | 

Es bleibt mir alſo, meine Herren, nur noch übrig, zu 
prüfen, was die Domäne der Krone iſt, und ſie mit den Kir⸗ 
chengütern zu vergleichen. Dieſe Domäne iſt ein großes Na⸗ 
tionaleigenthum. Die Könige ſind davon weder die Herren 
noch die Beſitzer; die Regierung verwaltet ſie im Namen des 
Volks; ihr Einkommen iſt für den öffentlichen Dienſt beſtimmt, 
es vertritt einen Theil der Abgaben, und der Staat hat in 
dieſer Beziehung davon zugleich das Eigenthum und den Genuß. 

Findet ſich nun nicht ganz deutlich derſelbe Urſprung, 
dieſelbe Beſtimmung, dieſelbe Wirkung an den Beſitzungen 
der Kirche? Ihre Güter ſind, wie die Domäne der Krone, 
ein großes Nationalhilfsmittel. Die Geiſtlichen ſind weder 
die Herren, noch die Nutznießer des Kirchenguts; ſein Einkom⸗ 
men iſt für einen öffentlichen Dienſt beſtimmt; es vertritt die 
Stelle von Abgaben, die man für den Dienſt der Kirchen, für 
die Unterhaltung ihrer Diener hätte einführen müſſen; es iſt 
alſo für die Erleichterung der Nation vorhanden. 

Da haben wir, meine Herren, zwei Arten von ganz ähn⸗ 
lichen Gütern, von denen das eine beſtimmt dem Staate ge⸗ 
hört: das ſind zwei Arten von Gütern, die nichts Gemeinſames 
haben, weder mit dem Eigenthum der Individuen, noch mit 
dem individuellen Eigenthum von unpolitiſchen Körperſchaften, 
noch mit den Lehen des Adels; daraus ziehe ich nun mehrere 
Schlüſſe. 

Den erſten, daß es nicht mehr unverträglich iſt, daß die 
Nation eben ſo gut Eigenthümer der Kirchengüter ſei, wie ſie 
dieß in Beziehung auf die Domänen der Krone iſt. 

Den zweiten, daß die Nation gleichſam für ihr perſön⸗ 
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liches Intereſſe und in ihrem Namen dem Clerus erlaubt hat, 
die Geſchenke der Gläubigen anzunehmen. 

Den dritten, daß, wenn der Clerus aufhört, dieſe Güter 
zu beſitzen, die Nation allein das Recht haben kann, ſie zu 
verwalten, da ihre Beſtimmung einzig und allein dem öffent— 
lichen Nutzen gewidmet iſt; nun iſt aber, wie ich ſchon nach⸗ 
gewieſen habe, derjenige allein, welcher die Güter einer Körper— 
ſchaft nach ihrer Auflöſung benutzen muß, als der abſolute und 
unwandelbare Herr derſelben zu betrachten, ſelbſt zu der Zeit, 
in welcher die Körperſchaft noch vorhanden iſt; der Beſitzer 
kann nur einen beſchränkten und vollkommen dem Geſetze unter— 
geordneten Anſpruch haben. 

Endlich, meine Herren, habe ich in den Bemerkungen, die 
ich Ihnen vorzutragen in den früheren Sitzungen die Ehre 
hatte, das Eigenthum der Nation an den Kirchengütern begrün- 
det, indem ich dieſe Güter noch unter einem andern Geſichts— 
punkt betrachtete. 

Ich ſagte Ihnen, der Clerus kann ſeine Güter nur auf 
vier verſchiedene Weiſen erworben haben: er erhielt ſie von 
unſern Königen, von politiſchen Vereinen, d. h. von Körpers 
ſchaften und Gemeinheiten, oder von einfachen Privatleuten, 
oder von ſich ſelbſt. 

Wenn er ſie von unſern Königen erhielt, ſo iſt Alles das, 
was der Fürſt zur Erfüllung einer öffentlichen Beſtimmung 
gab, zu betrachten, als ſei es von der Nation ſelbſt gegeben, 
die ohne die Freigebigkeit unſerer Könige gezwungen geweſen 
wäre, ſelbſt die Kirchen oder ihre Diener auszuſtatten. Die 
Nation iſt alſo Eigenthümer in der erſten Beziehung; ſie kann 
die Güter, welche ihr gehören, zurücknehmen, da ſie nur durch 
ihr mund. in ihrem Namen und zu ihrem Nutzen verlie— 
hen ſind. 

Wenn die Kirche ihre Güter von politiſchen Vereinen 
empfing, ſo haben dieſe Vereine damit nichts Anderes gethan, 
als ihren Beitrag zu einer öffentlichen und zwiſchen allen 
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Gemeinheiten und Individuen des Königreichs gleichmäßigen 
Schuld abgetragen; fie find nur einer allgemeinen Abs 
gabe zuvorgekommen und haben dieſelbe unnütz gemacht, die 
ſonſt nothwendig hätte eingeführt werden müſſen. In dieſer 
zweiten Beziehung iſt folglich die Nation gleichfalls Eigenthümer 
der Kirchengüter. | 

Wenn ſie dieſelben von der Freigebigkeit der Individuen 
empfing, ſo konnte dieſen nicht unbekannt ſein, daß keine poli⸗ 
tiſche Körperſchaft unwandelbarer Eigenthümer ſein darf; ſie 
mußten wiſſen, daß die Nation eine ſolche Körperſchaft für 
unfähig, Beſitz zu haben, erklären konnte, und da ſie die Güter 
für eine öffentliche Beſtimmung hingegeben haben, ſo mußten 
ſie erwarten, daß die Nation ſie ſelbſt verwalten würde, ſobald 
ſie es für zweckmäßig fand, ein darauf bezügliches Geſetz zu 
erlaſſen; es folgt daraus, daß ihre wahrhafte Abſicht, diejenige 
wenigſtens, welche man ihnen nach der geſetzlichen Ordnung 
unterlegen muß, nicht getäuſcht wird, wenn die Nation ſich 
zum Eigenthümer erklärt. 9 

Erhielt endlich die Kirche ihre Güter aus ihrem eigenen 
Vermögen und aus den Erwerbungen, die ſie ſich durch ihre 
Einkünfte verſchaffen konnte, ſo iſt es klar, daß, wenn ſolche 
Erwerbungen dem Willen der Wohlthäter widerſprechen, ſie der 
Kirche kein neues Recht verſchaffen konnten, und daß, wenn 
behauptet wird, die Wohlthäter würden ſolches Verfahren gez. 
billigt haben, man dann auf dieſe Güter alles das anwenden 
muß, was ich über die gejagt habe, welche die Kirche unmittel⸗ 
bar von ihren Stiftern empfangen hat. 

Sie haben ſich, meine Herren, verwundern müſſen über 
die Art, wie Herr Abbé Maury dieſen Prineipien wider⸗ 
ſprechen zu müſſen geglaubt hat. Einerſeits bemerkte er, hätte 
ich nur von Stiftungen geſprochen, die Kirche beſäße aber noch 
unter ganz andern Titeln Güter; andererſeits wären alle die 
Güter, welche man der Kirche ſchenkte, weder für den Cultus, 
noch demnach für den öffentlichen Nutzen beſtimmt geweſen; 
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drittens hätte kein einziger Gründer frommer Stiftungen mit 
der ganzen Kirche unterhandelt, ſondern allein und beſonders 
mit einer einzelnen Kirche. 

Meine Herren, dieſe drei Einwürfe laſſen ſich leicht wider— 
legen. Ich habe nothwendig von allen Kirchengütern geſpro⸗ 
chen, als ich die aufführte, welche die Kirche von unſern Kö— 
nigen, von politiſchen Vereinen und von einfachen Privatleuten 
empfangen hatte; denn ihre Stiftungen, Schenkungen, Ver⸗ 
mächtniſſe, Erbſchaften können keinen andern Urſprung haben. 

Andererſeits konnten die der Kirche geſchenkten Güter, 
unter welchem Titel es auch geſchah, keine andere Beſtimmung 
erhalten, als eine der fünf folgenden: den Dienſt des Cultus, 
die Unterhaltung der Kirchen, die Unterſtützung der Armen, die 
Ernährung der Geiſtlichen, und die beſonderen Gebete für die 
Familien der Gründer von Stiftungen. Gewiß beziehen ſich 
die vier erſteren Gegenſtände nur auf eine öffentliche Beſtim— 
mung. Ich könnte von dem fünften behaupten, daß man leicht 
annehmen darf, es hätte in den Jahrhunderten der Unwiſſen— 
heit der größere Theil der Gründer den wahrhaften Gottes— 
dienſt mit religiöſen Gegenſtänden vermiſcht, die Urſache zu 
ihren Stiftungen wurden, und die ihre Freigebigkeit beſtimmten; 
aber die Antwort wird genügen, daß die beſonderen Stiftungen 
nichts deſto weniger erfullt werden, gleichviel, ob der Clerus 
Eigenthümer iſt, oder ob er es nicht iſt; und außerdem wiſſen 
die Mitglieder des Clerus recht gut, daß alle Gebete der Kirche, 
ſelbſt wenn ſie eine ganz beſondere und eigenthümliche Be— 
ſtimmung haben, doch immer zum gemeinſamen Nutzen aller 
Gläubigen dienen. 

Es wird in Betreff des dritten Einwurfs die Bemerkung 
genügen, daß die Prineipien, die ich aufgeſtellt habe, dieſelben 

leiben, mögen die Gründer von Stiftungen nun mit dem ges 
ſammten Clerus, oder mit jeder Kirche im beſondern verhandelt 
haben. Niemals ſind Stiftungen zu Gunſten eines Geiſtlichen 
gemacht worden. Wenn es zu Gunſten einer Kirche geſchah, 
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ſo iſt jede Kirche eine moraliſche Körperſchaft, und folglich ſind 
die Stiftungen nicht an die Perſon geknüpft, wie man es gern 
behaupten möchte; außerdem weiß man, daß das Chriſtenthum 
nicht mit einem Male in dem Königreich begründet iſt, und 
nur dadurch, daß man jede einzelne Kirche für ſich ausſtattete, 
konnte man die geſammte Körperſchaft der Kirche gründen. 
Was bleibt mir jetzt, meine Herren, noch übrig zu be— 
ſprechen, welche Einwendungen ſind noch zu widerlegen? 
Herr Abbé Maury behauptet, daß der Clerus Frank— 
reichs vor der Eroberung des Königreichs vorhanden war; 
wenn dem ſo iſt, ſo erlauben wir dem Clerus, die Domänen, 
welche er vor dieſer Eroberung beſaß, zu behalten. Oder viel— 
mehr, meine Herren, da eine Nation ſelbſt das Recht hat, 
ſeinen erſten Geſellſchaftsvertrag zu verändern, welche Macht 
könnte ſie daran hindern, die Einrichtung des Clerus zu ändern, 
ſelbſt wenn ſie dieſelbe, ſo wie ſie heute iſt, mitten unter den 
galliſchen Götzendienern angetroffen hätte? 
Herr Abbé Maury ſagt ferner, daß es in den Capitu— 
larien von Karl dem Großen Geſetze giebt, welche beſtimmen, 
daß das Eigenthum des Clerus erhalten werden muß. Ich 
will nicht unterſuchen, ob das Wort proprietas, welches ſich 
in den Geſetzen findet, gleichbedeutend mit Domäne iſt, und 
die Benutzung oder die Domäne bezeichnet. Ich will mich 
eben ſo wenig auf die Prüfung einlaſſen, ob die Geſetze einfach 
von dem Monarchen mit Beirath ſeiner Lehnsträger gemacht, 
oder ob fie auf den Marsfeldern zu Stande gekommen ſind. 
Ich will alſo dieſe Nachweiſungen bei Seite laſſen, weil ſie 
die ſchwächſten ſind, die es geben kann, und weil man mit 
ihnen gewiß Alles beweiſen könnte, und weil der Urkunde eines 
ſolchen vorgeblichen öffentlichen Rechts beinahe immer ein wi— 
derſprechendes Aktenſtück entgegen zu ſetzen iſt. Aber ich will 
dem Herrn Abbé Maury erwiedern, daß dieſe beſonderen 
Geſetze das Eigenthum des Clerus nur den einzelnen Perſonen 
gegenüber ſicherten, ganz wie es Geſetze giebt, welche die 
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Zehnten der Geiſtlichkeit beſtimmten, aber daß, wäre es ſelbſt 
wahr, daß der Clerus durch ein Nationalgeſetz zum Eigen⸗ 
thümer erklärt wäre, die franzöſiſche Nation nichts deſto weni— 
ger das Recht behalten hätte, ein ſolches Geſetz zu widerrufen. 

Herr Abbé Maury ſagt uns noch weiter, daß der Clerus 
wie alle übrigen Individuen im Beſitz iſt; daß es keinen ge⸗ 
ſellſchaftlichen Beſitz giebt, der nicht mehr oder weniger Ver— 
änderungen erfahren habe; daß, wenn das Edikt von 1749 dem 
Clerus Beſitzungen zu erwerben verboten hat, es mehrere Ge— 
ſetze giebt, welche daſſelbe Verbot für andere Klaſſen der Bürger 
enthalten; endlich, daß, wenn der Clerus nicht das Recht habe, 
en das nur ein neues Mittel ſei, feinen Beſitz zu 
erhalten. 

Ich enthalte mich, auf dieſe Sophismen zu antworten, 
weil der Herr Abbe Maury ſie ſelbſt nicht als ernſte Ein- 
würfe betrachten kann. Gewiß, wenn die Verpflichtung, nicht 
veräußern zu dürfen, ein Mittel zur beſſern Erhaltung iſt, ſo 
iſt ſie nicht weniger ein Mittel, zu beweiſen, daß man über 
eine Sache nicht als Herr verfügen kann. Würde Herr Abbé 
Maury glauben, recht überzeugend bewieſen zu haben, daß 
der König Eigenthümer der Domänen der Krone iſt, weil der 
König nicht die Macht hat, ſie zu veräußern? 

Ich will mich nicht weiter, meine Herren, auf Erwiede— 
rungen gegen die einlaſſen, welche die von mir geſtellte Motion 
in Bezug auf die Folgen, die fie nach ſich ziehen kann, ange⸗ 
griffen haben; in Bezug darauf will ich mir nur zwei Bemer⸗ 
kungen erlauben, die mir von Bedeutung zu ſein ſcheinen. 

Die erſte, daß es ſich nicht ausdrücklich darum handelt, 
die Güter des Clerus zu nehmen, um die Staatsſchuld zu be⸗ 

ahlen, wie man das unaufhörlich vorgebracht hat. Man kann 

das Prineip des Eigenthums der Nation ausſprechen, ohne daß 

der Clerus aufhört, Verwalter ſeiner Güter zu bleiben; es ſind 

nicht die Schätze, welche der Staat bedarf, es iſt dieß vielmehr 

ein Unterpfand, eine Hypothek für den Credit 12 Vertrauen. 
II. 2 
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Die zweite iſt die, daß es kein Mitglied des Clerus giebt, 
deſſen äußere Lage nicht in Folge einer mehr gleichen Verthei— 
lung verbeſſert würde, mit Ausnahme derjenigen, die zehn mal 
mehr haben als ſie brauchen, und die ein Opfer nicht fürchten 
dürfen, da ſie, ſelbſt nach den ſtärkſten Ausgleichungen, immer 
noch zehn mal mehr beſitzen werden, als zu ihrem Bedürfniß 
ausreichen möchte. 

Dieß genügt, meine Herren; ich hatte mir, indem ich das 
Wort nahm, vorgeſetzt, die Frage auf ihren wirklichen Gegen- 
1985 zurückzuführen, und ich glaube dieſen Zweck erreicht zu 
haben. 

Herr Abbé Maury wird ſich ohne Zweifel noch darüber 
beklagen, daß ich dabei die Metaphyſik benutzt habe; was mich 
betrifft, ſo frage ich ihn, wie man ohne Metaphyſik das Ei⸗ 
genthum des Reichs, die Domäne beſtimmen, die Beziehungen 
des Naturzuſtandes zu dem geſellſchaftlichen Zuſtande feſtſetzen, 
den Begriff einer moraliſchen Körperſchaft angeben, das Eigen⸗ 
thum der Individuen von dem der Körperſchaften, und die 
bürgerlichen Rechte von den politiſchen unterſcheiden kann? 
Wenn man nur abſtrakte Beſtimmungen in Anwendung brin⸗ 
gen darf, wenn der Gegenſtand einer Unterſuchung metaphyſi⸗ 
ſcher Art iſt, ſo muß man es wohl ſelbſt ſein, oder man be⸗ 
wegt ſich außerhalb ſeines Gegenſtandes; aber ich habe Unrecht, 
dieſe Bemerkungen für Herrn Abbé Maury zu machen; er 
hat uns ſchon zwei Mal in dieſer Angelegenheit gezeigt, wie 
man auf metaphyſiſche Einwürfe antworten kann, ohne Meta⸗ 
phyſiker zu ſein. 


— 


XXVI. 


Sadler's Rede über die Emaneipation der 
Katholiken.) 


(Gehalten im Unterhauſe am 17. März 1829.) 


Für die Sache, die in dieſem Augenblick jede Kraft der 
treuen Freunde der Conſtitution fordert, ſoll auch meine, ob— 
gleich untergeordnete Stimme ſich erheben. Ich geſelle denen 
mich bei, die von allen Seiten verlaſſen wurden, die man als 
die Intoleranten und Bigotten brandmarkt. Der Geiſt des 


[2 

) Auf dieſe Rede iſt in den biographiſchen Notizen über R. 
Peel (ſ. dieſen Band S. 88) als auf die bedeutendſte, welche gegen 
die Emancipation der Katholiken gehalten wurde, hingewieſen. Der 
Redner trat als neu gewähltes Parlamentsmitglied für den Flecken 
Newark, deſſen Wahl von dem Herzog von Newcaſtle abhängig 
war, zum erſten Mal auf. Seine Rede iſt berühmt geworden durch 
den großen Reichthum ihrer glänzenden Sophismen. Wir haben ſie 
mittheilen zu müſſen geglaubt, weil ſie am beſten beweiſet, mit wel— 
chen Scheingründen auch eine längſt von der menſchlichen Vernunft 
als nothwendig gebotene Maßregel in dem Leben eines Volks bekämpft 
werden kann. Die Rede bildet übrigens ein Gegenſtück zu der von 
R. Peel gehaltenen, und verdient auch in dieſer Beziehung hier 
eine Stelle. 

12 * 
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Papſtthums ſchleppte, wenn er je die Ueberhand bekam, ſeine 
Gegner auf den Richtplatz; feine Advokaten find bereit, ihren 
Widerſachern ein großherzigen Seelen noch ſchmerzlicheres Mär⸗ 
tvrerthum zu bereiten; fie ſuchen ihren ſittlichen und intellek⸗ 
tuellen Charakter in den Staub zu treten. Alles dieß macht 
uns nicht ſchwankend. Denen beigeſellt zu werden, welche, 
getreu bis zum Ende, in den letzten vergeblichen Kampf für 
die Verfaſſung ihres Vaterlandes gehen, gewährt eine ſchmerz⸗ 
lich erhebende Ueberzeugung, die ich nicht für allen Stolz, alle 
Macht und Ehren vertauſchen möchte, welche die entgegenge⸗ 
ſetzte Bahn bietet Meine Gefühle, Sir, ſind die der großen 
Maſſe des engliſchen Volks, eines Volks weder bigott noch 
unwiſſend, wie man es nennt, ſondern eben ſo verſtändig und 
religibs, aus Männern beſtehend, die dieſe Frage ſo gut auf⸗ 
zufaſſen vermögen, als die, welche es jetzt zu bethören ver⸗ 
ſuchen. In einem Tone des Triumphs wird gefragt, welches 
andere Mittel vorgeſchlagen werden könne, Irland zu beruhi⸗ 
gen. Das proteſtantiſche Uebergewicht die Quelle des Unglücks 
in Irland! Beſtand dieſer Zwieſpalt, dieſe Noth nicht in noch 
höherm Grade ſchon vor der Reformation in jenem unglück⸗ 
lichen Lande, als bloß Eine Religion daſelbſt herrſchte? Das 
mals wie jetzt war die Quelle des Elends dieſelbe: nicht Pro⸗ 
teſtantismus, ſondern Lokalunterdrückung. Irland war, als es 
in Verbindung mit England kam, ein erobertes Land — dieß 
war ſein Unglück; unſer Verbrechen aber iſt es, daß wir fort⸗ 
fuhren, es als ſolches zu behandeln. Die Güter wurden von 
Zeit zu Zeit an Fremde weggegeben, unter der Bedingung, 
daß fie in dem Lande wohnen und die proteſtantiſche Religion 
unterſtützen ſollten. Sie aber haben beiden den Rücken gekehrt, 
grauſam das Volk verlaſſen, von dem ſie leben, und das ſie 
durch ihre Verwalter verfolgen und unterdrücken. Manche von 
dieſen Menſchen meinen nun, ihre Schuld und ihre Schande 
u ſühnen durch nun zwar wohlfeile Abſtimmungen und Er⸗ 
klarungen zu Gunſten der ſogenannten katholiſchen Emaneipation. 
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Von allen Blendwerken, die ſchon fo oft auf der entgegenge— 
ſetzten Seite des Hauſes vorgeſpiegelt wurden, kommt keines 
dieſem gleich. Zur Schande der Menſchheit, der Civiliſation, 
des Chriſtenthums ſei es geſagt, man denkt nicht daran, den 
jammervollen Opfern der Armuth wirklich zu Hülfe zu kommen. 
Erſt wenige Jahre iſt es her, daß die arbeitenden Klaſſen 
Englands Beſchäftigung und Brot forderten; da ſagten ihnen 
Demagogen, ſie ſollten die Parlamentsreform verlangen. In 
Irland dagegen, wo die Noth allgemein iſt, machen die Auf— 
reger dem Volke weiß, das, was ihm fehle, ſei die Emaneipa⸗ 
tion. Beide Fälle gleichen ſich, und nur der Unterſchied findet 
zwiſchen ihnen ſtatt, daß man in dem einen Falle die Aufreizer 
beim Kopfe nahm, in dem andern fie duldete, wo nicht ins— 
geheim unterſtützte. In dieſer ganzen katholiſchen Emaneipation 
finde ich keinen einzigen Vorſchlag zu Gunſten der Maſſe des 
irländiſchen Volkes, dieſes braven, dieſes großſinnigen, dieſes 
lang leidenden Volkes, das nur der Narr der Großen beider 
Länder iſt. Im Gegentheil ſehe ich eine Maßregel (die Auf— 
hebung des Vierzig-Schilling-Wahlrechts), die man, ohne zu 
erröthen, vorlegt, um die irländiſche Hütte ihres langgeübten 
Vorrechts zu berauben, um mit dem Raube dem katholiſchen 
Convent einen neuen Glanz zu verleihen; fürwahr, dieß ſoll 
das Land für den Augenblick zufrieden ſtellen und für die Zus 
kunft beruhigen! (Lauter Beifall.) | 
Nie wird, nie kann Irland ruhig und zufrieden fein, als 
bis die Wohlthaten der Civiliſation und die Rechte der Menſch— 
heit bis auf die unterſten Reihen des Volks ausgedehnt und 
geſichert werden. Gebt, um ihnen zu helfen, Geſetze im Geiſte 
der Philanthropie; naht euch mit dem Licht des Verſtandes 
und der Erfahrung ihren bisher unbenutzten, meiſt unberührten 
inneren Hülfsquellen; führt zur Unterſtützung ihrer in Noth 
verſunkenen Bevölkerung ein gemäßigtes Syſtem von Armen— 
geſetzen ein; verbreitet ſtatt der Prieſterherrſchaft die Wohlthaten 
einer chriſtlichen Erziehung; gebt Beſchäftigung dem hungernden 
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Volke, das ſein tägliches Brot haben muß, deſſen Arbeit man 
nun verliert und deſſen Charakter zerſtört, indem man es un⸗ 
freiwilligem Müßiggange und dem Bettelſtabe überliefert; und 
endlich, wenn ihr Geſetze gegen die Armen geben könnt, ſo 
wagt es auch, die ſchuldigen, herzloſen Reichen zu berühren, 
die ihr Land verlaſſen, die ſeine Feinde ſind; wagt es, wenn 
ſie würdigern Gründen ſich verſchließen, ſie durch Geldſtrafen 
zu zwingen, einige Pflichten jenem Volke abzutragen, dem ſie 
ihr Alles verdanken — Pflichten, die ſie gern mit bloßen 
Worten bezahlen möchten. (Beifall.) Laßt ſie einer Bevölke⸗ 
rung Beſchäftigung und Brot geben, die ſtets Mangel daran 
leidet, ſtets zu der äußerſten Noth ſich hinabgeſtoßen ſieht. 
Dieß, Sir, ſind einfache und durchgreifende Mittel, obgleich 
durch theoretiſchen Unverſtand lächerlich gemacht und durch ein⸗ 
gewurzelte Selbſtſucht bekämpft; ſie würden in nicht langer 
Zeit Irland regeneriren und die Schuld vieler Generationen 
wieder gut machen. Aber, Sir, Irland — entwürdigt, ver⸗ 
laſſen, unterdrückt, geplündert, iſt in Gährung, und Sie hören 
bloß die ſelbſtſüchtigen Reden ſeiner Aufreger. Die wirkliche 
Noth Irlands ſuchen ſie nicht kennen zu lernen, oder wenn ſie 
ſie kennen, ſo ſehen ſie gefliſſentlich darüber hinweg. Wenn 
ſie die bewegte Oberfläche der Geſellſchaft beruhigen können, 
ſo halten ſie es nicht mehr der Mühe werth, die unergründliche 
Tiefe des Elends, des Jammers und der Noth zu erwägen, 
deren trübe Wogen, unbeachet und keines Blicks gewürdigt, 
immer höher und höher ſchwellen mögen — dieß iſt Patriotismus! 

Irland bittet euch um einen Fiſch, und ihr gebt ihm eine 
Schlange, — um Brot, und ihr bietet ihm die katholiſche 
Emaneipation. So erfüllen wir, was die Thronrede von uns 
forderte — die ganze Lage Irlands in Erwägung zu ziehen. 
(Lauter, anhaltender Beifall.) 

Alle Rechte, welche die Conſtitution verleiht, find bedin⸗ 
gungsweiſe, und in dieſer Beziehung iſt die britiſche Verfaſſung 
auf jene Unfähigkeiten und Ausſchließungen der Katholiken 
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gegründet. Nur für das allgemeine Beſte wurden ſie aufge⸗ 
legt, das ſie bis jetzt gefördert und geſichert. Die liberalen 
Schulen haben lange ſchon aller Welt verkündigt, daß Bürg⸗ 
ſchaften, auf beſtimmte Qualifikationen geſtützt, Sklaverei ein— 
ſchließen, und die Miniſter, die den politiſchen Katechismus 
jener Schulen angenommen, begnügen ſich damit, den König 
als den einzigen Sklaven in ſeinen Reichen zu er— 
klären. Durch eine feierliche Akte verkündigt man die Schande 
der auf Religion gegründeten Unfähigkeit. Freiheit des Ge— 
wiſſens jedem Unterthanen, nur nicht dem Könige! Weit auf— 
geriſſen die Thore der Legislatur, daß ein Herzog von Nor— 
folk den Sitz in eurem Senate nehmen kann, herabgeſtoßen 
aber von ſeinem höheren Stuhle, dem Throne dieſer Länder, 
ein Herzog von Lancaſter, wenn er daſſelbe Vorrecht übt, 
wenn er ein Gewiſſen haben will! Steht Niemand auf, die 
beſchimpften Gefühle des Souveräns in Schutz zu nehmen — 
ich will es. 

Ich ſchlage vor, daß bei dieſer allgemeinen Emaneipation 
nicht der König allein gebunden bleiben ſoll; es ſoll nicht, nach 
dieſem Glanzpunkt liberaler Geſetzgebung, den König allein das 
Brandmal treffen, ſein Gewiſſen ſoll frei, frei ſeine Wahl ſein. 
Soll der König weniger haben, als die, zu deren Gunſten ihr 
die Bollwerke der Conſtitution zu ſchleifen in Begriff ſteht? 
Aber, Sir, dieſe Maßregel berührt nicht bloß die Gefühle des 
Königs, ſie berührt ſeinen Titel! 

So lange die Conſtitution beſteht, wie fie unſere Vor⸗ 
fahren begründet, ausſchließend von der Macht — aber auch 
bloß von der Macht — die bigotten Anhänger einer grauſamen, 
tyranniſchen, abergläubiſchen Kirche, ſteht fein Kronrecht unbe⸗ 
ſtritten; nehmt ihr jener den proteſtantiſchen Charakter, ſo fallen 
auch die Hauptſtützen von dieſem. 

Das proteſtantiſche Uebergewicht — ein nun arg miß— 
brauchtes Wort, deſſen Vernichtung O'Connell für immer 
verkündigte, — war es, was die erlauchte Familie, die uns 
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regiert, in dieſe Länder führte, das ihren Anſpruch mit den 
wahren Elementen unſerer Conſtitution vereinigt, ſie eins macht 
mit unſern Freiheiten. Diejenigen, welche die Bill jetzt ſo 
lebhaft unterſtützen, möchten ſich einſt in gar eigener Lage 
ſehen, wenn bei den Umſtänden, welche die Suceeſſion in 
Bezug auf andere Erben begleiten, alsdann Rechte wieder auf⸗ 
leben, die ſittlich fortbeſtehen werden, ſo ſchwach ſie auch unter⸗ 
ſtützt werden mögen. 5 | 

Zwar höre ich allgemein ſagen, da ſei keine Gefahr, wo 
die ganze Bevölkerung proteſtantiſch ſei; ich theile aber dieſe 
Anſicht nicht, um fo weniger, als ich ſehe, wie wenig Rück⸗ 
ſicht dieſes Haus auf die Stimme des Volkes nimmt. Gefahr 
aber oder nicht! ich will einen edelmüthigen Fürſten nicht da⸗ 
durch beſchimpfen, daß ich ihm ſage: „Der Grundſatz, nach 
welchem du auf dieſem Throne ſitzeſt, iſt nicht zu rechtfertigen, 
iſt bloß ein altes, abgenutztes, lächerliches Stück früherer Bi⸗ 
gotterie und Tyrannei, obgleich wir uns dazu verſtehen wollen, 
ihn in Beziehung auf dich noch zu unterſtützen.“ 

Ich erinnere an die Reden, die der ſehr ehrenwerthe 
Staatsſekretär ſo oft von dieſem Platze aus hielt, auf dem wir 
ihn noch jetzt erblicken, und an dem er, ich bedaure, es ſagen 
zu müſſen, feſter hält als an ſeinen Grundſätzen. Jene Gründe, 
die er ſo beredt entwickelte, ſie haben ihr Gewicht in dem 
Lande noch nicht verloren, und ihm iſt jetzt die ſchwere Auf⸗ 
gabe geworden, ſie ſelbſt zu widerlegen. Kein Talent, geringer 
als das ſeine, wäre dieſer Aufgabe gewachſen. Er aber kann 
gleich Hudibras: „widerlegen, den Satz umkehren und aber 
mals widerlegen“, und ſeine neueren Freunde verſichern ihn, 
dieß ſei ein ganz redliches, würdiges, patriotiſches Benehmen. 

Dieſer Widerſpruch läßt ſich bloß erklären, wenn man 
ſieht, wie die Beweiſe ſelbſt, die für die Maßregel vorgebracht 
werden, aus den allerentgegengeſetzteſten Anſichten entſpringen, 
aus den verſchiedenartigſten Motiven hervorgehen. Dem Einen 
iſt das Papſtthum ſo unmächtig geworden, daß er bei der 


. 
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Coneeſſion gar keinen Anſtand findet; der Andere ſchildert es 
als fo mächtig, daß die Conceſſion bewilligt werden muß; 
jener fagt, fein Geiſt ſei milder geworden, dieſer, er ſei unver— 
änderlich; wenn der Eine verſichert, die Maßregel werde die 
Kirche befeſtigen, ſo folgt gleich der Andere, der merken läßt, 
es werde nachher ſchon auch hinter der Kirche gehen. Aus den 
feindlichſten Lagern fliegen die Pfeile, alle aber nach Einem 
Zielpunkte — dem Proteſtantismus 

England wird aufgefordert, bei den benachbarten Nationen 
Vorleſungen über Liberalität zu hören. England, die Wiege 
der Freiheit, ihr Pfleger, ihr Vertheidiger und Rächer, das 
Muſterbild aller freien Inſtitutionen auf der Erde, das die 
Lehre giebt, wie Freiheit mit Beſtändigkeit gepaart ſein kann, 
England wird von dieſen Herren auf eine Art Odyſſeusfahrt 
geſchickt, um die Broſamen der Liberalität aufzuklauben, die 
von den Tafeln fallen, an denen ſeit Jahrhunderten Tyrannei 
und Aberglauben ſchwelgten! Daß die wahren Freiheiten des 
Volks aufs Spiel geſetzt werden, iſt gewiß. 

Der nächſte Gegenſtand des Angriffs, wenn wir die 
Reihen der Legislation durch eine Anzahl entſchiedener Feinde 
verſtärken, wird die Kirche ſein, oder vielmehr ihre Vorrechte 
und Immunitäten. Der Krieg iſt begonnen, auf dieſer Stelle 
begonnen; er wird nicht aufhören, als bis Alles vollendet iſt, 
bis die alten Wälle, in die wir dieſe erſte Breſche reißen, dem 
Staube gleich gemacht ſind. Iſt dieſes eine edle Wild ge— 
fallen, ſo wird die Koppel, die jetzt auf ſeiner Fährte iſt, nach 
friſcher Beute wittern, und mit erhöhter Stimme den Jagdruf 
gegen unſere bisherigen Inſtitutionen anſtimmen, bis nichts 
mehr da iſt, was des Angriffs oder der Vertheidigung werth 
wäre, bis Alles liberaliſirt iſt. 

Die Katholiken ſollen einen Eid ſchwören, der ihnen vers 
bietet, die proteſtantiſche Conſtitution anzugreifen; ſie müßten 
mehr oder weniger als Menſchen ſein, wenn ſie dieſen Eid 
halten könnten. Durchaus unzureichend als Bürgſchaft, iſt es 
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noch überdieß unſittlich, ihn zu fordern, weil er einen Kampf 
zwiſchen Worten und Grundſätzen, zwiſchen Verſprechen und 
Gewiſſen aufſtellt. Abſurd iſt es, von Katholiken, die in dieſem 
Hauſe ſitzen, zu verlangen, ſie ſollen gegen eine Kirche, welche 
ihr Gewiſſen ihnen zu verabſcheuen gebietet, nicht feindlich zu 
Werke gehen. Sie werden den Kern einer wachſenden Partei 
bilden, ſie werden mit denen ſich vereinen, die nach gleichen 
Zielen ſtreben. Sind dieſe letzteren auch noch klein an Zahl, 
ſo iſt doch eine Partei, die unverändert nur Eines 
im Auge hat, ſtets furchtbar .... 

Ein getheiltes Cabinet! Wo ſind denn die Menſchen in 
dieſem Cabinet, die nicht dem Commandowort folgen? (Beifall.) 
Ziemt es Miniſtern ſo zu ſprechen, die noch vor zwei Jahren 
erſt den König in peinlicher Lage verließen, weil fie mit einem“) 
nicht dienen wollten, der ſtets ein Vertheidiger der Emaneipa— 
tion war? Langathmige Reden können das öffentliche Urtheil 
über jenes Benehmen nicht irre führen. Das engliſche Volk, 
dieſes bethörte, unwiſſende Volk, weiß ſie zu würdigen. 

Es iſt jetzt nicht mehr Zeit, unſern frühern Irrthum über 
jenes edle und ſehr ehrenwerthe Individuum gut zu machen; 
Alles, was uns übrig bleibt, iſt, daß wir aufs tiefſte bedauern, 
denen, die uns nun ſo heimlich, ſo plötzlich, ſo unziemlich ver⸗ 
ließen, ſo treu gefolgt zu ſein, und einen hochbegabten Mann, 
der unglücklicher Weiſe nicht mehr iſt, bloß deßwegen mißkannt 
zu haben, weil er einer Maßregel günſtig war, die man nun 
auf eine ſo unanſtändige Weiſe über das Land herwirft. Ich 
für meinen Theil bereue von ganzer Seele den nur zu glück— 
lichen Verſuch, ein ſo edles Opfer niederzuhetzen — einen 
Mann, die Zierde Englands und der Welt, von in unſern 
Tagen unerreichter Beredtſamkeit, der die Kraft des hohen 
Geiſtes, mit Kenntniſſen bereichert und durch den Genius er— 
hoben, dem Dienſte ſeines Landes weihte. Ueber die Eigen— 


*) Dieſer Eine war Canning. (Siehe dieſen Bd. S. 86.) 
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ſchaften ſeines Herzens mögen die ſprechen, welche die Wärme 
ſeiner Freundſchaft fühlten, die eben ſo tief war, als unerſchüt⸗ 
terlich ſeine Beharrlichkeit. Dieß war der Mann, mit dem 
die gegenwärtigen Miniſter nicht gemeinſchaftliche Sache machen 
wollten, und zwar aus einem Grunde, der ihre jetzige Hands 
lungsweiſe Lügen ſtraft. Wenn in den Blättern unſerer Ges 
ſchichte eine ſo ſchmachvolle Seite ſich findet, ſo kenne ich ſie 
ſchlecht. Doch Friede ſeinem Gedächtniß! Er fiel — ſein 
Charakter aber iſt gerettet, hoch hebt er ſich und triumphirt 
über den feiner Ueberlebenden; wie ſoll ich fie nennen? Laſſ' 
ihr eigenes Gewiſſen dieſe Lücke füllen. (Hört! Hört!) Tief 
entwürdigt iſt der Glaube an Staatsmänner. 

Man ſagt, die Maßregel ſei ja ſchon ſo lange von dem 
engliſchen Volke berathen worden. Lag ſie eine kürzere Zeit 
vor den Augen der Miniſter, damals, als ſie ſie verwarfen? 
Dieſe plötzliche, dieſe totale Umänderung iſt wahrhaft anwi⸗ 
dernd; fie zeugt nicht ſowohl von einer Umänderung der Grund⸗ 
ſätze, als von einem völligen Mangel an Grundſätzen. Das 
engliſche Volk, das gelernt hat, ſich ſelbſt zu achten, wird ſeine 
Führer in heiliger Sache nicht mehr auf den Gipfeln der Ge— 
ſellſchaft ſuchen, nicht mehr nach den goldenen Wetterhähnen 
blicken, die heute den Kopf nach dem Polarſtern der Treue 
richten, morgen ſich drehen und ihm den Rücken zukehren. 
Nur ſie, die lang, beſtändig und gewiſſenhaft dieſe Frage unter— 
ſtützten, kann ich achten, ſo ſehr ich auch von ihrer Ueberzeu— 
gung abweiche; ihnen nur gebührt der Triumph. Und ſo laßt 
denn bei dieſem Triumphe die proteſtantiſche Conſtitution ver— 
bluten, auf dieſer Stelle, der Stelle ihrer Geburt, dem Schau— 
platz ihres langen Glanzes, verrathen, verlaſſen in dieſem Hauſe 
von ihren vorgeblichen Freunden, die, während das Lächeln 
ihnen noch auf den Lippen ſchwebte, ſchon den Arm zum 
Todesſtoße hoben! Laßt hier das Opfer, dem die, welche es 
bisher unterſtützten, Wunde für Wunde ſchlagen, laßt es fallen, 


wenn es den letzten tödtlichen Stoß nach ſeinem Herzen fühlt, 
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von der Hand deſſen, den es zu ſeiner Vertheidigung bewaffnete 
und auf die Stufe der höchſten Ehren ſtellte. — 

Nun aber frage ich nach dem Rechte des Parlaments, die 
Conſtitution zu ſtürzen. Es hat keins. Die Conſtitution iſt 
das Werk einer beſonderen Convention, bloß zu dieſem Zweck 
berufen. Das Parlament iſt nicht allmächtig. Wenn uns 
z. B. der Vorſchlag gemacht würde, das Repräſentativſyſtem 
abzuſchaffen, oder das Geſchwornengericht? (Hört! hört! hört!) 
Am wenigſten können wir den Proteſtantismus aus der Con⸗ 
ſtitution verbannen. Wir ſchwuren einen feierlichen Eid, als 
wir dieſe Sitze einnahmen, und den meinen habe ich zu neuer⸗ 
lichſt erſt geſchworen, als daß ich ihn vergeſſen konnte, mag 
er auch von Andern vergeſſen ſein. Wir haben kein Recht, 
die Thore dem Papismus zu öffnen, dem Aergerniß, der 
Schande, der Gefahr der proteſtantiſchen Gründung in Kirche 
und Staat. Nicht dazu hat uns das britiſche Volk hierher 
geſandt. Es erhebt ſeine Stimme in den zahlloſen Petitionen. 
Nicht will ich irgend einen Katholiken beleidigen; ich achte die 
Talente und den Muth meiner katholiſchen Mitbürger, aber 
ich erfülle meine beſchworne Pflicht, ich vertheidige den Cha— 
rakter der proteſtantiſchen Conſtitution. — (Der Redner dankt 
dem Hauſe ſchließlich für die ihm geſchenkte Aufmerkſamkeit, 
und ſetzt ſich unter lautem, allgemeinem Beifall.) 


Biographiſche Notizen über Sadler.) 


Michael Thomas Sadler erregte bei feinem erſten Auftreten 
im Parlament durch die von uns mitgetheilte Rede ungewöhnliche 
Erwartungen, verſchwand aber ſpäter als untergeordnet in der Maſſe 
der Torppartet, indem er ſich weder als Führer geltend machen, 
noch in Uebereinſtimmung mit Peel und andern Torpleitern handeln 
konnte. Er repräſentirte eine Torpfraktion, die Landedelleute, oder, 
wie es 1829 und 1830 hieß, the country party. Sadler war 
der jüngere Sohn eines Grundbeſitzers, Kaufmann in Leeds, erzogen 
in den torpſtiſchen Grundſätzen eines Landedelmannes vom alten 
Schlage, die er ungeachtet ſeiner Geſchäftsintereſſen ſein ganzes Leben 
hindurch bewahrte und nach denen er ſeine beſonderen Anſchauungen 
und Beſtrebungen immer modificirte, ein Mann von feſtem Charakter 
und lebhaftem Gefühl, nach ſeiner kurzen Laufbahn zu ſchließen, mit 
allen Gaben eines Redners ausgeſtattet, auch nicht ohne Scharfſinn, 
ſobald ſich derſelbe in einem Kreiſe äußerte, welcher durch ſeine 
Parteianſichten nicht anderweitig beſchränkt wurde, endlich auch geiſtig 
ausgebildet durch jene Erziehung, die, abgeſehen vom Neichtbum und 
andern Verhältniſſen, den Familienmitgliedern der engliſchen Artſto⸗ 
kratie eine achtbare Stellung in der Geſellſchaft und im Staate 
ſichert. Nichts deſto weniger hat ſich Sadler zu keiner größeren 
Bedeutung erhoben. Die Schuld ſcheint jedoch eher an feiner Partei 
als an ihm gelegen zu haben. Die Urſache, weßhalb fie an Einfluß 
in der Regierung verlor, lag in dem gänzlichen Mangel an Talenten. 
Lord Liverpool konnte nach Caſtlereagh's Tode kein einziges 
Parlamentsmitglied dieſer Fraktion in der Regierung brauchen und 
mußte ſeine Zuflucht zu Männern wie Canning nehmen, welche 
jener Torpfraftion wegen Ihrer Anſichten über die katholiſche Eman⸗ 
eipation ein Gräuel waren. Seitdem verminderte ſich ihr Einfluß 


*) Aus den Memoirs of the Life and Writings of M T. Sadler M. P. 
hal die Augsb. allg. Zeitg, in der Beilage zu No. 30 u. 31 des Jahres 1843 
— fit, dug geliefert, der bei den mitgetheilten biographiſchen Notizen bes 
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mit jedem Jahre. Sadler's Laufbahn erläutert die Anſichten und 
Beſtrebungen dieſer Fraktion näher; mitunter verfolgte er eine Rich⸗ 
tung, welche den Principien der Torppartei im Allgemeinen wider⸗ 
ſtrebte, dann trieb er wieder die Torygrundſätze bis auf die äußerſte 
Spitze, niemals aber zeigte er ein ſtaatskluges Verfahren, welches 
den Umſtänden angemeſſen die Parteizwecke modificirte. Was das 
Erſtere betrifft, ſo hegte Sadler bedeutendes Mitgefühl für die Lei⸗ 
den der niederen Volksklaſſen, ſowohl der Ackerbauer, wie der Fabrik⸗ 
arbeiter, und hatte fortwährend Pläne im Kopf, nach denen die 
Geſetzgebung dieſen Leiden abhelfen ſollte. Von der Vortrefflichkeit 
der Korngeſetze war er ſo feſt überzeugt, daß er als Abhülfe der 
Noth Irlands „ein Syſtem wirkſamer Korngeſetze“ einmal vorſchlug. 
Er war gegen jede Maßregel, welche von den Mittelklaſſen zur Bes 
förderung ihrer Manufakturinduſtrie bezweckt wurde. Die Geſetz⸗ 
gebung mußte nach ſeiner Anſicht die Thätigkeit derſelben nur als 
untergeordnet betrachten und höchſtens nach dem Sprüchwort: „leben 
und leben laſſen“ berückſichtigen. Seine Abneigung beruhte nicht 
allein auf dem Umſtand, daß die Manufaktur- und Ackerbauintereſſen 
gegenſeitig durch die Korngeſetze eine feindliche Stellung erlangt 
hatten, ſondern eben ſowohl auf der Anwendung von Maſchinen 
ſtatt der Menſchenhände, wodurch den niederen Volksklaſſen nach 
ſeiner Meinung der Broterwerb entzogen würde. Manufakturiſten 
waren nach ſeiner Meinung „Leute, welche das Land entvölkern 
wollen, um Dampfmaſchinen anzuwenden“; die Maſchine ſelbſt „ein 
Moloch, ein ſcheußlicher Gott, beſchmiert mit Menſchenblut.“ Ge⸗ 
legentlich ward alle ſeine Beredtſamkeit aufgewendet, um die niederen 
Volksklaſſen gegen die Manufakturiſten im Gegenſatz zu den Land⸗ 
edelleuten aufzureizen. Seine hauptſächlichſte Wirkſamkeit im Par⸗ 
lament am Schluß ſeiner Laufbahn war auf dieſer ſeiner Stimmung 
begründet. Mit dieſer ſeiner ganzen Geſinnung hing eine leiden⸗ 
ſchaftliche Abneigung gegen die Nationaldconomiften zuſammen. 
Das Princip des freien Handels war ihm weiter nichts als eine 
Schlinge, welche den Ackerbauintereſſen gelegt wurde. Er hat mit 
dazu beigetragen, das in den zwanziger Jahren beinahe ausſchließlich 
herrſchende Syſtem von Malthus in der öffentlichen Meinung zu 
untergraben. Dieß Syſtem von einer immer ſteigenden Uebervölke⸗ 
rung, welche allen Uebelſtand und alle Noth des Volks bewirke, den 
Nationalwohlſtand durch die immer mehr anwachſende Maſſe der 


über Sadler. 191 


Proletarier untergrabe u. ſ. w., war zu einer Zeit ſehr bequem, wo 
die herrſchende Torypartei alle Forderungen über Verbeſſerungen mit 
dem Grundſatz abweiſen konnte, das Elend der Nation ſei in Urs 
ſachen begründet, welche außerhalb der Macht einer jeden Regierung 
liegen. — Die Anhänglichkeit Sadler's an die herrſchende Kirche 
und die damit verbundene Abneigung gegen die Katholiken iſt als 
eine allbekannte Eigenſchaft ſeiner Partei wohl kaum zu erwähnen. 

Sadler's Beginn im Parlament war auffallend genug; er 
entwickelte in der angeführten Rede (am 17. März) ein Redner⸗ 
talent, welches von allen Parteien anerkannt wurde. Er trat in 
einem um ſo günſtigern Momente auf, da die Gegner der katholiſchen 
Emancipation keinen anderen Redner von einiger Bedeutung als 
Sir Charles Wetherell beſaßen — einen Mann, der ſich durch 
zweideutiges Benehmen gegen Peel damals verächtlich gemacht hatte. 
Sadler hatte die Kraft der engliſchen Sprache in ſeiner Gewalt, 
glänzte durch Schwung der Phantaſie, wie durch Schönheit der Bilder, 
ſprach deutlich und gedrängt, ohne künſtliches Pathos. Der Eindruck, 
den er hervorbrachte, war günſtig auf allen Seiten. Kaum war 
aber die Emancipationsfrage entſchieden, ſo verſchwand Sadler 
unter den Rednern zweiten und dritten Ranges. Ein ähnlicher Fall 
wie der Sadler's war ſchon im vergangenen Jahrhundert während 
der hohen Blüthe der Beredtſamkeit Englands vorgekommen, der 
bekannte Fall von Hamilton, genannt single-speech-Hamilton, 
welcher, nach ſeinem erſten Auftreten von allen großen Rednern jener 
Zeit als ihresgleichen anerkannt, ſogleich die Beſorgniß hegte, daß er 
den Erwartungen nicht entſprechen könne, und ſich von den Debatten 
gänzlich zurückzog. Bei Sadler wurde die günſtige Stimmung um 
ſo mehr herunter gedrückt, als er ſich in den Augen des Unterhauſes, 
wenn auch nicht beim niedern Volk, 1829 lächerlich machte. Er 
opponirte nämlich gegen die Anatomy-Bill, und ſprach mit aller 
Macht ſeiner Beredtſamkeit über die Gräuel des Secirens, welche 
die Leichname der in den Hoſpitälern verſtorbenen Armen erleiden 
müßten. Es kam die für England ſo verhängnißvolle Seſſton von 
1830 und 1831 nach Georg's IV. Tode. Sadler beging mit ſeiner 
Partei einen ſonderbaren Mißgriff; er ſtimmte für Sir Henry 
Parvell's berühmte Motion über die Civilliſte, welche das Peel⸗ 
Wellington'ſche Miniſterium ſtürzte und der Reform den Weg 
bahnte. Deſto größer war ihre Wuth, als die Whigs mit der Res 
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formbill kamen; Sadler ferach zweimal gegen dieſelbe, ohne aber 
weder im Parlament noch außerhalb die Aufmerkſamkeit zu erregen. 
Er erfuhr in den Wahlen, daß er kein Glück mit ſeinen Anſichten 
über die Reform gemacht hatte; die Wähler von Newark empörten 
ſich gegen den bisherigen Eigenthümer ihres Parlamentsſitzes, den 
Herzog von Neweaſtle, und ließen Sadler durchfallen; doch 
erhielt er durch den Herzog einen andern Parlamentsſitz; aber ſelbſt 
die Torppartei erklärte ihn jetzt für einen zudringlichen und lang: 
weilenden Menſchen, und ließ ſich zuletzt nicht weiter mit ihm ein, 
Jetzt zog er ſich von den eigentlichen politiſchen Kämpfen zurück und 
wendete ſeine Beredtſamkeit der Verbeſſerung der unglücklichen Lage 
der Armen zu, In der Frage, die er anregte, die Beſchränkung den 
Arbeit von Kindern in den Fabriken geſetzlich feſtzuſtellen, erreichte 
er auch ein Reſultat. Sadler entwickelte in einer Reihe von Reden 
die Lage der Fabrikarbeiter, ibr Elend und ihre Verkrüppelung durch 
bie Art der Arbeit, die häufige Härte der Fabrikherren, die Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit gegen Menſchenleben, die ſich bei einzelnen Maſchinen⸗ 
werken vorfand. Das Haus hörte mit Aufmerkſamkeit auf ſeine 
Darſtellungen, geſtattete ihm zwar nicht, eine Bill ſogleich darüber 
einzubringen, ernannte jedoch einen Unterſuchungsausſchuß, deſſen 
Arbeiten Sadler einige Monate lang leitete. 1833 iſt die Faetory- 
Regulation-Act darauf begründet worden. Das Elend der Arbeiter: 
familien hat ſich aber dadurch nicht vermindert, und es fragt ſich, 
ob den vielen Uebelſtänden nicht durch indirekte Mittel, wie z. B. 
durch Veränderung der Korngeſetze, wirkſamer abgeholfen würde, als 
burch direkte Verbote. N 

Mit dieſer Wirkſamkeit ſchloß ſich Sadler's öffentliche Lauf⸗ 
bahn. Bei der allgemeinen Wahl des erſten reformirten Parlaments 
erlitt er in feinem Wohnert Leeds eine Niederlage, obgleich die nie⸗ 
deren Volksklaſſen in jener Stadt viel Lärm für ihn machten und 
ihm ihre Zuneigung auch ſonſt zu erkennen gaben. Im J. 1834 
machte er noch einmal einen Verſuch, in's Parlament für Hudders⸗ 
field zu gelangen, und zwar durch ein Bündniß mit den Radikalen, 
mit denen er ſchon früher, z. B. mit Cobbett, zuſammengetroffen 
war. Die Radikalen verſprachen ihm ihre Stimmen, ließen ihn aber 
im Stich, weil fie einen Candidaten ihrer eigenen Partei durchzu⸗ 
bringen hofften. Sadler ward ſeitdem krank und ſtarb 1835. 


XXVII. 
Sieyes' Rede über Religionsfreiheit. 9 


(Gehalten am 7. Mai 1791 in der conſtituirenden National⸗ 
Verſammlung) 


Den ewigen Wahrheiten, die Sie aus dem Munde des 
Herrn Berichterſtatters jo eben in glänzenden und kräftigen 
Ausdrücken vernommen haben, will ich keine Zweifel entgegen— 
ſtellen. Ich beſchränke mich auf den Punkt der Form, auf 


) Dieſe Rede knüpft ſich unmittelbar an einen Vortrag, welchen 
Talleyrand als Berichterſtatter über eine Verfügung des Verwal⸗ 
tungsrathes vom Departement Paris hinſichtlich der Kirchengebäude 
dieſer Stadt gehalten hatte. In jener Verfügung waren folgende 
Grundſätze aufgeſtellt: Die Verwaltung kann und muß zum Beſten 
der Nation über die Kirchengebäude verfügen, welche nicht zum 
öffentlichen Gottesdienſte nothwendig ſind; ſie muß mit thätiger Wach⸗ 
ſamkeit darauf ſehen, daß die öffentliche Ausübung des Cultus in 
den Kirchen auf eine mit den Geſetzen übereinſtimmende Weiſe be— 
trieben werde; ſie iſt, allen Religionsanſichten Schutz zu gewähren, 
verpflichtet. Dieſe drei Grundſätze erklärte Talleyrand in feinem 
Bericht für unbeſtreitbar, und wies nach, daß die Verſammlung ſie 
längſt anerkannt hätte, daß es jetzt aber darauf ankäme, dieſe Prin⸗ 
eipien im Leben geltend zu machen und fie in die Wirklichkeit ein⸗ 
zuführen. Zur näheren Beleuchtung der Frage und 13 Unterſtützung 

II. N 
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die Competenzfrage, wobei ich, ungeachtet der geiſtreichen und 
ſchmeichleriſchen Gewandtheit, welche der Herr Berichterſtatter 
gebraucht hat, um den Verwaltungsrath zu gleicher Zeit des 
Lobes und Tadels würdig zu finden, nicht vollſtändig in 
Uebereinſtimmung mit dem Ausſchuſſe mich erklären kann. Und 
dennoch bin ich ganz bereit, in Alles einzuwilligen, was nicht 
gerade den Grund der Frage berührt, wenn dieß ein Mittel 
iſt, den Widerſtand zu ſchwächen und den guten Prineipien 
um ſo ſicherer den Sieg zu verſchaffen. Ich beſchränke mich 
alſo darauf, Ihnen einige Betrachtungen vorzulegen. Vielleicht 
iſt es doch gut, noch einiges Licht über einen Gegenſtand zu 
verbreiten, den man ſehr bald zu verlaſſen bereit iſt. Wenn 
man eine gerechte Vorſtellung von dem Benehmen des Vers 
waltungsrathes haben will, ſo muß man ſich zunächſt erinnern 
— und hier handelt es ſich um eine hiſtoriſche Thatſache — 
daß der Augenblick, wo er ſeine Verfügung erlaſſen hat, nicht 
von ſeiner Wahl abhängig geweſen iſt. Er hatte durchaus 
nicht die Gelegenheit, zwiſchen verſchiedenen Zeitpunkten frei zu 
wählen. Die Maßregel, die er am 11. April ergriff, mußte 
er nehmen oder eine andere an ihre Stelle ſetzen. Ein beque— 
mer Aufſchub lag nicht in ſeiner Macht. Folglich komme man 
nicht mit dem Einwurf, daß die Zeit noch nicht reif war, daß 
man nicht den günſtigſten Augenblick ergriffen hat. Gezwungen 
zu handeln, was hätte die Verwaltung thun ſollen? ... Konnte 
ſie ſich auf ein Geſetz ſtützen, ſich durch ein Prineip rechtferti⸗ 
gen, oder hätte ſie lieber auf gut Glück vorwärts gehen, 
die ungeſetzlichſten Rathſchläge aus einer ſchrecklichen Geſchichte 
der Intoleranz entlehnen ſollen? Thatſache iſt, daß zu An⸗ 
fang April eine Menge von nicht kirchlichen Religionsgeſell⸗ 


der vom Pariſer Verwaltungsrathe ergriffenen Maßregeln hielt 
Sieyes feine Rede, die ſich aber auch über die weitere Frage 
erſtreckt, welche Stellung die Staatsgewalt zu den einzelnen Reli⸗ 
gionsfekten einnehmen muß. 5 
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ſchaften, von Nonconformiſten ſich zu Paris gebildet hatte und 
entweder in Privathäuſern oder in öffentlichen Gebäuden zu— 
ſammenkam. Thatſache iſt, daß dieſe Religionsgeſellſchaften 
auf eine anſtößige Art bedroht waren von übelwollenden und 
nichtsnutzigen Rotten, von Rotten, die man hoffentlich nicht 
länger mehr das Volk zu nennen die Gewohnheit beibehalten 
wird. (Beifall von der Mehrheit der linken Seite.) 

Somit fanden ſich Bürger in ihrer Vereinigung geſtört; 
dieſe Vereinigung hatte einen religiöſen Zweck; aber giebt es 
ein Geſetz, welches Verſammlungen verbietet, die einen religiö— 
ſen Zweck haben, wenn ſonſt dieſe Verſammlungen friedfertig 
ſind und ohne Waffen abgehalten werden? Ich kenne kein 
ſolches Geſetz. Die Nationalverſammlung ſprach zu Allen: 
Ihr ſollt nicht mehr in euren religiöſen Ueberzeugungen geſtört 
werden; ihr ſeid nur dem Geſetze unterworfen; in allen euren 
Handlungen, die nicht durch das Geſetz verboten ſind, ſeid ihr 
frei; ſie hat es gegen Alle ausgeſprochen: Eure Freiheit iſt 
euch geſichert; rechnet darauf, daß ſie nachdrücklich geſchützt 
werden wird; falls es nöthig iſt, durch alle Mittel der öffent⸗ 
lichen Gewalt. Wenn die Bürger nun dieſen Schutz anrufen, 
der ihnen verſprochen iſt, was ſoll man ihnen antworten? 
Sollen wir ihnen ſagen, daß die Meinungen frei ſind, aber 
nur im Geiſte, nur in der mündlichen Aeußerung, nur wenn 
man für ſich allein iſt, oder wo nur wenige Perſonen ſich ver— 
ſammelt haben? Sollen wir ſagen, daß Zeichen, äußerliche 
Handlungen, einzelne oder mannigfache, welche eine Folge der 
Meinungen ſind, nicht in die Freiheit der Meinungen einge— 
ſchloſſen find? Aber was hätte dann die Nationalverſamm— 
lung weiteres gethan, als was nicht ſchon unter der alten 
Herrſchaft vorhanden war. War nicht die Ueberzeugung, auf dieſe 
Weiſe in kleine Kreiſe und Coterien zurückgedrängt, auch ganz 
frei vor dem Jahre 892 Dieſe einzige Einwendung würde 
unſere Gegner ſchlagen, wenn man daraus den Vortheil ziehen, 
den ſie darbietet, und auf ihre eee 
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anwenden wollte. (Beifall.) Aber dieſe Einwendung will ich 
heute nicht weiter benutzen. Ich behaupte, daß die Verwaltung 
ſolchen Bürgern, welche den geſetzlichen Schutz für die Aus⸗ 
übung irgend einer Freiheit in Anſpruch nehmen, nur die eine 
oder die andere von folgenden zwei Antworten geben kann: 
Ihr habt nicht die Freiheit, deren Genuß ihr verlangt, oder: 
die öffentliche Gewalt ſoll euch Hülfe leiſten. Ich weiß recht 
wohl, daß ſich die Ereigniſſe nicht immer in dem Grade der 
Einfachheit darſtellen, und daß mithin, wenn die Ausübung 
einer ſolchen Freiheit entweder durch die Umſtände oder durch 
ſich ſelbſt auf dem Punkte ſteht, möglicherweiſe Unruhen zu 
erregen, die Verwaltung wird ſagen müſſen: es iſt gerecht und 
billig, daß ihr in euren Rechten nicht angegriffen werdet; aber 
um die Mittel des Schutzes, wodurch ihr vor euren Feinden 
in Sicherheit gebracht werden ſollt, beſſer zu ordnen, und aus 
dem Grunde, um euch ſo gut zu ſchützen, als es die öffentliche 
Sicherheit verlangt, um einer Freiheit, deren Ausübung Ger 
fahren herbeiführen kann, ſchnell begegnen oder ſie aufhalten 
zu können, unterwerft euch den Vorſchriften der Polizei, welche 
die öffentliche Ordnung euch aufzulegen erheiſcht. Dieſe letztere 
Antwort iſt die, welche von dem Verwaltungsrathe des De— 
partements gegeben wurde; dieß iſt die treue Darſtellung ſeines 
Benehmens. Ich behaupte, daß der Verwaltungsrath von 
Paris eine andere Antwort hätte geben müſſen, wenn er in 
Ihren Augen für ſchuldig erſcheinen ſollte; nämlich, er hätte 
zu den Bürgern, welche den öffentlichen Schutz für die Aus⸗ 
übung ihrer Freiheit verlangten, ſagen müſſen: Die Freiheit, 
die ihr euch zuſchreibt, gehört euch nicht; ſie widerſpricht dem 
Geſetze. | 

Ä Wo iſt das Geſetz, welches friedliche und waffenloſe Vers 
einigungen verbietet, wenn ſie die beſondere Ausübung irgend 
eines Cultus zum Zwecke haben? Gewiß, wenn wir uns er⸗ 
laubt hätten, ein ſolches Geſetz unterzuſtellen, dann hätte man 
Grund gehabt, uns der Nationalverſammlung zu denunciiren, 
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uns als Deſpoten zu behandeln, welche ihre gehäſſige Unduld— 
ſamkeit an die Stelle der Geſetze erheben wollen; dann hätte 
man Grund gehabt, uns der Incompetenz anzuklagen und uns 
gewaltthätige Beſitzer der geſetzgebenden Macht zu nennen. 

Die Religionsfreiheit, ſagt man, iſt eine zu entfernte Fol— 
gerung aus dem Princip, als daß nicht aus demſelben von 
Seiten des Verwaltungsraths ein wenig Geſetzgebung in Be— 
treff jener gezogen worden wäre. Wie! Soll das bedeuten, 
daß es Ihnen leichter und unſchuldiger erſchienen ſein würde, 
wenn Religionshinderniſſe daraus abgeleitet worden wären? 
Soll das heißen, daß in dem von Ihnen anerkannten und 
ausgeſprochenen Prineip ſich eine ſolche verborgene Kraft finden 
würde, wodurch es möglich gemacht wäre, daraus ein Geſetz 
der Unduldſamkeit abzuleiten? Heißt es vielleicht, die Unduld— 
ſamkeit wäre dem Prineip ſehr nahe gelegen, ſo daß bei der 
gezwungenen Wahl, die ich in der Art annehme, daß der 
Verwaltungsrath aus dem Prineip entweder Freiheit oder Un— 
duldſamkeit herleiten konnte, man es ihm leichter würde ver— 
ziehen haben, wenn er darin die zweite und nicht die erſte 
Folgerung gefunden hätte. Um dieſen Preis alſo würden wir 
nicht angeklagt worden ſein, uns die geſetzgebende Gewalt an— 
gemaßt zu haben! Welcher Gedanke! 

Ich bin nicht im Stande, den Grad der Kraft zu be— 
greifen, den einige Perſonen der Schwierigkeit zuertheilen, die 
ich in dieſem Augenblick beſtreite; man erlaube mir, ſie unter 
allen Geſichtspunkten zu prüfen. 

Man ſagt: die Religionsfreiheit iſt anerkannt worden, das 
iſt wahr; aber von dieſem Punkte bis zu ihrer öffentlichen 
Ausübung liegt noch ein unermeßlicher Zwiſchenraum; dieſen 
Zwiſchenraum auszufüllen war der geſetzgebenden Gewalt auf— 
bewahrt. Zunächſt aber handelt es bei dem vorliegenden 
Stande der Dinge gar nicht um den öffentlichen Cultus. 
Es giebt keine öffentlich ausgeübte Religion als die der Kir— 
chen. Das Gebäude, die Ausſchmückung, alle Koften gehören 
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dem Volke, und was noch mehr die Oeffentlichkeit charakteri⸗ 
ſirt, der Eingang zu dieſem Gottesdienſte iſt Niemandem ver⸗ 
ſagt. Dieß iſt in der That ein öffentlicher Dienſt, der allen 
denen geboten wird, die von ihm Gebrauch machen wollen. 
Ganz anders verhält es ſich mit Privatgebäuden, die einer 
oder mehreren Perſonen angehören; dieſe Geſellſchaften ſind, 
wie die Clubs, Herren in ihrer Verſammlung; ſie können die 
Thür jedem verſchließen, der nicht Mitglied iſt; und man kann 
nicht behaupten, daß der Ort ihrer Verſammlung im politi⸗ 
ſchen Sinne öffentlich ſei; ſonſt gäbe es kein Gebäude, das 
nicht öffentlich wäre; denn der Eigenthümer hat doch wohl die 
Freiheit, bei ſich eintreten zu laſſen, wer ihm gefällt. (Beifall.) 
Wenn man Genauigkeit und Beſtimmtheit in dieſe Reden 
bringen will, ſo muß man ſagen, daß der Gottesdienſt der 
Kirchen ein öffentlicher und allgemeiner iſt, daß der in 
den Betkapellen, die von der Nation zu gewiſſen Stiftungen 
gemiethet ſind, öffentlich iſt, ohne allgemein zu ſein; endlich, 
daß der beſonderer Geſellſchaften weder öffentlich noch allgemein 
iſt, außer für die Aktionäre oder ſolche, die ſie daran Theil 
nehmen laſſen wollen. Folglich handelt es ſich hier nicht um 
den öffentlichen Gottesdienſt; faſſen wir die Schwierigkeit auf, 
wie ſie von jeder Idee der Oeffentlichkeit entkleidet iſt. Giebt 
es dann wirklich noch von der anerkannten Religionsfreiheit 
bis zu ihrer Ausübung einen unermeßlichen Zwiſchenraum? 
Und wem war es aufbehalten, ihn auszufüllen? Dieſelbe 
Antwort wird auf beide Fragen genügende Auskunft geben. 
Nicht der Verwaltungsrath hatte das Bedürfniß der Re— 
ligionsfreiheit. Von den Verwaltern als ſolchen fordern wir keine 
andere Eigenſchaft als die, das ihnen anvertraute Amt pünktlich zu 
erfüllen. Für die Bürger habt ihr das Prineip anerkannt, für 
die Bürger den Genuß aller Freiheiten, ausgenommen die po— 
litiſchen Amtsverrichtungen; ſie ſind es, welche dieſen Schluß 
gezogen haben, den unſere Gegner als fe entfernt liegend bes 
trachten, und der in Wahrheit nichts weiter iſt als das Prineip 
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ſelbſt. Habt die Güte zu bemerken, daß durch dieſe letztere 
Betrachtung die Frage endlich erſt in ihre wahre Stellung ge— 
bracht wird. Laſſen wir den Verwaltungsrath bei Seite, der 
weder das Recht hatte, Principien zu begründen, noch Schlüſſe 
daraus zu ziehen, noch große oder kleine Zwiſchenräume aus— 
zufüllen. Stellen wir die Unterſuchung, wohin ſie gehört: 
zwiſchen die Nationalverſammlung, welche die Religionsfreiheit 
anerkannt hat, und die Bürger, welche folgerichtig ſich den 
Genuß dieſer Freiheit verſchaffen. Ihr werdet mir Wieder— 
holungen verzeihen, wenn ſie nothwendig werden. Giebt es 
ein Geſetz, welches den Bürgern verbietet, ſich in Beſitz einer 
Freiheit zu bringen, welche der Geſetzgeber ihnen zuerkannt hat? 
Könnt ihr ſagen, daß, indem ihr auf die feierlichſte Weiſe das 
große Prineip der Religionsfreiheit verkündetet, eure wirkliche 
Abſicht war, man ſollte ſich derſelben bis zu einer neuen Ord— 
nung enthalten? Glaubt ihr, daß der Genuß einer anerkann— 
ten und ausgeſprochenen Freiheit ein der geſetzgebenden Macht 
aufgeſparter Akt iſt, den kein Privatmann ſich verſtatten darf, 
ohne der Anmaßung der Souveränität ſchuldig zu werden? 
Kann man zwiſchen das Prineip einer ſolchen Freiheit und 
ihre individuelle Verwirklichung einen anderen Vermittler ſtel— 
len, als den Willen des Einzelnen? Man trennt die Fol— 
gerungen von dem Princip. Kann eine Freiheit in den Prin— 
eipien feſtſtehen, ohne daß ſie es in den Folgerungen iſt? Und 
welchen Genuß ſollen die Bürger haben, wenn ihr ihnen ſagt, 
daß ſie frei ſind, und dieß ſich doch nicht auf die Folgerungen 
dieſer Freiheit, d. h. auf die Anwendung des Prineips, erſtrecken 
ſoll? Es iſt nicht möglich, daß unſere Gegner über die Gründe, 
welche ſie uns entgegen ſtellen, reiflich nachgedacht haben; ſie 
würden ſonſt ſelbſt über die Abwege, wohin ſie uns führen, 
beſtürzt geworden ſein; denn würden ſie wohl z. B. behaupten, 
daß jede Anwendung eines Prineips, jede Handlung der Frei— 
heit nur in dem Grade erlaubt iſt, als ſie genau angegeben 
und namentlich in einem beſonderen Geſetze aufgezählt iſt? 
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Die Freiheit würde alſo nach ihnen nichts weiter ſein, als eine 
Anhäufung von Abſtraktionen, für welche ſich der Geſetzgeber 
den Schlüſſel zurück behalten hätte, um nur nach und nach, 
wie es ihm beliebt, einige den Umſtänden angemeſſene Stück— 
chen herauszugeben. (Beifall.) * J 

Wenn die Freiheit, die ſie uns geben wollen, ſo beſchaffen 
iſt, jo iſt fie nicht der Revolution werth. Nicht der Geſetz⸗ 
geber, ſondern der Bürger beſitzt den Schlüſſel der Freiheit, 
mit der einzigen Verpflichtung, niemals gegen das Geſetz un— 
gehorſam zu werden. Wenn ich das Bedürfniß hätte, meine 
Gedanken auf ein Beiſpiel anzuwenden, ſo würde ich das erſte 
nehmen, das ſich bietet. Es iſt nicht glänzend, aber es han— 
delt ſich nicht darum, die beiden Seiten nach ihrem Grade der 
Wichtigkeit zu vergleichen. Es giebt kein beſonderes Geſetz, 
welches die Länge unſerer Kleider, oder die Form unſeres 
Kopfputzes beſtimmt. Die Freiheit, die wir auf dieſem Gebiete 
genießen, beruht auf dem ganz allgemeinen Prineip, daß außer⸗ 
halb des Geſetzes alles erlaubt iſt, und daß das Geſetz ſich 
nur mit Handlungen beſchäftigt, welche den Rechten eines 
Anderen ſchaden. Wenn man nun, geſtützt auf dieſen Mangel 
eines beſonderen Geſetzes, käme, um euch zu ſagen, daß ihr 
nicht das Recht habt, die Form der Kleidung und des Kopf 
putzes, den ihr öffentlich tragt, zu beſtimmen, daß ihr abwar⸗ 
ten müßt, bis der Geſetzgeber aus dem Prineip die Folgerungen, 
die ihr verlangt, gezogen hätte, vermittelſt längerer oder kür— 
zerer Zwiſchenbeſtimmungen . . .. Ich vollende nicht. Ihr 
würdet über eine ſolche Unduldſamkeit lachen, und wenn ihr 
das Bedürfniß hättet, daß die Polizei zu eurer Hülfe käme, 
um euch vor Wahnſinnigen zu ſchützen, gewiß würdet ihr es 
nicht übel finden, daß die Verwaltungsbehörden euch mit der 
geſammten öffentlichen Macht ſchützten, gewiß würdet ihr ihnen 
nicht den Vorwurf machen, daß ſie zu enkfernte Folgerungen 
aus dem Princip gezogen, noch ſich die geſetzgebende Macht 
angeeignet hätten ... Nein, man beſitzt keine klaren Gedanken, 
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wenn man ſich erlaubt, Einwürfe dieſer Art zu machen; viel— 
leicht iſt, wird man ſagen, die Ausübung der Religionsfreiheit 
fähiger als eine andere, die öffentliche Ordnung zu ſtören. 
Ich erwiedere, daß dieſer Unterſchied unglücklicher Weiſe bei 
allen Anſtrengungen zunimmt, welche man in dieſer Verſamm— 
lung der Begründung einer allgemeinen Duldung entgegen 
ſtellt. Ich erwiedere, daß dieſer Unterſchied, wie er auch be— 
ſchaffen ſein mag, nur beweiſt, daß die Polizei mit um ſo 
größerer Sorgfalt darauf wachen muß. Aber ſieht man nicht 
ein, daß man mit Einwürfen dieſer Art nach und nach alle 
Freiheiten vertilgen würde; denn bei der einen wie bei der 
andern würde es ſehr leicht ſein, oft höchſt ſchwierige Unbe— 
quemlichkeiten aufzufinden, oder ſie aus ihnen hervorgehen zu 
laſſen. Wenn die Freiheit der Individuen niemals Unbequem— 
lichkeiten mit ſich brächte, ſo würden wir faſt gar kein Bedürf— 
niß für öffentliche Einrichtungen haben; das bürgerliche und 
das Strafgeſetzbnch würde ſich in Nichts auflöſen. (Beifall.) 
Wenn eine Freiheit fähig iſt, ihre Grenzen zu überſchrei— 
ten, ſo kommt es dem Geſetzgeber zu, darauf zu ſehen, ob er 
ſie beſtehen laſſen ſoll; wenn er ſchweigt, haben die Magiſtrate, 
die Verwalter, ſchwierigere Pflichten zu erfüllen; aber wenn ſie 
denſelben mit Eifer nachkommen, darf man ſie nicht beſchuldi— 
gen, daß ſie ſich die geſetzgebende Macht angemaßt hätten. 
Man wird vielleicht noch mehr über den Angriff erſtaunen, 
den man gegen den Verwaltungsrath zu erheben verſucht, wenn 
man ſeine Aufmerkſamkeit darauf lenken will, daß die, mit 
denen wir es hier zu thun haben, ſich ſonſt äußerſt nachgiebig 
zeigen, allen Religionsübungen, nur einer einzigen nicht, Frei— 
heit zu bewilligen. Hier treten ihre wirklichen Motive an's 
Tageslicht. Ich will ſie nicht entwickeln; aber ſollte ich nicht 
den auffallenden Widerſpruch nachweiſen können, welcher ſich 
zwiſchen ihren Geſinnungen und dieſen Vorwürfen wegen der 
Incompetenz, womit ſie ſo viel Lärm machen, findet. Wie! 
ihr findet, ich ſpreche zu unſeren Gegnern, ihr findet die Siche— 
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rung aller Religionen gut, ihr ſprecht ſelbſt davon, ſie zu be⸗ 
günſtigen, ihr denkt in dieſer Hinſicht, daß der Verwaltungs- 
rath vollkommen competent iſt, ihnen Schutz und Hülfe zu 
verſchaffen; aber in dem Augenblick, wo dieſer Schutz, der ſich 
über alle erſtreckt, diejenige erreicht, deren Ausübung euch 
verletzt, entzieht ihr uns eure ganze Gunſt, und klagt uns an, 
daß wir in euren Augen eine Schuld begangen haben. Ich 
glaube nicht, daß man jemals einen deutlicheren Widerſpruch 
aufgedeckt hat. Ohne Zweifel iſt die öffentliche Meinung in 
allen Klaſſen oder Ständen der Geſellſchaft für die Freiheit 
der verſchiedenen Culte (ich ſpreche vom Departement Paris); 
es giebt nur einen Cultus, deſſen Unkunde ſchuld zu ſein 
ſchien, daß ſeine freie Ausübung außerhalb der Pfarrkirchen 
verbannt wurde. Ich zweifle keineswegs, daß der Bericht, 
welcher euch vorgeleſen wurde, und daß die folgende Diskuſſion 
vollſtändig genügen werden, um dieſen Reſt von Unkunde zu 
zerſtreuen. Aber, wolltet ihr anders denken? wolltet ihr, an 
ſtatt die Meinung aufzuklären, euch Geſinnungen der Unduld— 
ſamkeit unterordnen, die nur noch in den Menſchen vorhanden 
ſind, welche ihre Verſtandeskräfte nicht entwickelt haben, ſo iſt 
es gewiß, daß ihr die Anklage der Incompetenz mit Bezug 
auf den Schutz, welcher den einzelnen Kapellen — römiſchen 
Cultus bewilligt wurde, nicht annehmen könnt, falls ihr dieſe 
Incompetenz nicht in dem Schutz, welchen der Verwaltungs⸗ 
rath den übrigen Arten des Gottesdienſtes bewilligt, anerkennt. 
Wenn ihr unter den Religionen eine auszeichnet, der ihr jede 
Freiheit entziehen möchtet, ſo übt die Sorgfalt, ein in dieſer 
Beziehung ganz klares, ganz ausdrückliches Prohibitivgeſetz zu 
geben; denn ihr täuſcht euch, wenn ihr glaubt, daß in Frank- 
reich eine einzige Verwaltungsbehörde vorhanden iſt, welche die 
verhaßte Rolle des Unduldſamen oder Verfolgers auf ſich zu 
nehmen wagte; ihr könnt verſichert ſein, daß die Verwaltungs⸗ 
räthe ſich keineswegs nach dieſer Seite in Geſinnungsverbindung 
mit eurem Kirchenausſchuß, oder, um genauer zu ſein, mit 
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dieſem Theil des Kirchenausſchuſſes ſetzen werden, welcher in 
der Revolution nichts Anderes geſehen zu haben ſcheint, als 
eine herrliche Gelegenheit, die Apotheoſe der Manen von Port— 
Royal zu begehen. (Beifall.) Ihr müßt, ich wiederhole es, 
ihr müßt, falls ihr den römiſchen Cultus von der allgemeinen 
Freiheit ausnehmen wollt, ſelbſt dieſes Ausnahmegeſetz verkün— 
digen. Ohne dieß würdet ihr vergeblich warten, daß die Ver— 
waltungsräthe eure Stelle einnehmen. Sie wiſſen zu gut, daß 
ſie ſich ſchuldig machen würden, wenn ſie ſich die geſetzgebende 
Macht anmaßten; und wenn es jemals dahin käme, daß ſie 
dieſen Vorwurf verdienten, ſo iſt es höchſt wahrſcheinlich, daß 
dieß nicht geſchehen würde, um vor euren Augen Geſetze zu 
erneuern, welche des vierzehnten Jahrhunderts würdig wären. 
Ich gehe zu der Beſchwerde über, welche der Beredtſamkeit 
unſerer Gegner den meiſten Stoff geliefert hat. Man hat 
Mißtrauen geſäet, Befürchtungen eingeflößt. Der Geiſt der 
Unabhängigkeit, verſicherte man, wird ſich der Verwaltungs— 
behörden bemächtigen, jedes Departement wird ſich wie einen 
beſonderen Staat betrachten; daher rührt dieſe republikaniſche 
Verbindung, deren Vorſtellung allein ſchon zu einem Gegen— 
ſtande der Furcht geworden iſt. 

Wir ſind Zeugen, daß ſich alle Parteien der Reihe nach 
dieſer Anklage bedienen, als eines geeigneten Mittels, um die 
Andern in Ungunſt zu bringen. Für jeden, der nicht ſein Ge— 
dächtniß verloren hat, bleibt es erwieſen, daß diejenigen nicht 
eine Föderativ- Republik gewollt haben, die den Vorſchlag 
machten, das Königreich in 83 Departements zu theilen, und 
nicht vielmehr in neun bis zehn große Provinzen. Jedermann, 
der zu prüfen und zu urtheilen verſteht, nimmt das nicht für 
eine Anklage an, was nur eine einfache Verſicherung iſt, ſelbſt 
dann nicht, wenn man die Gewandtheit hätte, die zur Erwei— 
terung des Mißtrauens geeignetſten Verſicherungen zu wählen 
und ihm vorzulegen. Bei jeder Beweisführung kann man 
jeden, falls es ausreichte, den Oberſatz, wie man ſagt, zu be— 
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weiſen, nach ſeinem Belieben ſchuldig oder unſchuldig finden. 
Jedermann giebt zu, daß die Departements ſich nicht erlauben 
dürfen, Geſetze zu machen, daß ſie nicht auf Unabhängigkeit 
ausgehen dürfen. Man braucht dieß gar nicht mit großer 
Sorgfalt auf zwanzig Arten hin und her zu wenden. Beweiſt 
den Unterſatz, d. h., begründet eure zweite Behauptung und 
zeiget uns, daß der Verwaltungsrath des Departements ſich 
unabhängig machen will; zeiget uns, wie ſeine Mittel der 
Ausübung wirkliche Geſetze ſind, die vermöge ihrer Natur der 
geſetzgebenden Gewalt vorbehalten bleiben. Dieſen Punkt hat 
man bei Seite geſetzt. Diejenigen, welche die Taktik großer 
Verſammlungen kennen, behaupten, daß dieſer Gang gar nicht 
übel gewählt iſt. Sie haben bemerkt, ſagen ſie, daß, wenn 
die Zuhörer längere Zeit eine ihnen werthe Meinung behaupten 
hören, ſie um ſo weniger in Betreff der Schlußfolgerung 
ſchwierig werden; ſie denken nicht mehr daran, daß man ver⸗ 
geſſen hat, den Unterſatz zu beweiſen. 

Ich will nicht behaupten, daß es unmöglich ſei, Frankreich 
in eine Föderativ-Republik umzuwandeln; es giebt zwei ſichere 
Mittel, um zu dieſem Ziel zu gelangen. 

Das erſte beſteht darin, ihm ein Syſtem der Verwaltung 
zu geben, wo man die Gewalten weder geordnet noch begränzt 
hätte, wo man vergeſſen hätte, die wahrhaften Beziehungen 
der Unterordnung von der einen Seite mit den Vorgeſetzten, 
von der andern mit den Verwalteten zu begründen, wo die 
Menge der Räder und überflüſſigen Beamten die nützliche Be⸗ 
wegung erdrückt. Euch kommt es zu, über die Kraft des Ver⸗ 
waltungsſyſtems, das ihr Frankreich gegeben habt, zu urtheilen. 
Die verſchiedenen Anſichten in dieſer Beziehung haben ſich ſo 
häufig unter uns geäußert, daß man im Allgemeinen weiß, 
woran man ſich halten muß. Aber wenn ihr aus der Be— 
trachtung dieſes Theils von eurem Werke eure Befürchtungen 
ſchöpftet, ſo wäre es wenigſtens gerecht, hinzuzufügen, daß es 
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ein Irrthum fein würde, ſich deßhalb an den Verwaltungs 
behörden ſelbſt zu halten. Der Mechaniker darf nicht ſeiner 
Maſchine die Unregelmäßigkeiten vorwerfen, die er daran an— 
gebracht hat. (Beifall.) 

Das zweite ſichere Mittel, die Monarchie in eine Bundes— 
Republik umzuwandeln, würde ſein, wenn man uns zunächſt 
zur Anarchie führte. Zwei Urſachen können dieſe Wirkung 
hervorbringen. Der Ungehorſam der Verwalteten, der durch 
einen Mangel der geſetzlichen Gewalt oder durch die Ungewiß— 
heit ihres Handelns erleichtert, begünſtigt und autoriſirt würde. 
Wenn dieſe Urſache in der That vorhanden wäre, ſo hättet ihr 
daran zu denken, daß ſie vor allen Dingen mit den Fehlern, 
die ſich noch in der Conſtitution finden, zuſammen hänge, und 
ihr könntet vielleicht die Zeit anklagen, die euch gefehlt hat, aber 
nicht die Verwaltungsräthe der Departements. Endlich die 
letzte Urſache, welche nicht weniger geeignet ſein dürfte, uns in 
das Chaos der Anarchie zu ſtürzen, würde die Unthätigkeit eurer 
neuen Verwaltungsbehörden ſein. Wer unter uns weiß nicht, 
daß alle alten Verwaltungsbehörden zuſammengeſtürzt ſind, 
entweder dadurch, daß ihr ſie aufgehoben habt, oder daß ſie 
ſich zurückgezogen haben, oder durch Weigerung und üblen 
Willen der alten Verwalter? Wer unter euch weiß nicht, daß 
das Chaos die unvermeidliche Wirkung der Aufhebung des 
öffentlichen Dienſtes in ſeinen hauptſächlichſten Theilen ſein 
muß? Es iſt alſo nothwendig, daß überall die neue Verwal— 
tung ſich beeile, an die Stelle der alten zu treten. Ihr habt 
noch nicht Alles geordnet; nun gut, mögen alle Departements 
ſchnell die Hand bieten, um ein Gebäude zu unterſtützen, das 
nicht ohne die gräßlichſten Unglücksfälle zuſammenſtürzen kann. 
Unſere gegenwärtige Lage iſt vielleicht unvermeidlich im Augen— 
blick einer Revolution und bevor die neue Ordnung der Geſell— 
ſchaft vollkommen hergeſtellt iſt; aber wenn ihr euch für die 
Herſtellung der Conſtitution intereſſirt, ſo hütet euch wohl, die 
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Thätigkeit, welche die Verwaltungsbehörden beweiſen, anzu— 
klagen. Ihre Unthätigkeit iſt zu fürchten, nicht ihr Eifer. 
Hemmt nicht die öffentliche Thätigkeit. Seht ihr denn nicht, 
daß zwei Parteien da ſind, welche, um zu ihrem Ziele zu ge⸗ 
langen, die eine zur Diktatur, die andere zur Anarchie, die 
Verwaltung gern unmöglich machen möchten? Wollt ihr nicht 
erkennen, woher die Verläumdungen kommen, mit denen man 
alle Behörden zu überhäufen ſucht? Welches ſind die Men⸗ 
ſchen, die, unter der Hülle des Patriotismus, Prineipien zu 
erheben wagen, die man unaufhörlich bekämpfen muß, welches 
die Körperſchaft, deren aufmerkſamſte Ueberwachung allein die 
allgemeine Sicherheit garantiren kann? Welche Menſchen 
ſcheinen nur dahin zu arbeiten, die Eiferſucht der Wähler gegen 
ihre Abgeordneten zu erregen, und dem Volke ein ſolches Miß⸗ 
trauen einzuflüſtern, daß es endlich im Uebermaß ſeiner Ver⸗ 
wirrung auf den Punkt gelangt, ſeine Vertheidiger faſt für 
ſeine Räuber und ſeine Räuber für ſeine Vertheidiger zu be— 
trachten? (Oft wiederholte Beifallsbezeugungen von allen 
Theilen der Verſammlung, mit Ausnahme der äußerſten Linken.) 

Gewiß täuſchen euch die, welche euch verhindern, die ſehr 
große Gefahr zu bemerken, welcher die Conſtitution in der 
jetzigen Lage ausgeſetzt iſt, d. h. dem Chaos und der Anarchie, 
welche auf der Stelle die ſicheren Folgen von dem Ueberdruß 
und der Entmuthigung fein würden, in die man die Verwal- 
tungsräthe der Departements und Diſtrikte zu verſetzen ange⸗ 
ſtrengt bemüht iſt. Die Lage der Magiſtrate, der Verwal⸗ 
tungsbehörden iſt heutiges Tages ſehr verſchieden von derjenigen, 
wie fie in einigen Jahren fein wird, wenn die politiſche Ma— 
ſchine feſt geordnet ihren wahrhaften Geſetzen folgen und ihre 
ganze Kraft in den Bewegungen entfalten wird; dann wird 
das Gefühl der Pflicht ohne Zweifel genügen. Wer ſieht in— 
zwiſchen nicht ein, daß der Eifer, die thätigſte Anſtrengung 
kaum genügen, um die zahlreichen Elemente der Unordnung, 
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die uns umgeben, zu zügeln. Diejenigen täuſchen euch, die 
euch gern einreden möchten, daß die Verwalter des Volks, ohne 
Weiteres mitten in die Schwierigkeiten aller Arten geſtellt, ſie 
nicht zu überwinden ſuchen, daß ſie nicht mit Verlangen allen 
euren Geſetzen entgegen harren, um darin die Abhülfe für die 
öffentlichen Leiden zu finden, oder daß ſie nachläſſig wären, 
danach in den ſchon von euch gegebenen zu ſuchen. Ihr, die 
ihr eine republikaniſche Vereinigung der Departements befürch— 
tet, laſſet nicht das Chaos und die Anarchie eindringen; dieſes 
Mittel, hundertmal ſchlimmer als das Gut ſelbſt, bedroht euch 
nur zu ſehr; es würde euch unfehlbar dorthin führen. Anſtatt 
die vorgeblichen Anmaßungen der Verwaltung niederzudrücken, 
verlangt im Gegentheil, befehlt die größte Thätigkeit für die 
Ausführung eurer Geſetze. Befehlt den Verwaltungsbehörden, 
auf keinen Fall ſtarken und kräftigen Maßregeln zuwider zu 
ſein; ermahnt ſie, viel eher dreiſt als furchtſam zu ſein; und 
da die geſtörte öffentliche Ordnung daraus eine Pflicht macht, 
da alle Theile der Verwaltung auf dem Punkte ſtehen, ſich 
aufzulöſen, ſo ſuchet nichts Schlimmes darin, daß ſie ſo ſchnell 
wie möglich nothwendige proviſoriſche Maßregeln ergreifen, um 
die öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten, bis inzwiſchen die 
Hand des Geſetzgebers ſchließlich alle Theile der politiſchen 
Thätigkeit geregelt hat. Unter dieſer Bedingung können wir 
hoffen, die Schrecken des Chaos und der Anarchie zu vermei— 
den, und folgerichtig auch dieſe republikaniſche Vereinigung, 
welche, ſtatt ihr Gipfel zu ſein, ihr Heilmittel werden würde. 
Ich würde den Entwurf zu folgendem Dekret vorſchlagen: 
Die Nationalverſammlung erklärt, nachdem ſie den Be— 
richt ihres Conſtitutionsausſchuſſes gehört hat, in Betreff der 
Verfügung vom 11. April des Verwaltungsraths des Depar— 
ments von Paris: 
Daß die Prineipien der religiöſen Freiheit, aus welchen 
jene Verfügung hervorgegangen iſt, dieſelben ſind, die ſie 
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anerkannt und ausgeſprochen hat in ihrer Erklärung der 
Rechte. Was die Maßregeln der Ausführung betrifft, ſo 
bezieht ſie ſich auf die Weisheit der Verwaltungsräthe in 
den Departements und Diſtrikten. 
(Sieves verläßt die Tribüne mitten unter allgemeinem 
Beifallsruf.) 


Biographiſche Notizen über Sieyes.) 


Immanuel Joſeph Sieyes iſt zu Frejus in der Provence 
am 3. Mai 1748 geboren. Die Jeſuiten, deren Leitung er dort 
frühzeitig übergeben wurde, wünſchten die Aufnahme des hoffnungs⸗ 
vollen Knaben in ihre große Erziehungsanſtalt zu Lyon, damals 
eine der berühmteſten in Frankreich. Der Vater aber widerſetzte ſich 
ſowohl ihren Wünſchen als dem Verlangen feines Ortsbiſchofs; er 
ſchickte ſeinen Sohn zur Fortſetzung ſeiner Studien nach Draguignan 
in das Collegium der Doctrinarier. Da die meiſten Mitſchüler von 
Sieyes ſich auf die militäriſche Laufbahn vorbereiteten, ſo wurde 
dadurch auch ſein Wunſch rege, dieſen Beruf zu erwählen. Der 
Vater jedoch hatte ihn dem geiſtlichen Stande gewidmet. Im vier: 
zehnten Lebensjahre wurde Sieves in das Seminar St. Sulpice 
zu Paris aufgenommen, um ſeine theologiſchen Studien zu beginnen. 
Hier in der Abgeſchiedenheit von der Welt ergriff ihn eine dumpfe 
Melancholie, er glaubte das Glück des Lebens verloren zu haben, 
und nur durch ein ernſtes und anhaltendes Studium wußte er ſich 
aufrecht zu erhalten. Zehn lange Jahre verlebte er in dieſem Zu⸗ 
ſtande. Die Theologie trieb er nur nebenbei; die Hauptgegenſtände 
ſeiner Studien waren die mathematiſchen und phyſikaliſchen Wiſſen— 
ſchaften; auch mit Muſik beſchäftigte er ſich. Schriftſteller wie 
Locke, Condillac, Bonnet bildeten ſeine Lieblingslectüre. Durch 
dieſe Richtung und Neigung des jungen Seminariſten belehrt, ge⸗ 
langten ſeine Oberen zu der Einſicht, „daß er ſich zum Kirchendienſte 
nicht ſchicke “. 


) Eine überfihtlihe und gelungene Darſtellung von den Theorien dieſes 
Staatsmannes hat Dr. C. Riedel geliefert im dritten Hefte ſeiner Bibliothek 
für moderne Politik und Staatswiſſenſchaft. Darmſtadt ev 12. 

II. = 
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Als er im vierundzwanzigſten Jahre die Sorbonne verließ und 
in das Pariſer Leben eintrat, war es ihm, als wandle er unter 
einem ihm unbekannten Volke, deſſen Sitten und Gebräuche er erſt 
näher kennen lernen müſſe. Bald wurde ſeine Aufmerkſamkeit auf 
den damaligen Streit der Oekonomiſten und Merkantiliſten gelenkt. 
Ackerbau und Handel waren die Gegenſtände, mit denen ſich zu jener 
Zeit die bedeutendſten Köpfe Frankreichs vorzüglich beſchäftigten. An 
ihrer Spitze ſtand der Arzt der Frau von Pompadour, Ques nav. 
Durch ihn wurde Sieyes bei Hofe bekannt. Ludwig XV. fand 
Geſchmack an ihm, nannte ihn ſeinen Denker, und gab ihm zum 
Wappen die Dreifaltigkeitsblume, die bei den Franzoſen la pensée 
(der Gedanke) heißt. Nachdem Sieyes im Jahre 1775 eine geiſt⸗ 
liche Anſtellung erhalten hatte, mußte ſeine große Sorgfalt auffallen, 
mit welcher er jede Theilnahme am Kirchendienſte vermied. Er pre⸗ 
digte nie und hörte nie Beichte, er floh jedes Geſchäft und jeden 
Anlaß, der ihm ein geiſtliches Anſehen hätte geben können. Die 
katholiſche Kirche in Frankreich hatte zweierlei Arten von Beamtun⸗ 
gen, eine rein kirchliche und eine kirchlich weltliche, geiſtlich admini⸗ 
ſtrative. Ein Amt der letzteren Gattung bekleidete Sieyes. Als 
Deputirter des Kirchſprengels, in dem er angeſtellt war, wohnte er 
den Ständen der Bretagne bei; ſein Unmuth über die Bedrückungen, 
worin der Adel den dritten Stand hielt, war ſchon bier entſchieden 
hervorgetreten. Auch ſchien ihm bei dem Bruche zwiſchen der öffent⸗ 
lichen Meinung und den Satzungen ſeines Standes eine Kataſtrophe 
gewiß. „Welch eine geſellſchaftliche Ordnung,“ äußerte er, „in der 
ſich das vierzehnte Jahrhundert mitten in den Fortſchritten des acht⸗ 
zehnten erhält!“ Das ſchreckliche Loos der Jugend, deren goldene 
Tage damit ausgefüllt wurden, ſie unter feſtgewurzelte Irrthümer zu 
knechten, war der Gegenſtand ſeines innigſten Mitleidens. Kaum 
für Bildung und Unterricht empfänglich, werde ſte dem Pfade der 
Natur entführt und zu Opfern einer vernunftloſen, unnatürlichen, 
todtengruftähnlichen Anſtalt gemacht, in der die kläglichſten Lehrer 
fh übten, fie körperlich und ſittlich zu martern und zum Dienſte 
der Himmel weiß welcher Irrthümer abzurichten. Sieyes erhielt 
die Erlaubniß, ſeine Pfründe in Paris verzehren zu dürfen. Er 
ſtand dort mit einigen Parlamentsmitgliedern in Verbindung, die 
als Freunde des Vaterlandes handelten. Im Allgemeinen beſaß dieſe 
Kürgerſchaft aber weder Einſicht, noch Stärke des Geiſtes. Die 
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Frage z. B. über die lettres de cachet (Verhaftsbefehle) war für 
jeden Franzoſen entſchieden, nur für dieſe Herren nicht. Am Tage, 
als das Parlament nach Troyes verwieſen wurde, rieth ihm 
Sieyes durch ſeine Freunde, auf der Stelle in den Palaſt zu gehen, 
und den Minifter, der die offenbar willkürlichen, widerrechtlichen und 
von der Nation verabſcheuten Befehle unterzeichnet hatte, „verhaften 
und aufhängen“ zu laſſen. 

Als der Hof und die Regierung Frankreichs nicht mehr wußten, 
wie fie die jährlich ſteigende Schuldenmaſſe tilgen ſollten, und bes 
halb, um Rath zu vernehmen, die Notabeln beriefen, und, weil dieſe 
kein geeignetes Mittel anzugeben wußten, nun zur letzten Ausflucht, 
zur Verſammlung „der Generalſtaaten“, geſchritten wurde, da war 
die Zeit für Steyes’ ſchriftſtelleriſche Thätigkeit gekommen. In 
der Muße des Landlebens, dem er zwei Drittel des Jahres zu widmen 
pflegte, ſchrieb er im Sommer 1788, gegen das Ende des Miniſte⸗ 
riums Lomenie, ſeine „Ueberſicht der Vollziehungsmittel, deren ſich 
die Stellvertreter Frankreichs im Jahre 1789 werden bedienen können“. 
Dieſe Flugſchrift war bereits unter der Preſſe und ſollte ausgegeben 
werden, als Sieyes nach Paris zurückkam und nöthig fand, ihre 
Bekanntmachung aufzuſchieben. Die große politiſche Frage, die alle 
Franzoſen beſchäftigte, ſchien bereits eine ganz andere Geſtalt anzu⸗ 
nehmen; fie ſollte ſich nach den Unterſchieden und Anſprüchen der 
Klaſſen der Geſellſchaft richten. Es war nicht mehr die ganze Na⸗ 
tion, die von der unbeſchränkten Königsmacht ihre Rechte zurück⸗ 
forderte; der Adel, immer bereit, ſich zuſammenzubalten, wollte die 
Zuſammenkunft der letzten Notabeln und den ſchlimmen Geiſt, der 
in dieſer Verſammlung herrſchte, benutzen; er dachte daran, ſeinen 
eigenen Vortheilen das Uebergewicht vor denen des Volks zu geben, 
und hoffte, ſeine alten und neuen Anſprüche vom Miniſter, dem er 
Furcht einjagen würde, ſanctionirt zu erhalten. Dieß bewog Sieyes, 
ſeinen „Verſuch über die Vorrechte“, und gleich darauf ſeine Bro⸗ 
chüre „über den dritten Stand“ zu ſchreiben. Der Gedanke und die 
geſchmackvolle Lebhaftigkeit des Ausdrucks ließen in dem „Verſuche 
über die Vorrechte“ einen Mann der feinſten Bildung erkennen. 
Man begreift, wie viele Leidenſchaften ſolch ein Werk aufregen mußte. 
Der Verfaſſer floh die Huldigungen der Bewunderung, ſo wie er ſich 
den Verfolgungen der Eiferſucht und des Hate! IR indem er 
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unbekannt zu bleiben wußte, und ſofort zwei andere Werke ſchuf, die 
eine noch entſcheidendere Wirkung auf die Denkungsart des Zeitalters 
äußerten. Sieves kann ohne Rouſſeau nicht begriffen werden; 
der erſtere geht von der objektiven Freiheit aus, von der Nothwen⸗ 
digkeit, daß die Freiheit der Mehrzahl im Staate nicht beſchränkt 
werde durch die Privilegien der Minderzahl; Rouſſeau dagegen 
geht von der ſubjektiven Freiheit aus; die bürgerliche Ordnung, ſagt 
er, iſt ein heiliges Recht, das nicht in natürlichen Verhällniſſen 
ſeinen Grund hat, ſondern im freien Willen; er baut den Staat 
erſt auf; Sieves findet ihn vor und ſtellt an ihn nur die For⸗ 
derung, daß die Freiheit des Einzelnen nicht durch Einzelne beſchränkt 
werde. Die Rouſſeau'ſche Gedankenentwickelung des Staats iſt 
das Vorangehende. Sieyes Blick iſt, mit Rouſſeau verglichen, 
mehr auf die Erfahrung, die objektive Anſchauung gerichtet, während 
er dennoch in der erſten Periode der Revolution als der Metaphy⸗ 
ſiker kurzweg bezeichnet wird, wie z. B. von Mirabeau. — In 
einer Stelle der Notices sur la vie de Sieyes, die großentbeils 
von ihm ſelbſt herrühren, heißt es in Beziehung auf das Verhältniß 
zwiſchen ihm und Rouſſeau: „Was man mit Recht an Rouſ⸗ 
ſeau's contract social tadelt, iſt, daß er kein Reſultat erzeugt. 
Der Leſer weiß nicht, wozu er ſich entſchließen ſoll, denn Rouſ⸗ 
ſeau erklärt ſich ausdrücklich gegen eine Regierung durch Stellver⸗ 
treter, obgleich er dieſe Verfaſſungsart keineswegs ergründet hat; er 
hält die Demokratie für einen vielleicht nur Göttern angemeſſenen 
Zuſtand, und mag Recht haben. Despotismus, Oligarchie und De⸗ 
mokratie ſind, wo ſie in voller Reinheit oder derſelben ſich nähernd 
exiſtiren, gleich abſcheuliche Formen. Es giebt keine unſerer heutigen 
alten Monarchien, die nicht tauſendmal beſſer wäre, als jede der er⸗ 
wähnten Formen. Die Verfaſſung durch Stellvertreter iſt die einzige, 
welche bei allen Mängeln und Gebrechen, die von menſchlichen Din⸗ 
gen unzertrennlich ſind, die meiſten und dauerhafteſten Vortheile ge⸗ 
währt. Sie iſt in ihrer Entitebungsart demokratiſch und liefert am 
beſtändigſten die Wahl der Beſten. Ein aufgeklärter Despot freilich 
kann beſſere Subjekte erkieſen; da aber der Despot vergänglich, die 
Form hingegen es nicht iſt, ſo verdient die Verfaſſung durch Stell⸗ 
vertretung den Vorzug. Rouſſeau iſt in Rückſicht dieſer Verfaſ⸗ 
ſungsart in gar keine Combinationen eingegangen, ſondern hat dar⸗ 
über nach den ſchlechten Muſterbildern, die er vor ſich hatte, 
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abgeurtheilt. Als Rouſſeau ſchrieb, war es ſehr verdienſtlich, dle 
Volksſouveränität zu reclamiren. Indeß, um dieſes Ziel zu erreichen, 
mußte er etwas über dieſes Ziel hinausgehen, daher kommt es denn, 
daß ſich der große Haufe auf den Grund der Rouſſeau'ſchen 
Lehre überſpannte Begriffe von ſeiner Souveränität macht.“ 

Daß Sieyes von der Stadt Paris zum Mitglied der Generals 
ſtaaten ernannt wurde, war hauptſächlich eine Folge feiner ſchon 
früher verfaßten Flugſchrift: Au'est ce que le tiers état? 
Der Plan dieſer Schrift iſt ganz einfach; er beſteht aus den drei 
folgenden Fragen und ihrer Beantwortung: 1) Was iſt der dritte 
Stand? — Alles. — 2) Was iſt er bis jetzt in der politiſchen 
Ordnung geweſen? — Nichts. — 3) Was verlangt er? — Etwas 
zu werden. — Nachdem Sieyes dieſe drei Fragen näher begründet 
und daraus die Nothwendigkeit ihrer Beantwortung, wie er fie gez 
geben, abgeleitet hat, ftellt er drei Forderungen auf, und zwar 1) daß 
die Stellvertreter des dritten Standes nur aus den Bürgern genom— 
men werden ſollen, welche wirklich zum dritten Stande gehören; 
2) daß feine Abgeordneten in gleicher Zahl mit denen der beiden 
privilegirten Stände fein ſollen; 3) daß die Reichsſtände nicht 
nach Ständen, ſondern nach Köpfen ſtimmen ſollen. Den beiden 
letzteren Forderungen wurde durch die Entwickelung der Thatſachen 
entſprochen; an den Kampf um dieſe Entwickelung reihen ſich die 
erſten bedeutenden Ereigniſſe der franzöſiſchen Revolution. Die erſte 
Forderung aber wurde nicht erfüllt, und zwar zum Vortheil der 
Revolution ſelbſt; denn hätte man ſie ſtrenge befolgt, ſo würde 
Sieves ſelbſt, fo würde aber auch Mirabeau nicht zum Stell⸗ 
vertreter des dritten Standes haben erwählt werden können. Die 
Wähler von Paris mochten ſich der von Sieyes aufgeſtellten For- 
derung erinnern, als ſie am 11. Mai 1789 entſchieden, daß die 
Geiſtlichen nicht wahlfähig ſeien, und dieſen Beſchluß am folgenden 
Tage auf die Adeligen ausdehnten. „Da aber der erſtere Beſchluß,“ 
bemerkt Bailly in feinen Memoiren ), „nicht in's Protokoll einge⸗ 
tragen war, fo gelang es, die Wahl des Abbe Sieyes zum zwan⸗ 
zigſten Deputirten von Paris durchzuſetzen. War doch Sie ves der 
guten Sache und vor Allem dem dritten Stande, deſſen Intereſſe er 
verfochten hatte, von unendlichem Vortheil geweſen.“ Welche Stel 


) Bailly und die erſten Tage der Revolution, von Edgar Bauer. S. . 
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lung und Bedeutung Sieves in der conſtituirenden Nationalver⸗ 
ſammlung von ſeinem erſten Eintreten an einnahm, iſt ſchon früher 
bei der von uns mitgetheilten Rede Mirabeau's (ſ. Bd. 1. S. 164) 
über „den Namen und die Bedeutung der erſten franzöſtſchen Abge⸗ 
ordnetenverſammlung“ erwähnt. Auf den Vorſchlag Sie ves war 
der dritte Stand aus ſeiner Unthätigkeit, die über einen Monat ge⸗ 
dauert hatte, zur alleinigen Prüfung der Vollmachten übergegangen, 
auf eben feinen Vorſchlag hatte ſich der dritte Stand zur National⸗ 
verſammlung conſtituirt, und nur die von Sie ves gewählte Benen⸗ 
nung war Gegenſtand des Angriffs von Seiten Mirabeau's ge 
worden. 

Wie hoch Sieves in der Achtung der erſten Nationalver⸗ 
ſammlung ſtehen mußte, ergiebt ſich bei Gelegenheit der Debatten 
über das Recht des Krieges und Friedens. Als Mirabeau über 
dieſen Gegenſtand eine ausgezeichnete Rede hielt, auf die wir die 
Erwiederung Barnave's (Bd. 1. S. 340) mitgetheilt haben, fügte 
er die Schlußworte hinzu: „Fürchten Sie ferner nicht, daß ein auf⸗ 
rühreriſcher König, der ſelbſt ſein Scepter niederlegt, ſich der Gefahr 
ausſetze, vom Siege fort zum Schaffot zu gehen!“ Da unterbrach 
ihn heftiges Murren, und d'Espréménil verlangte, man ſolle ihn 
zur Ordnung rufen, weil er die Unverleglichfeit des Königs ange⸗ 
griffen habe. „Sie haben Alle,“ erwiederte ſofort Mirabeau, 
„gehört, wie ich vorausſetze, daß ein despotiſcher und ſich empörender 
König mit einer franzöſiſchen Armee ſich den Platz eines Tyrannen 
erobern wolle. Dann iſt aber ein König nicht mehr König.“ In 
eben dieſer Improviſation wandte ſich Mirabeau mit berühmt ge⸗ 
wordenen Beſchwörungen an den Abbé Sieves: „Ich will nicht,“ 
ſprach er, „meinen tiefen Kummer verbergen, daß der Mann, welcher 
den Grund der Conſtitution legte, daß der Mann, welcher der Welt 
die wahrhaften Principien der Repräſentativregierung mittheilte, ſich 
ſelbſt zu einem Schweigen verurtheilt, welches ich beklage, welches 
ich ſtraffällig finde, daß der Abbé Sieyes — ich bitte ihn um 
Verzeihung, daß ich ſeinen Namen nenne — nicht ſelbſt ſeiner Con⸗ 
ſtitution eines der wichtigſten Hilfsmittel der ſocialen Ordnung ein⸗ 
verleibt. Mein Schmerz iſt um ſo tiefer, weil, indem ich einer meine 
geiſtigen Fähigkeiten zu ſehr überſteigenden Arbeit unterlag, auch un⸗ 
aufhörlich in der Gedankenſammlung und beim Nachdenken, woraus 
der Menſch ſeine höchſte Kraft ſchöpft, geſtört werde, ich meinen 
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Geiſt mit dieſer Frage nicht beſchäftigt hatte, ſchon gewohnt, mich 
für die Vollendung eines Werkes auf jenen großen Denker zu ver— 
laſſen. Ich bin in ihn gedrungen, habe ihn beſchworen, im Namen 
der Freundſchaft, mit welcher er mich ehrt, im Namen der Vater⸗ 
landsliebe, dieſes wohl ſonſt fo energiſchen und heiligen Gefühls, ge⸗ 
beten, uns mit ſeinen Gedanken zu bereichern, nicht dieſe Lücke in 
der Verfaſſung zu laſſen. Er hat es mir abgeſchlagen; ich denuncire 
ihn vor Ihnen. Ich beſchwöre Sie meinerſeits, ſeine Meinung zu 
ermitteln, welche kein Geheimniß bleiben darf, endlich einen Mann 
aus der Entmuthigung zu reißen, deſſen Schweigen und Unthätigkeit 
ich für ein öffentliches rale halte!“ Wie man auch immer über 
dieſe Apoſtrophe Mirabeau's an Sieyes urtheilen mag, das 
wenigſtens geht daraus hervor, daß Sieyes als eine hervorragende 
Autorität in der erſten franzöſtſchen Nationalverſammlung galt. Er 
war aber kein glänzender Redner; ſeine Hauptthätigkeit richtete ſich 
auf die Vorarbeiten in den Ausſchüſſen und auf Anträge zur Um- 
geſtaltung der bisherigen Zuſtände, und zur Gründung eines conſti— 
tutionellen Staatsorganismus. Nachdem ſich die Verſammlung conz 
ſtituirt hatte, ſprach er für die Nothwendigkeit, die Truppen aus den 
Umgebungen von Verſailles und Paris zurückzuziehen, weil dieß ein 
geeignetes Mittel wäre, die Gemüther zu beruhigen und fie von der 
Furcht zu befreien, als ob der Hof auf Gewaltmaßregeln ſinne. Er 
ſprach für den Eid im Ballhauſe, wodurch ſich die Nationalverſamm⸗ 
lung verpflichtete, nicht eher aus einander zu gehen, als bis fie Frank— 
reich eine neue Conſtitution gegeben hätte. Gegen die Aufhebung 
der geiſtlichen Zehnten, die am 10. Auguſt 1789 zur Sprache kam, 
erklärte er ſich aber entſchieden. Er ſprach gegen das Zugeſtändniß 
eines Veto's für den König, und ſchlug zuerſt die neue Eintheilung 
Frankreichs in Departements, Diſtrikte und Municipalitäten vor. 
Als Mitglied des Conſtitutionsausſchuſſes verfaßte er die Schrift: 
Preliminaires de la constitution Frangaise, suivis d'une re- 
connaissance et exposition des droits de homme et du ci- 
toyen, Paris 1789, die mit großem Beifall aufgenommen wurde. 
Am 20. Januar 1790 erſtattete Sieyes im Namen des Conſtitu⸗ 
tionsausſchuſſes Bericht über einen Geſetzentwurf, betreffend die Ver— 
gehen, welche durch die Preßfreiheit veranlaßt werden könnten. 
Leitende Gedanken in dieſer Darſtellung ſind: Die Freiheit eignet ſich 
Alles an, was nicht einem Andern gehört; die Buchdruckerkunſt hat 
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die Geſtalt Europa's verändert, ſie wird die Lage der Welt verändern; 
die Freiheit der Preſſe iſt nothwendig zur Erhaltung der öffentlichen 
Freiheit; ihre Ueberſchreitungen müſſen nach den Geſetzen beſtraft 
werden. Sieves trug auf ziemlich ſtrenge Geſetze an, die aber zu⸗ 
nächſt nur auf zwei Jahre gelten ſollten; er hatte in ſeinen Plan 
das Inſtitut der Geſchwornen aufgenommen. Daß er zu ſtrengen 
Geſetzen gegen Preßvergehen anrieth, erklärte er aus den momentan 
obwaltenden Verhältniſſen, unter denen die neue aufkeimende Freiheit 
noch ſtrenger Schutzmittel bedürftig ſel. Das Geſchwornengericht 
bei Preßprozeſſen erklärte er aber als das einzige Mittel, wodurch 
der Willkür, die ſich nur zu leicht in ſolchen Fällen mit der richter⸗ 
lichen Gewalt verbindet, das nothwendige Gegengewicht gehalten 
werden könnte. Der Geſetzentwurf, den Sieyes vortrug, iſt ſehr 
einfach; eine Spalte im Moniteur reicht aus, um ſeine Beſtimmun⸗ 
gen über Preßvergehen und Strafen, über die Vergehen gegen das 
literariſche Eigenthum, über die Verantwortlichkeit und über das 
Prozeßverfahren darzuſtellen. Und doch iſt bei dieſer Kürze und 
Einfachheit des Entwurfs der Willkür nicht der geringſte Spielraum 
gelaſſen. Es iſt ein für die Angelegenheiten der Preſſe muſterhafter 
Geſetzentwurf. Die eigenthümliche Beſtimmung deſſelben verdient her⸗ 
vorgehoben zu werden, daß die Geſchwornen zur Beurtheilung von 
Preßvergehen von dem Staatsanwalt aus den Schriftſtellern gewählt 
werden ſollten, und zwar der Zahl nach zwanzig, von denen der 
Angeklagte zehn auswählen könnte, die über ſein Vergehen zu ur⸗ 
theilen hätten. Zur Erklärung des Schuldig ſollte eine Majorität 
von fieben gegen drei nothwendig fein, um das Gegentheil auszu⸗ 
ſprechen aber die einfache Majorität genügen. — Der ganze Geſetz⸗ 
entwurf verdient auch deßhalb eine beſondere Aufmerkſamkeit, weil 
er der erſte iſt, der den Preßverhältniſſen in Frankreich einen 
ſicheren Rechtsſchutz zu verſchaffen ſuchte. — Spätere Verſuche ſind 
zwar ausführlicher gerathen, haben aber dadurch in der Regel an 
Ueberſicht, Einfachheit und Klarheit verloren, und ſind geeignete 
Mittel in der Hand der Willkür geworden. 

Im Sommer des Jahres 1790 trugen die Wähler von Paris 
Sieyes die Biſchofsſtelle der Hauptſtadt an; er lehnte ſie ab; da⸗ 
gegen nahm er die Wahl an, durch welche er Mitglied des Direkto⸗ 
riums vom Departement Paris wurde. In dieſer Stellung leitete 
er beſonders den öffentlichen Unterricht. In der Rationalverſamm⸗ 
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lung blieb Sieyes auf die Dauer nicht von dem Haß und der 
Verfolgung der extremen Parteien verſchont. Bekannt ſind ſeine 
Worte aus jener Zeit: „Sie wollen frei werden, und wiſſen nicht 
gerecht zu ſein.“ Für Sieves häufte ſich der Stoff zu feiner Ver⸗ 
ſtimmung ſowohl mit dem Gange der Ereigniſſe überhaupt, als auch 
mit den perſönlichen Kränkungen und Angriffen, denen er ausgeſetzt 
war. Man ging in der conſtituirenden Verſammlung damit um, in 
die franzöſtſche Conſtitution, nach dem Vorbilde der engliſchen, das 
Zweikammerſyſtem einzuführen. Sie es, der zuerſt den Unterſchied 
der Stände als ein politiſches Ungeheuer dargeſtellt hatte, mußte 
darin die Einheit und Gleichheit des Volkes und ſeiner Geſetzgeber 
gefährdet ſehen. Er verfaßte deßhalb eine „den Vaterlandsfreunden 
der 83 Departements vorgeſchlagene Erklärung“. Noch war dieſe 
Erklärung nicht öffentlich bekannt, als er am 19. Juni 1791 feier⸗ 
lich von der Rednerbühne der Jacobiner angeklagt wurde, er gehe 
mit dem gegenrevolutionären Plane um, den Adel wiederherzuſtellen, 
zwei geſetzgebende Kammern zu errichten, und deßhalb das Formular 
einer Erklärung circuliren zu laſſen. Zum Beweiſe ward ein Ab— 
druck der noch nicht ausgegebenen, ganz eigentlich gegen die zwei 
angeblichen Entwürfe verfaßten Erklärung vorgelegt. Die Urheber 
der Anklage waren keine anderen, als die Anhänger des Adels. Daß 
dieſer Angriff von Seiten der Jacobiner unterſtützt wurde, dazu 
mochte wohl nicht wenig die von uns mitgetheilte Rede Sieyes, 
beſonders in ihrem Schluſſe, beigetragen haben, ſo wie ſeine zur 
gleichen Zeit im Moniteur erſchienene Erklärung, worin er ſich als 
einen entſchiedenen Gegner der Republik und Anhänger der conſti— 
tutionellen Monarchie bekannte. Seitdem beobachtete er ein öffent— 
liches Stillſchweigen bis zur Verſammlung des Nationalconvents. 
Nach Auflöſung der conſtituirenden Verſammlung zog er ſich auf's 
Land zurück. Die Ereigniſſe des 20. Auguſt 1792 weckten in ihm 
neue Hoffnungen, er ſah darin die „Revolution der Patrioten“. 
Jedoch bald gab er auch dieſe Hoffnungen auf. Er wollte ſich ſchon 
einen von Paris entfernten Aufenthaltsort wählen, als ihn drei De— 
partements zu gleicher Zeit zum Conventsdeputirten erwählten. Er 
wählte ſeinen Sitz in dieſer Verſammlung für das Departement der 
Sarthe. Das Urtheil, welches Sieyes über die damaligen Leiter 
der öffentlichen Zuſtände hegen mochte, läßt ſich aus ſeinen Worten 
über Marat entnehmen: „Würde die Täuſchung des Volkes über 
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Marat nicht ſo vielen Jammer und ſo viele Schandthaten nach 
ſich gezogen haben, ſo wäre es wirklich lächerlich genug, einen ſo 
unverhohlenen und entſchiedenen Rovaliſten, als Marat war, in's 
republikaniſche Pantheon bringen zu laſſen. Calonne, der ſich auf 
Charlatans verſtand, hat dieſen heiligen Labre des Jacobinerpöbels 
zum Vorſchein gebracht. Hebert erklärte ſich für Marat's Erben, 
auch hat er ſich der Papiere dieſes angeblichen Volksfreundes be⸗ 
mächtigt, damit ſie nicht etwa in rechtſchaffene patriotiſche Hände 
geriethen.“ 

Die früheren Verdienſte, welche ſich Sieves um die franzöſi⸗ 
ſche Revolution erworben hatte, beſtimmten jedoch auch den Convent, 
ihn zum Mitgliede verſchiedener Ausſchüſſe zu ernennen. Er wurde 
zugleich mit Thomas Payne, Petion, Briſſot, Vergniaud, 
Genſonné, Barère, Danton und Condorcet in den Con⸗ 
ſtitutionsausſchuß erwählt, der nach Abſetzung des Königs eine neue, 
republikaniſche Verfaſſung für Frankreich ausarbeiten ſolltie. Eben fe 
erhielt er einen Platz in dem Ausſchuſſe, der die Vertheidigung des 
Vaterlands zu leiten hatte. Inzwiſchen hatte der Prozeß gegen 
König Ludwig XVI. begonnen. Sieyes ſuchte anfangs die In⸗ 
competenz des Nationalconvents als richterliche Behörde zur Einleis 
tung des Prozeſſes gegen Ludwig darzuthun. Als es aber zur Ab: 
ſtimmung über die drei Fragen kam, ob man an das Urtheil des 
Volkes appelliren ſollte, welche Strafe Ludwig zu leiden hätte, und 
ob dieſelbe aufzuſchieben wäre, beantwortete fie Sieyes der Reihe 
nach mit den Worten: nein, den Tod ), nein. Später trug 
er noch im Nationalconvent einen Entwurf zur Organiſation des 
Kriegsminiſteriums vor. Derſelbe wurde aber gemißbilligt und vers 
worfen. Da ihm die Einrichtung des öffentlichen Unterrichts vor— 
züglich am Herzen lag, brachte er über dieſen Gegenſtand einen 
Geſetzesvorſchlag ein; aber kaum war dabei der Name Sieves als 
Urheber ausgeſprochen, fo trat ihm auch ſchon eine entſchiedene Op 
pofition entgegen. Auf Robespierre's förmlichen Antrag wurde 


*) Man hat dieſes Urtheil von Sieyes unſtreitig verſtärken wollen, indem 
man ihm die Worte la mort sans phrase zuſchrieb; aber abgeſehen davon, daß 
der Moniteur nur das einfache Wort la mort bei der Abſtimmung von Sieyes 
enthält, ſo liegen außerdem noch genügende Beweiſe vor, daß jener Zuſatz ein 
ſpäter erfundener iſt. Von den zehn Deputirten des Sarthe⸗ Departements, 
das auch Sieyes vertrat, ſtimmten ſechs mit dem einfachen Wort la mort. 
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der Entwurf befeitigt. Immer mehr fab ſich Sieves auf fich allein 
beſchränkt und von den verſchiedenen Parteien angefeindet. In den 
Ariſtokraten fand er fortwährend ſeine wüthendſten Verläumder, 
ſollten fie auch nur zu ihrem Zwecke angebliche Jacobiner gebrauchen. 
Von ihnen ſagte Sieves: „ſie leben nur von Erinnerungen; vor— 
mals wälzten ſie ſich in dem Andenken ihrer Eitelkeiten fort, jetzt 
nähren ſie ſich von dem Andenken ihres Grolles; in jedem Falle 
vermögen ſie nicht die Vergangenheit zu vergeſſen.“ Die Verwirrung 
der Verläumdung ging in jener Zeit fo weit, daß man Sieves für 
einen Genoſſen Robespierre's ausgab, obwohl beide nie ein Wort 
mit einander gewechſelt haben. Seit dem Sturze der Gironde 
(31. Mai 1793) hielt ſich Sieyes im Convent ganz zurückgezogen 
und beobachtete ein hartnäckiges Schweigen, wodurch er vielleicht der 
allgemeinen Proſcription entging. Erſt ſeit dem Sturze Robes⸗ 
pierre's ließ er wieder ſeine Stimme vernehmen; er trug zunächſt 
auf die Zurückberufung der Mitglieder an, welche durch den Sturz 
der Gironde aus dem Convent vertrieben waren, und ſetzte ſeinen 
Vorſchlag durch. Die Verbannten und Geflüchteten kehrten zurück, 
darunter auch IJsnard (ſ. Bd. 1. S. 401). Sieves trat in den 
Wohlfahrtsausſchuß und veranlaßte als Mitglied deſſelben die ſtrenge 
Ausführung der Geſetze gegen Volksaufſtände; er verlangte unbe⸗ 
dingte Achtung und Anerkennung für die Conſtitution von 1793, an 
deren Erzeugung er bedeutenden Antheil genommen hatte. Um die 
Friedens unterhandlungen zwiſchen Frankreich und Holland zum Ab: 
ſchluß zu führen, ging er mit Rewbell nach Amſterdam; auch 
leitete er die Friedenspräliminarien mit Preußen und Spanien, die 
noch in dem Jahre 1795 ihre definitive Erledigung fanden. Als 
das Direktorium eingeſetzt wurde, bot der Convent ihm eine Stelle 
darin an; er ſchlug ſie aber aus, wie gleichfalls das Miniſterium 
der auswärtigen Angelegenheiten; er zog es vor, Mitglied des Rathes 
der Fünfhundert zu bleiben, und ſaß nach wie vor mit Arbeiten 
überhäuft in den Ausſchüſſen. Eines Tages ſtellte ſich ein Mönch 
aus der Stadt Draguignan, Namens Toule, bei Siepes vor, um 
von ihm Unterſtützung zu verlangen; da er eine abſchlägige Antwort 
erhielt, ſchoß er ein Piſtol ab, wobei Sieyes aber nur ein leichte 
Verwundung davontrug. N 

Im Jahre 1797 trat ein Drittel der Mitglieder aus beiden 
Rathsverſammlungen aus, und eben ſo viele neue Mitglieder traten 
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in Folge der Ergänzungswahlen ein; man ſah bald ein, daß dieſelben 
zu Gunſten der Rovaliſten ausgefallen waren; Sieyes ſchwieg, um 
die Geſinnung des neu conſtituirten Raths der Fünfhundert zu beobs 
achten. Der Staatsſtreich vom 18. Fructidor (8. Septbr. 1797) 
unterdrückte die rovaliſtiſchen Bemühungen; die Deputirten von der 
Geſellſchaft Elichv, wo man über die reaktionären Bewegungen Vers 
abredungen zu treffen pflegte, wurden verbannt; unter ihnen auch 
Boiſſo d' Anglas. Sieyes unterſtützte dieſe Maßregeln. Als 
er im Mat des Jahres 1798 durch das Loos aus der geſetzgebenden 
Ver ſammlung austrat, aber wieder erwählt worden war, nahm er 
den Geſandſchaftspoſten in Berlin an, wo er ſich bis zum Mai 1799 
aufhielt. Für Deutſchland hatte er ſich ſchon früher intereſſirt. Die 
Conſtitution von 1791 ſchickte er an Kant zur Begutachtung. Dieſer 
ſchrieb ihm darüber einen langen lateiniſchen Brief, der ſpäter deutſch 
erſchienen iſt. Er, der deutſche Philoſoph, zeigte einige Verlegenheit, 
von den Männern der franzöfiichen Revolution zu Rathe gezogen zu 
werden, erklärte ſich gegen die ganze Bewegung und berief ſich auf 
eine Reihe von Bibelſprüchen. Sieves ſagte in Beziehung auf 
Kant: „Sie beide, von entgegengeſetzten Standpunkten ausgehend, 
begegnen ſich am nämlichen Ziel, er durch synthesis a posteriori 
und Kant durch analysis a priori, in dem herzerhebenden, uner⸗ 
meßlichen praktiſchen Reſultate, das den Despotismus auf ewig ver⸗ 
nichtet und eine in's Unendliche perfektible Freiheit gründet; der Menſch 
ſei kein bloßes Mittel der Geſellſchaft, er ſei ſein ſelbſteigener Zweck. 
Knechtſchaft und Despotismus find dadurch auf einmal als Gräuel 
und Wahnſinn dargethan.“ — Am 16. Mai 1799 war Sieves 
an Rewbell's Stelle zum Direktor ernannt, und kehrte von Berlin 
nach Paris zurück. Hier fand er Alles in Auflöſung, das Direkto⸗ 
rium in Verwirrung und Feindſchaft; es fehlte an Geld; die franzö⸗ 
ſiſchen Truppen an den Grenzen waren beſiegt und zurückgeſchlagen. — 
Man behauptet, Sieves habe in der Ueberzeugung, daß Frankreich 
an einem Abgrunde ſtehe, Bonaparte, der damals in Aegypten 
war, auffordern laſſen, ſchnell in die Heimath zurückzukehren, um 
das Vaterland zu retten. Talleyrand, Roederer, Sieves und 
Bonaparte ſollen den Plan gemeinſchaftlich verabredet haben, der 
am 18. Brumaire ausgeführt wurde. Sieves trat mit Bona⸗ 
parte und Roger Ducos proviſoriſch in das neu errichtete Con— 
ſulat. Mit ſeinem Austritt aus dieſem Triumvirat verſchwindet 
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Sieves' öffentliche Thätigkeit; er wurde zwar von Napoleon zum 
Senator ernannt und von dem Senate zum Präſtdenten erwählt, 
legte dieſe Stelle aber bald nieder und nahm ganz und gar keinen 
Antheil an den Verhandlungen des Senats. Er hat, wie die Frau 
von Staöl ſich ausdrückt, keiner Tyrannei je gedient. Das Land⸗ 
gut Crosne, welches ihm bei ſeinem Ausſcheiden aus dem Conſulat 
angeboten wurde, nahm er an. Er war oft der Gegenſtand von 
Napoleon's Argwohn; denn dieſer ſchien fein großes organiſtren— 
des Talent zu fürchten, wie auch Siepes ſich von Napoleon immer 
mehr zurückzog. Er ſoll im Jahre 1813 in einer Freimaurerloge zu 
Paris die merkwürdigen Worte geſprochen haben: „Napoleon wird, 
wie Cäſar, in ſeinem Senate fallen.“ Nach demſelben Berichte wird 
verſichert, daß Sieves für den Fall von Napoleon's Sturz durch 
Beſchluß des Staatsraths große Pläne in's Werk zu ſetzen bereit 
war. Bei der erſten Reſtauration blieb er unangefochten; Ludwig XVIII. 
hielt es nicht für angemeſſen, ihn zum Mitglied der Pairskammer 
zu ernennen. Während der hundert Tage wurde er in dieſe Kammer 
berufen, proteſtirte als Pair gegen die Zuſatzakte zur Verfaſſung, 
und weigerte ſich, der Eröffnung des Matfeldes beizuwohnen. Nach 
der Wiedereinſetzung Ludwig's XVIII. wurde er als Königsmörder 
verbannt, und lebte ſeitdem in Brüſſel, von wo er, da nach der 
Julirevolution alle durch die Ordonnanz vom 12. Jan. 1816 ver⸗ 
bannten Franzoſen zurückkehren durften, ſich wieder nach Paris begab. 
Hier ſtarb er erſt am 20. Juni 1836, von feinen Zeitgenoſſen fait 
vergeſſen. Seine Schriften, die auch in's Deutſche übertragen ſind 
von C. F. Kramer, und ſeine Wirkſamkeit auf der Tribüne ſind 
ſein ewiges Denkmal. 


XXVIII. g 
Willich's Rede über die gemiſchten Ehen.“ 


(Gehalten in der zweiten bairiſchen Ständekammer am 
28. April 1834.) 


Im Protokolle der vereinigten Ausſchüſſe heißt es: 

„Dabei zogen die vereinigten Ausſchüſſe in Erwägung, 
daß, da den Griechen ganz gleiche Rechtsverhältniſſe wie den 
Bekennern der beſtehenden drei chriſtlichen Confeſſionen einge 
räumt werden ſollen, und zu dieſen die Beſtimmungen hin⸗ 


?) Bei der Berathung über den Geſetzentwurf, die bürgerlichen 
und politifchen Rechte der griechiſchen Glaubensgenoſſen in Baiern 
betreffend, welcher in der 13ten öffentlichen Sitzung der bairiſchen 
zweiten Kammer vom Jahre 1834 zur Berathung kam, ergab ſich 
von ſelbſt die Gelegenheit, einen Beſchluß der Ständeverſammlung 
vom Jahre 1831 zur Sprache zu bringen, wonach die gemiſchten 
Ehen zwiſchen Katholiken und anderen chriſtlichen Confeſſtonsver⸗ 
wandten geſetzlich keinen kirchlichen Anſtand finden ſollten: ein Ber 
ſchluß, der ſeitdem vielfach in Baiern verletzt war. Der Abgeordnete 
Willich ergriff dieſe Gelegenheit, den Gegenſtand von Neuem zur 
Sprache zu bringen. Derſelbe iſt bis auf unſere Tage für das ge⸗ 
ſammte Deutſchland von ſo großer Wichtigkeit, daß wir nur bedauern 
müſſen, nicht eine ausführlichere Behandlung deſſelben in den parla⸗ 
mentariſchen Debatten deutſcher Kammern, als die mitgetheilte nach 
den Reden Willich's und Rudhart's, die wir hier auf einander 
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ſichtlich der Religionsverhältniſſe der Kinder aus gemiſchten 
Ehen gehören, die Vollziehung derſelben aber in neueren Zeiten 
Anfechtungen und Schwierigkeiten unterliegt, die, wenn ſie nicht 
gehoben werden, auf gleiche Weiſe ſich auch auf die Griechen 
erſtrecken, und den Eintritt derſelben in das neue Rechtsver⸗ 
hältniß auf eine höchſt unangenehme Weiſe ſtören müßten, 
dieſe Verhältniſſe der königl. Staatsregierung bei dieſer Ge— 
legenheit in das Andenken zurückgerufen werden dürften, in 
der vollen Ueberzeugung, daß bei dem ſteten und redlichen 
Beſtreben derſelben, die Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunde 
aufrecht zu erhalten, ſchon die bloße Erwähnung dieſer Ver⸗ 
hältniſſe hinreichen würde, um diejenigen Maßregeln zu ver⸗ 
anlaſſen, die nothwendig ſind, wenn ſich die beſtehenden drei 
Confeſſionen der geſetzgebenden Rechte und die Griechen des 
neuen Geſetzes erfreuen ſollen.“ 

In dieſer Stelle ſchien mir der Antrag eines Wunſches 
zu liegen, der der Annahme des Geſetzentwurfes beigefügt wer⸗ 
den ſollte. 

Da man aber nun erklärt, es ſei nicht ſo gemeint ge⸗ 
weſen, und man habe die Sache nur ſo ganz leiſe im Vorbei⸗ 
gehen berühren wollen, ſo ſehe ich mich veranlaßt, die Aus⸗ 
ſprechung des Wunſches förmlich zu beantragen. Die Ver⸗ 
anlaſſung hierzu, nämlich die bisherige Nichtvollziehung des 


folgen laſſen, haben auffinden können. Man darf wohl mit Recht 
vorausſetzen, daß zwei ſo ausgezeichnete Redner, wie Willich und 
Rudhart, den Gegenſtand umſtändlicher und erſchöpfender behan— 
delt hätten, falls ihre Situation eine andere geweſen wäre. Wir 
entnehmen ihre Reden den amtlichen Verhandlungen der Kammer 
der Abgeordneten des Königreichs Baiern im Jahre 1834. Bd. III. 
Willich's Antrag lautet: „Es möge dem Geſetzentwurfe der 
Wunſch der Stände beigefügt werden, daß der Landtagsabſchied von 
1831 in Bezug auf gemiſchte Ehen im Sinne des damaligen Ge⸗ 
ſammtbeſchluſſes der Stände endlich vollzogen werde.“ 
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letzten Reichsabſchiedes in Bezug auf gemiſchte Ehen, die tägliche 
verfaſſungswidrige Zuwiderhandlung der katholiſchen Geiſtlichkeit 
iſt notoriſch. Ich frage die Herren am Miniſtertiſche, ob 
die Staatsregierung denn dieſen Mißſtand, ob ſie einen Staat 
im Staate länger dulden will, ob ſie nicht den Willen und 
die Kraft hat, die Verfaſſung gegen widerſpenſtige Prieſter 
aufrecht zu erhalten? 

Ich beziehe mich auf Thatſachen und Urkunden; ehe ich 
ſie aber anführe, bemerke ich nur noch, daß vor dem letzten 
Reichsabſchiede, wenigſtens im Rheinkreiſe, den gemiſchten Ehen 
von Seiten der katholiſchen Geiſtlichkeit wenig oder gar keine 
Hinderniſſe in den Weg gelegt wurden, daß ſie bis dahin im 
Gegentheil ihre Funktionen dabei erfüllte, ohne auf der Bedin— 
gung zu beſtehen, daß alle Kinder katholiſch werden mußten; 
erſt ſeit jenem Reichsabſchiede macht ſie dieß zur Bedingung, 
und verweigert im andern Falle ihre Funktionen, was darum 
um fo ſkandalöſer erſcheint. 

Durch dieſe verfaſſungswidrige Handlungsweiſe wird überall 
der Samen der Zwietracht geſtreut, keineswegs dadurch, wie 
ein Redner vor mir meinte, daß man die Sache hier öffentlich 
zur Sprache bringt, was im Gegentheil nöthig und zweckmäßig 
iſt, um Abhülfe herbeizuführen. | 

Hier einige urkundlich belegte Thatſachen. 

Der Biſchof von Speyer hat unterm 22. April 1833 in 
Folge eines päpſtlichen Erlaſſes, datirt vom 27. Mai 1832, 
alſo bald nach dem letzten Reichsabſchiede ergangen, folgendes 
merkwürdige Schreiben an die ihnen untergebenen Geiſtlichen 
erlaſſen, was ſich im beſonderen Protokoll des Landraths des 
Rheinkreiſes von 1833, der auch ſchon Beſchwerde darüber er⸗ 
hob, abgedruckt findet. 

„Bisthum Speyer. Wir, Johann Martin, von göttlicher 
und des apoſtoliſchen Stuhles Gnade Biſchof zu Speyer, ent⸗ 
bieten allen Dekanen, Pfarrern, Pfarrverweſern und übrigen 
Seelſorgsprieſtern des Bisthums Speyer unſern Gruß und 
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Segen zuvor. Wir haben uns bereits bald nach dem Antritte 
unſers Bisthums auf die von unſeren Seelſorgern wegen des, 
bei gemiſchten Ehen einzuhaltenden Benehmens an uns gerich⸗ 
tete Anfrage dahin ausgeſprechen, daß nach den Grundſätzen 
unſerer heiligen katholiſchen Religion, nach den Beſchlüſſen der 
Coneilien und den bis auf die neueſten Zeiten wiederholten 
päpſtlichen Verordnungen, die Ehe zwiſchen einem Katholiken 
und Proteſtanten nach katholiſchem Ritus nur dann eingeſegnet 
werden könne, wenn alle in derſelben zu erzielenden Kinder in 
dem katholiſchen Glaubensbekenntniſſe erzogen werden ſollen; 
haben jedoch gleichwohl die in unſerer Dißeeſe beſtandene 
Uebung, daß, wenn wenigſtens die Kinder nach dem Geſchlechte 
in der Religion ihrer Eltern erzogen werden ſollen, ſolchen 
Ehen der katholiſche Seelſorger aſſiſtiren, demnach proklamiren 
und die Dimiſſorien ertheilen könne, ſo lange noch beſtehen 
laſſen, bis in dieſer hochwichtigen Angelegenheit eine definitive 
Beſtimmung von Seiner päpſtlichen Heiligkeit, der wir entgegen 
geſehen haben, erfolgt ſein werde.“ 

„Dieſe Beſtimmung des allgemeinen Kirchenoberhaupts iſt 
nunmehr in demjenigen Schreiben, welches Se. päpſtliche 
Heiligkeit unter dem 27. Mai vorigen Jahres an die ſämmt—⸗ 
lichen Herren Erzbiſchöfe und Biſchöfe des Königreichs Baiern 
erlaſſen haben, erfolgt, mit der Weiſung an dieſelben, ihrem 
Diöceſan⸗Clerus nunmehr die Verhaltungsweiſe, welche fie 
künftig in den Fällen, wo gemiſchte Ehen eingegangen werden, 
zu beachten haben, zu bezeichnen.“ 

„Demzufolge haben ſämmtliche Pfarr- und übrigen Seel⸗ 
ſorgsprieſter für die Zukunft in dem Falle, wenn bei gemiſchten 
Ehen nicht alle zu hoffenden Kinder in der katholiſchen Religion 
erzogen werden ſollen, ihre ganze Paſtoral- Klugheit anzuwen⸗ 
den, um die Brautleute durch Belehrung, liebreiche Zuſprache 
und Ermahnung, jedoch mit Vermeidung alles widerrechtlichen 
Zwangs, dahin zu vermögen, daß ſie entweder einen förmlichen 
Akt fertigen, oder wenigſtens eine genügende, op auch nur 

1. 
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mündliche, jedoch aufrichtige und ernſtliche Verſicherung geben, 
alle ihre etwa zu hoffenden Kinder in der katholiſchen Religion 
u erziehen.“ 

b „Sollte jedoch dieſe Abſicht durch keinerlei Bemühung er⸗ 
zweckt werden können, dann haben ſie den Brautleuten ganz 
beſtimmt zu erklären, und darauf auch feſtzuhalten, daß ſie 
ihrer Ehe ritu catholico nicht aſſiſtiren, ſomit dieſelbe auch 
nicht proklamiren, noch auch ihnen Dimiſſorien, durch die ſie 
einen andern in ihrem Namen zu thun autoriſiren würden, 
was ſie ſelbſt nicht thun dürfen, ertheilen können. Sie würden 
ja außerdem durch das Eine oder Andere die unerlaubte Hand— 
lung des katholiſchen Brauttheils billigen, über eine unter ſol— 
chen Verhältniſſen ſündhafte Verbindung den göttlichen Segen 
ausſprechen, ſomit ſelbſt unerlaubt und ſündhaft handeln.“ 

„Darnach werden ſich alle Seelſorgsprieſter genau zu 
richten wiſſen; in zweifelhaften und ſchwierigen Fällen aber 
haben ſie alsbald briefliche Anzeigen zu machen und Verhal⸗ 
tungsbefehle zu erheben. Sämmtliche Kapitel-Vorſtände werden 
beauftragt, darüber zu wachen, daß gegenwärtige Verfügung 
in genauen Vollzug geſetzt werde.“ 

Dieſes Schreiben bedarf wohl keines Commentars; ich 
wiederhole, daß auf den Grund deſſelben ſeitdem überall die 
Weigerung der katholiſchen Geiſtlichkeit, ihre amtlichen Oblie⸗ 
genheiten zu erfüllen, eintritt, und zu ſkandalöſen Auftritten 
Anlaß giebt. Allein nicht bloß im Rheinkreiſe, ſondern auch 
im dieſſeitigen Gebiete Baierns zeigte ſich gleiche Widerſpenſtig⸗ 
keit von Seite der höheren katholiſchen Geiſtlichkeit; zum Be⸗ 
weiſe diene folgender Erlaß des biſchöflichen Ordinariats 
Regensburg. ö 

„Das biſchöfliche Ordinariat Regensburg eröffnet dem 
Herrn Pfarrer auf feinen Bericht vom 22ſten d.: I) daß in 
dem vorliegenden Falle der gemiſchten Ehe zwiſchen Johann 
Grötſch und Barbara Trölſch, wo weder die Namen der beiden 
Brautleute zur Verkündigung angegeben, noch Dimiſſorien 
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verlangt wurden, jede amtliche Theilnahme von Seite des ka— 
tholiſchen Pfarrers von ſelbſt unterbleibe, und die Sache auf 
ſich zu beruhen habe; 2) daß überhaupt jede aktive Theilnahme 
an einer gemiſchten Ehe, wobei nicht die katholiſche Erziehung 
aller Kinder ſicher geſtellt iſt, nach katholiſchen Grundſätzen 
unerlaubt ſei; 3) daß die oberhirtliche Stelle einen katholiſchen 
Pfarrer, der ſeine heilige Amtspflicht gewiſſenhaft erfüllt, zwar 
nicht vor allen Verationen ſichern könne, da ja Chriſtus der 
Herr ſich ſelbſt und ſeine Jünger nicht davor geſichert hat; 
daß man aber zu der Erwartung berechtigt ſei, es werde kein 
gewiſſenhafter Seelſorger durch derlei Verationen in Erfüllung 
ſeiner Pflicht ſich irre machen laſſen.“ 

Dieß, meine Herren, mag genügen zur Rechtfertigung 
meines Antrags.) 

) Der Abg. Rudhart fragte darauf: „Wiſſen Sie nicht den 
Namen des Pfarrers, welchem dieſer Befehl zugeſendet wurde? — 
Es wäre möglich, daß derſelbe zu dem Kreiſe, welchem ich vorſtehe, 
gehört, da die Regensburger Diöceſe ſich auf einen Theil deſſelben 
erſtreckt.“ Willich konnte den Namen und Wohnort nicht angeben, 
äußerte aber zugleich, daß er ihn auch nicht angeben würde, falls er 
ihn kenne. Da der Antrag von mehr als fünf Mitgliedern unter— 
ſtützt wurde, eröffnete der Präfident die Berathung darüber. Für 
denſelben ſprachen die Abgeordneten Schickendanz, Dr. Schultz; 
der Abgeordnete und katholiſche Pfarrer Foliot, der dagegen ſprach, 
ſchloß ſeinen Vortrag mit den bekannten Worten Luthers: Hier ſtehe 
ich, ich kann nicht anders, Gott helfe mir! Amen. Nachdem noch 
mehrere Redner theils für, theils gegen den Antrag Willich's ge— 
ſprochen hatten, hielt Rudhart die nachſtehend mitgetheilte Rede. 


XXIX. 
Rudhart's Rede über die gemiſchten Ehen. 


(Gehalten in der zweiten batriſchen Kammer am 28. April 1834.) 


Nun liegt ein förmlicher Antrag und Wunſch vor uns, 
der uns zur Debatte berechtigt, und es frägt ſich vorerſt, ob 
derſelbe mit dem vorliegenden Geſetzentwurf in Verbindung 
ſteht? — Ich nehme keinen Anſtand, dieſe Frage zu bejahen; 
denn in dem Augenblicke, in welchem der Kammer zugemuthet 
wird, die verfaſſungsmäßig ausgeſprochene Gleichheit der drei 
chriſtlichen Kirchen auch auf eine andere chriſtliche Confeſſion 
auszudehnen, iſt es natürlich, daß ſie den Wunſch ausſpricht, 
daß dieſe Gleichheit in Anſehung der drei im Staate beſtehen⸗ 
den Confeſſionen gehandhabt werde. 

Wenn nun, wie es in der That der Fall iſt, den ge⸗ 
miſchten Ehen Hinderniſſe in den Weg gelegt werden, wenn 
es eine Gewalt im Staate giebt, welche den verfaſſungsmäßi⸗ 
gen Rechten der Staatsbürger, ihre Kinder in einer der drei 
chriſtlichen Confeſſionen erziehen zu laſſen, hindernd entgegen 
tritt, ſo kann und muß man allerdings beantragen, daß dieſe 
verfaſſungsmäßigen Rechte gehandhabt werden. Sehr unrichtig 
iſt es darum, wenn der ehrenwerthe Redner hier neben mir 
behauptet, es handle ſich hier von einer rein kirchlichen Ange⸗ 
legenheit. Die Beſtimmung, ſeine Kinder in irgend einer der 
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drei chriſtlichen Kirchen erziehen zu laſſen, macht einen Theil 
der Verfaſſung aus, und, abgeſehen von jeder individuellen 
Ueberzeugung und von der Gewiſſensfreiheit, frage ich denn 
dieſe Herren, ob ſie die Verfaſſung beſchworen haben, und wie 
ſie dieſelbe vollziehen? 

Müſſen ſie die Verfaſſung vollziehen, und wollen 
ſie es nicht, ſo muß die Staatsbehörde, abgeſehen von allen 
Mißverhältniſſen, die obwalten, fie hierzu zwingen. 

Ich habe darum gefragt, da von dem Herrn Biſchofe von 
Regensburg, den ich ſehr verehre, ein ſolcher Erlaß an ſeine 
untergebenen Geiſtlichen ergangen ſei, weil ich erfahren wollte, 
ob er an Pfarrer desjenigen Kreiſes erging, der mir anvertraut 
iſt, um ſodann das Geſetz durch ſie oder gegen ſie in Vollzug 
zu bringen. 

Das Verhältniß alſo in ſeinen argen Mißſtänden, die 
ſchon ſo viele Klagen veranlaßt haben, beſteht noch, — — 
und zwar im größeren Maße; denn jetzt wird jede Theilnahme 
an einem ſolchen Akte abgelehnt; gegenwärtig verweigert man 
nicht nur die Einſegnung, ſondern auch die Proklamation. — 
Es iſt falſch, daß es Grundſatz der katholiſchen Kirche und 
Kirchengeſetze ſei, daß die Kinder in keiner anderen, als in der 
katholiſchen Confeſſion erzogen werden dürfen. Schon im Jahre 
1831 iſt ausführlich dargeſtellt worden, daß es kein Kirchen- 
geſetz giebt, welches die gemiſchten Ehen verbietet. Wohl gab 
es einzelne Breven, einzelne Schreiben der Päpſte, welche ſie 
mißbilligten, ohne eine Ungültigkeit ſolcher Ehen auszuſprechen. 
Es gab aber auch Päpſte, welche ſich in ihren Schreiben im 
entgegengeſetzten Sinne ausſprachen. e 

In Deutſchland ſind ſeit dem weſtphäliſchen Frieden die 
gemiſchten Ehen nie beanſtandet worden, und in dem ſonſt ums 
gemiſchten katholiſchen Baiern fanden fie nach dem Landesge— 
ſetze ebenfalls keine Hinderniſſe; ja in den vormals biſchöflichen 
Ländern, in Bamberg und Würzburg, gab es ausdrückliche 
Verordnungen der Biſchöfe, welche dieſe Ehen anerkannten; 
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Sie, die Herren Abgeordneten vom Ober- und Untermainkreiſe, 
wiſſen dieſes. Erſt in der neueren Zeit beging man die Un⸗ 
geſchicklichkeit, bei dem römiſchen Hofe anzufragen, wie es in 
Anſehung der gemiſchten Ehen zu halten ſei, und was war 
natürlicher und anders zu erwarten, als daß der römiſche Hof 
dieſe Ehen mißbillige. 

Dadurch aber, daß dieſe Ehen von dem gegenwärtigen 
Papſte mißbilligt worden find (ich ſage von dem gegenwärti⸗ 
gen, denn von früheren Päpſten wurden ſie anerkannt, wie ſie 
denn auch in anderen Ländern, in Preußen) und Oeſterreich, 
zugelaſſen find), find unſere Biſchöfe und Pfarrer in ein un⸗ 
angenehmes Mißverhältniß geſetzt. Sie ſollen einerſeits die 
Verfaſſung vollziehen, und hierzu ſelbſt mit Strafe angehalten 
werden, wozu denn erſt neulich die Behörden wiederholt ange⸗ 
wieſen worden ſind, und auf der anderen Seite ſollen ſie dem 
Papſte gehorchen. 

Ich will aber nur in Erinnerung bringen, daß in dem 
unglücklichen Zwieſpalte zwiſchen der weltlichen und kirchlichen 
Gewalt jene die Einzelnen nicht ſo ſchützt, daß ſie ihrem 
Schutze ſich gerne vertrauen. Es giebt noch Pfarrer und Bi⸗ 
ſchöfe, welche ſich wohl erinnern, wie es dem Generalvicar 
von Weſſenberg ergangen iſt. 

Um aber endlich dieſen Mißſtand zu heben, und auf di⸗ 
plomatiſchem Wege zum Ziele zu kommen, müſſen vorerſt die 
Biſchöfe vereinigt ſein in ihren Anſichten, und in Vereinigung 
mit ihnen kann dann das Gouvernement feſt der römiſchen 
Curie vorſtellen, daß es nicht mehr das alte unvermiſchte 
Baiern iſt, ſondern daß es das Königreich Baiern iſt, in wel⸗ 
chem ein Dritttheil der Bevölkerung der proteſtantiſchen Kirche 
angehört, und welche Gefahren aus längerer Weigerung ent⸗ 
ſtehen. Nur auf dieſem Wege kann dem Zwieſpalte abgeholfen 


e) Die Rede iſt 1834 gehalten; ſpäter wurde es auch in Preu⸗ 
ßen anders. 
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werden, der viele, viele Unterthanen verletzen muß. Bis dahin 
iſt nichts anders übrig, als das Geſetz nöthigenfalls mit Zwang 
zu handhaben.) 


) Nachdem noch der Graf von Seinsheim gegen alle Zwangs- 
maßregeln in dieſer Angelegenheit ſich erklärt und der Antragſteller 
einige Bemerkungen und Fragen geſtellt hatte, wie z. B., ob der 
päpſtliche Erlaß vom 27. Mai 1832, der kraft des Schreibens des 
Herrn Biſchofs von Speier in Baiern täglich vollzogen werde, das 
verfaſſungsmäßige allerhöchſte Placet erhalten habe; dieß ſei, nach 
dem letzten Reichsabſchied zu urtheilen, nicht denkbar; ohne Placet 
ſei aber die Vollziehung eben ſo unbegreiflich, es müſſe die Kammer 
ſehr intereſſtren, hierüber Auskunft zu erhalten; ſo nimmt der da— 
malige Miniſter des Innern, Fürſt von Oettingen-Wallerſtein, das 
Wort, und entwickelt die Anſicht der Staatsregierung in dieſer Frage, 
welche darin beſteht, „daß die Staatsregierung das Verbot des Ali: 
ſtirens bei gemiſchten Ehen, d. h. das Verbot der Proklamation und 
der Dimiſſorialien nie als Poſtulat der katholiſchen Glaubenslehre 
betrachten werde. Das bairiſche Episcopat habe dieſe Anſicht getheilt; 
denn der Aufforderung, dieſe Angelegenheit im Sinne der Regierung 
zu behandeln, ſei die Majorität der bairiſchen Prälaten mit rühm⸗ 
lichem Eifer nachgekommen. Eine unbegreifliche Anfrage der Mino— 
rität bei dem päpſtlichen Stuhle um beſtimmte Inſtruktionen,“ fährt 
der Miniſter fort, „eine Anfrage, welche ihrer Natur nach der Bitte 
um ein Verbot gleichkam, rief einen päpſtlichen Auftrag zur Ver: 
nichtung des ſeit dem weſtphäliſchen Frieden in ganz Deutſchland 
und ſelbſt in vielen geiſtlichen Ländern ungetrübt beſtandenen Ver⸗ 
hältniſſes und jenen beklagenswerthen Zuſtand herbei, der hier ein— 
ſtimmig bedauert wird.“ 

„Zwei Wege ſtanden der Staatsregierung offen, jener der Strenge 
und jener der Milde. Mancher konnte zu erſterem rathen. Jedoch 
die mißliche Lage des untergeordneten Clerus erwägend, zwar nie zu— 
gebend, daß Geiſtliche bei ſcheinbarer oder wirklicher Colliſion zweier 
Pflichten diejenige, welche die Verfaſſung auflegt, als die zweite be— 
trachten, wohl aber das Recht der kirchlichen Oberbehörden, einen 
Prieſter von den kirchlichen Funktionen zu ſuspendiren, und manche 
andere Folge in Erwägung ziehend, hat das Miniſterium vor allem, 
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nicht, wie von einer Seite gewünſcht wurde, den Weg der Unterhand⸗ 
lungen und des Vertrags, denn wo es ſich um Einhaltung der Ver⸗ 
faſſung handelt, kann von einem Vertrage nicht die Rede ſein, wohl 
aber die Bahn der Belehrung und des freundlichen Erörterns wählen 
zu müſſen geglaubt. Alles berechtigt zu der Hoffnung, auf dieſem 
Wege die ſchönſte Frucht reifen und den würdigen Pfarr⸗Clerus durch 
gütliche Weiſe der peinlichen Alternative enthoben zu ſehen, in welche 
ihn der vorſchnelle Schritt einiger Kirchenhäupter verſetzt hat. Viel⸗ 
leicht ſind wir ſo glücklich, Ihnen, meine Herren, noch in dieſer 
Sitzung dießfallſige Reſultate mitzutheilen. Sollte aber zum innigen 
Bedauern der Regierung dieſer Weg nicht zum erwünſchten Ziele 
führen, ſo wiederhole ich, daß der Verfaſſung jedenfalls volle 
Kraft gegeben werden wird.“ 

„Nicht zu läugnen iſt es tibrigens, daß die unglückliche Bekannt⸗ 
machung des päpſtlichen Erlaſſes den Familienfrieden in dem Rhein⸗ 
kreiſe mehr als irgendwo geſtört hat, weil dort das Wechſelverhältniß 
der Confeſſtonen inniger, und die gemiſchte Ehe üblicher, als in je 
einem anderen Theile des Königsreichs iſt.“ 

„Auch iſt die ohne königliches Placet erfolgte Proclamation des 
päpſtlichen Erlaſſes Gegenſtand der ernſteſten Verantwortungs⸗Abfor⸗ 
derung geworden.“ 

„Vertrauen Sie, meine Herren, in dieſer wichtigen Sache der 
Feſtigkeit Sr. Majeſtät und dem Pflichtgefühl der Staatsregierung. 
Die vorliegende Frage wird nicht unaufgelöſt bleiben, und dem Geſetze 
muß biederer Vollzug zu Theil werden. Dieß iſt Baiern ſich ſelbſt, 
ſeiner Gleichſtellung mit anderen Staaten und dem Vollzuge ſeiner 
Verfaſſung ſchuldig, und eine ſolche Schuld wird, wie überall, ſo 
auch hier, nicht unabgetragen bleiben.“ 

„Uebrigens findet die Staatsregierung durchaus nichts dagegen 
zu erinnern, daß die Kammer ihre Ueberzeugung über den hochwich⸗ 
tigen Gegenſtand in einen Wunſch niederlege.“ 

„Eine ſolche Aeußerung fortdauernder und unveränderter Ueber⸗ 
zeugung kann ihr vielmehr nur willkommen ſein, ohne daß ich jedoch 
ermächtigt wäre, über die Faſſung des beantragten Wunſches eine 
Aeußerung abzugeben.“ a 

Es erfolgte darauf folgender Beſchluß: „Der Vorſchlag des 
Abgeordneten Willich, dem Geſetzentwurfe über die bürgerlichen und 
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politiſchen Rechte der griechiſchen Glaubensgenoſſen den Wunſch bei— 
zufügen, daß der Landtags-Abſchied von 1831 bezüglich der gemiſchten 
Ehen im Sinne des damaligen Geſammtbeſchluſſes der Stände end— 
lich vollzogen werde, it angenommen — mit eminenter, an Stimmenz 
einhelligkeit gränzender Majorität.“ 


Biographiſche Notizen über Rudhart. 


Ignaz von Rudhart wurde am 11. März 1790 zu Weiß⸗ 
main in Oberfranken geboren. In dieſem zum vormaligen Fürſten⸗ 
tbum Bamberg gehörigen Städtchen fungirte ſein Vater Franz 
Anton, der ſpäter nach der Stadt Bamberg verſetzt wurde, als 
Polizei-Commiſſär. Rudhart erhielt feinen erſten Schulunterricht 
auf dem Gymnaſium und Lyceum zu Bamberg, und bezog nach be: 
endigten Schuljahren die Univerfitäit Landshut, um Jurisprudenz zu 
ſtudiren. Im Jahre 1810 wurde er zum Doktor der Rechte pro— 
movirt, und begann darauf ſeine praktiſche Laufbahn bei dem Stadt⸗ 
gericht zu Bamberg. Schon im Jahre 1811 aber erhielt er von 
dem damaligen Großherzog Ferdinand von Würzburg einen Ruf als 
Lehrer für die deutſche Geſchichte, Geſchichte der Geſetzgebung und 
des Völkerrechts an die dortige Univerſttät. Bald darauf wurde er 
auch Mitglied des Spruch-Collegiums der Würzburger Juriſten⸗ 
Fakultät und erhielt als Rechtsconſulent vielfache Beſchäftigung. 
Als nach dem Pariſer Frieden Würzburg an Baiern abgetreten 
wurde, kam Rudhart mit dem General-Commiſſär von Lerchen⸗ 
feld in nahe und freundſchaftliche Berührung; er verfaßte um dies 
ſelbe Zeit ſeine den damaligen Verhältniſſen entſprechende, ſonſt aber 
nicht tief eingehende Schrift: „Geſchichte der Landſtände in Baiern 
(2 Bde. 1816; 2te Auflage München 1819)“, worin er den Kampf 
der Feudalſtände mit der nach abſoluter Herrſchaft ſtrebenden Für⸗ 
ſtengewalt zu entwickeln ſuchte. Dieſe Schrift lenkte die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der Regierung, die ſich gerade damals mit einer Umgeſtaltung 
der Staatsverfaſſung beſchäftigte, auf Rudhart. Eine Krankbeit, 
die ihn dem Tode nahe brachte, ſchien ihn zur ferneren Verwaltung 
feines Lebramts unfähig gemacht zu haben. Er nahm deßhalb den 
Antrag, in den praktiſchen Staatsdienſt überzutreten, an, und wurde 
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Rath bei dem General-Fiscalat zu München. Hier trat er wieder in 
die alten freundſchaftlichen Verhältniſſe zu dem Hauſe Lerchen— 
feld's, der inzwiſchen zum Finanzminiſter ernannt war. Nach 
zweijähriger Amtsverwaltung wurde Rudhart zum Rathe im Mi— 
niſterium der Finanzen ernannt. Während er dieſen Poſten beklei— 
dete, ſammelte er die Materialien zu ſeinem ſpäter erſchienenen 
Werke: „Ueber den Zuſtand Baierns“ (3 Bde. Erlangen 1826 und 
1827). Die Akademie der Wiſſenſchaften zu München ernannte 
Rudhart zu ihrem ordentlichen Mitgliede. Nudhart war als 
Schriftſteller für Zeitſchriften äußerſt thätig, indem er viele Aufſätze 
politiſchen, ſtaatswiſſenſchaftlichen und juridiſchen Inhalts verfaßte. 
Im Jahre 1823 wurde er zum Direktor der Finanzkammer bei der 
Regierung des Obermainkreiſes befördert, und zog deßhalb nach VBai— 
reuth, von wo er ſpäter in gleicher Eigenſchaft an die Regierung 
des Regenkreiſes nach Regensburg verſetzt wurde. Während ſeines 
Aufenthalts in Baireuth, wo er in der Nähe vom Schauplatz ſeiner 
Jugendzeit lebte, wurde er von den Städten des Kreiſes als Beſitzer 
des von ſeinem Vater ererbten Hauſes zu Bamberg 1825 zum Ab- 
geordneten in die zweite Kammer gewählt. Seitdem öfters wieder— 
erwählt, erſchien er als Abgeordneter auf den Landtagen von 1825, 
1828, 1831 und 1834. In dieſer Stellung zeigte er ein für die 
bairiſchen Verhältniſſe nicht unbedeutendes Talent zum Deputirten, 
wenn gleich er mehr durch den Glanz der Rede, als durch tieferes 
Eingehen auf den Gegenſtand und eine conſequente Verfolgung des 
Ziels die Aufmerkſamkeit zu feſſeln verſtand; beſonders durch ſeine 
improviſirten Reden erhielt er eine größere Bedeutung in der bairi— 
ſchen Ständekammer, aus der nach dem politiſchen Aufſchwung von 
1830 ſehr bald ausgezeichnetere Talente fern gehalten wurden. 
Rudhart war, ſchon wegen ſeiner officiellen Stellung, faſt in allen 
Fragen Anhänger des Negierungsſpſtems; deſſenungeachtet aber be— 
harrte er in einer fortwährenden Dppofition gegen den Grafen von 
Armansperg, der auf Lerchenfeld in der Verwaltung des Finanz⸗ 
miniſteriums gefolgt war. Die bairiſche Ständeverſammlung vom 
Jahre 1831 war nicht verſchont geblieben von dem politiſchen Geifte, 
der in Folge der franzöſtſchen Julirevolution auch Deutſchland in 
eine gewiſſe Bewegung geſetzt hatte. Rudhart war unter dieſen 
Umſtänden ein für die Regierung wichtiges Ständemitglied geworden; 
denn er widerſetzte ſich mit der ihm zu Gebote ſtehenden Stegreif: 
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Beredtſamkeit den Forderungen der Oppoſition auf eine bisweilen 
nicht erfolgloſe Weſſe. Er hielt einige nicht unbedeutende Reden 
über finanzielle und materielle Fragen, eine beſonders über die Civil⸗ 
liſte, und verpflichtete ſich dadurch die Regierung zum Danke. Dieſer 
ward ihm auch zu Theil; denn am Neujahrstage 1832 ſchmlckte ihn 
König Ludwig eigenhändig mit dem Civilverdienſt⸗Orden, woran zu⸗ 
gleich der perſönliche Adel geknüpft iſt; auch wurde er zum General⸗ 
Commiſſär und Regierungs-Präſtdenten zu Paſſau ernannt. In 
dieſer Stellung wirkte er nicht ohne vielfache Anerkennung zum 
Beſten ſeines Verwaltungsbezirkes, wie er ſich auch die Liebe und 
das Zutrauen ſeiner Untergebenen erwarb. Als der König Otto von 
Griechenland im Jahre 1836 München beſuchte, und bei dieſer Ges 
legenheit der Entſchluß gefaßt wurde, den Grafen Armansperg aus 
Griechenland abzuberufen, zeigte ſich die Schwierigkeit, dieſem einen 
paſſenden Nachfolger zu geben. Mehrere Männer, die man in Vor⸗ 
ſchlag brachte, lehnten den gefährlichen Poſten ab, unter ihnen auch 
Graf Lerchenfeld, der damals bairiſcher Geſandte in Wien war, und 
den Vorſchlag machte, daß Rudhart zu jener Stellung wohl der 
geeignetſte und fähigſte Mann ſein dürfte. Die Regierung ging auf 
dieſen Vorſchlag ein, deſſen Ausführung ſich aber in die Länge zog, 
weil Rudhart zu hohe Forderungen ſtellte. Endlich einigte man 
ſich; Rudhart wurde zum bairiſchen Staatsrath ernannt, und 
übernahm die wichtige Stellung als Miniſter des Innern und Prä⸗ 
ſident des Conſeils des Königs von Griechenland. Er begleitete 
dieſen zu ſeiner Vermählung nach Oldenburg, und ging darauf mit 
ihm nach Griechenland, wo er, auf ein ihm ganz fremdes Terrain 
verſetzt, ſehr bald in die ungünſtigſte Stellung gerieth. Ohne Kennt⸗ 
niß von dem Treiben und den Plänen der Parteien, wollte er ſeinen 
guten Willen in raſcher Thätigkeit entfalten, und ſtieß überall auf 
Hinderniſſe. Die ihm bereiteten Unannehmlichkeiten mehrten ſich 
täglich, zumal da er noch in Streitigkeiten mit dem engliſchen Ge⸗ 
ſandten in Athen gerieth. Ueberall in feiner Wirkſamkeit und in 
ſeinen Plänen gehemmt, machte er nun Mißgriffe über Mißgriffe, 
was auf ſeinen reizbaren Körper und Geiſt ſo ſtörend einwirkte, daß 
er ſchon nach einem Jahre ſeine Entlaſſung forderte, die ihm auch 
nicht verweigert wurde. Um ſeine gänzlich zerrüttete Geſundheit 
wieder herzuſtellen, unternahm er eine Reiſe nach dem Orient. Es 
ſchien, als ob die Entfernung von den Geſchäften und die Verände⸗ 
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rung der Reiſe einen günſtigen Einfluß auf feine Geſundheitsumſtände 
geübt hätte; allein auf der Rückkehr nach Baiern brach die Krankheit, 
während er zu Trieſt in Quarantäne ſich befand, mit verſtärkter 
Heftigkeit aus. Rudhart endete hier ſein bewegtes Leben am 11. 
Mai 1838, alſo erſt 48 Jahre alt. Der Landrath von Niederbaiern, 
in welchem Kreiſe er während ſeines amtlichen Wirkens als Präſident 
der Regierung mannigfaches Gute zur Verbeſſerung der Induſtrie 
und Cultur geleiſtet hatte, beſchloß, ihm ein Denkmal zu ſetzen, wozu 
der König ſeine Einwilligung gab. 


XXX. 
Weller's Rede über das Volksſchulweſen.) 


(Gehalten in der zweiten badiſchen Kammer am 15. Mai 1835.) 


Meine Herren! 

Der Bericht Ihrer Commiſſion über das Schulweſen ent— 
hält die Bemerkung, daß die Minorität der Commiſſion der 
Anſicht ſei, daß man in ſo lange keine Veranlaſſung habe, die 
Staats- und Gemeindekaſſen mit den durch das vorliegende 


) Die badiſche Kammer vom Jahre 1835 hat ſich ausführlich 
mit den Verhältniſſen des Volksſchulweſens beſchäftigt. Ihr wurde 
ſchon in der zweiten öffentlichen Sitzung am Aten April von dem 
Staatsminiſter Winter ein Geſetzesentwurf über die Rechtsverhält— 
niſſe der Lehrer und über den Aufwand für Volksſchulen überhaupt 
nebſt den Motiven gedruckt vorgelegt, mit der Bitte, dieſen wichtigen 
Gegenſtand, dem die Kammer ſelbſt früher ſchon beſondere Aufmerk— 
ſamkeit geſchenkt habe, in gründliche und wo möglich baldige Bera— 
thung zu nehmen. Der Entwurf zerfiel in neun Titel, welche der 
Reihe nach Beſtimmungen enthielten: über die Zahl und die Klaſſen 
der nöthigen Schuldienſte, über die fixen Gehalte der Lehrer und die 
Mittel, dieſelben zu decken, über die freie Wohnung der Lehrer, über 
das noch außer dem firen Gehalte zu zahlende Schulgeld, über Pen⸗ 
ſionirung und Entlaſſung der Lehrer, fo wie über Beigebung von 
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Geſetz bedungenen Mehrausgaben zu belaſten, als nicht vor 
Allem auf dem Wege der Geſetzgebung jene innere Einrichtung 
der Schulen und jene Aufſicht über das Volksſchulweſen rück 
ſichtlich derjenigen Punkte eine feſte Baſis erhalten habe, 
welche nicht durch Verordnungen beſtimmt werden können, 
ſondern dem Bereiche der Geſetzgebung angehören. Sie will 
daher bis dahin, wenn auch nicht die Berathung, doch aber 
den Vollzug des vorgelegten Geſetzes verſchoben wiſſen. Als 
Mitglied dieſer Minorität finde ich mich aufgefordert, Ihnen 


die Gründe dieſer Anſicht zu entwickeln. 


Hülfslehrern, über Verſorgung der Schullehrerwittwen und Waiſen, 
über Erbauung, Erhaltung und Einrichtung von Schulhäuſern, über 
die Modificationen, unter welchen das Geſetz auf die Volksſchulen 
der Israeliten Anwendung findet, und endlich einige tranſttoriſche 
Beſtimmungen und Vorſchriften des Verfahrens. Schon in der 
vierzehnten öffentlichen Sitzung vom 5. Mai erſtattete der Abgeord— 
nete Bohm über dieſen Geſetzesentwurf im Namen der Commiſſion 
Bericht. Außerdem trug Welcker am 15. Mai in der ſiebzehnten 
öffentlichen Sitzung als Mitglied der Commiſſton den Bericht zur 
Aufſuchung der proviſoriſchen Geſetze über die das Volksſchulweſen 
betreffenden proviſoriſch verordneten geſetzlichen Beſtimmungen vor. 
Daran knüpfte ſich unmittelbar, der Tagesordnung gemäß, die Dis— 
kuſſton über dieſe Geſetzesemwürfe überhaupt. Der Abg. Weller 
nahm zuerſt das Wort und hielt die voranſtehende Rede, über die 
ſich eine längere Debatte erhob, weil darauf angetragen wurde, ſie 
zum Voraus drucken zu laſſen, und dieſem Antrage ſich der Staats⸗ 
miniſter Winter widerſetzte. Die Kammer entſchied zu Gunſten des 
Antrags, und beſchloß, die Diskuſſton über Weller's Propofitionen 
mit der über den Commiſſionsbericht des Abg. Welcker zu vereiniz 
gen. In der folgenden Sitzung vom 16. Mai wurde die Diskuſſion 
über die Rechtsverhältniſſe der Schullehrer fortgeſetzt. Daſſelbe ge— 
ſchah in den Sitzungen vom 18., 19., 23., 24., 25. und 27. Mai, 
an welchem letzteren Tage das mannigfach von der Kammer modift⸗ 
cirte Schulgeſetz zur Abſtimmung gebracht und von 36 gegen 
10 Stimmen angenommen wurde. 
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Die großherzogliche Regierung iſt dem auf den früheren 
Landtagen oft geäußerten Wunſche über Verbeſſerung des 
Volksſchulweſens entgegengekommen. Sie hat im Laufe des 
letzten Jahres umfaſſende Vorſchriften über das Schulweſen 
erlaſſen, und zwar durch die Verordnungen vom 15. und 
30. Mai, publicirt in den Regierungsblättern No. 28 und 26 
vorigen Jahres, welche die Verhältniſſe ſowohl der Volks- als 
höheren Bürgerſchulen in allen ihren Beziehungen feſtſtellen 
ſollen. Nur der finanzielle Theil des Volksſchulweſens, die 
Bewilligung von jährlich 100,000 fl. aus Staats⸗ und Ger 
meindemitteln für Beſoldungen, Penſionen und Wittwengehalte 
der Lehrer, bleibt nach Anſicht der Regierung der Geſetzgebung 
vorbehalten. Nur dieſer eine Theil iſt daher zur Cognition 
der Stände vorgelegt worden. Beides aber iſt untrennbar, 
beides verhält ſich zu einander wie der Preis zur Waare, wie 
das Mittel zum Zweck. Sie können daher, meine Herren, 
nach der Anſicht der Minorität dieſe Gelder nicht bewilligen, 
bevor nicht dieſe Verordnungen ſelbſt zu Ihrer Cognition ge⸗ 
kommen ſind, bevor von Ihnen nicht anerkannt wurde, ob die 
Schulorganiſation, die man Ihnen bietet, ſolchen Preis werth 
iſt. Dieß wird zweitens um ſo weniger der Fall ſein dür⸗ 
fen, als der Herr Berichterſtatter der Commiſſion zur Auf⸗ 
ſuchung der proviſoriſchen Geſetze bereits gezeigt hat, daß durch 
dieſe Verordnungen in den Kreis der Geſetzgebung eingegriffen 
wird, und weil drittens dieſe Verordnungen ſowohl im 
Princip falſch, als in der Ausführung, der Anſicht der Mino⸗ 
rität Ihrer Commiſſion nach, höchſt fehlerhaft erſcheinen. 

In Beziehung auf den zweiten Punkt, daß nämlich dieſe 
Verordnungen in das Gebiet der Geſetzgebung eingreifen, kann 
ich nur das als vollkommen richtig beſtätigen, was der benannte 
Herr Berichterſtatter hierüber ſo eben angeführt hat. Durch 
die §§. 4, 6b, 10, 13, 14 und 15 jener Verordnung vom 
15. Mai wurde wirklich Schulzwang, unter Androhung von 
Geld- und Gefängnißſtrafen gegen die Eltern, verordnet, und 
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ſolcher im F. 20 auch auf die Fortbildungsſchulen und im 
§. 22 auf die Sonntagsſchulen ausgedehnt. Solche Vorſchrif— 
ten, welche ſowohl die perſönliche Freiheit als das Vermögen der 
Staatsangehörigen berühren, gehören aber unzweifelhaft in das 
Gebiet der Geſetzgebung. Die §§. 10 und 11 jener Verord— 
nung binden die Ertheilung und den Empfang von Privat— 
unterricht an die Genehmigung der Staatsbehörden. Auch dieſe 
Beſtimmung berührt ſowohl die perſönliche Freiheit als das 
Geldintereſſe der Privatlehrer und ihrer Schüler, gehört alſo 
gleichfalls der Geſetzgebung an. Die 88. 26 und 27 über- 
tragen die Anſtellung, Verſetzung und Entlaſſung der Lehrer, 
die §§. 28, 30 u. 35 jene der Hülfslehrer, reſp. deren Strich 
aus der Candidatenliſte der Staatsbehörde, die §§. 36, 44, 51 
und 52 übertragen die unmittelbare Leitung und weſent— 
liche Aufſicht des ganzen Schulweſens ausſchließlich der 
Geiſtlichkeit. Dieſes alles aber ſind organiſche Staatseinrich— 
tungen, alſo gleichfalls Gegenſtände der Geſetzgebung. Der 
F. 48 theilt die Competenz, über die Verbindlichkeit zur Er— 
bauung von Schulhäuſern zu erkennen, den Kreisregierungen 
zu. Dieß iſt eine Ausdehnung ihrer bisherigen Competenz 
hierüber, indem nach §. 30 des Geſetzentwurfs deren Erbauung 
in weiterer Ausdehnung als bisher der Gemeinde obliegen fol 
In allen dieſen und noch mehreren anderen Punkten greifen 
daher jene Verordnungen in das Gebiet der Geſetze ein. 

Der dritte Hauptpunkt endlich, aus welchem die Mino— 
rität Ihrer Commiſſion dieſen Antrag ſtellte, liegt in dem un— 
richtigen Princip und der fehlerhaften Ausführung jener Ver— 
ordnungen, welche die weſentliche Aufſicht, die unmittel- 
bare Leitung über Lehrer und Schulen, ausſchließlich der 
Geiſtlichkeit, mit Ausſchluß der Gemeinden und Eltern, über— 
nogen. Eine theoretiſche Ausführung der Nachtheile dieſer 
geiſtlichen Oberaufſicht und Leitung wird wohl hier nicht nöthig 
ſein. Die Verſunkenheit der niederen Volksklaſſen in Spanien 
Italien, Irland und Frankreich, und die früheren Zuſtände in 

u. 16 
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Deutſchland bieten nahe liegende praktiſche Beiſpiele dar. Die 
Oberaufſicht und Leitung der Schulen muß ſich vielmehr nach 
ihrer Beſtimmung richten. Dieſer Zweck der Erziehung iſt 
aber dreifach: 1) Die religiöſe und ſittliche Bildung des 
Menſchen. Sie verbleibe immerhin der Geiſtlichkeit. 2) Die 
politiſche Bildung. Sie iſt Sorge des Staats, zur Erhaltung 
von geſetzestreuen, die Verfaſſung liebenden Staatsbürgern. 
Der dritte Zweck endlich iſt die praktiſche Ausbildung zum 
künftigen Lebenserwerb. Solches iſt die Sorge der Eltern und 
Gemeinden. Oberaufſicht und Leitung der Schulen iſt daher 
in dieſer dreifachen Beziehung zweckmäßig zu vertheilen, und 
die Gemeinden, reſp. Eltern, hiervon nicht auszuſchließen, um 
ſo weniger, als Schulgeld und Gemeindezuſchüſſe, nach dem 
vorliegenden Geſetzentwurf §§. 18 u. 32, die Hauptmittel zur 
Erhaltung der Schulen liefern fol. Sie find in dieſer Bezie— 
hung wahre Gemeindeanſtalten. Hierauf nehmen jedoch jene 
Verordnungen keine Rückſicht. Vielmehr übertragen die §§. 36 
und 38 dem Ortsgeiſtlichen als Schulinſpektor die unmittelbare 
Leitung des Lehrers und der Schule. Nach 8. 44 ſteht ſolcher 
ausſchließlich unter dem Bezirksſchulviſitator, welcher aus ſämmt⸗ 
lichen Geiſtlichen des Bezirks gewählt wird, und über ſolchem 
endlich nach §§. 50 und 51 die Oberſchulbehörde, d. h. die 
Miniſterial-Kirchenſektion. Wir erblicken alſo hier drei voll⸗ 
kommen geiſtliche Inſtanzen, welchen die ſelbſtſtändige 
Leitung und Verwaltung aller Schulangelegenheiten eingeräumt 
iſt, einſchließlich der Anſtellung, Verſetzung und Entlaſſung der 
Lehrer. Man wird mir hiergegen zwar einwenden, daß nach 
8. 39 jener Verordnung neben ſolchen noch ein Schulvorſtand 
zur Mitwirkung bei den Schulangelegenheiten conſtituirt ſei, 
wozu auch der Bürgermeiſter gehöre, und hierdurch das In⸗ 
tereſſe der Gemeinden gehörig vertreten werde. Allein, eine 
nähere Unterſuchung der Zuſammenſetzung und Competenz des⸗ 
ſelben zeigt, daß dieſelbe ohne alle Wirkſamkeit für die Wah⸗ 
rung der Intereſſen der Gemeinden bei dem Schulweſen ſein 
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muß. Derſelbe beſteht nämlich, feiner Majorität nach, gleich- 
falls aus Geiſtlichen und gleichgeſinnten oder influirten Mit 
gliedern, nämlich dem Schulinſpektor, dem Ortsgeiſtlichen als 
Vorſteher und den weiteren im Orte wohnenden Geiſtlichen 
(F. 40), dem Kirchengemeinderathe oder Stiftungsvorſtande, 
oder dem Synagogenrathe. Alle übrigen nicht geiſtlichen Mit— 
glieder der Gemeinden, alle Intelligenz der Städte iſt hierdurch 
von jeder Einwirkung auf die Schulen geſetzlich ausgeſchloſſen, 
denn auch die Wahl durch die Oberſchulbehörde in Fällen des 
F. 41 wird dieſe vom Geſetz vorgezeichnete geiſtliche Richtung 
nicht verlaſſen. Dieß iſt aber um ſo unpaſſender, als gerade 
in neuerer Zeit die intelligente Bevölkerung der Städte für die 
Schulen ſo manches freiwillige Opfer gebracht hat. So haben 
z. B. mehrere Frauen aus Mannheim mit freiwilligen Bei— 
trägen eine Schule für kleine verwahrloſte Kinder geſtiftet, in 
welcher 150 derſelben nicht nur gelehrt, gewartet und gepflegt, 
ſondern auch geſpeiſt werden. Mit ſolchen Einrichtungen, wo⸗ 
durch dieſe Frauen von jeder Mitaufſicht ausgeſchloſſen werden, 
wird ſich dieſe Theilnahme natürlich verlieren. Aber auch die 
Competenz dieſes Schulvorſtandes iſt die beſchränkteſte. Nach 
F. 17 der Verordnung dürfen deſſen Mitglieder den öffentlichen 
Prüfungen beiwohnen. Nach §. 42 hat der Schulvorſtand 
ein allgemeines Aufſichtsrecht und darf Verbeſſerungsvorſchläge 
machen. Dieſes Recht ſteht aber jedem Staatsangehörigen 
ohnedieß zu, und wenn deſſen Vorſchläge der Schulbehörde, 
d. h. der Geiſtlichkeit, nicht eonveniren, ſo werden ſie bei Seite 
gelegt werden. Man wird ferner einwenden, daß noch außer⸗ 
dem eine Oberſchulconferenz beſtehe. Aber dieſelbe iſt eben ſo 
wenig geeignet, den überwiegenden Einfluß der Geiſtlichkeit zu 
hemmen, denn auch ſie beſteht zur Hälfte gleichfalls aus Geiſt⸗ 
lichen und nur aus zwei gewählten Schulmännern. Auch ihre 
Competenz erſtreckt ſich gleichfalls nur auf Berathung und 
Entwerfung von Schulverordnungen. Sie hat durchaus keine 
entſcheidende Stimme. Die Kreisregierungen 99 nach 8. 49 
6 * 
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lediglich nur Anträge der Unterſchulbehörde an die Oberſchul— 
behörde zu bringen. Eine weitere Competenz iſt auch für die 
Aemter nicht vorhanden. Man wird mir endlich noch einwen— 
den, daß nach 8. 50 die Oberſchulbehörde unter unmittel- 
barer Aufſicht des Miniſteriums des Innern ſtehe, und daß 
der würdige Vorſtand deſſelben Garantie gegen jeden Miß— 
brauch der geiſtlichen Gewalt gewähre. Wenn ihm ſolches 
auch möglich wäre, ſo bleibt dieſe Garantie doch immer eine 
bloß perſönliche. Es iſt aber Pflicht der Volksvertreter, durch 
gute Geſetze, die nur unter einer guten Regierung gemacht 
werden können, der Zukunft Schutz gegen jedenfalls möglichen, 
und, wie die Erfahrung zeigt, nur zu häufigen Rückgang und 
Mißbrauch der Gewalt zu gewähren. Dieſe Organiſation der 
Schulen aber, wie ſie eingeführt werden ſoll, durch Erziehung 
der Lehrer in Seminarien, durch ihre von der Geiſtlichkeit aus— 
gehende Anſtellung und Beförderung auf beſſere Dienſte, Be— 
lohnung durch Penſionen und Wittwengehalte, Entlaſſung ad 
libitum (denn Unverträglichkeit iſt nach §. 43 ſchon Grund 
dazu, und wird ſich der geiſtlichen Obrigkeit gegenüber in jeder 
Meinungsverſchiedenheit leicht finden laſſen) würde im unglück⸗ 
lichen Falle aus ihnen willfährige Werkzeuge des Despotismus 
und Obſcurantismus ſchaffen, und ſelbſt der klöſterlichen Zwangs⸗ 
herrſchaft Thür und Thore öffnen. (Miniſter Winter und 
mehrere Andere: „Oho! Oho!“) 

Der zweite Hauptfehler jener Verordnungen liegt in eini⸗ 
gen Details derſelben. Der g. 1 der Verordnung vom 
15ten Mai d. J. ſtattet zwar die Volksſchulen herrlich aus. 
Man erblickt unter den Gegenſtänden, die gelehrt werden ſollen, 
außer Religion, deutſcher Sprache, Schreiben, Rechnen und 
Geſang, auch Naturgeſchichte, Naturlehre, Erdkunde, Geſchichte, 
Geſundheitslehre, Landwirthſchaft, Geometrie und Zeichnen. 
Aber die ſchönen Hoffnungen, welche man aus dem §. 1 ge— 
schöpft hat, verwandeln ſich in Schauer, wenn man die 88.48 
und 49 der Verordnung vom 30. Mai v. J damit vergleicht, 
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wonach allen dieſen letzteren Gegenſtänden zuſammen in der 
zweiten Klaſſe wöchentlich nur eine und in der oberſten Klaſſe 
nur zwei oder drei Stunden gewidmet werden ſollen, während 
für den Geſang allein zwei Stunden wöchentlich beſtimmt find. 

Es ſoll von dieſen Gegenſtänden nur dasjenige gelehrt 
werden, was in einem Lehrbuch enthalten iſt, welches einzu— 
führen die Regierung, reſp. die Geiſtlichkeit, ſich vorbehalten 
hat. Welcher Mißbrauch hiermit getrieben werden könnte, be 
darf wohl keiner näheren Ausführung. Auffallend iſt ferner, 
daß in dem ganzen Plan über die Volksſchulen, wie auch über 
die höheren Lehranſtalten, der Aufklärung und Entwickelung 
des conſtitutionellen Volksgeiſtes nirgends Erwähnung geſchieht, 
während der §. 34 der Verordnung vom 30ſten Mai v. J. 
hierzu die zweckmäßigſte Gelegenheit darbietet; jener §. lautet 
folgendermaßen: 

„Bei dem Religionsunterricht ſind zugleich auch die Keime 
der bürgerlichen Tugenden zu wecken, den Kindern die Pflichten 
der Treue gegen den Großherzog, Liebe zum Vaterlande, Ge— 
horſam den Geſetzen und Verordnungen, Achtung gegen die 
weltliche und geiſtliche Obrigkeit, welche die Geſetze und Ver— 
ordnungen zu vollziehen hat, die Pflichten gegen ihre dereinſti— 
gen Mitbürger überhaupt, Ehrerbietung gegen das Alter ins— 
beſondere, auf eine faßliche Weiſe, jedoch tief einzuprägen.“ 

Eine abſichtliche Uebergehung der Verfaſſung liegt bei 
dieſer anderweiten Ausführlichkeit beinahe offen vor. Man 
wird mir zwar antworten: die Jugend müſſe vorerſt ihre 
Pflichten kennen lernen, der Mann werde ſeine Rechte ſchon 
ſelbſt aufſuchen. Beklagenswerther Irrthum! Auch die Liebe 
zur Verfaſſung muß der Jugend eingeprägt, die conſtitutionellen 
Rechte derſelben gelehrt werden, damit ſie ſolche bei Zeiten 
achte und ſchätze. Ueberläßt man ihre Aufſuchung dem Zufall, 
ſo wird unſere Jugend leicht auf Irrwege gerathen, und ſtatt 
der geſetzlichen Freiheit die Kerker Frankfurts finden. In ſo 
fern daher die Volksſchulen nicht zugleich auf dem Wege der 
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Geſetzgebung ihre unwiderrufliche Organiſation erhalten, wo⸗ 
durch unter mitwirkender Aufſicht der Gemeinden den Bedürf—⸗ 
niſſen der Zeit und der Verfaſſung mehr Genüge geſchieht, 
kann ich nicht dafür ſtimmen, die Steuerpflichtigen und die 
Gemeinden jetzt ſchon auf geſetzlichem unwiderruflichen 
Wege mit einer neuen Bürde von 70,000 fl. und 32,000 fl. 
jährlich zu belaſten. 
Ich wiederhole den Antrag der Minorität. 


XXXI. 
Brougham's Rede über Volkserziehung. 


(Gehalten am 8. Mai 1818 im Unterbauſe.) 


Sir! Indem ich mich erhebe, um die mir von dem Er— 

ziehungsausſchuß auferlegte Pflicht zu erfüllen, dieſem Hauſe 
einen Bericht über den Gang unſerer Unterſuchungen abzulegen, 
muß ich allerdings die Befürchtung ausſprechen, Ihre Aufmerk⸗ 
ſamkeit auf einige Zeit in Anſpruch nehmen zu wollen. Zus 
vörderſt möchte ich Ihre Aufmerkſamkejt auf den langſamen 
Gang unſerer Nachforſchungen lenken. Zwei Jahre ſind 
ſchon verfloſſen, ſeitdem unſere Arbeiten begannen, und die 
Bill, die jetzt dieſem Haufe vorgelegt wird, iſt die erſte Maß⸗ 
regel, die wir einzubringen gewagt haben. Gern geſtehe ich, 
daß dieſer langſame Gang, meiner Meinung nach, höchſt heil— 
bringend geweſen iſt. Dadurch haben wir Zeit gewonnen, um 
die Sache einer ruhigen und ernſten Betrachtung zu unterwer⸗ 
fen, wie ihre unermeßliche Wichtigkeit durchaus verlangt, wenn 
man mit Vortheil darüber Geſetze erlaſſen will. Uns iſt zu 
leicher Zeit die Gelegenheit gegeben, die erſchöpfendſten Aus⸗ 
unftsmittel anzuwenden, um zur völligen Erkenntniß zu ge⸗ 
langen. Das, was ich jetzt dem Hauſe vorzutragen gedenke, 
ſind die Reſultate des Nachdenkens und der uns vorgelegten 
Zeugniſſe. 
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Wenn wir die Mängel der Erziehung der ärmeren Volfs- 
klaſſen betrachten und zu gleicher Zeit die geeignetſten Mittel, 
dieſen Mängeln abzuhelfen, ſo müſſen wir den Gegenſtand von 
zwei verſchiedenen Geſichtspunkten aus betrachten. Zuerſt müſſen 
wir der Lage des Volks in den größeren Städten gedenken, und 
dann in jenen rein ackerbautreibenden Diſtrikten, wo kaum ein 
Dorf zu finden iſt. Das Haus wird bald einſehen, daß es 
ſeine ganze Aufmerkſamkeit dieſer Eintheilung und den Ver— 
ſchiedenheiten, die hieraus entſtehen, zu ſchenken habe, und daß 
wir nur durch Berückſichtigung dieſer Verſchiedenheiten zu einem 
richtigen Schluß gelangen können. In den größeren Städten, 
in denen, meine ich, wo die Bevölkerung eine Einwohnerzahl 
von 78000 überſteigt, giebt es ſchon gewöhnlich hinreichende 
Mittel, die Armen zu unterrichten. Damit ſoll nicht geſagt 
werden, daß in kaum einer Stadt die Vortheile der Erzie— 
hung fehlen können, ſondern daß die lobenswerthen Bemühun⸗ 
gen verſchiedener Perſonen dieſem Zwecke überall gewidmet ſind, 
und daß ſolche Bemühungen täglich ſo vorſchreiten, daß bald 
wenig zu wünſchen übrig ſein dürfte. Geſellſchaften aus den 
angeſehenſten und wohlhabendſten Männern bilden ſich überall, 
und, zu ihrer unendlichen Ehre ſei es geſagt, bringen die nöthi— 
gen Fonds auf; und gehen ſelbſt nicht ſparſam mit dem um, was 
die meiſten, die mit ihrem Gelde freigebig genug ſind, ungern 
ſchenken, ihrer Zeit, ihrer ausdauernden und thätigen perſönlichen 
Mitwirkung. Es wäre in der That ſchwer, dieſen jo lobens— 
werthen Eifer in gebührenden Ausdrücken zu würdigen, noch 
10 e auf die Hauptſtadt und die größeren Städte be⸗ 

ränkt. 

Wir finden kaum eine einzige Stadt von einiger Bedeu⸗ 
tung, worin nicht eine derartige Geſellſchaft ſich gebildet hätte, 
und es unterliegt keinem Zweifel, daß nicht eine hinreichende 
Anzahl Schulen zur Erziehung der Volksklaſſen auf ſolchen 
dicht bevölkerten Orten aus freiwilligen Beiträgen unterhalten 
werden können, vorausgeſetzt, daß das Hinderniß, welches immer 
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der Anlage ſolcher Schulen ſich widerſetzt hat, nämlich die erſten 
Unkoſten ſolcher Unternehmungen, der Bau der Schulhäuſer, 
weggeräumt wird. Wo eine ſo unverläugbare Neigung, dieſes 
gute Werk durchzuſetzen, in einer Gemeinde ſchon exiſtirt, müſ— 
ſen wir ſehr vorſichtig mit unſern Regierungsmaßregeln ſein. 
Die größte Gefahr, die wir zu befürchten haben, iſt das Aus— 
trocknen der Quellen der Privatwohlthätigkeit durch das unvor— 
ſichtige Einſchreiten der Regierungsgewalt. Die Geſellſchaften, 
worauf ich mich beziehe, wirken für das Volk nicht allein als 
Wohlthäter, ſondern als Rathgeber und Verwalter; ſie bieten 
ihre eigenen Mittel auf; ſie appelliren an die Freigebigkeit 
ihrer Gemeinde durch Verſammlungen und durch die Preſſe. 
Sie ſammeln das Geld, um die erſten Schritte zur Begrün— 
dung einer ſolchen Schule thun zu können, und durch jährliche 
Beiträge werden die jährlichen Ausgaben gedeckt. Die Aus— 
gaben werden meiſtentheils mit einer Sparſamkeit verwaltet, 
die, wie ich befürchte, niemals bei der Verwendung von Staats— 
revenüen zu erzielen ſein dürfte. Wollte das Parlament jetzt 
ſich geneigt zeigen, ſolchen Geſellſchaften mit jährlichen Geld— 
bewilligungen, wie bei den privilegirten Schulen in Irland es 
der Fall iſt, zur Hülfe zu kommen; ſo kann niemand bezweifeln, 
daß der Eifer der Sammelnden und die Freigebigkeit der Bei— 
tragenden beträchtlich nachlaſſen würde; auch können wir an— 
nehmen, daß die ſo bewilligten Fonds weit weniger ökonomiſch 
verwendet werden würden; wir dürften bald ſehen, daß das 
Einkommen von 100 oder 200, und ſogar in größeren Städten 
von 1000 oder 2000 Pfd. Sterl., welche jetzt zur Erziehung 
des Volks zuſammengebracht werden, in nichts zerfallen würde, 
während andere jetzt im Entſtehen ſind, und viele andere wohl— 
thätige Pläne niemals zur Reife gelangen würden, die, wenn 
ſie nur dem Wohlthätigkeitsſinne der reicheren Klaſſen über— 
faffen worden wären, ohne Controle bald in's Leben getreten 
wären. Die Bahn, welche das Parlament nach allen uns 
vorgelegten Zeugniſſen hinſichtlich der mehr bevölkerten Orte 
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zu befolgen habe, iſt vollkommen klar. Das Parlament muß 
feine Hülfe auf die erſten nothwendigſten Herſtellungskoſten ſol— 
cher Anſtalten beſchränken und die jährlichen Ausgaben den 
Privatbeſchützern ſolcher Anſtalten überlaſſen. Die Hauptſchwie— 
rigkeit, die man bei Anlage einer ſolchen Schule empfindet, 
entſpringt aus den Unkoſten, die zur Herſtellung des Schul⸗ 
hauſes und Wohnhauſes für die Lehrer nöthig ſind. In man— 
chen Orten ſind die Einwohner im Stande, die jährlichen Un— 
koſten zu beſtreiten, wenn die Sache einmal im Gange wäre; 
aber eine Ausrüſtung, fo zu ſagen, iſt zuerſt nöthig und Uns 
ternehmungen werden häufig wegen der Schwierigkeit, die er— 
ſten und bedeutendſten Ausgaben zu decken, aufgegeben. Es 
iſt die Pflicht des Parlaments, ſeine Thätigkeit auf das Weg⸗ 
ſchaffen dieſes Hinderniſſes zu beſchränken und auf dieſe Weiſe 
den Wohlthätigkeitsſinn der Gemeinden zu erwecken und nicht 
denſelben unentbehrlich zu machen. 

Es dürfte dem Hauſe keine geringe Freude, wie ich voll⸗ 
kommen übrrzeugt bin, erregen, wenn es in Erfahrung bringt, 
wie thätig der öffentliche Freigebigkeitsſinn zur Ausdehnung der 
Volkserziehung zu allen Zeiten ſich erwieſen hat. Hier ſpreche 
ich von den, bei gewiſſen Gelegenheiten erhobenen Beiträgen, 
abgeſehen von den großartigen Stiftungen, die bei mehreren 
wohlthätigen Anſtalten beſtehen. Der Betrag dieſer Beiträge 
heutiges Tages iſt wohl bekannt; aber durch die Güte des 
Herrn Georg Dyr, welcher die größte Achtung verdient we— 
gen ſeines langen und thätigen literariſchen Wirkens, ſind wir 
mit einem Berichte über den Betrag der Beiträge im vorigen 
Jahrhunderte bereichert worden. Aus dieſer im Jahre 1713 
veröffentlichten Darſtellung erhellt es, daß in der Stadt Lon— 
don nicht weniger als 4952 Kinder aus jährlichen Beiträgen 
und den Geldern, die bei zu dieſem Zwecke gehaltenen Bredig- 
ten geſammelt waren, mit Erziehung verſehen ſind. Dieſe 
merkwürdige Thatſache ſteht im grellſten Contraſt mit den Aus⸗ 
gaben, welche ſolche Anſtalten heutzutage verurſachen. Ich habe 
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die Unkoſten einer Schule in Bloomsbury, wo 101 Knaben 
und 60 Mädchen mit Unterricht und Kleidungsſtücken verſehen 
wurden, mit denen einer Anſtalt aus der Zeit der Königin 
Anna verglichen, wo 100 Knaben und 60 Mädchen auf ähn⸗ 
liche Weiſe verſorgt waren, und finde, daß das, was damals 
für 212 Pfd. Sterl. beſtritten wurde, jetzt eine Ausgabe von 
1200 Pfd. verurſacht. Daß dieſer Zuwachs theilweiſe den, 
jeittem in die Verwaltung eingeſchlichenen Mißbräuchen zuzu— 
ſchreiben ſei, iſt völlig klar. Der Ausſchuß hat mehrere Bei— 
ſpiele ermittelt von Handwerkern, die zu den Fonds einer ſol— 
chen Schule beigetragen haben, nur um die Kundſchaft derſel— 
ben zu gewinnen, und die Verwalter ſchienen aus irgend einem 
Grunde den übertriebenen Forderungen ſolcher Leute durch die 
Finger geſehen, und einen unnöthigen Aufwand mit Stillſchwei— 
gen übergangen zu haben. Die Erörterung ſolcher Mißbräuche, 
die vor zwei Jahren ſtatt fand, und die durch unſern Bericht ver— 
anlaßte Discuſſion wird, wie ich hoffen muß, das einzige Heil— 
mittel gegen ſolche Mißbräuche liefern, indem die Aufmerkſam— 
keit der Beitragenden und des Publieums im Allgemeinen 
auf die Verwaltung der Fonds dadurch gelenkt wird. 

Wenn wir uns von den bedeutenden Städten und bevöl— 
kerteren Diſtrikten zu den weniger bewohnten Gegenden wen— 
den, werden wir eine ganz andere Lage der Dinge wahrneh— 
men, mit Ausnahme eines einzigen Punktes, welcher allen Thei— 
len des Königreichs gemeinſam zu ſein ſcheint. Die Unterrichts- 
mittel find gering; wir haben keinen Grund, eine Vermeh— 
rung derſelben zu hoffen, obgleich das Volk überall den Unter— 
richt ſehnlichſt wünſcht. Von den größten Städten bis auf die 
einſamſten Dörfer und jene entlegnen Gegenden, wo die Einwoh— 
ner verſtreut leben, ohne ein einziges Dorf, welches ſie verei— 
nigen könnte; in den geſchäftsreichſten Plätzen, den Sitzen der 
Cultur und Civiliſation, wo die allgemeine Verbreitung der 
Kenntniſſe, und das Gefühl der daraus entſpringenden Vor— 
theile und Annehmlichkeiten den Unterricht zu einem höhern 
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Werthe ſtempeln mußte, ſo wie in den entfernteren Landſtrek— 
ken, die von kaum civiliſirten Menſchen bewohnt find, die eher 
aus Hörenſagen als eigner Erfahrung mit den Wohlthaten der 
Erziehung bekannt ſind, in jeder Ecke des Landes iſt das Volk 
vom Gefühle der ungeheuren Wichtigkeit derſelben gleichmäßig 
durchdrungen, und höchſt bereitwillig, jedes mögliche Opfer zur 
Erzielung dieſes heiß gewünſchten Zweckes darzubringen. Alle 
die dem Ausſchuſſe vorgelegten Zeugniſſe bewahrheiten dieſe 
Behauptung, welche dem Charakter unſers Vaterlandes ſo viel 
Ehre macht, und mit keinem geringen Gefühl des Vergnügens 
und des Stolzes ſtelle ich dieſelben auf, da ſie von dem edlen 
Geiſte des engliſchen Volkes, welchen alle Trübſale und Un— 
glücksfälle unſerer Zeiten weder tödten noch ſchwächen konnten, 
die glänzendſten Zeugniſſe ablegen. ; 

Wir haben uns neulich mit Fragen an die ſämmtlichen 
Geiſtlichen von England und Wales hinſichtlich ihrer verſchie— 
denen Sprengel gewendet; von mehr als 7000 Orten haben 
wir ſchon die Antworten erhalten, und ich kann nicht umhin, 
dem Eifer und der Bereitwilligkeit dieſer ehrwürdigen Herren, 
dem Ausſchuß in ſeinen Unterſuchungen Beiſtand zu leiſten, 
hier unſeren Dank zu erſtatten. Sie haben, ſo weit es ihre 
Amtspflichten nur zugelaſſen, keine Stunde verſäumt, ſich der 
Betrachtung und Erörterung dieſes ſo wichtigen Gegenſtandes 
zu unterziehen. Das Haus wird im Stande fein, dieſe lobens⸗ 
werthen Bemühungen beſſer zu würdigen, wenn ich hinzufüge, 
daß ſämmtliche Antwortſchreiben innerhalb neun Tagen ein⸗ 
gegangen ſind und der übrige Theil trifft ſtündlich ein. Ich 
bin in Stand geſetzt, einen Vortheil aus den durch dieſe Ant— 
wortſchreiben gelieferten Auskunftsmitteln zu ſchöpfen, da ich 
den Beiſtand der Beamten dieſes Hauſes und die Güte jener 
gelehrten Herren bei der Sichtung und dem Ordnen dieſer gro— 
ßen Maſſe von Materialien genoſſen habe. Indem ich für 
einen ſpätern Theil meiner Bemerkungen eine Darſtellung der 
andern Zwecke, welche unſere Anfragen erreichen ſollten, mir vorbe⸗ 
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halte, werde ich jetzt die Reſultate der Zeugniſſe, in ſo weit ſie 
den Unterſchied zwiſchen den Bewohnern der dicht und weniger 
bevölkerten Diſtrikte betreffen, kurz darlegen. 

Der Unterſchied iſt zwiefach. Erſtens, wo die Stadt be— 
deutend iſt, obgleich die Einwohner verſchiedenen Confeſſionen 
angehören mögen, bietet dieſer Umſtand kein Hinderniß gegen 
die Erziehung der ganzen Bevölkerung, weil Raum genug da 
iſt, um Schulen nach beiden Principien zu erhalten. Die hoch— 
kirchlich Geſinnten konnten eine Schule gründen, von welcher 
durch die dort ertheilten Lehren und Obſervanzen die Diſſenters 
ausgeſchloſſen wurden, während dieſe oder diejenigen Mitglieder 
der Kirche, welche Schulen ohne Unterſchied der Confeſſionen un— 
terſtützen, eine Schule mit dieſem allgemeinen Prinzip anlegen 
und ſo denjenigen den Vortheil der Erziehung gewähren könne, 
die von der hochkirchlichen Schule ausgeſchloſſen find. Es dürfte 
aber jedem einleuchten, daß in den kleineren Städten, wo die 
äußerſten Anſtrengungen der bemittelten Einwohner nur eine 
einzige Schule erhalten können, dieß völlig unmöglich iſt. 
Wenn da die größere Anzahl der Reichen der Hochkirche an— 
gehört, kann keine Schule für die Diſſenters, welche arm ſind, 
hergeſtellt werden, obwohl allerdings, wenn die größere Anzahl 
der Reichern Diſſenters ſind, die der Hochkirche angehörigen 
Armen von einer ſolchen Schule Vortheile ziehen können. 
Wenn auf der andern Seite die reichern Einwohner ziemlich 
gleich zwiſchen beiden Confeſſionen getheilt ſind, und die Mit— 
glieder der Hochkirche ſich weigern ſollten das ausſchließende Prin— 
zip aufzugeben, ſo kann keine Schule zu Stande kommen. Es iſt 
alſo in Orten von geringerer Größe der Fall, daß der Unterſchied der 
beiden Prinzipien am empfindlichſten gefühlt wird, und hier iſt 
es, wie ich mich verſichert halte, daß der Fortſchritt der Erzie— 
hung durch ein unbeugſames Feſthalten an dem Syſtem der 
National⸗Geſellſchaft bedeutend gehemmt worden iſt. Die ge— 
ringe Größe des Orts bringt es mit ſich, daß der Unterſchied 
der Confeſſiouen höchſt nachtheilig auf die Verbreitung der Er— 
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ziehung wirkt, ſelbſt da ſogar, wo Mittel und Neigung zur 
Errichtung von Schulen durch freiwillige Beiträge in Menge 
vorhanden ſind. Zweitens aber findet man in den kleinen 
Städten, in den Dörfern und Landgegenden nicht dieſelbe Bereit— 
willigkeit, Schulen anzulegen, welche die bevölkerten Gegenden 
ſo vortheilhaft auszeichnet; wo die Menſchen in ſehr kleinen 
Gemeinden und noch mehr, wo ſie über das Land verſtreut 
ſind, fehlt die Gewohnheit, zuſammen zu wirken. Ihr Eifer 
wird nicht durch Sympathie und gegenſeitige Mittheilungen an⸗ 
gefacht, wie dies der Fall iſt, wo ſie mit einander in fortwäh⸗ 
rende Berührung kommen und ſelbſt da, wo die Neigung auch 
wirklich vorhanden iſt, fehlt es ihnen an Kenntniſſen, einen 
Plan, welcher nur durch thätige Mitwirkung Vieler gelingen 
kann, auszuführen. In ſolchen Gegenden wäre es unbillig zu 
erwarten, daß das große Werk der Volkserziehung vom eignen 
Eifer der Reichen durchgeführt werden ſollte, und hier iſt es, 
wie ich glaube, daß die Regierung ſowohl verpflichtet iſt, ein⸗ 
zuſchreiten, als daß dieſes Einſchreiten ohne Gefahr erfolgen 
kann. 

Ich weiß ſchon, wie trocken und unintereſſant dieſer Ge⸗ 
genſtand für alle hier Anweſenden ſein muß. (Im Hauſe 
der Gemeinen wurde ein bedeutender Lärm um dieſe Zeit be— 
merkbar.) Dieſer Gegenſtand bietet kein politiſches Partei- oder 
perſönliches Intereſſe dar; er geht nicht auf eine Unterſuchung 
der Handlungen irgend eines Mitgliedes der königlichen Fami⸗ 
lie aus; er hat nichts mit der Verletzung der Privilegien die⸗ 
ſes Hauſes zu thun, er hat nichts mit der Erhaltung oder Er— 
werbung von Stellen zu thun, kann wenig Vergnügen einem 
böswilligen und ſelbſtiſchen Geiſte gewähren, und hat folglich 
nur eine geringe Chance, die Aufmerkſamkeit derer zu feſſeln, 
die es vorziehen, ihren Geiſt ganz jenen höheren Beſchäfti⸗ 
gungen zu widmen. Ich ſtehe aber hier als der Vorſitzende 
eures Ausſchuſſes, und wenn die Aufgabe, die mich intereſſirte, 
andern als langweilig erſcheinen ſollte, ſo kann ich dieſe nur 
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verſichern, daß ich weder ihre Aufmerkſamkeit noch ihre Gegen⸗ 
wart mir wünſche; und ſollten ſie vielleicht irgend eine andere 
wichtigere Beſchäftigung anderswo in dieſem Augenblick haben, 
ſo würde ich mich ſehr verbunden fühlen, wenn ſie derſelben 
nachgehen wollten und uns erlauben, ohne Unterbrechung mit 
wenig anſprechenden, feſſelnden und geringfügigen Worten die 
Sache des Volkes zu vertheidigen, diejenigen zu unterſtützen, 
die keinen andern Fürſprecher haben, die Nothwendigkeit eines 
allgemeinen Erziehungsplans klar zu machen und das Parlament 
anzuflehen, daß es diejenige Wohlthat dem Volke gönnen 
möchte, welche allein die Tugend eines reich bevölkerten, han— 
deltreibenden und luxuriöſen Reichs ſichern, und allein verhüten 
kann, daß die Stabilität deſſelben durch den zunehmenden Luxus 
erſchüttert werde. — | 

Der einzige Plan, von dem wir mit Zuverficht erwarten 
können, daß der große Zweck der Volkserziehung auch erreicht 
werde, iſt die Anwendung eines Syſtems von Kirchſpielſchulen 
in denjenigen Landestheilen, wo die freiwilligen Beſtrebungen 
der reicheren Klaſſen der Geſellſchaft unzureichend bleiben müſ— 
ſen. In Schottland iſt dieſes Syſtem von den glücklichſten 
Erfolgen gekrönt worden, und man hat mit ihm den Anfang 
gemacht zu einer Zeit, als das Land ſich gerade in einer Lage 
befand, wie jene Diſtrikte Englands jetzt, auf die ich es an— 
wenden möchte. Für Städte von größerer Bedeutung halte 
ich es für unanwendbar, und ſelbſt wenn auch anwendbar, doch nicht 
für wünſchenswerth. Doch ſcheint es, als wenn kein anderes Mit⸗ 
tel vorhanden wäre, um dem Volke in den unbedeutenden 
Städten und auf dem platten Land die Wohlthaten der Er⸗ 
ziehung zu gewähren. Etwas Aehnliches iſt ſchon dieſem Hauſe 
vorgelegt worden. Vor ungefähr eilf Jahren hat ein theurer 
und unvergeßlicher Freund von mir, wenn auch vielleicht etwas 
vorzeitig, einmal einen ähnlichen Plan entworfen mit der ganz 
zen Kraft ſeines großartigen und reinen Geiſtes; ein Geiſt, 
welcher ſeine ganze Thätigkeit den Gegenſtänden, die das Wohl— 
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ergehen der ärmeren und hülfloſen Klaſſen der Geſellſchaft an— 
gingen, zu widmen ſchien. Die menſcheufreundlichen Anfich- 
ten des Herrn Whitbread ſtießen damals auf großen Wi— 
derſtand und, wie es uns erſcheint, aus ſehr begreiflichen Gründen; 
denn das Haus war aufgefordert, über eine gewichtige und 
verwickelte Frage, ohne eine vorangegangene Unterſuchung der 
ſelben, Geſetze zu erlaſſen, und eine Bahn, im Dunkeln ſo zu 
ſagen, mitten unter unbekannten Hinderniſſen zu wandeln. Er 
hatte große Vorurtheile zu bekämpfen, ſogar in Männern von 
hohem Charakter und anerkannten Talenten. Unter Anderen 
iſt es wahrhaft ſchmerzlich, daran zu denken, daß es einen gab, 
der anerkanntermaßen zu den größten Zierden ſeines Zeitalters 
gehörte, einen, dem es niemals mißlang, durch ſeine prachtvolle 
Phantaſie die Gemüther ſeiner Zuhörer zu begeiſtern, ſelbſt 
wenn ſie ſogar fühlten, daß ſeine Logik ſie irre führte, einen 
Mann, deſſen Erfindungsgeiſt fortwährend für ſeinen eigenen 
Verſtand Fallſtricke legte, einen Mann, der nur zu oft durch 
Widerſprüche, welche er bei einer ruhigen Ueberlegung ſelbſt 
verachten mußte, ſeine Zuhörer zu umſtricken verſuchte. Es 
iſt betrübend und niederdrückend, daran zu denken, daß als der 
größte aller dieſer Widerſprüche, Herr Windham ſelbſt, der 
in feiner eigenen Perſon das Muſter eines ausgezeichnet erzo— 
genen Mannes war, er, der gerade den Beweis lieferte, was 
die Macht der Erziehung zu leiſten im Stande iſt, daß gerade 
der als der heftigſte Gegner der Volkserziehung hervortreten 
ſollte. Es folgten ihm, wie es bei großen Männern gewöhn⸗ 
lich der Fall iſt, eine Menge von Leuten, die ihm unendlich 
weit nachſtanden; Leute, die völlig außer Stande waren, ſein 
großartiges Genie und ſeine Tugenden nachzuahmen, denen es 
jedoch ein Leichtes war, feine Ercentrieitäten und Irrthümer zu 
kopiren; ja ſogar ging der niedrige Eifer feiner Nachahmer je 
weit, daß fie ihren Meiſter weit übertrafen und ſogar behaup⸗ 
ten wollten, daß, wenn man die Bauern und Handwerks⸗ 
burſchen erzöge, dieſe ſich nicht mehr zu ihren Arbeiten 
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herablaſſen und verſtehen würden. Es iſt auf der andern 
Seite ſehr tröſtlich, daran zu denken, daß ſolche Vorurtheile 
und Phantaſien längſt völlig verſchwunden ſind. Während die— 
ſer und der zwei letzten Sitzungen habe ich kein einziges Wort 
in allen den Erörterungen, die ſowohl im Haufe oder im Aus- 
ſchuß oder im Lande ftattgefunden haben, gehört, das der all— 
gemeinen Verbreitung der Erziehung feindlich wäre; jeder 
Widerſtand gegen die Maßregel ſelbſt wird jetzt von allen auf- 
gegeben; die einzige Frage, die jetzt erörtert wird, iſt die, wie 
man am zweckmäßigſten, am ſicherſten und am wohlfeilſten 
den Zweck erreichen kann. 

Ich habe es ſchon als meine Anſicht dargethan, daß wir 
das Syſtem, welches in Schottland mit ſo vielem Glück 
befolgt worden iſt, hier anwenden müſſen, mit ſolchen Verän— 
derungen jedoch, wie der Unterſchied zwiſchen der Lage beider 
Länder erheiſcht. Die Aufmerkſamkeit, die von der früheſten Be- 
riode an in jenem Theile dieſes Reiches der Erziehung des 
Volkes gewidmet worden iſt, gereicht unbedingt zur größten 
Ehre jenes Theil's dieſes Königreichs. So weit zurück bis in's 
löte Jahrhundert und zwar im Jahre 1494, in einer Periode, 
wo es ziemlich ſchwer ſein dürfte, in den Verhandlungen des 
engliſchen oder irländiſchen Parlaments eine Beachtung dieſes 
Gegenſtandes zu finden, wurde in jenem verhältnißmäßig ar 
men und unciviliſirten Lande eine Parlamentsakte erlaſſen, de- 
ren Erwähnung in dieſem Hauſe vielleicht Heiterkeit erregen 
wird, eine Akte, um Leute von gewiſſem Range, Barone näm⸗ 
lich und reiche Grundbeſitzer, zu zwingen, ihren älteſten Söh— 
nen einen gründlichen Unterricht im Lateiniſchen ertheilen zu 
laſſen und ſpäter während drei Jahre im Studium der Ge⸗ 
ſetze zum Behufe, daß Gerechtigkeit allgemein durchs ganze Land 
verbreitet werden möchte. Andere Maßregeln von geringer 
Bedeutung wurden im 16ten Jahrhundert und zuletzt unter 
der Regierung Carls J. zur Herſtellung der Pfarrſchulen von 
der Regierung erlaſſen. Dieſem Monarchen gr unbedenk⸗ 
u. 
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lich das Lob, dieſes Syſtem zuerſt ins Leben gerufen zu ha⸗ 
ben. Ich weiß nicht, ob die Geſchichtſchreiber den Unterſchied 
zwiſchen ſeinem Benehmen England gegenüber und ſeinem er⸗ 
erbten Königreiche hinlänglich dargethan haben. In dieſer 
Hinſicht ähnelte er einem berühmten Oberhaupte, der in dieſen 
Zeiten ſein Vaterland mit weit größerer Gunſt behandelt hat 
als das angenommene. Auf dieſe Weiſe war Carl, was er hin⸗ 
ſichtlich Englands auch geweſen fein mag, für Schottland ein 
großer Reformator; ihm verdankt Schottland die wohlthätigſte 
Veränderung in ſeiner kirchlichen Verwaltung, die Umwandlung 
nämlich der Zehnten, und ungefähr zu gleicher Zeit legte er 
den Grund zu einer andern, kaum unbedeutenderen Verbeſſerung 
ſowohl im Staate als in der Kirche, nämlich zu dem Syſtem 
der Pfarrſchulen. Unter den vorigen Königen wurde es den 
Biſchöfen auferlegt, für die Unterrichtsmittel zu ſorgen, und 
unter Carl wurden die Grundbeſitzer gezwungen, dieſes Werk 
zu übernehmen. Es dauerte jedoch noch bis nach der Revo⸗ 
lution, daß dieſe Maßregel ihre völlige Wirkſamkeit erreichte, 
und zwar durch eine der letzten und beſten Akten des ſchotti⸗ 
ſchen Parlaments; ein Geſetz, welches mit Recht zu den koſt⸗ 
barſten Veruächtniſſen für das Land gezählt wird; die Erfah⸗ 
rung von mehr als einem Jahrhundert zeugt von den wohl⸗ 
thätigen Folgen dieſes Syſtems. Die verurſachten Ausgaben 
ſind gering; das Schulgebäude iſt nicht viel beſſer als eine 
Scheune, welche in Schottland für 40 und 50, und in Eng⸗ 
land für 100 und 150 Pfd. Sterl. errichtet werden kann; das 
Jahresgehalt des Lehres urſprünglich auf 5 bis 11 Pfd. be⸗ 
ſchränkt, wurde im Jahre 1803 bis auf ſeine gegenwärtige 
Höhe von 16 — 22 Pfd. erhöht. Dieſe geringen Summen, 
in jedem Kirchſpiele angewendet, reichen aus, dem Lande die 
unermeßlichen Vortheile bis auf die niedrigſten Klaſſen zu ge⸗ 
währen; und bieten zu gleicher Zeit den höchſten Ständen des 
Reichs Vortheile, die man nicht berechnen kann. Das Syſtem 
iſt eben fo erfolgreich als billig, ausgedehnt wie nützlich, per⸗ 
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manent als heilbringend. Die Auszeichnungen, die daraus er- 
wachſen, find eben fo ehrenwerth, als ihre Folgen wohlthätig 
ſind, und weder die einen noch die anderen ſind auf das Land 
allein beſchränkt. Man kann hingehen, wohin man will, io fin— 
det man den Namen eines Schotten mit den Geiſtern der 
Menſchheit verbunden, zuweilen vielleicht mit Eigenſchaften, die 
eine aufrichtige Liebe für jenes gute Volk zu erwähnen verbie⸗ 
tet; aber gewiß mit dem Rufe eines gut unterrichteten Man⸗ 
nes. Dem Beſitze dieſer beneidenswerthen Eigenſchaft und nicht, 
wie ich hoffen muß, den andern Eigenſchaften, die man ihnen 
zuweilen zurechnet, können wir die hohe Gunſt, den bedeuten— 
den Wohlſtand, und was man gewöhnlich mit dem Namen 
Lebensglück bezeichnet, welche den Schotten überall, wo er ſich 
anſiedelt, begleiten, mit Recht zuſchreiben. Andere Länder, wo 
ſie ſich angeſiedelt haben, ſind ihrem Beiſpiele gefolgt — und 
nach welcher Weltgegend find fie nicht ausgewandert? (bei die— 
ſer Frage wurde ein bedeutender Beifallsruf laut). Ja, Sir, und 
ich frage, wo ſind ſie hingezogen, ohne dem Orte wenigſtens 
eben ſo viele Vortheile zu gewähren, als der Ort ihnen. In 
Schweden, wo eine Anzahl edler Familien von ſchottiſcher Her— 
kunft ſich niedergelaſſen hat, findet man etwas dem ſchottiſchen 
Schulweſen Aehnliches; in den Schweizer-Cantonen und in vielen 
Gegenden des proteſtantiſchen Deutſchlands iſt ihrem Beiſpiele mehr 
oder weniger Folge geleiſtet und die wohlthätigen Erfolge auf 
die Veredlung der niederen Klaſſen und des allgemeinen Wohls 
der Geſellſchaft ſind, wenn ich meinem eigenen Urtheil und dem 
von vielen andern Reiſenden trauen darf, hinreichend offenbar 
geworden. Amerika bietet noch ein Beiſpiel, welches die phan⸗ 
taſtiſchen Einwürfe derjenigen, die in der Erziehung etwas der 
allgemeinen Thätigkeit Nachtheiliges zu erblicken glauben, aufs 
entſchiedenſte widerlegen muß. Das iſt zweifelsohne das letzte 
Land der Welt, wo die Trägheit Aufmunterung finden kannz 
im Gegentheil wirft man jenem Lande vor, daß feine Einwoh⸗ 
ner zu beſchäftigt find, um gebildet zu fein. Ein träger Menſch iſt 
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dort eine Art Ungeheuer; er kann keine Stelle finden unter 
den zahlloſen Schaaren, die jenes ungeheure Feſtland durch⸗ 
ziehen. In dem heftigen Strome ſeiner thätigen und ftreb- 
ſamen Bevölkerung iſt es rein unmöglich, einen Augenblick 
ſtille zu ſtehen; wenn er die Bewegung derſelben nicht theilt, 
wird er von ihr überwältigt und bei Seite geſtoßen. Doch ſo 
ſicher iſt der Glaube dort, daß die Volkserziehung die beſte 
Grundlage des nationalen Glückes bilde, daß bei jeder Schen— 
kung der unermeßlichen Ländereien ein gewiſſer Theil von 
jedem Städtchen, ich glaube der zwanzigſte, für Deckung der 
Unkoſten der Erziehung und für Unterhalt der Armen reſervirt 
wird. 

Ich habe ſchon die erſte Anregung dieſes Gegenſtandes 
durch den Herrn Whitbread erwähnt. Der einzige triftige 
Einwurf, der ſeinem Plane, welcher mit dem meinigen in 
manchen Beziehungen übereinſtimmt, wenn er auch in manchen 
wichtigen Punkten von demſelben abweicht, entgegen gehalten 
wurde, kam von einer ſo beachtungswerthen Seite, daß ich 
denſelben beſprechen darf. Herr Perceval glaubte, der Vor— 
ſchlag meines ehrenwerthen Freundes ſei vorzeitig; er hielt es 
für einen verkehrten Anfang, Geſetze zu erlaſſen, bevor man 
Unterſuchungen eingeleitet hätte, und empfahl, was ich übrigens 
vor zwei Jahren, als ich die gegenwärtige Maßregel in Vor⸗ 
ſchlag brachte, nicht wußte, daß, ehe irgend etwas Weiteres in 
der Sache gethan werden ſollte, man eine Commiſſion, um 
den Zuſtand der milden Stiftungen und anderer Anſtalten für 
die Volkserziehung zu unterſuchen, niederſetzen möchte. Dieſer 
Ausſchuß hat nun große Fortſchritte in der Unterſuchung dieſes 
Gegenſtandes gemacht, und eine ungeheure Maſſe von Mitteln 

ir Beurtheilung des Zuſtandes derſelben von allen Seiten er⸗ 
halten Gegenwärtig ſind wir thätig beſchäftigt, unſere Nach⸗ 
forſchungen durchzuführen und ſolche Tabellen zu entwerfen, die 
einen klaren Ueberblick über die ganze Lage, eine Karte, ſo zu 
ſagen, von den Zuſtänden der Volkserziehung in allen Theilen 
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des Landes gewähren ſollen, um das Auge in den Stand zu 
ſetzen, mit einem Blicke die gegenwärtigen Mittel der Volks— 
erziehung, und wo ſie unzureichend ſind, zu überſchauen; wie 
viele Kinder auf irgend einem gegebenen Orte Unterricht ge— 
nießen, und auf welche Weiſe; wie viele Kleidung und Koſt 
erhalten; wo die Fonds für ſolchen Unterricht oder ſolche Gr= 
haltung herkommen; mit Auskunft zu gleicher Zeit über vielerlei 
Sachen, die der ſpäter zu ernennenden Commiſſion die nütz⸗ 
lichſten Winke an die Hand geben können. Sobald dieſe Ta= 
bellen dem Hauſe vorgelegt ſind, wird eine hinreichende Grund— 
lage vorhanden ſein für die Maßregel, die früher oder ſpäter 
ergriffen werden muß, wie ich ſicher überzeugt bin; denn hier— 
aus wird es erſt erſichtlich, in welchen Gegenden die Pfarr= 
ſchulen am meiſten nöthig ſind, und wir werden dadurch in 
den Stand geſetzt, unſere Maßregeln ſo zu treffen, daß wir 
nicht den Wohlthätigkeitsſinn des Einzelnen hemmen, oder un= 
nöthige, und, was gleichbedeutend iſt, ſchädliche Geſetze erlaſſen. 

Was den unmittelbaren Gegenſtand unſerer jetzigen Er— 
örterung betrifft, nämlich die Unterſuchung des Zuſtandes und 
der Verwaltung der milden Stiftungen, ſo fühle ich mich voll— 
kommen verſichert, daß das Haus mit mir die Nothwendigkeit 
der vorgeſchlagenen Maßregel, wenn ich ihm aus einzelnen 
Thatſachen den großen Belauf der Fonds und zu gleicher Zeit 
die Mißbräuche in der Verwaltung derſelben darlege, einſehen 
wird. Aus den erwieſenermaßen hoͤchſt mangelhaften Berichten, 
die im Jahre 1788 auf Befehl des Parlaments erſtattet wur— 
den, geht hervor, daß zwiſchen 7 800,000 Pfd. jährlich aus 
milden Stiftungen gezogen werden; doch wenn wir der großen 
Nachläſſigkeit, die in der Verwaltung von Fonds, die keiner ge— 
nügenden Controle unterworfen ſind, ſich einſchleicht, gedenken, 
wenn wir uns außerdem der vielen Mängel, die aus den un- 
zulänglichen Befugniſſen zur vortheilhaften Anlage der Gelder 
entſtehen, worunter die Verwalter leiden, erinnern, Mängel, 
die der Erblaſſer hätte leicht beſeitigen können; ſo wird es nicht 
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gewagt ſein, die jährlichen Einkünfte, die aus den beſtehenden 
Stiftungen erwachſen ſollten, zu zwei Millionen anzuſchlagen, 
welche größtentheils aus Grundeigenthum erhoben werden. 

Mir ſcheint es durchaus nothwendig, daß das Haus den 
genauen Zuſammenhang zwiſchen dem gegenwärtigen Gegen⸗ 
ſtande ſeiner Erörterung und einem anderen, der die lebhafteſte 
Theilnahme bei allen Klaſſen in dieſem Augenblicke in Anſpruch 
nimmt, nämlich den Armengeſetzen, wahrnehme. Und der 
jetzige Augenblick muß als der geeignetſte erſcheinen, da wir 
mit der Reviſion der Armengeſetze beſchäftigt ſind, und aus der 
gleichzeitigen Betrachtung dieſer beiden verwandten Gegenſtände 
nur die höchſten Vortheile erwachſen können. 

Aus der ungeheuren Maſſe von Belegen, die dem Aus⸗ 
ſchuß vorgelegt worden ſind, erachte ich es für zweckmäßig, 
den Mitgliedern dieſes Hauſes einige Beiſpiele der Mißbräuche 
und Mängel in der Verwaltung der Erziehungsanſtalten, die 
in jedem Theile dieſes Landes ſich in dieſelben eingeſchlichen 
haben, vorzulegen. Gegenwärtig iſt es meine Abſicht nicht, 
die verſchiedenen Orte namentlich aufzuführen, ſondern nur die 
Grafſchaften, wo die Fälle der Mißbräuche vorgekommen find. 
Da es nicht ſelten ſtattfindet, daß ungenaue Gerüchte von An⸗ 
klagen gegen Individuen ſich durchs Publikum verbreiten, 
ſo ſollen die Angeklagten, ſobald die ſämmtlichen Einzeln⸗ 
heiten in den Berichten des Comite's ausführlich dargelegt ſind, 
namhaft gemacht werden. Dann aber werden die Letzte⸗ 
ren Gelegenheit haben, die gegen ſie erhobenen Klagen zu 
unterſuchen und die Namen ihrer Ankläger kennen zu lernen. 
Eine merkwürdige Fahrläſſigkeit, um es mit dem gelindeſten 
Ausdruck zu bezeichnen, ſcheint in der Verwaltung einiger 
milden Stiftungen in der Grafſchaft Berkſhire ſtattgefunden zu 
haben. Unter der Regierung Carl's 1. wurde die Summe 
von 3900 Pfd. zur Erhaltung einer Schule in Ländereien 
angelegt. Was für Zinſen, glaubt nun dieſes Haus, bringen 
dieſe Ländereien jetzt jährlich ein? Im Jahre 1811 betrug 
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die ganze Einnahme von ſolchen Ländereien nur 196 Pfd. oder 
5 Prozent auf das anderthalb Jahrhundert vorher angelegte 
Capital, und nur 10 Pfd. mehr als zur Zeit der Reſtaura⸗ 
tion davon einkam. Der guten Verwaltung unter Carl II. 
gelang es, fünf Procent Zinſen bald aus demſelben zu ziehen, 
aber die weniger ſorgfältigen, ich will nicht ſagen weniger ehr— 
lichen, Verwalter unter der Regierung Georg's III. verpachteten 
die Güter auf ſechszehn Jahre zu einem Preiſe, der nur 10 Pfd. 
höher war, als der, welcher ein Jahrhundert vorher bezahlt 
wurde. Im Jahre 1811 wurde allerdings der Pachtzins ver⸗ 
doppelt, doch hat man jeden Grund zu glauben, daß dieſe 
Summe auch in keinem Verhältniß zum wirklichen Werth der 
Güter ſtehe. In derſelben Grafſchaft beſitzt eine Schule Güter, 
die für 450 Pfd. jährlich verpachtet ſind. Die Landvermeſſer 
taxiren dieſelben zu 1000 Pfd. jährlich. Eine gewiſſe 
Körperſchaft zu Hampſhire hat lange Jahre die Verwaltung 
gewiſſer Güter, die von den Landvermeſſern zu 2000 Pfd. 
jährlich angeſchlagen find, in Händen gehabt. Sie find gegen- 
wärtig für 2 oder 300 Pfd. jährlich verpachtet, mit der Er⸗ 
hebung von Aufgeldern. Was aber aus dieſen Aufgeldern 
wird, das weiß Niemand oder will Niemand ſagen. Die— 
jenigen, die an der richtigen Verwendung dieſer Gelder bethei— 
ligt ſind, bitten vergebens um Auskunft darüber. Die Körper⸗ 
ſchaft hüllt ſich in die ehrwürdigſte Geheimnißkrämerei und 
verweigert ihre Bücher der Einſicht zu unterwerfen, wodurch 
ſie entweiht würden. Dieſelbe Körperſchaft hat 1000 Pfd. 
aus dem Vermächtniſſe eines Londoner Kaufmannes erhalten, um 
dieſelben an arme Handwerksleute in kleinen Anleihen auszu⸗ 
borgen. Wie ſie 500 Pfd. von dieſer Summe angelegt haben, 
weiß ich nicht; ſie können ſie allerdings an arme Kaufleute 
verborgt haben; doch die anderen 500 ſind nicht ſo angelegt 
worden, ſondern auf eine höchſt ſinnreiche Art angewandt, um 
eine Corporationsſchuld zu tilgen. Das Geld iſt den Eredi- 
toren der Corporation zinsfrei geliehen worden, und eine wahr⸗ 
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haft merkwürdige Empfehlung iſt von der Corporation an ihre 
Nachfolger in ihre Bücher eingetragen worden, daß die Nach- 
folger nämlich künftighin dieſelbe Operation vornehmen ſollten, 
ſo oft die Forderungen der Creditoren läſtig würden. Ich habe 
nicht weniger als 40 oder 50 Belege ſolcher Mißbräuche in 
Händen, die ich aus den von der Geiſtlichkeit erſtatteten Berichten 
entnommen habe. Das Ausſchußzimmer ſteht einem jeden 
Mitgliede offen; die Anordnung iſt ſo getroffen, daß die Ein⸗ 
zelnheiten eines jeden Falles mit Leichtigkeit zu ermitteln ſind. 
In der Grafſchaft Norfolk wurde eine Schule im Jahre 1680 
gegründet zur Erziehung von 40 Kindern; gegenwärtig genießt 
kein einziges Kind die Erziehung in derſelben; der ehrwürdige 
Berichterſtatter darüber bemerkt, daß ein tiefes Dunkel über 
dieſer milden Stiftung ſchwebe, eine Bemerkung, die uns um ſo 
weniger befremden kann, wenn wir erfahren, daß die bezüg⸗ 
lichen Güter 300 Pfd. jährlich einbringen, und daß keine Re⸗ 
viſion der Ausgaben ſeit 30 Jahren ſtattgefunden hat. In 
Eſſer wurde vor vielen Jahren eine Schule gegründet, bei 
deren Verwaltung jo unglaubliche Mißbräuche ſich eingeſchlichen 
hatten, daß eine Zeit lang nur ein paar Kinder in derſelben 
unterrichtet wurden. Der Unterricht war, wie ich glaube, von 
einem Handwerker, den der Lehrer anſtellte, ertheilt worden. 
Der jetzige Direktor erzieht 70 Kinder, doch iſt das Einkommen 
ſo groß, daß er ungefähr 1000 Pfd. jährlich, nach Beſtreitung 
aller etwaigen Unkoſten, einnimmt. In einem Orte von Leis 
ceſterſhire iſt das einer Schule gehörige Vermögen neuerlich 
zum Verkauf angeboten worden, aber mit welchem Fug oder 
Recht, kann ich mir durchaus nicht enträthſeln. In Woreeſter⸗ 
ſhire iſt eine Stiftung, die vor ein Paar Jahren exiſtirte, jetzt 
gänzlich verſchwunden, und in derſelben Grafſchaft genießt eine 
Schule eine Dotation von 1000 Pfd. jährlich, auf deren Gü⸗ 
tern nur neulich Holz für 170 Pfd. geſchlagen wurde. Ihrer 
Stiftungsurkunde gemäß ſind die ſämmtlichen Einwohner des 
Orts berechtigt, ihre Kinder in derſelben koſtenfrei erziehen zu 
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laſſen, doch hat der Direktor ſo viele Einwendungen gegen die 
einzelnen Schüler geltend zu machen gewußt, daß vorläufig 
nur 8 Knaben in derſelben unterrichtet werden. In dem nörd— 
lichen Theil von Vorkſhire beſteht eine Schule mit einem Ein— 
kommen von 1300 Pfd. jährlich; hierfür werden 6 Knaben 
unterrichtet. Der Lehrer einer Schule im öſtlichen Theil der— 
ſelben Grafſchaft zieht ſein jährliches Honorar ein und lebt im 
weſtlichen Theile; dieſes hat er auch ſeit dreißig Jahren gethan. 
Die Bemerkung des Berichts ſcheint alſo ziemlich überflüſſig, „daß 
dieſe Schule eine Sinecure ſei und mit den Fonds Mißbrauch 
getrieben werde“. Auf die Anfrage, welche Mittel in ihrem 
Kirchſpiel für die Volkserziehung vorhanden ſeien, erhalten wir 
als Antwort „keine“; Lord ſo und ſo und ſeine Vorfahren 
haben die Güterzinſen, die der Volksſchule gehörten und 
von bedeutendem Betrage waren, ſeit langer Zeit derſelben 
vorenthalten. In einem ähnlichen Falle wurden wir durch 
eine Bemerkung in einer Geſchichte der Grafſchaft Weſtmore— 
land auf ein gewiſſes Kirchſpiel darin aufmerkſam gemacht: 
„hier wurde eine Schule reichlich dotirt, gedieh jedoch nur die 
Probezeit hindurch, worauf ſie, da ſie dem Beſitzer des Gutes 
nicht gefiel. aufgehoben wurde.“ Mit andern Worten, es 
wurden die Schüler, um mich eines techniſchen Ausdrucks zu 
bedienen, entlaſſen, die Schule aufgehoben, und man hat ſeitdem 
nichts mehr von derſelben gehört. Auf dieſen Wink hin ſtellten 
wir Unterſuchungen an, und fanden auch, daß nach den teſta— 
mentariſchen Verfügungen des Erblaſſers im Jahre 1700 ein 
bedeutendes Landgut, ein ſchönes Landſchloß, ſo wie die Zehn— 
ten eines Kirchſpiels und Dörfchens zur Errichtung und Unter⸗ 
haltung einer Schule vermacht worden ſeien. Doch hat dieſe 
Schule nicht ihre Probezeit überſtanden. Allerdings iſt es wahr, 
daß einige von denen, welchen das Gut in der neueſten Zeit zu— 
gefallen iſt, eine kleine Schule in ihrem eigenen Namen und 
gleichſam aus eigenem Wohlthätigkeitstriebe gegründet haben; 
doch iſt es mir gerecht, daß Leuten, die Belehrung erhal— 
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ten, wenn Fonds oder Geldmittel den Armen vermacht 
werden, Dankbarkeit für dieſelben eine Pflicht ſei, und eine, 
die, wie ich hoffe, immer erfüllt wird. Dann aber gehören 
dieſe Gelder den Armen, und man darf ſie nicht zum zweiten 
Male zur Dankbarkeit gegen diejenigen nöthigen, welche ihnen 
bruchſtückweiſe das ſchenken, was im Ganzen ihnen früher zu 
Theil wurde, ein für alle Mal und vor hundert Jahren. Ich 
erinnere mich eines anderen Beiſpiels in dem nördlichen Theile 
von Yorkſhire, wo gegen ein Einkommen von beinahe 500 Pfd. 
jährlich der Lehrer nur vier oder fünf Schüler unterrichtet, 
während viele noch leben, welche ſich erinnern können, daß in 
dieſer Stiftung 40—50 Schüler unterrichtet worden find. 

Die ſämmtlichen Fälle, deren ich hier Erwähnung gethan 
habe, ſind mit zwei Ausnahmen den von den Pfarrern einge⸗ 
ſandten Berichten entlehnt; ſie ſind folglich von jedem Argwohn 
der Uebertreibung frei; in der That kann man keinen Augen⸗ 
blick bezweifeln, daß dieſe ehrwürdigen Herren mehr geneigt 
ſind, die Mißbräuche, die in ihrer Nachbarſchaft vorkommen, 
eher zu verkleinern als zu vergrößern, und aus dem einfachen 
und im Ganzen ſehr verzeihlichen Grunde, weil ſie nur ungern 
die Ankläger derer werden mögen, mit denen ſie freundſchaftlich 
verkehren. Dieſe Berichte und in der That alle Nachforſchun⸗ 
gen des Comite's beziehen ſich lediglich auf ſolche milde Stif— 
tungen, welche die Volkserziehung zum Zwecke haben. Wir 
haben folglich keine Zeugniſſe, die gegen andere Mißbräuche 
ſprechen würden, aufgenommen, obwohl allerdings alle milden 
Stiftungen denſelben Mißbräuchen ausgeſetzt ſind, wie die der 
beſonderen Art, welche wir unterſucht haben. 

Jetzt werde ich durch das Zeugniß eines Mannes das 
Vorhandenſein bedeutender Mißbräuche zu beweiſen ſuchen, 
eines Mannes, ich meine Lord Kenyon, deſſen Ausſage aus 
manchen Gründen die größte Beachtung verdient, vorzüglich 
aber, wenn ſeine Stimme ſich gegen Unterſchleife der öffent— 
lichen Gelder erhebt, welche zu denunciiren jener edle und ge— 
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lehrte Mann ſich nie beſonders eifrig angelegen ſein ließ. 
Einem Schullehrer wurde die Erlaubniß verweigert, im Bis⸗ 
thum des Erzbiſchofs von Pork das Lehramt bei einem Gym— 
naſium zu bekleiden. Hierauf wandte ſich der Lehrer an den 
Gerichtshof der Kings- bench, um ſeine Einſetzung gerichtlich 
auszuwirken. In dem Urtheile zu Gunſten des Erzbiſchofs 
bediente ſich der Oberrichter Lord Kenyon der folgenden 
merkwürdigen Ausdrücke: „Wer den Zuſtand der Gymnaſien 
in den verſchiedenen Theilen dieſes Reichs unterſucht, wird leicht 
die traurige Lage, worin die meiſten derſelben ſich befinden, 
auf der Stelle erkennen, und kann nur ſehnlichſt wünſchen, daß 
diejenigen, welche die Verwaltung oder Aufſicht über dieſelben 
führen, fo vorſichtig wie der Erzbiſchof von Pork im vorliegen- 
den Falle wären. Wenn andere Leute ihre Pflichten ſo ge— 
wiſſenhaft erfüllt hätten, würden wir nicht, wie jetzt der Fall 
iſt, leere Wände ohne Schüler und alles, außer dem Empfang 
der Honorare und Emolumente, vernachläſſigt finden; in einigen 
Fällen, die zu unſerer Kenntniß neuerlich gelangt ſind, gab es 
ſogar keinen einzigen Schüler in manchen Schulen, obgleich die 
Dotationen derſelben ſehr bedeutend ſind.“ 

Wenn alſo ſolche Mißbräuche exiſtiren, wenn wir ſo hohe 
Autoritäten für ihr Daſein haben, bin ich ſicherlich berechtigt, 
es als eine durchaus nothwendige Pflicht des Parlaments zu 
erklären, ſofort Schritte zur Unterſuchung und Abhülfe einzu— 
leiten. Hier muß ich jedoch des Lärmens gedenken, der von 
einer gewiſſen Seite gegen die Vollmachten der Comitemitglie— 
der erhoben wird. Es heißt, daß ſolche Vollmachten mit den 
Rechten des Privateigenthums unverträglich ſeien. Mit dem 
nichtigen Vorwande eines beſonderen Zartgefühls für jene hei— 
ligen Rechte bin ich ganz ſicher, daß die Urheber dieſes Ge— 
ſchrei's nur ihre eigene Furcht, als Räuber der Armen darge— 
ſtellt zu werden, bedecken. Dieſen ſchamloſen Menſchen will 
ich nur ſagen, daß die Theorie, die ſie entwickeln, als ſeien 
die Fonds milder Stiftungen in den Händen der Verwalter 
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als Privateigenthum anzuſehen, der ganzen Geſetzgebung Eng— 
lands durchaus widerſpricht. Das Geſetz betrachtet die Erb⸗ 
ſchaft der Armen als Gegenſtand der öffentlichen und nicht 
der privaten Jurisdiktion, und behandelt dieſelbe wie die 
Rechte der Krone und der Kirche. Ich wünſche ein für alle 
Mal, das Mißverſtändniß, worüber ich jetzt klage, aufzuklären, 
weil es liſtig erſonnen und verbreitet wird, um Vorurtheile 
gegen die gegenwärtig vorgeſchlagene Maßregel zu erwecken, 
indem man ſich auf die zärtliche Behandlung, die in Allem 
beobachtet werden muß, was Privatrechte angeht, beruft. Ich 
muß alſo nochmals wiederholen, daß es keinen größeren Miß⸗ 
brauch der Sprache durch eine unwiſſende und abſichtliche 
Verdrehung derſelben geben kann, als gerade die Behauptung, 
es hätte die milde Stiftung ihrem Weſen nach Alles mit dem 
Privateigenthum gemein. Die Geſetzgebung hat ſie zu allen 
Zeiten als Gemeingut betrachtet. Die 43ſte Parlamentsakte 
unter der Königin Eliſabeth befiehlt, daß Commiſſionen nieder— 
zuſetzen ſeien, nicht allein, um Mißbräuche in der Verwaltung 
ſolcher Fonds zu unterſuchen, ſondern dieſelben auch abzuſtellen 
Wer aber in der Welt hat je an eine Commiſſion gedacht, 
welche die Verwaltung des Privateigenthums unterſuchen ſollte? 
Iſt das Gut eines Privatmannes in Verfall gerathen, iſt ſein 
Land zu einem nominellen Zinswerth verpachtet, wer hat je 
davon geträumt, es ſei denn, daß ein Minderjähriger dabei 
betheiligt wäre, eine gerichtliche Unterſuchung zur Abhülfe des 
Mißbrauchs oder der ſchlechten Verwaltung einzuleiten? Die 
verſchiedenen Parlamentsakten behandeln dieſe Fonds durchaus 
als Gemeingut, und ermächtigen den Kanzleigerichtshof, auf 
Antrag von irgend zwei Perſonen eine Unterſuchung in dieſer 
Beziehung einzuleiten. Der General-Procurator iſt ſogar nach 
gemeinem Rechte ermächtigt, auf Antrag einer einzigen Perſon, 
wo der Verdacht eines Mißbrauchs von Fonds milder Stiftun⸗ 
gen vorliegt, ein Verfahren einzuleiten. Giebt es nun irgend 
etwas in den engliſchen Geſetzen, was dieſem hinſichtlich des 
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Privateigenthums entſpricht, außer wenn die Rechte der Min— 
derjährigen betheiligt ſind? Es ſcheint, als wenn das Geſetz 
die milden Stiftungen gleichſam wie die Güter der Mündel 
betrachtete und die Armen unter ſeinen beſonderen Schutz nehme. 
Es wird aber behauptet, daß es hart ſei, Leute zur Vorzeigung 
ihrer Beſitztitel zu zwingen. Ich habe aber die vorliegende 
Maßregel ſo zu faſſen geſucht, daß kein Vorwand für eine 
ſolche Klage eintreten kann. Wo das Ganze einer Ur— 
kunde oder ſonſt eines Documents ſich auf eine milde Stiftung 
bezieht, muß der Beſitzer es vorzeigen, und hieraus kann ihm 
unmöglich irgend ein Schaden erwachſen. Wenn nur ein Theil 
der Urkunde ſich auf die milde Stiftung bezieht, ſo braucht der 
Inhaber der Urkunde nur dieſen Theil in gerichtlich beglaubig— 
tem Auszuge mitzutheilen. Will der Inhaber ſchwören, daß 
in der von ihm verlangten Urkunde nichts die milde Stiftung 
Betreffendes enthalten ſei, ſo kann er nicht gehalten werden, 
weder das Document ſelbſt, noch eine Abſchrift deſſelben mit— 
zutheilen. Wenn ſogar Documente ſich in den Händen von 
Agenten oder als Bürgſchaft in den Händen von Mittelsper— 
ſonen befinden, ſo müſſen alle Betheiligten zuerſt benachrichtigt 
werden, ehe dieſelben vorgezeigt zu werden brauchen. Die den 
Commiſſionären zu ertheilende Vollmacht, nöthigenfalls Perſonen 
zur Haft zu bringen, iſt angegriffen worden; doch halte ich ſie 
für durchaus nothwendig, will man, daß die Maſchine mit 
Erfolg wirken ſoll. Wo Mißbräuche ſolcher Größe, wie ich 
ſie ſo eben beſchrieben habe, exiſtiren, können wir nicht erwar— 
ten, daß das mächtige Intereſſe, welches einzelne Individuen, 
ſie zu verheimlichen haben, anders überwunden werden kann, 
als durch die Anwendung einer Kraft, die jedem Hinderniß 
Trotz zu bieten vermag; doch ſind zur Verhütung jedes mög— 
lichen Mißbrauchs dieſer Gewalt die nöthigen Vorſichtsmaß⸗ 
regeln in Fülle vorhanden; hierbei werden Jedem, der ſich für 
beeinträchtigt in ſeinen Rechten hält, die Mittel in die Hand 
gegeben, eine Abſtellung derſelben zu erwirken, und dadurch 
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wird hauptſächlich der Willkür vorgebeugt, daß ein ausführ⸗ 
licher Bericht der ſämmtlichen Umſtände im Verhaftsbefehl ent⸗ 
halten ſein muß. 

Die Beſtimmungen, wonach die zwei Univerſitäten und 
die vier großen Gymnaſien des Landes von dieſer Maßregel 
ausgenommen werden, ſind die einzigen, die einige Erläuterun⸗ 
gen zu erheiſchen ſcheinen. Warum ſollen dieſe Körperſchaften, 
fragt man, von der allgemeinen Maßregel ausgenommen wer⸗ 
den? Wenn keine Mißbräuche in der Verwaltung ihrer Fonds 
oder in den andern Zweigen ihrer Leitung vorkommen, was haben 
fie in einer Unterſuchung zu befürchten? Sollten dagegen Miß— 
bräuche wirklich vorhanden fein, warum ſoll man fie nicht umter- 
ſuchen und entfernen? Gern geſtehe ich, daß ich ſelbſt das volle 
Gewicht dieſes Einwurfs empfinde, obwohl bereit, der Würde 
dieſer Körperſchaften, vorzüglich der Univerfitäten, Vieles zuzu⸗ 
geſtehen; doch ſehe ich nicht ein, wie irgend eine Körperſchaft 
durch eine Unterſuchung, die fie völlig über jeden Verdacht er⸗ 
haben ſtellt, an Würde verlieren kann; ja ſogar die wahrſte 
Würde iſt die, welche, ihrer eigenen Unſchuld bewußt, zur Un⸗ 
terſuchung auffordert und vor derſelben beſteht; nicht die, welche 
ſich in ein geheimnißvolles Dunkel hüllt und ſich ſtellt, als 
wenn die Wegräumung der Verdachtsgründe unter ihrer Würde 
wäre. Denn es muß bemerkt werden, daß jede ſolche Ver— 
weigerung zweideutig iſt und eben fo aus der Furcht, bloß ge— 
ſtellt zu werden, wie aus dem Widerwillen gegen den Verdacht 
hervorgehen kann, und daß es nie an Leuten fehlen wird, 
welche nur zu gern glauben, daß dieſes ſo ſtolz geheuchelte, 
geheimnißvolle Weſen der Sicherheit, nicht der Ehre halber an⸗ 
genommen ſei. Doch bin ich nicht allein durch die Beſorgniß, 
daß die jetzige Maßregel vielleicht hätte dadurch befördert wer⸗ 
den können, abgehalten worden, auf dieſe großen Körperſchaften 
die Maßregel anzuwenden, ſondern auch durch den Gedanken, 
daß ſie fortwährend unter den Augen des Publikums ſtehen, 
und ſowohl vermittelſt des Kanzleigerichtshofes als wiefes Hauſes 
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beobachtet werden können. In den meiſten Fällen ent— 
ſtehen Mißbräuche in der Verwaltung, wo ſie den 
Augen des Publikums entzogen ſind. Das Daſein 
ſolcher Stiftungen iſt häufig ſogar den Betheiligten unbekannt. 
In ſolchen Fällen iſt es weder dem Ausſchuß, der über uns 
ſitzt, noch Privatleuten möglich, Unterſuchungen anzuſtellen, 
oder Klagen gegen etwaige Mißbräuche zum glücklichen Re— 
ſultate zu führen. Doch iſt es merkwürdig genug, daß die 
erſte Parlamentsakte, welche zur Verhütung der Mißbräuche 
bei milden Stiftungen erlaſſen wurde, ihren Urſprung einer 
gegen die Univerſitäten vorgebrachten Klage verdankt. Dieſem 
Hauſe wurde eine Klage vorgelegt, worin die vielen Defrauda— 
tionen der Direktoren der Collegien in Orford und Cambridge, 
die Verwendung der dieſen gehörigen Güter zu Zwecken, die 
den Abſichten der urſprünglichen Gründer zuwiderliefen, näm— 
lich zu ihren eigenen Privatzwecken, hervorgehoben, und der 
Rath dieſes Hauſes um eine Reform und eine Parlamentsakte 
erbeten wurde. | 

In Folge dieſer Klageſchrift wurde auch eine Akte votirt 
und dem Hauſe der Lords zugeſchickt. Doch merkt auf den 
Hergang der Sache! Ihre Lordſchaften ſchickten durch die 
Hände des Erzbiſchofs von Canterbury die Akte mit einem 
Amendement zurück, welches gerade dahin ging, die Univerſi— 
täten von der Wirkung dieſer Akte auszuſchließen, obgleich die 
Akte gerade deßwegen für nöthig erachtet wurde, um die an— 
geblichen Mißbräuche derſelben Univerſitäten zu beſeitigen. 

Häufig hat man mir entgegnet, daß hinreichende Mittel 
ſchon vorhanden ſeien, ohne weitere Maßregeln zur Beſeitigung 
der beſtehenden Uebel zu ergreifen. Doch iſt ein einziger Blick 
in die Geſchichte der ſeit dem Jahre 1634 niedergeſetzten Com⸗ 
miſſionen hinreichend, die völlige Nichtigkeit dieſes Einwands 
darzulegen. Vom Jahre 1634 bis 1760 wurden einhundert 
und vierundſechszig ſolcher Commiſſionen niedergeſetzt. Seit 
dieſer Periode aber iſt dieſes Heilmittel ganz in Vergeſſenhait 
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gerathen. Innerhalb der letzten 75 Jahre ift nur eine einzige 
ernannt worden, aus dem einfachen Grunde, weil derjenige, 
der dieſen Weg einſchlägt, in den Kanzleigerichtshof wandern 
muß. Seht dann auf das Heilmittel, welches diejenigen, die dieſer 
Maßregel Widerſtand zu leiſten drohen, für ſo hinreichend 
halten, und uns rathen, daß wir uns an die alten Geſetze des 
Landes wenden ſollen. Da habt ihr ein Heilmittel, ſagen 
dieſe Herren; was für Grund habt ihr denn zu klagen? Der 
Kanzleigerichtshof ſteht euch offen. Kommt ihr, die ihr Alle 
unter der Laſt der Defraudation oder des Druckes gebeugt ſeid, 
tretet ihr in die ewigen Thore des Kanzleigerichtshofes hinein, 
zugegeben, ihr ſeid die Armen des Landes, das Uebel, worüber 
ihr klagt, hat euch Alles geraubt, doch geldlos wie ihr ſeid, 
hülflos ſeid ihr nicht; ihr habt nur im Kanzleigerichtshof eine 
Klageſchrift einzureichen, und die Sache iſt geordnet. Nun, 
wenn es auch in der Wirklichkeit nichts gäbe, doch giebt es aller— 
dings in dem Namen des Kanzleigerichtshofes etwas, was 
die Phantaſie erſchreckt und Furcht den Ungebildeten einflößt. 
Ich entſinne mich des Wortes eines großen Mannes. Der 
Richter hatte ſeinem Clienten geſagt, er ſolle ſich an den Kanzlei— 
gerichtshof wenden. Hierauf antwortete Herr Erskine mit 
naiver Stimme, die den Saal von Weſtminſter von lang an— 
haltendem Gelächter durchtönen ließ; „Will denn eure Lord— 
schaft einen Mitmenſchen dorthin ſchicken?“ Wie grundlos 
dieſe Furcht nun auch ſein mag, ſo erſchreckt ſie doch. Wenn 
mir alſo jemand einwendet, daß ich hier einen hinreichenden 
Schutz habe, ſo antworte ich ihm, daß dieſes Heilmittel nur 
dreimal in einem halben Jahrhundert verſucht iſt, nur einmal 
innerhalb der letzten dreißig Jahre, und ich erſuche ihn, die 
Folgen jenes Verſuchs zu prüfen. Obgleich ich nun die Auf— 
merkſamkeit dieſes Hauſes lange in Anſpruch genommen habe, 
ſo kann ich doch nicht ſchließen, ohne eine Ueberzeugung aus⸗ 
zudrücken, daß viele Mißbräuche vorhanden ſind ohne Ver⸗ 
ſchuldung der dabei Betheiligten. Nachläſſigkeiten können vom 
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Vater auf den Sohn ſo lange vererbt werden, bis die ri tige 
Verwaltung völlig in Vergeſſenheit gerathen iſt. Ein Mann 
kann Gelder als die ſeinigen anſehen, die durch einen weit— 
läuftigen Vorfahren ihrer richtigen Verwendung entfremdet 
worden ſind. Es ſind ſogar Fälle vorgekommen, wo diejenigen, 
die Bezahlung zu leiſten wünſchten, niemanden fanden, der die— 
ſelbe zu empfangen berechtigt war. Meiner innerſten Ueber- 
zeugung nach find. die meiften dieſer Mißbräuche der Art, daß 
ſie zur Laſt keines Anderen gelegt werden können, als des ur⸗ 
ſprünglichen Erblaſſers, oder ſeiner unmittelbaren Nachkommen, 
welche den Anfang mit Mißbräuchen gemacht haben, welche 
die Zeit verewigt und ſchuldlos durch Verſchleierung ihres Ur— 
ſprungs dargeſtellt hat. f 

Ich darf nicht dieſe Rede ſchließen, ohne der Mildthätig⸗ 
keit zu gedenken, die zu allen Zeiten die Bewohner dieſes 
Landes ausgezeichnet hat; mit unausſprechlicher Freude betrachte 
ich die reichen Gaben, die geſpendet worden ſind, den ehrlichen 
Eifer, den Privatperſonen für das Wohlergehen ihrer Mit⸗ 
menſchen an den Tag gelegt haben. Forſchen wir nach dem 
Urſprung jener großartigen Stiftungen, ſo finden wir in der 
Regel, daß ſie nicht der öffentlichen Politik, nicht der Frei⸗ 
gebigkeit derer, die fürſtliche Güter beſaßen und einen Theil 
derſelben zum Vortheil der Menſchheit verwendet ſehen wollten, 
nicht denen, die ungeheures Vermögen durch die Bekleidun 
öffentlicher Aemter ſich erworben haben, und durch Mildthätig⸗ 
keit ein wenig von dem, was ſie von dem Staate gezogen 
haben, zurückzugeben dachten, nicht daß ſolchen Quellen dieſe Stif⸗ 
tungen ihren Urſprung verdanken. Weit häufiger iſt es irgend 
ein Unbekannter, ein Handelsmann von niederer Geburt, der, 
dankbar für die Erziehung, die ihm den Reichthum verſchaffte, 
einen Theil deſſelben den Anſprüchen ſeiner näheren Verwandten 
entzog, um andere Hülfloſe, die ſich in ähnlichen Umſtänden 
mit ſeinen früheren befänden, in den Stand zu Ik, dieſelben 
Hinderniſſe zu überwinden, über die er geſſeg * In der 
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Geſchichte dieſes Landes, ſei es die öffentliche oder die private, 
kenne ich keinen rührenderen Zug als eben dieſen, es ſei denn 
der Anblick, den wir alle Tage vor unſeren Augen haben, wie 
ſo viele ihr Vermögen, ihre Zeit, ihre Geſundheit der Wohl— 
thätigkeit und dem Mitleid weihen. Wie viele Leute kenne 
ich ſelbſt perſönlich, denen man nur zu ſagen hat: die und die 
ſind unbeſchäftigt, ihre Kinder unerzogen, ſie leiden im Gefäng⸗ 
niß, ſind Opfer der Krankheit, Unglückliche und Elende, und 
ſofort werfen ſie alle anderen Beſchäftigungen bei Seite, als 
wenn auch ſie keine Familie zu verſorgen hätten, und arbeiten 
unabläßlich, um den Hungrigen zu ſpeiſen, den Nackten zu 
kleiden, und den Kindern der Armen die unſchätzbare Wohl⸗ 
that der Erziehung, welche ihnen allein den Wunſch und die 
Macht, ihre Mitmenſchen zu unterſtützen, eingeben kann, an⸗ 
gedeihen zu laſſen. Dieſes Bild gewährt mir das unausſprech⸗ 
lichſte Vergnügen, und um ſo mehr, da es England eigen— 
thümlich iſt. Man muß um ſo ſtolzer darauf ſein, da 
dieſes das folgerechte Reſultat von Englands freier Conſtitution 
iſt. Wo Tyrannen herrſchen, können wohl Paläſte ſich er⸗ 
heben zur Beherbergung der Armen, Spitäler können die groß⸗ 
artigſten Zierden der mächtigen Reſidenzen werden, aber wie 
ſchön ſie ſich dem Auge zeigen mögen, wie nützlich auch ge⸗ 
wiſſen Klaſſen, ſo verdanken ſie doch ihre Gründung den Leiden 
Anderer; ſie werden nicht durch die Wohlthätigkeit von Privat⸗ 
leuten, welche ein eben ſo großes Vergnügen dem Geber wie 
dem Empfänger gewährt, erhalten, ſondern durch die ſchwer 
erworbenen Verdienſte der Armen. Es ſind Gelder, die ihrer 
Armuth abgepreßt, ja zuweilen durch widerſinnige Abgaben 
ſelbſt von ihren Laſtern erhoben werden. So lange die Herrſcher 
eines Volkes ihm ſeine heiligſten Rechte entziehen, nämlich eine 
Stimme in der Verwaltung ſeiner eigenen Güter, ſo lange 
müſſen fie den edlen Empfindungen fremd bleiben, jener erha⸗ 
benen Denkungsart, welche den freien Mann auszeichnet, die 
ſie über die Sphäre des Eigennutzes hinauszublicken ge⸗ 
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ſtattet, ihre Herzen erhebt, und ihre Arme zum Nutzen und 
Vortheil ihres Vaterlandes zu erheben antreibt. Keine Folge 
des Despotismus iſt mehr entwürdigend, als gerade, daß ſie 
die edelſten Gefühle unſerer Natur unterdrückt und ſo die 
Menſchen argwöhniſch und ſelbſtſüchtig macht. Es iſt Englands 
Glück, daß es immer noch ein Volk beſitzt für höhere Zwecke 
empfindlich; doch habe ich mich dem urſprünglichen Gegenſtande 
dieſer Erörterung entfernt in einer Bewunderung für jene 
menſchenfreundlichen Perſonen, deren Benehmen ich häufig Ges 
legenheit gehabt habe zu beobachten, und deren Verdienſte weit 
über die Anerkennung hinausgehen, die ich ihnen mit Worten 
zu zollen im Stande bin. 


18* 
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Heinrich Brougham, 1779 zu Edinburg geboren, ſtammt 
von wenig begüterten Eltern. Er machte ſeine Studien in den 
Unterrichtsanſtalten feiner Geburtsſtadt, wo fie in weit beſſerem Zus 
ſtande als in England find, das Mühe hat, ſich von den alten For⸗ 
men und den hergebrachten Inſtitutionen loszuwinden. Ihm ward 
der unſchätzbare Vortheil, daß fein Obeim von mütterlicher Seite, 
der berühmte Geſchichtsſchreiber Robertſon, feine wiſſenſchaftliche 
Bildung leitete. Dieſe nahm indeſſen eine Richtung, die ſeine ſpätere 
Beſtimmung nicht ahnen ließ. Mit Vorliebe und beſonderem Eifer 
ergab er ſich den mathematiſchen Wiſſenſchaften, in denen er ſo raſche 
Fortſchritte machte, daß er, noch im jugendlichen Alter, in dieſem 
Fache ſich auf eine ausgezeichnete Weiſe verſuchte. In ſeinem ſteb⸗ 
zehnten Jahre gab er eine Schriſt über das Licht heraus, die mit 
Beifall aufgenommen ward. Einem anderen mathematiſchen Werke 
verdankte er ſeine Aufnahme in die königliche Geſellſchaft, zu deren 
Mitglied er 1803 ernannt ward. Die Gabe der Beredtſamkeit hatte 
ihm die Natur in die Wiege gelegt. Er war unglücklich, wenn er 
kein Publikum fand, zu dem er ſprechen konnte. Hatte er einmal 
ſeine Leute beiſammen, ſo hielt er ſie feſt durch eine in allen Formen 
glückliche Darlegung überlegener Geiſteskräfte. Jeder Gegenſtand, 
wie rauh und ſchwierig er immer ſchien, geſtaltete ſich durch ſeine 
Darſtellung rund, zugänglich, klar und faßlich. Seine Rede war von 


) Zum Theil nach einer von Weitzel im dritten Bande des Staatslexikons 
entworfenen und nach einer von der Kölniſchen Zeitung (Jahrg. 1843. No 306) 
gelieferten Charakteriſtik Brougham's. 
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erſtaunlicher Produktivität, ſtets durch den Augenblick inſpirirt, daher 
treffend und gelegen, ſein Urtheil wach und thätig, daher Meiſter 
und Ordner des Stoffs, kein Wort außer dem Verſtändniß ſeines 
Sinnes und ſeiner Wirkung, ein eiſerner Fleiß und ein beharrliches 
Streben nach Vervollkommnung; dieſe Eigenſchaften in einem Lande 
vereinigt, wo die Oeffentlichkeit alle bürgerlichen Verrichtungen durch— 
dringt — wie konnte es fehlen, Aufſehen zu erregen und Geltung 
zu gewinnen. Brougham trat ſpäter eine Reiſe nach dem Continente 
an, wie die Engländer es zu thun pflegen, und machte zu Paris die 
Bekanntſchaft des großen Bürgers Carnot. 

Das Gebiet der Speculation genügte feinem wiſſenſchaftlichen 
Streben noch weniger als ſeinem Ehrgeize, und er betrat die Lauf— 
bahn des Rechtsgelebrten, die in conſtitutionellen Staaten dem Tas 
lente die weiteſte Ausſicht eröffnet. Er erwarb ſich als Anwalt einen 
großen Ruf, und bahnte ſich durch ihn den Weg zum Parlamente. 
Mit den Angelegenheiten des Staates ſuchte er ſich auf eine gründ— 
liche Weiſe bekannt zu machen, denn ſchon 1803 gab er ein um⸗ 
faſſendes Werk über die Colonialpolitik heraus, das eine Ueberficht 
der Geſetze enthält, welche die Griechen, Carthager und Römer bei 
ihrer Coloniſtrung zu befolgen pflegten, und dann auf die neueren 
Zeiten übergeht und das bei demſelben Gegenſtande beobachtete Ver— 
fahren prüft. Vrougham zeigt in demſelben den Urſprung und 
die Verbreitung des Negerhandels und erklärt ſich mit Unwillen über 
dieſe grauſame Herabwürdigung des Menſchen und die Verhöhnung 
ſeiner heiligſten Rechte. Zugleich ſpricht er die Hoffnung aus, daß 
die afrikaniſchen Schwarzen eines Tages zu dem friedlichen und 
rechtmäßigen Beſitze des Bodens von Weſtindien gelangen würden, 
den ſie und ihre Väter mit Schweiß und Blut gedüngt. — Beinah 
um dieſelbe Zeit verband er ſich mit mehreren jungen Männern von 
Geiſt und Kenntniſſen zur Gründung einer Zeitſchrift Edinburgh 
review, die nicht ohne bedeutenden Einfluß auf den öffentlichen 
Geiſt und die politiſchen Geſinnungen des Landes geblieben iſt. Da 
ein Prozeß der Herzoge von Roxburgh zur Entſcheidung vor das 
Oberhaus gebracht worden war, begab ſich Broug ham nach London, 
um die Sache in Perſon zu führen. Der große Beifall, den er ſich 
hier vor den Schranken des höchſten Gerichtshofs des Reichs erwarb, 
beſtimmte ihn, ſeinen Aufenthalt in der Hauptſtadt zu nehmen. Seine 
vielfältigen Berufsgeſchäfte entfremdeten ihn indeſſen den Angelegen— 
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beiten des Staates und der Menſchheit nicht, denen er beſtändig ein 
warmes Herz voll Theilnabme bewahrte. Er behandelte die große 
und wichtige Frage der Handelsfreiheit mit Scharfſinn und Beredt⸗ 
ſamkeit. Faſt alle großen Männer, und gewöhnlich die größten, 
baben das Schickſal, daß ſie ihrer Zeit voraus ſind, und den Samen 
ausjireuen zur fruchtbaren Ernte, die erſt ſpäter reift. Sie beſtehen 
den Kampf; der Ruhm und der Lohn des Sieges fällt Anderen am 
Tage der Entſcheidung zu. Doch gehört Broug ham zu den ſelte⸗ 
nen Begünſtigten, die noch verwirklicht, wenigſtens anerkannt ſahen, 
was ſie gewollt und als das Beſſere dargeſtellt. Auch die Sache 
der Handelsfreiheit hat Fortſchritte gemacht und wird, wie alle große 
Fragen der Menſchheit, ihre befriedigende Löſung finden. Ein Miß⸗ 
brauch führte Brougham 1810 in das Haus der Gemeinen ein, 
der Mißbrauch des Wahlrechts der verfaulten Flecken. Es iſt be⸗ 
merkenswerth, daß die meiſten ausgezeichneten Redner und Staats⸗ 
männer auf dieſem Wege zu einem Sitze im Unterhauſe gelangten. 
Der Mißbrauch hatte die Folgen eines weiſen Gebrauchs. Der Herzog 
von Cleveland, ein Pair, der zur Oppoſition gehörte und über die 
Wahl von Winchelſea zu verfügen hatte, ernannte ihn zum Stell⸗ 
vertreter dieſes Orts im Parlamente. Später, nach manchen glän⸗ 
zenden Erfolgen, glaubte Broug ham ſich den Wählern der Stadt 
Liverpool vorſtellen zu dürfen, um ihr Repräſentant zu werden, hatte 
aber zum Mitbewerber Canning, der ihm vorgezogen wurde (ſiehe 
Bd. 1. S. 91). Einem Canning nachzuſtehen, darin lag ſelbſt 
für Brougham keine Demüthigung; doch ſchien er dieſe Zurück⸗ 
ſetzung ſchmerzlich zu empfinden, und wollte ſich mit dem redlichſten 
und entſchloſſenſten Staatsmanne, den England in den neueſten 
Zeiten hatte, nie recht befreunden. — Brougham betrat mit großen 

Erwartungen die Leiter der politiſchen Größe in England. Er kam 
in das Parlament, um ſich auf die Bänke der Dppofition zu ſetzen. 
Canning erſtrebte gerade den Gipfel ſeines Ruhms, der griechiſche 
Freiheitskrieg klang wie heller Glockenton durch das von der Reaktion 
bedrängte Europa, und das engliſche Unterhaus galt für die letzte 
Zuflucht des überall verfehmten freien Worts. Brougham flocht 
damals die beſten Blätter zu dem Lorbeerkranz ſeines Ruhms. Jedes 
Unrecht fand in ihm den entſchiedenſten Feind, jedes menſchliche 
Elend den treuen, thätigen Freund. Sein natürliches Talent ſtärkte 
ſich mit der Gerechtigkeit der guten Sache. Mit der ganzen Macht 
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ſeiner Einſicht und Beredtſamkeit trat er der Reaktion entgegen, die 
ſich, beſonders ſeit 1815, in den Maßregeln und Abſichten der Re— 
gierungen offenbarte. Für den Primär- oder Elementarunterricht, 
das erſte und weſentlichſte Bedürfniß der unteren Stände, verwendete 
er ſich mit Eifer und Beharrlichkeit, und da dieſer wichtige Gegen— 
ſtand 1818 im Parlament zur Sprache kam, zeigte er eine Viel— 
ſeitigkeit der Kenntniſſe und einen Ernſt des Willens, die ſelbſt ſeine 
Gegner in Erſtaunen ſetzten und bei jedem Unbefangenen Anerken- 
nung fanden. Sein Entwurf einer Nationalerziehung iſt ein blei- 
bendes Denkmal, das er ſich geſetzt. (Siehe die mitgetheilte Rede 
Brougham's.) Aber alle Vorſchläge dieſer Art hatten ihre Zeit 
noch nicht gefunden. Die Vernunft, das Recht, ſelbſt das wohlver— 
ſtandene Intereſſe, das mit Vernunft und Recht nie im Widerſpruche 
ſtehen kann, waren für ihn, gegen ihn aber, was mächtiger iſt, die 
Vorurtheile, die Ueberlieferung, die Vorrechte und Begünſtigungen 
der Stände und Körperſchaften. Auf geradem Wege war dem kräf— 
tigen Kämpfer nicht beizukommen; man wählte den verſchlungenen 
der Argliſt, der Lüge und des Betrugs. Brougham ward als ein 
Feind der Kirche und der Verfaſſung des Landes, wie ſie als ein 
beiliges Vermächtniß von den Vätern gekommen war, dargeſtellt, als 
ein Verächter der Geſetze und Sitten ſeines Landes, der ſeine anti— 
nationale Vorliebe für Nordamerika und Frankreich nicht verleugnen 
könne. Brougham hatte an den drei glänzenden Jahren der eng⸗ 
liſchen Geſchichte von 1824 bis 1827 einen guten und gerechten 
Theil des Verdienſtes. Durch ihn hatte Griechenland geſiegt, durch 
ibn der Sklavenhandel den letzten Stoß erhalten, durch ihn Portugal 
das Joch eines Tyrannen abgeworfen, durch ihn die Emancipation 
der iriſchen Katholiken die Stütze der engliſchen Liberalen gefunden. 

Die Art, wie er die Sache der Königin führte, die von Georg IV. 
des Ebebruchs angeklagt wurde, war nicht weniger ehrenvoll. Dieſer 
ſchmähliche Prozeß, den der König vor dem verſammelten Parlamente 
führen ließ, erniedrigte die Krone und befleckte die Perſönlichkeit des 
Mannes, der fie trug. Brougham hatte für jene die zarte Scho— 
nung, die ihm für dieſe oft unmöglich war. So ſprach er bei dieſer 
Gelegenheit als Anwalt der Königin, da er erfuhr, daß Georg IV. 
hinter einer Gardine der Debatte zuhöre, vor dem Hauſe der Lords 
die Worte: „Und dieſer Mann, den die öffentliche Meinung des 
Volkes fo hart und dringend anklagt, hat kein Bedenken, auf dem 
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Richtplatz ſelbſt zu erſcheinen und ſich an der Marter ſeines Opfers 
zu ergötzen?“ Der Lordkanzler ſprang von ſeinem Wollſacke auf 
und rief: „Hochverrath!“ „Hochverrath!“ ſcholl es von den meiſten 
Bänken zurück. „Sitzen Sie nieder, meine edlen Lords,“ antwortete 
gelaſſen der Mann in der ſchwarzen Robe, „ich bin ein alter Rechts⸗ 
kundiger, und weiß, wie weit ich gehen darf.“ Ueber König Georg IV. 
hat ſich Brougham ſpäter (im zweiten Bande feines Werks: Die 
Staatsmänner während der Regierungsepoche Georg's IV.), wie folgt, 
ausgeſprochen: „Georg, Prinz von Wales, war nach der Weiſe 
aller Prinzen erzogen worden, deren Schule der Palaſt ihrer Vor: 
fahren, deren Lehrer ein grenzenloſes Glück, deren erſter und gelieb⸗ 
teſter Gefährte eine unbeſchränkte Befriedigung ihrer Wünſche bleibt, 
und die weder mit Ihresgleichen Umgang haben, noch auch die Auf⸗ 
ſicht und den heilſamen Zweck der Schulzucht kennen lernen. Das 
königliche Erziehungsſyſtem iſt in der That auf eine höchſt ſonder⸗ 
bare Weiſe für die Erreichung des Zweckes eingerichtet, einen Men⸗ 
ſchen zur Erfüllung der Aufgabe, ſeine Nebenmenſchen zu regieren, 
auszubilden, ein von Natur dem Irrthum unterworfenes ſündiges 
Geſchöpf zur ſchwerſten Stellung zu befähigen, zu derjenigen Stel⸗ 
lung, welche am meiſten Selbſtbeherrſchung erfordert, und zu deren 
tadelloſer Behauptung alle Belehrung, die ein Menſch empfangen 
kann, und alle Tugend, welche ſeine Natur auszuüben vermag, noch 
bei weitem nicht genügen würde. Dieſes Syſtem hatte auf den 
Prinzen von Wales ſeine natürliche Wirkung in einem ungewöhn⸗ 
lichen Grade geäußert. Er ſchien aus dieſer Schule als ein voll⸗ 
kommenes Beiſpiel desjenigen hervorzugehen, was dieſelbe zu leiſten 
im Stande iſt, als wenn ſich an ihm hätte zeigen ſollen, wie ſehr 
ein Charakter verunſtaltet werden kann, dem urſprünglich keine guten 
und wenig große Eigenſchaften, womit Menſchen geboren werden, 
mangelten. Obgleich ſeine Gemüthsart von Natur durchaus nicht 
mürriſch oder rachſüchtig war, ſo war er doch in einem ſolchen 
Grade ſelbſtſüchtig geworden, daß er von der Ueberzeugung auszu⸗ 
gehen ſchien, als ſeien alle Menſchen für ſeinen ausſchließlichen Ge⸗ 
brauch geboren. Deßhalb wurde er bei dem geringſten Vorfall, der 
ſeine Wünſche vereitelte, reizbar, und ſchien ſich ſogar für beleidigt 
und zur Befriedigung ſeiner Rache berechtigt zu halten, ſobald irgend 
Jemand aus Pflicht- oder Ehrgefühl eine Handlungsweiſe befolgte, 
welche ſeine Hoffnungen vereitelte und ihn in ſeiner Ruhe ſtörte.“ — 
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Von welchem Einfluß der Prozeß, den Broug ham gegen den Kö— 
nig zu führen hatte, auf die Lage Englands ſelbſt war, ſchildern die 
eigenen Worte deſſelben: „Es iſt zwar nicht häufig, daß ein ſo 
grauſames willkürliches Verfahren beobachtet wurde, als das Georg's IV. 
gegen feine Gemahlin; aber es ereignen ſich nicht ſelten Fälle von 
noch größerer Brutalität und werden, außer dem kleinen Kreiſe derer, 
welche mit dem Betheiligten in unmittelbarer Verbindung ſtehen, nur 
von wenigen beachtet. Der Fall der Königin Caroline verſetzte je— 
doch das ganze Land in eine Aufregung; was die Allgemeinheit und 
den Grad derſelben betrifft, ſo waren beide nur dem Kummer zu ver— 
gleichen, welcher ſich zwei Jahre vorher beim Tode ihrer Tochter of— 
fenbarte. Jede Familie machte die Sache zu ihrer eigenen. Jeder 
Mann, jedes Frauenzimmer nahm Theil an dem Streite. Partei: 
feindſchaft, perſönliche Zwiſtigkeiten wurden beſeitigt, um auf die 
Seite einer gekränkten Frau gegen ihren tyranniſchen Gatten zu tre— 
ten. Die Gewalt der Krone ſelbſt wurde auf das tiefſte erſchüttert. 
Die militäriſchen und bürgerlichen Gewalten nahmen Theil an dem 
Kampfe, welcher die Monarchie mit dem Untergang bedrohte. Das 
Volk war ſo erbittert, daß es ſogar dem beleidigten Theile das Recht, 
über ſein eigenes Unrecht zu urtheilen, abſprach. Als die Königin 
den Wunſch zu erkennen gab, ſich durch Entfernung aus dem Lande 
endloſen Verfolgungen zu entziehen und unaufhörlichen Reckereien 
und Kränkungen ein Ende zu machen, wurde das Volk bei der blo— 
ßen Erwähnung einer ſolchen Abſicht in die heftigſte Wuth verſetzt, 
und war geneigt, die Rathgeber der Königin, ja dieſe ſelbſt, ſeinem 
Zorne über das der letztern widerfahrene Unrecht aufzuopfern. So 
groß war in der öffentlichen Meinung der Unterſchied zwiſchen dem 
Streite im königlichen Hauſe und dem in einer bloßen Privatfamilie!“ 

Brougham feierte ſpäter ſeinen ſchönſten Sieg in dem merk— 
würdigen Antrage, die Verbeſſerung des bürgerlichen und peinlichen 
Verfahrens und die Strafgeſetzgebung Englands betreffend, für den 
er im Unterhauſe ſieben volle Stunden ſprach. Hier berührte er 
eine der wundeſten Stellen, die ſich leichter bezeichnen als heilen läßt. 
Brougham war auf ſeinem Boden, und wenn Großbritannien in 
dieſer Beziehung eine Wohlthat — eine der größten, die man ihm 
erweiſen kann — erwarten dürfte, dann konnte ſie, vor Allem, von 
dieſem Manne kommen, der dazu die rechte Einſicht und den rechten 
Muth beſaß. Da, im Sommer des Jahres 1830, ein Wehen der 
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Freiheit durch unſern Welttheil ging, und in den Regionen harter, 
verhaßter Knechtſchaft das Wehen zum Sturme ward, der Thron 
brach, fiel auch das Miniſterium Wellington, und in ihm eine 
große Hoffnung des rückgängigen Theils von Europa. Der edle Her⸗ 
zog, als ſtehe er vor einem Heere, dem er eine Schlacht anzubieten 
die Gelegenheit günſtig fand, erklärte im Parlamente, er halte eine 
Reform deſſelben für unnütz und ſchädlich. Brougham trug ſo⸗ 
gleich auf dieſe Maßregel an, die beifällig aufgenommen ward. Der 
Herzog v. Wellington trat ab, und Graf Grey an ſeine Stelle. 
Dieſer bot Broug ham die höchſte Würde des Reichs, die eines 
Kanzlers, an. Dieſer nahm keinen Anſtand, das neue Cabinet zu 
unterſtützen, ward, im November, unter dem Titel Brougham and 
Vaux zum Baron ernannt und ließ ſich, als Präſident des Ober: 
baufes, auf dem Wollſacke nieder. Der Sieg der Reformakte wurde 
durch den Beiſtand Broughams erfochten. Allein das wichtigſte 
Ereigniß dieſer Periode war, daß eine neue Partei geſchaffen wurde, 
eine Partei, welche wir heute nach zehn Jahren bereits mächtig und 
weit verbreitet ſehen, und die in weiteren zehn Jahren vielleicht herr⸗ 
ſchend und vollſtändig organiſirt erſcheinen mag. Es iſt uns nicht 
möglich, fie zur Zeit mit einem Golleftionamen zu bezeichnen. 
Chartiſten und Repealer, Diſſenter und Freiſchotten, junges England 
und Antikornverein ſind alle Nüancen dieſer Partei, deren Defini⸗ 
tion noch am beſten negativ gegeben werden kann — was nicht 
durch Geſchichte und Verwandtſchaft zu den Tories oder Whigs ge: 
bört. Gewöhnlich werden die Whigs noch häufig als die liberale, vom 
Volke ausgegangene, ihm angehörige Partei den Tories, der conſervativen 
Ariſtokratie, gegenüber geſtellt. Eine ganz falſche Vorſtellung. Nicht 
allein, daß ein Torycabinet eben fo gute und viele „Commoners“ ent: 
halten kann — Robert Peel iſt der Sohn eines Baumwollen⸗ 
ſpinners — als ein Whigcabinet, ſo ſind vielmehr beide aus gleicher 
Quelle hervorgegangen und bis jetzt von einem Einfluſſe beherrſcht 
worden, deſſen Intereſſen, wie verſchieden auch die Mittel fein moch 
ten, auf daſſelbe Ziel ausliefen — auf Erhaltung von Standespri⸗ 
vilegien. Whigs und Tories ſind die Namen der zwei Fraktionen, 
worin ſich die engliſche Ariſtokratie zu Anfang des verfloſſenen Jahr⸗ 
bunderts ſpaltete. Urſprünglich hingen die Tories der entthronten 
Dynaſtie an, vereinigten ſich auch allmälig mit dem Haufe Hannover, 
und theilten ſich wechſelnd, je nach den Zeitumſtänden und influirt 
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durch die Krone, das Parlament und die öffentliche Meinung, mit 
den Whigs in die Verwaltung des britiſchen Reichs. Die Herzoge 
von Argyle, Bedfort, Devonſhire, Norfolk gehören zu den älteſten 
Adels⸗Familien Englands und ſind Whigs. Allein könnte man ſie 
Liberale im heutigen Begriff dieſes Wortes nennen? Glaubt man, 
daß ſie für Beſchränkung der Kirche, für Aufhebung der Monopole, 
für Ausdehnung des Stimmrechts, für eine Reform des Oberhauſes 
ſtimmen würden. Wenn die Whigs jemals eine liberale Politik be— 
folgt haben, fo war es gewöhnlich die Politik nach außen, die Ber 
förderung, eventuel die Unterſtützung des liberalen Princips in 
fremden Ländern. Daheim war ihre Politik nie liberaler als es ſich 
mit jenen Grundſätzen vertrug. Dieſe Grundſätze galten jedoch lange 
Zeit in England als unantaſtbarer Beſtandtheil einer Verfaſſung, 
die im Vergleich zu dem ſonſtigen Despotismus in Europa als Mo— 
dell politiſcher Freiheit betrachtet wurde. Die totale Wendung des 
Staats: und Verfaſſungsrechts in Frankreich, überhaupt die rational⸗ 
philoſophiſche Periode, die mit der franzöſiſchen Revolution von 1789 
und der Unabhängigkeit von Amerika in der Weltgeſchichte eintrat 
und jeder ſeitherigen Reform ihren unabweislichen Charakter gab, 
mußte ſich auch in England, wo es weder an geiſtiger Forſchung 
noch an praktiſcher Erfahrung fehlt, fühlen laſſen. Die Symptome 
kamen indeß langſamer und ſpäter. Einmal bereits im Beſitz eines 
guten Theils vernünftiger Staatsinſtitutionen, daher vor den Ueber: 
eilungen einer plötzlichen Freiheit oder Sklaverei geſchützt, und ſo— 
dann durch die welterſchütternden Ereigniſſe bis zum Sturze Napo⸗ 
leons in eine unmittelbare praktiſche Thätigkeit nach außen verſetzt, 
war ein längerer Friede nöthig, um die neuen in der Welt einge— 
führten Ideen von Staat und Regierung auch in den durch hohes 
Alter bemooſten Stamm der engliſchen Verfaſſung eindringen zu laſ— 
ſen. Seit dem Frieden von 1815 hat dieſe Operation begonnen. Die 
Zuſtände Englands waren erſtaunlich geändert. Obgleich Sieger in 
dem Kampfe und in ihrer Handelsgröße mehr als hergeſtellt, durch 
neue Provinzen bereichert, lag als Opfer davon eine rieſenhaſte Geld— 
ſchuld auf der Nation. Eine vermehrte Induſtrie hob den Reichthum 
Einzelner und verarmte die Maſſen und erweiterte mit jedem Jahre 
den Abſtand zwiſchen den producirenden und conſumirenden Klaſſen, 
zwiſchen Verdienſt und Arbeit, zwiſchen Monopol und freier Concur⸗ 
renz, zwiſchen Privilegien und Recht, zwiſchen Uebermaß des Beſtitzes 
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und der Armuth. Der zunehmende Reichthum und das erweiterte 
Genußleben der Ariſtokratie und der Kirche erſchien dem Volke, je 
mehr es zu hungern anfing, ungerechter und verhaßter, als zur alten 
Zeit, wo die Noth geringer und das Elend weniger durch die nahen 
Vergleiche empfunden war. Was natürlicher, als Hülfe zu bringen 
und Rettung zu verſuchen! Man denke an alle Eigenheiten des eng⸗ 
liſchen Charakters und der engliſchen Erziehung, um die dafür vor⸗ 
geſchlagenen und ausgeführten Pläne nach dem rechten Maßſtabe zu 
beurtheilen. Von der Religion und Kirche war bereits die Rede; 
auch mit der weltlichen Ariſtokratie ſind die Bedenken nicht gleich 
beſeitigt. Herkommen, Tradition, Gewohnheit wirken in keinem Lande 
mehr als in England. Alles ſieht nach oben und ordnet ſich über 
und unter einander; der Marquis ſtrebt nach dem Herzog, der Earl 
nach dem Marquis, der Viscount nach dem Earl, ein ſchlichter Ma⸗ 
ſter will Sir, ein Sir Baronet werden, und ſo geht es hinunter bis 
auf den Handwerker, der das appointed by her Majesty hinter 
ſeinen Namen ſetzt. Die großen Familien ſind mit der Geſchichte 
des Landes eng verwachſen, durch ihre nachgebornen Kinder mit dem 
reichern Mittelſtande verbunden, auf dieſe Weiſe von unwiderſtehli⸗ 
chem Einfluß auf alle politiſchen Wahlen und, was die Hauptſache 
iſt, bei der ganzen Ausübung dieſes Uebergewichts durch das conſti⸗ 
tutionelle Recht und Geſetz unterſtützt, das noch heute, nach mehr 
als einem halben Jahrtauſend, in der ſtarren Kraft feines organi⸗ 
ſchen Princips beſteht. Man mag alſo von dieſem Widerſtande auf 
die Gewalt und den Umfang der Krankheit urtheilen, die den engli— 
ſchen Staatskörper eingeſtandenermaßen von allen Parteien durch⸗ 
dringt und deren kritiſche Tage endlich gekommen ſind. Kehren wir 
zu den Parteien zurück. Können die Whigs, deren Fundamente, 
Motive und Intereſſen ariſtokratiſch ſind, mit dem Scheine liberaler 
Formen genügen? Oder mögen Lord Palmerſton und John 
Ruſſell hintreten und ſagen, wir verlangen eine Reform des Ober⸗ 
hauſes, eine Modification der engliſchen Kirche, eine veränderte Ge⸗ 
ſetzgebung für den Grundbeſitz! Sie werden ſich hüten! denn mes 
der der Eine noch der Andere hat dazu Muth und Geiftesfreibeit 
genug. Alſo was thun? Wirklich ſein, was ſie ſind, Tories, Con⸗ 
ſervative, die dem einbrechenden Strome der neuen Zeit ſich ohne 
Hinterliſt entgegenſtellen, entſchloſſen, einen Kampf auf Tod und Le⸗ 
ben anzunehmen. Dieſe Geradheit und Entſchiedenheit ließ vor zwei 
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Jahren die Tories fiegen und hat die Whigpartei für alle Zeiten 
von der politiſchen Bühne weggewieſen. Nehmen wir und nennen 
wir die Tories, was ſie ſind und ſein wollen, Conſervative und Ver— 
theidiger des Beſtehenden, ſo vereinigen ſie in ſich die engliſche Kirche 
und Ariſtokratie und das ganze Gefolge, welches das ungeheure Be— 
ſitzthum der beiden Stände, fein Leben und das Leben feiner Nach⸗ 
kommenſchaft, gegründet bat. Gegner find alle außerhalb dieſer Ver— 
bindung Geſtellten, die große Mehrheit des Volkes. Sie, die ſonſt 
geſpalten, ſich unbekannt, verſchieden intereſſirt waren und geduldig 
ertrugen, was zu ertragen war, ſind jetzt, durch die unerbittliche 
Noth aller Art vereint, im Werk, ſich politiſch zu organifiren, und 
täglich verſtärkt durch Männer von Talent, Kenntniß und Humani⸗ 
tät, die das rege unbeſtimmte Verlangen der Maſſen in eine prafti- 
ſche Richtung weiſen, und an die Reform des Unterhauſes die fort— 
ſchreitende Bewegung nach dem Oberhauſe und der Kirche knüpfen. 
Denn ſie haben Recht, jenes wichtige Ereigniß hat die neue Aera 
der engliſchen Geſchichte eröffnet, aber nimmermehr beſchloſſen. 

Es war nöthig, dieſen Hintergrund der Geſchichte etwas ſorg— 
fältiger zu zeichnen, da er ſtreng zu Lord Brougham's Bild ge— 
bört und von ſeiner Allgemeinheit die Bezüge zum Speciellen giebt. 
Brougham nahm den Lord als einen verdienten Lohn an, als eie 
nen Lohn ſeiner liberalen Anſtrengungen, und ging durch dieſe 
Selbſttäuſchung der liberalen Sache verloren. Der Kitzel des Ehr— 
geizes und der Eitelkeit zeigte ihm Wollſack und Portefeuille mehr 
als das Ziel und den Ruhepunkt der Macht, denn als das oberſte 
Mittel zum Siege einer Idee. Die Partei der Whigs hatte ihn 
herangezogen, hatte ihn gehoben und verlangte nun ſtrengen, unge— 
theilten, rückhaltloſen Dienſt. Bisher der unverfälſchte offene Freund 
jeder guten Sache, von Rechtsgefühl und Humanität geleitet, hatte er 
ſich wenig um die Politik der Parteiintereffen gekümmert, und war 
nur darum zu den Whigs getreten, weil fie zu jener Zeit als Reprä— 
ſentanten der freiſinnigen Principien angeſehen wurden, und durch 
ihre parlamentariſche Stellung ein organiſch-geordnetes Corps aus- 
machten. Als jedoch Brougham in die Whig-Adminiſtration ein- 
trat, war es nöthig, die Freiheit der individuellen Meinung nach 
den Bedürfniſſen des Parteiintereſſes zu modificiren. Man durfte 
ſich nicht mehr gehen laſſen, man hatte Rückſichten zu nehmen, die 
einen kleinen Geiſt geniren, einen großen demüthigen, man konnte 
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nicht mehr dem Zuge voraneilen und an wichtigen, der Rede werthen 
Aktionen Theil nehmen, die Scharmützel den Nachzüglern überlaſſen 
und die Unabhängigkeit eines Bundesgenoſſen berechnen; jetzt hieß es 
ſich unterordnen einem ſyſtematiſchen Intereſſe, ſchnurſtracks auf der 
Linie bleiben, nicht ausſchweifen aus dem engen Kreiſe, und die 
kleinſte Bagatelle mit derſelben Sorgfalt und Vorſicht behandeln, als 
gelte es einen Staatsſtreich auszuführen. Im Miniſterrath von der 
Majorität überſtimmt, von Amts wegen im Parlamente verſtummt, 
oft gegen Ueberzeugung zum Angriff der Oppofition verpflichtet, fiel 
Brougham aus einer Täuſchung in die andere, aus einem Ver⸗ 
druß in den andern. Die liberale Mummerei der Whigs war ihm 
innerlich zuwider, er fühlte keine Gemeinſchaft der Intereſſen mit 
ihnen, ſah die Ueberlegenheit ſeines Talents und Wiſſens oft zurück⸗ 
geſetzt, und verſäumte in ſo zweideutiger Lage und mit ſich ſelbſt 
zerfallener Stimmung gerade in einer Periode, die den Wendepunkt 
der conftitutionellen Geſchichte Englands angab, und, indem fie eine 
neue Partei ſchuf, die Poſitionen der alten wechfelte, eine neue Stel- 
lung zu gewinnen. Wir meinen das Jahr der Reformakte. 

Lord Brougham verſäumte, ſich den gebührenden Platz zu 
ſuchen. Wo wäre er geweſen? wo anders als in den Reihen der 
volksthümlichen Partei, die, ſich losſagend von jeder Servilität der 
Tories oder Whigs, den Grundſtein einer neuen Zukunft der engli⸗ 
ſchen Staatsgeſchichte legte? Brougham hatte einen natürlichen 
Beruf, an ihre Spitze zu treten. Abſtammung, Umgang und Be⸗ 
ſchäftigung, die Richtung ſeiner Sinnesweiſe, ein wohlverſtandenes 
Intereſſe, vor Allem die politiſche Rolle ſelbſtſtändiger und vernünf⸗ 
tiger Oppoſttion mußten dringend zu feiner Ueberzeugung und natür⸗ 
lichen Empfindung ſprechen. Und ſah ſein Geiſt nicht weiter als bis 
morgen, ſah er nicht die Seele einer neuen Zeit allmälich in körper⸗ 
lichen Formen ſich geſtalten und den ſchwachen Setzling aus dem 
nahrungsvollen Boden zum ſtarken Baume aufwachſen? 

Er ſah es nicht, oder wollte es nicht ſehen. Eine Bitterkeit 
des Gemüths, die zu Anwandlungen von Menſchenhaß überging, be⸗ 
fiel ihn und verfeindete ihn mit der ganzen Welt. Die Jahre ſeit 
1830 hatten neue Perſonen auf die politifche Bühne gebracht, denen 
Europa mit Spannung zuhörte; in England war beſonders O'Co n⸗ 
nell das leuchtende Geſtirn des Tages. Brougham konnte dieſen 
Ruhm nicht vertragen; feine Eitelkeit trieb ihn zur Oppoſition, und 
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wo er im Kampf für die Sache des ewigen Rechtes einſt durch die 
Kraft der Ueberzeugung geſiegt hatte, verlor er fie durch die Schwäche 
der perſönlichen Leidenſchaft. Es konnte nicht fehlen, daß er dabei 
in harte Widerſprüche fiel, daß er mit der Perſon auch Principien 
angriff, die einſt die ſeinigen und die Baſis ſeines politiſchen Cha⸗ 
rakters geweſen. Alles dies verſchlimmerte noch ſeine officielle Stel— 
lung im Cabinet und als Präſident des Oberhauſes. Die liberale 
Preſſe nahm jene Ueberwallungen des Gefühls als wohlbedachte Pa— 
linodien, als einen erklärten Abfall und Uebergang, und warf ſich 
mit großer Heftigkeit auf ihn. Auch in Frankreich, auf deſſen gu⸗ 
tes Vernehmen Brougham Vieles gab, machte fein politiſches An- 
ſehen argen Bankerott. Der härteſte Schlag, der ihm widerfuhr, 
war indeß ſein Durchfall bei dem letzten Miniſterium Melbourne, 
das ihn, das alte Mitglied des Gre y'ſchen Cabinets, vom Wollſack 
ausſchloß. Die Whigs, einer Perſon müde, welche nicht nur ihre 
Verlegenheiten mehrte, indem fie den ſchwachen Anhang im Parla⸗ 
ment durch perſönliche Zwiſte minderte und den Abfall der Liberalen 
beſchleunigte, ſondern auch weder Eifer noch guten Willen, weder 
Freundſchaft noch Intereſſe für die Herren Palmerſton und Ruſ— 
fell bewies, bedurften für das Finale ihres Schauſpiels einen zuver⸗ 
läſſigeren, beſſer mit ihnen eingelernten Akteur. 

Von den Whigs verwieſen, zu alt und ſtolz, in das Lager des 
Liberalismus, wo neue Fahnen wehten, zurückzukehren, empfahl ſich 
Lord Brougham auf Gnade und Ungnade der ſcheinbaren Unmög— 
lichkeit, dem Herzog von Wellington. Wer hätte geglaubt, daß 
über dieſe Kluft eine Brücke zu ſchlagen wäre! Sie iſt geſchlagen, 
aber, traurig genug, mit den letzten Steinen von Heinrich Broug— 
ham's Ehrendenkmal. Brougham hatte die Genugthuung, wenn 
es eine war, Melbourne's Cabinet und mit ihm das ganze Haus 
des Whiggismus unrettbar hinſtürzen zu ſehen. Es traten die To⸗ 
ries, oder, da es keine Whigs mehr geben wird, die Conſervativen 
ein. Eine Stelle für den Advokaten der Königin Caroline dabei 
wäre doch zu viel geweſen, denn obgleich man ihn in Apslev-Houſe 
und Whitehall (Wohnungen des Herzogs v. Wellington und R. 
Peel's) mit einem Händedruck empfing, wollte man ihn öffentlich 
und officiell nicht einmal unter die direkten Bekenner zählen. Und 
fo erſcheint im Parliamentarv-Companion von 1843 Lord Broug⸗ 
ham and Vaux noch mit dem whiggiſtiſchen Stern darin, und 
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ſitzt im Haufe links, auf den Bänken der Oppoſition. Von da bört 
man ihn denn jede Geltung und Anerkennung einer katholiſchen 
Kirche verdammen, von da die ungeſchmälerte Gewalt der anglika⸗ 
niſchen ſchützen, von da das Martialgeſetz gegen Irland verkünden, 
von da die beſtehende Macht der Privilegien als ein unveräußerli⸗ 
ches, göttlich begründetes Recht vertheidigen, und von da — um zu 
vollenden — ſieht man ihn binüber nach der rechten Seite eilen, 
in ergebenem Geplauder mit Lord Lyndhurſt verkehren, tief vor 
der Miniſterbank ſich neigen, am Arme Wellington's ſich führen 
und warmen Händedruck wit dem Könige von Hannover wechſeln. 
Lord Brougham ſteht einſam und verlaſſen, ohne einen auf⸗ 
richtigen Freund, vor den Trümmern eines glänzenden Tempels, den 
er in ſechsunddreißig Jahren ſelbſt gebaut und niedergeriſſen. Er 
hat dermalen 64 Jahre. Wenn er ſtirbt, mag man ihn beklagen, 
daß er ein Engländer war. Der Himmel, der ihm ſo viele Gaben 
ſchenkte, mußte ihm gerade die nöthigſte een — Charakter. 


XXXII. 


Genſonns's Rede über Neligions⸗Streitig⸗ 
keiten.“) 


(Gehalten in der geſetzgebenden National-Verſammlung am 
3. November 1791.) 


Indem ich eure Aufmerkſamkeit auf die Religionsunruhen 
lenke, welche einen Theil des Reiches bewegen, will ich die 
Urſachen prüfen, welche dieſelben hervorgerufen haben und auch 
die geeigneten Mittel vorſchlagen, um die weiteren Fortſchritte 


) Am 14. Septbr. 1791 hatte der König Ludwig die von der 
conſtituirenden National-Verſammlung ausgearbeitete Verfaſſung durch 
einen feierlichen Eidſchwur angenommen, am 30. Septbr. löſte er 
die Verſammlung auf, und ſchon am folgenden Tage wurden die 
Sitzungen der geſetzgebenden Aſſemblee eröffnet. Derſelben war die 
ſchwierige Aufgabe aufbehalten, die neue Verfaſſung in das bürger- 
liche Leben einzuführen. Sie ſtieß mit dieſem Unternehmen auf ſehr 
hartnäckigen Widerſtand. Beſonders aber waren es die Emigranten, 
die von den Gränzen aus ihre Verbindungen mit dem innern Frank⸗ 
reich benutzten, der neuen Verfaſſung überall Hinderniſſe und Hem⸗ 
mungen zu bereiten und ſodann die Prieſter, welche den Eid auf die: 
ſelbe zu leiſten verweigerten, und vermittelſt ihrer Gewalt über die 
Gewiſſen zu vielfachen Unruhen und Aufſtänden anxeizten. Die ge⸗ 
ſetzgebende Verſammlung ſah ſich genöthigt, geſetzliche Schutzmittel 
gegen ſolche Störungen des innern Friedens aufaujachen, Bei der 

u. 
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zu hemmen. Von der Entſcheidung, die ihr darüber faſſen 
werdet, hängt die innere Ruhe und vielleicht die äußere Sicher— 
heit ab. Wenn die Maßregeln, die ihr ergreift, unzureichend 
ſind, oder wenn ſie ſogar die Urſache des Uebels vergrößern, 
ſo kann man unmöglich vorausſehen, wie weit das Uebel ſich 
ausdehnen wird. 

Indem die conſtituirende Nationalverſammlung die Grund⸗ 
lagen der Conſtitution legte, konnte ſie nicht Alles leiſten; ſie 
hat ihren Nachfolgern die Sorge überlaſſen, dieß große Werk 
durch ordnende Geſetze, die zur Ausführung derſelben dienen, 
zu vollenden; ferner einen Theil der gegebenen Geſetze zu ver— 
ändern, oder ihnen einen größern Zuſammenhang zu geben. 
Das iſt die Aufgabe, die ihr zu erfüllen habt; aber um euch 
derſelben mit Erfolg hinzugeben, müßt ihr damit anfangen, den 
Frieden im Innern zu begründen. Eure erſten Blicke müſſen 
ſich folglich auf die Lage der Departements richten. Wenn 
die Aufgabe eurer Vorgänger die des Genie's und Muthes 
war, ſo muß die eurige die der Weisheit und Vernunft ſein. 

Die innern Unruhen hängen ganz beſonders mit dem Da⸗ 
ſein religiöſer Zänkereien zuſammen. Prüfen wir unſere Mittel 
und Kräfte, halten wir vor allen Dingen von unſern Berathun⸗ 
gen dieſe unruhigen und übereilten Bewegungen fern, welche 
die Weisheit derſelben offenkundig in Frage ſtellen würden. 
Ich will nachweiſen, daß alle bis jetzt vorgeſchlagenen Mittel 
unzureichend oder abgeſchmackt, tyranniſch oder trügeriſch ſind. 
Ich will euch Maßregeln vorſchlagen, um dieſe Religionsſtrei⸗ 
tigkeiten zu beſeitigen und Sicherheitsmittel, welche die Vorſicht 
gegen jegliche Störer der öffentlichen Ruhe aufſtellen kann. 
Es könnte auf den erſten Blick jo ſcheinen, als ob die öffent⸗ 


Berathung über dieſen Gegenſtand hielt Genſonns die mitgetheilte 
Rede, in welcher die von prieſterlichem Einfluß gefährdete innere Si- 
cherheit Frankreichs um jene Zeit auf eine überzeugende und anſchau⸗ 
liche Weiſe dargeſtellt wird. 
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liche Ordnung durch die Verſchiedenheit der Meinungen nicht 
geſtört werde. Man begreift in der That leicht, wie in Frank⸗ 
reich alle verſchiedenen Arten der Religionsübungen beſtehen 
könnten, ohne daß die öffentliche Sicherheit davon den gering— 
ſten Schaden hätte; und dennoch haben die verſchiedenen An— 
ſichten, die über die Ausübung eines und deſſelben Gottesdienſtes 
entſtanden ſind, ſchon eine unheilbringende Spaltung unter den 
Bürgern des Reichs erzeugt. Dieſe Lage der Dinge muß folg— 
lich einer andern Urſache, als der Verſchiedenartigkeit der Mei— 
nungen zugeſchrieben werden; ſie muß auf Koſten der innern 
Beziehungen geſetzt werden, welche einen ausſchließlichen Got— 
tesdienſt mit der geſellſchaftlichen Ordnung und den verſchiede— 
nen öffentlichen Einrichtungen verbinden, ſie muß dem im 
rs ſchleichenden Haß der Conſtitutionsfeinde zugerechnet 
werden. 

Man hatte zu lange Zeit unter den Händen der Prieſter 
diejenigen Verrichtungen gelaſſen, welche mit der öffentlichen 
Ordnung zuſammenhängen; davon iſt die Folge geweſen, daß 
diejenigen Perſonen, welche den alten geiſtlichen Beamteten an— 
hänglich geblieben ſind, nicht gewußt haben, wohin ſie ſich mit 
ihren Taufen, ihren Heirathen u. ſ. w. wenden ſollten. Da 
nun durch die Geſetze die Freiheit der Religionsübungen geſi— 
chert zu ſein ſchien, ſo haben die bürgerlichen Handlungen, die 
ausſchließlich an eine derſelben geknüpft waren, den Schein er— 
regt, als ob die Exiſtenz der Bürger mit einer Religionsübung 
nothwendig verbunden ſei. Von der andern Seite iſt es nicht 
zu bezweifeln, daß ein Theil des alten Clerus, aufgeregt durch 
die Unterdrückung der Mißbräuche, durch den Verluſt ſeiner 
Zehnten und des beſtimmten Einfluſſes, den er auf die Ver— 
waltung beſaß, ein Syſtem der Oppoſition gegen die Geſetze 
gebildet hat, und noch fortfährt, das Volk gegen die Conſtitu⸗ 
tion aufzuregen, die fein Glück begründen ſoll. Sie ſchmei⸗ 
cheln ſich damit, ihre Privilegien wieder zu an, indem 
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ſie Frankreich den Verwirrungen des Fanatismus und den 
Gräueln eines Religionskrieges überliefern. 

Es iſt ferner nicht zweifelhaft, daß in mehreren Theilen 
des Königreichs die Religionsunruhen daher rühren, daß man 
das Volk überredet hat, die Conſtitution verlange die Aufopfe⸗ 
rung feiner religiöien Meinungen. Selbſt die Männer, welche 
der Revolution ergeben find, haben viel dazu beigetragen, Dies 
ſes Vorurtheil zu begründen, indem fie alle diejenigen als üf- 
fentliche Feinde betrachten, welche aus Schwäche oder Irrthum 
oder vermittelſt eines furchtſamen Gemüths ihren alten Seel— 
ſorgern anhänglich geblieben ſind. Auf dieſe Weiſe hat man 
in einem großen Theile der Departements die Landbewohner 
beunruhigt und verfolgt; ſo hat man ſie zum Irrthum verlei⸗ 
tet, indem man ihre Vaterlandsliebe in Widerſpruch brachte 
mit ihrer Liebe zu ihren alten Gewiſſensräthen; auf dieſe Weiſe 
hat man den einfachen und gläubigen Landbauer, der einzig 
und allein in feiner religiöſen Meinung beharrte, als Ariſto⸗ 
kraten bezeichnet; auf dieſe Weiſe hat man ſie dazu gebracht, 
und haben ſie ſich ſelbſt überredet, daß ſie die Conſtitution 
haſſen müßten, weil ſie dem Gottesdienſte nicht anhängen woll⸗ 
ten, den die Nation bezahlt; auf dieſe Weiſe endlich hat man 
durch eine eigenthümlich falſche Auffaſſung die Liebe zur Con⸗ 
ſtitution gleich geſtellt mit der Annahme dieſes oder jenes Re⸗ 
ligionsſyſtems. Was man nicht aus dem Auge verlieren darf, 
das ſind die Wirkungen, die aus irrigen Anſichten hervorge⸗ 
hen. Zunächſt die Verhetzungen, die Anſtrengungen, der Zeit⸗ 
verluſt, das tiefe Gefühl des Unrechts, von dem ein Theil des 
Volkes ergriffen wird, der Zwieſpalt, der Neid, welcher aus 
dem Gegenſatz zwiſchen dem Glück und dem Wohlergehen der 
Einen und den Verfolgungen der Andern entſteht. Das Re⸗ 
ſultat davon iſt, daß das Volk in jedem Augenblick verſucht 
iſt, ſich den gröbſten Exeeſſen zu überlaſſen und es auch häufig 
thut, ſei es gegen die beeidigten oder gegen die eidſcheuen 
Prieſter. 
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Die Majorität des Volks beſchuldigt die Geſetze, Urſache 
ihrer Leiden zu ſein. In einer großen Anzahl von Kirchſpielen 
ſind die Municipalitäten aufgelöſt, die öffentliche Gewalt iſt 
ohnmächtig. In den Gegenden, wo die Majorität den bezahl— 
ten Gottesdienſt annimmt, genießt die Minorität nicht allein 
keine Freiheit ihrer Religionsübung, ſondern wird ſelbſt verfolgt. 
Das Volk, Zeuge der Unordnungen, welche auf Befehl der 
Führer von Altgläubigen erregt werden, verwechſelt in ſeinem 
Unwillen den Unſchuldigen mit dem Schuldigen; es verwechſelt 
die Vaterlandsliebe mit den religiböſen Meinungen, und um 
die öffentliche Freiheit aufrecht zu erhalten, verletzt es die Frei— 
heit der Gewiſſen, und kann nicht die Unglücksfälle überſehen, 
welche aus dieſer Lage der Dinge ſich entwickeln werden, falls 
ihr das Uebel durch falſche oder ungenügende Maßregeln vers 
größert. Dieſer Zuſtand rührt daher, daß man die Thatſachen 
verkannt hat, daß die ergriffenen Vorſichtsmaßregeln der öffent— 
lichen Meinung eine falſche Richtung gegeben haben, daß man 
euch Maßregeln vorgeſchlagen hat, die noch mehr die Urſachen 
des Uebels zu verbreiten geeignet ſind, daß man es überſieht, 
wie die Conſtitution und die Erklärung der Rechte durch Were 
waltungsgrundſätze verletzt worden ſind, daß man von euch 
verlangt hat, auf dieſe Diskuſſion nur vorläufig einzugehen. 
Ich muß euch geſtehen, daß die vorläufige Beſprechung dem 
Vorurtheil, das zerſtört werden ſoll, die ſchrecklichſten Folge— 
rungen überlaſſen würde; es würde das Zeichen der Unduld— 
ſamkeit ſein, es würde die Verſtimmung der Gemüther zu einer 
gefährlichen Höhe treiben. 3 

Herr Fauchet hat auch von einer Maßregel geſprochen, 
die unendlich ſchlimmer wäre, die noch viel mehr geradezu die 
Religionsfreiheit angreifen würde, als es der beſondere Eid 
gethan hat, deſſen Unterdrückung er euch vorſchlägt. Herr 

amond hat auch eine noch viel inconſequentere Maßregel 
vorgeſchlagen; er verlangt, daß die Nation alle Religionsübun⸗ 
gen ohne Vorrecht und Ausnahme in ihren Sold nehme. Er 
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hat nicht darauf geachtet, daß nicht vermöge einer Ausnahme 
oder irgend eines Vorrechts die Nation den katholiſchen Gottes⸗ 
dienſt bezahlt. Indem ſie die Güter, welche ihm gewidmet 
waren, in Beſitz nahm, mußte ſie natürlich die Verpflichtung 
übernehmen, die Koſten des Cultus zu bezahlen. In Wahrheit 
haben die, welche ſich freiwillig von dieſem Cultus losmachen, 
kein Recht mehr auf dieſe Beſoldung. Ich habe vernommen, 
wie Männer, deren Vaterlandsliebe ich achte, auch die Ent— 
laſſung aller eidſcheuen Prieſter vorgeſchlagen haben. Ich be⸗ 
greife, wie die Gewaltthätigkeit, der beliebige Gebrauch der 
Macht Mittel find, welche ſich dem Geiſte eines Deſpoten darz 
ſtellen, der auf keinen Widerſtand rechnet, und welcher glaubt, 
daß Alles der einzigen Herrſchaft ſeines Willens unterworfen 
iſt. Aber was ich nicht begreife, iſt, wie unter der Herrſchaft 
einer Conſtitution, deren Grundlagen Freiheit und Gleichheit 
ſind, die Stellvertreter der Nation ſich mit ſo willkürlichen und 
gewaltthätigen Maßregeln befreunden können. Nein, ihr könnt 
es nicht. 

Sei es nun in Bezug auf die eidſcheuen Prieſter, ſei es 
in Bezug auf das Volk, welches ihren Lehren folgt, dieſes 
Geſetz iſt in gleicher Weite unverſtändig, gefährlich und conſti⸗ 
tutionswidrig. Zunächſt hat es die furchtbare Eigenthümlichkeit, 
den Unſchuldigen wie den Schuldigen zu treffen, alle Unter⸗ 
ſchiede der Vergehen zu verwiſchen, jede Möglichkeit der Recht⸗ 
fertigung zu rauben, jedes geſetzliche Verfahren zu entfernen; 
es beſtraft Menſchen, die nicht angeklagt ſind, oder die noch 
weniger durch geſetzliche Beweiſe überführt ſind; es hat zurück⸗ 
wirkende Kraft, und würde ſich auf Thatſachen erſtrecken, die 
vor ſeiner Bekanntmachung liegen. Achtet darauf, daß ihr, 
indem es auf alle eidſcheuen Prieſter ohne irgend einen Unter— 
ſchied angewendet würde, dadurch ſelbſt eine neue Strafe zu 
einer ſchon ausgeſprochenen und erduldeten hinzufügt, und wenn 
die Prieſter, welche nicht haben wieder eingeſetzt werden können, 
nicht in dieſes Geſetz einbegriffen wären, ſo würde das eine 
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Strafungleichheit zur Folge haben, welche die Entmuthigung 
der Letzteren hervorbringen dürfte. Und in Betracht der un— 
glücklichen Landbewohner, dieſer Menſchen, von denen man 
nicht vermuthen kann, daß ſie ein Bewußtſein haben, warum 
ſo gegen ihre Geiſtlichen verfahren wird, bedenket, daß, wenn 
es möglich iſt, ein Volk einige Zeit dulden zu laſſen, es nie— 
mals möglich ſein wird, die Vorurtheile zu erſticken; im Ge— 
gentheil iſt der Gedanke nicht ganz natürlich, daß dieſe gewalt— 
ſame Maßregel nur dieſelben tiefer begründen, daß ſie die Ab— 
neigung vergrößern wird, die ſie nothwendig gegen Geſetze 
haben müſſen, denen ſie ihr Unglück zur Laſt legen? Endlich 
wird es den Entwürfen der Conſtitutionsfeinde ein dienliches 
Mittel ſein. Dieſe Maßregel iſt nicht allein ungerecht und 
tyranniſch, ſondern fie würde außerdem der größte Angriff auf 
die Conſtitution ſein. Ihr wißt es, die Conſtitution ſichert die 
Freiheit der Religionsübungen. Sie will, daß die Bürger das 
Recht haben, ihre Seelſorger zu wählen, während dieß, was 
man euch unter dem Vorwande vorſchlägt, die aufrühreriſchen 
Prieſter der Freiheit zu berauben, welche fie mißbrauchen, dar— 
auf ausgeht, die Freiheit der Gewiſſen zu verletzen, indem es 
die Bürger hindert, ſich an die zu wenden, zu denen fie Zus 
trauen haben. Will man etwa ſagen, daß es nicht zwei Arten 
von Kirchen für denſelben Gottesdienſt geben darf? Ihr dürft 
nicht zu Gericht über dieſe Verſchiedenheit, ſo thöricht ſie auch 
ſein mag, ſitzen. Der Bürger würde aufhören, frei zu ſein, 
von dem Augenblick an, wo ſein Gottesdienſt nach der Anſicht 
Anderer geregelt würde, und durch einen Willen, der nicht mehr 
der ſeinige wäre. Die Erklärung der Rechte beſtimmt, daß 
Niemand weder verhaftet noch in Gefangenſchaft gehalten wer— 
den kann, wenn nicht nach den in der Conſtitution vorgeſchrie— 
benen Formen, daß Niemand beſtraft werden kann, außer nach 
den vorher bekannt gemachten und rechtlich angewandten Ge— 
ſetzen; und dennoch ſchlägt man euch ein Geſetz zu einer all— 
gemeinen Proſeription der Bürger vor, welche nicht alle gleich 


296 Genſonné's Rede über 


ſchuldig ſind. Endlich iſt die Grundlage der Conſtitution die 
Trennung der Gewalten, und in keinem Falle darf die geſetz— 
gebende Verſammlung die richterliche Gewalt ausüben; ſie darf 
Strafen beſtimmen, aber ſie niemals auf einen beſonderen Fall 
oder dieſes und jenes Individuum anwenden. 

Worin würde mm der Nutzen dieſer Maßregel beſtehen, 
und durch welches Mittel könnte man ſich ihres Erfolges ver— 
ſichern? Wenn man alle eidſcheuen Prieſter entfernt hat, 
glaubt man, daß das Landvolk weniger an ſeinen Anſichten 
als früher hängen wird, und was gewinnt man, wenn man 
diejenigen an den benachbarten Orten läßt, indem der Mangel 
an Beſchäftigung ſie zwingt, dort zu bleiben? Weiß man 
nicht, daß die Verfolgung zum Märtyrerthum ernmthigt, daß 
die Fortführung eines einzigen Prieſters zwanzig Miſſionäre an 
feine Stelle herbeiziehen wird? Wie ſoll man dort dem Auf⸗ 
ſtande zuvorkommen, wo die öffentliche Macht und die einge— 
ſetzten Autoritäten aufgelöſt ſind, das Unzureichende der erſten 
Maßregeln aber ſogleich ſtrengere hervorrufen muß; iſt es 
möglich vorauszuſehen, wo man wird anhalten müſſen? Zwei⸗ 
felsohne wird man euch ſagen, daß gegen große Uebel große 
Mittel zur Anwendung kommen müſſen, daß die Wohlfahrt 
des Volks das höchſte Geſetz iſt. Leere Trugſchlüſſe, an welche 
der Despotismus euch gewöhnt hat. Geſchah es nicht auch 
unter dem Vorwande der Nothwendigkeit der Umſtände und 
des öffentlichen Heils, daß blutdürſtige Menſchen Karl IX. die 
Metzelei der Bartholomäusnacht anriethen, und daß der gläu⸗ 
bige Herrſcher im Intereſſe für einen Theil ſeines Volkes die 
andere Hälfte ermorden ließ? 5 

Aber um Himmels willen mag ich euch nicht rathen, dieſe 
Unruhen mit einer ſchädlichen Gleichgültigkeit zu betrachten. 
Ohne Zweifel ſind Maßregeln zu ihrer Unterdrückung nöthig; 
aber es müſſen ſolche Maßregeln ſein, wie die Conſtitution ſie 
erlaubt, und man muß allein Sicherung gegen die Störer der 
öffentlichen Ruhe ergreifen. Verwechſelt nicht vermittelſt all- 


Religionsſtreitigkeiten. 297 
gemeiner Maßregeln den aufrühreriſchen mit dem unwiſſenden 
Prieſter, und zwingt nicht das Volk zu gefährlichen Bewegun— 
gen, um die Conſtitution mit all feiner Kraft und feinen Mit- 
teln zu vertheidigen. Es verlangt von euch nur die Wohl— 
thaten der Verfaſſung. | 

Wir haben das Heilmittel in der Urſache des Uebels aufs 
geſucht, es hängt mit zwei fortwährend thätigen Urſachen 
zuſammen. Von der einen Seite die unterlaſſene Vollziehung 
des Geſetzes wegen der Freiheit der religiböſen Meinungen, und 
von der andern die Drohungen einiger unruhigen und aufrüh— 
reriſchen Prieſter. Greifen wir alle beide dreiſt an, vernichten 
wir ſie bis auf die geringſten Spuren der Verfolgung, und 
der Fanatismus wird von ſelbſt erlöſchen. Sondern wir von 
jedem Religionsdienſte alles das ab, was mit der bürgerlichen 
und politiſchen Ordnung in Verbindung ſteht. Beſtimmen wir 
durch genaue Entwürfe die Merkmale, welche die Vergehen 
gegen die öffentliche Ordnung erkennen laſſen, und wenden 
wir mit Strenge das Geſetz gegen Jedermann ohne Unterſchied 
an, der ſich eines Vergehens ſchuldig machen wird. Es iſt 
dieß nicht ein neues Syſtem, welches ich euch vorſchlage, es 
ſind nur die Verwaltungsmaßregeln für die Ausführung der 
Conſtitution, es iſt die Conſtitution ſelbſt, die ich euch vor— 
ſchlage. Der alte Conſtitutionsausſchuß hatte eine Arbeit vor— 
bereitet über die Art, wie man auf rein bürgerliche Weiſe 
Geburten, Heirathen und Todesfälle feſtſtellen ſollte. Dieſe 
Arbeit kann dem Geſetzgebungsausſchuß überwieſen werden; die 
Religionsfreiheit iſt durch die Verfaſſung ſicher geſtellt, es iſt 
unnöthig, einen neuen Beſchluß zu faſſen; aber wenn die Frei— 
heit der Religionsübung durch die Conſtitution ausgeſprochen 
iſt, ſo iſt es nicht weniger wahr, daß ſie unter zwölf Depar⸗ 
tements in elfen täglich verletzt wird, weil die Geſetze der 
conſtituirenden Verſammlung in dieſer Hinſicht die ſchlagendſten 
Widerſprüche enthalten. Indem man durch weiſe und humane 
Beſtimmungen die Religionsfreiheit heiligte, hat man keine 
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einzige Vorſichtsmaßregel, die ſo nöthig war, getroffen, um 

die Mißbräuche zu hindern, welche die öffentliche Ruhe ſtören 
könnten. Das Strafgeſetzbuch enthält in dieſer Beziehung zwei 
unmoraliſche und trügeriſche Beſtimmungen; die erſtere verur⸗ 
theilt die Kirchendiener, welche die öffentliche Ruhe ſtören 
würden, zum Verluſt ihres Gehalts, die andere verurtheilt ſie 
zur bürgerlichen Degradation; ihr werdet dadurch nichts weiter 
erreichen, als ſie nur auf eine noch verderblichere Bahn zu len⸗ 
ken. Denn iſt die bürgerliche Degradation eine Strafe für den 
Menſchen, der damit begonnen hat, auf alle Rechte des Bür⸗ 
gers Verzicht zu leiſten? 

Es bedarf wirkſamerer Geſetze, um die Aufrührer, welche 
ihr ſtrafen wollt, zu unterdrücken. Es ſcheint mir weſentlich, 
dem Geſetze genauere Beſtimmungen hinzuzufügen, und ſeine 
Anwendung auf andere Fälle, die noch nicht vorausgeſehen 
ſind, anzupaſſen; es iſt außerdem nothwendig, daß die Bekannt⸗ 
machung des Geſetzes die Gewißheit mit ſich führt, daß die 
Vergehen, gegen welche es gerichtet iſt, nicht unbeſtraft werden 
bleiben; ihr müßt alſo dem Kriegsminiſter auftragen, alle 
Linientruppen, die nicht unerläßlich nothwendig zur Vertheidi⸗ 
gung der Grenzen ſind, im Innern des Königreichs zu ver⸗ 
theilen, die Bildung der National-Gendarmerie zu beſchlenni⸗ 
gen, und die Zahl der Brigaden dort zu vermehren, wo die 
Bewegung der Gemüther und der Mangel an Verbindung ſie 
nothwendiger machen. 

Die conſtituirende Nationalverſammlung hat anerkannt, 
daß ſie dazu verleitet worden iſt, den Religionsſpaltungen viel 
zu viel Wichtigkeit beizulegen; laßt uns aus ihren Irrthümern 
und Lehren Erfahrungen ſammeln; laßt uns von der Religion 
Alles trennen, was mit den bürgerlichen Einrichtungen zuſam⸗ 
menhängt; und wenn die Diener der Kirche, welche die Nation 
beſoldet, zu ihren rein geiſtlichen Amtsverrichtungen zurückge⸗ 
führt ſind, wenn ſie nicht mehr mit der Leitung der öffentlichen 
Regiſter, des Unterrichts und der Hoſpitäler beſchäftigt ſein 
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werden, wenn ſie nicht mehr als Verwalter der Unterſtützungen 
erſcheinen, welche die Nation ihren leidenden Brüdern beſtimmt, 
wenn ihr dieſe religiöſen Körperſchaften der Weltprieſter, die 
durchaus unnütz ſind, aufgehoben habt, und dieſen Haufen von 
ae Schweſtern, welche ſich weniger mit der Tröſtung der 

ranken, als mit der Verbreitung eines giftigen Fanatismus 
beſchäftigen, dann werdet ihr im Stande ſein, die Härte der 
Geſetze in Bezug auf die Prieſtereide zu mildern, dann werdet 
ihr nicht mehr der Freiheit der Meinungen Zwang anthun, 
werdet ihr nicht mehr die Gewiſſen beunruhigen, werdet ihr 
nicht mehr die Menſchen vermöge des Eigennutzes zum Mein— 
eide verleiten; vielleicht werdet ihr euch zu einigen nützlichen 
Veränderungen, deren Einführung paſſend erſcheinen möchte, 
entſchließen, in Bezug auf die Art und Weiſe der Wahl der 
öffentlichen Kirchenbeamten und beſonders in Bezug auf die 
Wahl der Seelſorger. Ich wünſchte, daß man den Bewoh⸗ 
nern jedes Kirchſprengels das Recht gäbe, unmittelbar bei der 
Ernennung ihrer Seelſorger ſich zu betheiligen; dann würden 
dieſe Wahlen das Ergebniß des perſönlichen Vertrauens ſein, 
und ſeid verſichert, daß man niemals die Kirchſprengel ſich ers 
heben würde ſehen gegen beeidete Prieſter, die ſie zu wählen 
würden verpflichtet geweſen ſein. Auf dieſe Gegenſtände führe 
ich die Maßregeln zurück, deren Annahme ich euch vorſchlage. 
Erinnert euch, daß die Achtung vor der perſönlichen Freiheit 
der ſicherſte Schutz der öffentlichen Freiheit iſt, und daß man 
niemals aufhören darf, gerecht zu ſein, ſelbſt gegen ſeine Feinde. 
(Beifall.) 
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Genfonne iſt zu Bordeaux geboren. In derſelben Stadt 
wurde er ſpäter Advokat, und darauf Richter am Caſſations⸗Tribunal. 
Zu der geſetzgebenden Nationalverſammlung ſchickte ihn als Abgeord— 
neten das Departement der Gironde. Die Verſammlung wurde Sonn 
abend den 1. Okt. 1791 eröffnet, nachdem die conſtituirende National⸗ 
verſammlung ihre Sitzungen am vorigen Tage beendet hatte. Gen⸗ 
ſonné's Theilnahme an den Berathungen zog in kurzer Zeit die 
allgemeine Aufmerkſamkeit auf ihn; ſchon durch den Ort ſeiner Wahl 
gehörte er dem Kreiſe der Deputirten an, welche in der geſetzgebenden 
Verſammlung den Kern einer Partei bildeten, die aber erſt im Na⸗ 
tionalconvent zu ihrer vollſtändigen Entwickelung, ſo wie zu ihrem 
Untergange gelangte; noch mehr aber durch Geſinnung und Talent 
war Genſonné das, was man ſich unter dem Namen eines Gi⸗ 
rondin's vorſtellt, ein Doctrinär der Revolutionszeit. Seine Beredt⸗ 
ſamkeit drückt nicht ſo viel Gluth und Begeiſterung für die Ideen 
der Revolution aus, wie in den Reden Vergniaud's oder Js⸗ 
nard's ſich zeigt; aber ſie erreicht ihre Zwecke deſto ſicherer auf 
dem Wege einfacher Darſtellung, ſcharfer Prüfung der Einwürfe und 
durch eindringliche Belehrung, dieß Alles in einer reinen und klaren 
Sprache, welche als der Ausdruck innerer Ueberzeugung erſcheint. 
Die Gelegenheit, bei welcher Genſonns zuerſt in der Verſammlung 
ſeine Geſinnung und ſein bedeutendes Rednertalent zeigen konnte, 
gab die Berathung über die Emigration, welche in der Sitzung vom 
20. Oktober auf der Tagesordnung ſtand; ſechszig Redner hatten ſich 
einſchreiben laſſen, um über dieſen Gegenſtand zu ſprechen. Der 
Abgeordnete Lequinio, welcher die Debatte eröffnete, ſtellte in 
Bezug auf die Emigration folgende Fragen: Darf man die Emi⸗ 
granten feſthalten, darf man fie beſtrafen, und auf welche Weiſe ſoll 
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man ſie ſtrafen; und endlich, ſoll man Sicherheitsmaßregeln gegen 
ihre Umtriebe nehmen? Mit dieſen Fragen war der Debatte eine 
beſtimmte Richtung gegeben, die aber von den folgenden Rednern 
ſebr bald aufgegeben wurde. Eine ausführliche Rede hielt Briſſot 
über dieſen Gegenſtand, der damit ſchloß, daß er einen Geſetzesvor— 
ſchlag einbrachte, wodurch auch die emigrirten Prinzen, Brüder des 
Königs, ſobald ſie nicht binnen eines Monats zurückkehren würden, 
aller ihrer Rechte und jeder Beſoldung von Frankreich aus für ver⸗ 
luſtig erklärt werden ſollten. Mit der Berathung über die Emigra⸗ 
tion verband ſich von ſelbſt die andere über die Unruhen und Ge: 
fahren, welche von Seiten der eidſcheuen Prieſter erregt wurden oder 
zu befürchten waren. Nachdem über die Emigration noch unter 
Anderen Condorcet, Vergniaud, Paſtoret, der bei Eröffnung 
der Sitzungen zum Präſidenten erwählt war, und Js nard geſprochen 
hatten, erhob ſich auch Genſonné, um darauf anzutragen, daß ein 
Anklagedekret gegen die ausgewanderten Prinzen, den Miniſter Ca⸗ 
lonne und mehrere Andere erlaſſen würde. Um dieſelbe Zeit hielt 
er auch die von uns mitgetheilte Rede während der Diskuſſton, die 
ſich mit Unterſuchung von Maßregeln beſchäftigte, um die Religions 
unruhen, welche ſich damals über Frankreich verbreiteten, zu beſeitigen 
oder zu unterdrücken. Genſonné's Anſichten und Gutachten in 
dieſer Frage waren um ſo gewichtiger, als er ſich ſpeciell mit der⸗ 
ſelben beſchäftigt hatte, und zwar in Folge einer Commiſſion, die 
ihm und ſeinem Collegen Gallois aufgetragen war, nämlich die 
Departements der Vendee und der beiden Sevres zu bereiſen, um 
Erkundigungen über den inneren Zuſtand und beſonders über die 
Religionsunruhen dieſer Gegenden einzuziehen. Dieſer Auftrag war 
noch eine Folge der Dekrete, welche die conſtituirende Nationalver— 
ſammlung am 16. Juli und am 8. Aug. 1791 erlaſſen hatte. Der 
Bericht ſollte der legislativen Verſammlung ſchon am 9. Oktober er⸗ 
ſtattet werden, konnte aber erſt in einer ſpäteren Sitzung vorgeleſen 
werden. (Siehe Moniteur vom Jahre 1791. No. 314 7c.) Splter⸗ 
hin erſtattete Genſonné in wichtigen Fragen noch mebrere Berichte, 
wie z. B. über die Lage Frankreichs gegenüber dem König von Un⸗ 
garn, über die Maßregeln, die man zur Sicherung des Staats er- 
greifen müßte. Er wurde nach Auflöſung der legislativen Verſamm⸗ 
lung zum Deputirten des Nationalconvents gewählt, und von dieſem 
zum Mitgliede der Commiſſton ernannt, die mit dem Entwurfe einer 
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neuen Conſtitution beauftragt wurde. In den Verhandlungen Über 
den Prozeß des Königs hielt er eine Rede, um die Nothwendigkeſt 
nachzuweiſen, daß das Urtheil an die Urverſammlungen geſchickt 
werden müßte; jedoch ſtimmte er für die Anwendung der Todesſtrafe 
gegen die Verſchwörer, unter welche er den König ſetzte. Genſonné 
hat mehrere Male vergeblich auf Beſtrafung der im September vor— 
gefallenen Mordthaten angetragen, und überhaupt im Verein mit 
ſeinen Freunden, den Girondiſten, in erſter Reihe die Bergpartei be⸗ 
kämpft. Bourdon von der Oiſe klagte ihn an, daß er im Juli 
des Jahres 1792 durch Boze und Thierry mit dem König Lud⸗ 
wig XVI. in geheime Unterhandlungen getreten wäre. Er wurde in 
den Sturz feiner Partei, den 31ſten Mai 1793, hineingezogen, am 
en Juni verhaftet, und geſtand die Richtigkeit der gegen ihn von 
Bourdon vorgebrachten Anklage ein. Am Zlſten Oktober deſſelben 
Jahres beſtieg er mit den übrigen zum Tode verurtheilten Girondiſten 
die Guillotine. 


XXXIII. 
Barère's Rede über die franzöſiſche Sprache. 


(Gehalten im Nationalconvent am 27. Januar 1794.) 


Bürger, ich will heute eure Aufmerkſamkeit auf die ſchönſte 
Sprache Europa's leiten, auf diejenige, welche zuerſt offen und 
frei die Rechte des Menſchen und des Bürgers ausgeſprochen 
hat, die den Auftrag hat, der Welt die erhabenſten Gedanken 
der Freiheit und die größten Betrachtungen der Politik zu 
verkünden. 

Lange Zeit hindurch war ſie erniedrigt, ſie ſchmeichelte 
den Vornehmen, verführte die Höfe und erniedrigte die Völker; 
lange Zeit war ſie in den Schulen entweiht, in den 
Büchern der öffentlichen Erziehung trügeriſch, argliſtig in 
den Tribunalen, fanatiſch in den Tempeln, barbariſch in den 
Diplomen, verweichlicht durch die Dichter, verführeriſch auf den 
Theatern; ſie ſchien eine ſchönere Beſtimmung zu erwarten oder 
vielmehr zu begehren. 

Endlich gereinigt und verſchönert durch einige dramatiſche 
Dichter, veredelt und mit Glanz umgeben in den Darſtellungen 
einiger Redner, gelangte fie dahin, Kraft, Vernunft und Frei⸗ 
heit unter der Feder einiger Philoſophen zu gewinnen, welche 
die Verfolgung vor dem Jahre 1789 geehrt hat. 


304 Darere’s Rede über 


Aber auch jetzt ſchien fie nur gewiſſen Klaſſen der Geiell- 
ſchaft anzugehören; ſie hatte die Färbung vornehmer Unter⸗ 
ſchiede angenommen, und der Höfling, nicht zufrieden, durch 
ſeine Fehler und Laſter ſich zu unterſcheiden, ſuchte auch noch 
durch eine andere Sprache in demſelben Lande einen Vorzug 
zu gewinnen. Es iſt das Wort bekannt, daß es mehrere Na⸗ 
tionen in einer einzigen gebe. 

Dieß mußte ſo ſein unter einer Herrſchaft, wo man ſeine 
Adelsproben vorlegte, um in ein Erziehungshaus einzutreten, 
in einem Lande, wo es einer ganz beſonderen Ausſprache be⸗ 
durfte, um in die ſogenannte „gute Geſellſchaft“ aufgenom⸗ 
men zu werden, und wo man ſeine Mutterſprache auf eine 
ganz eigenthümliche Weiſe ziſchen mußte, um ein Mann von 
der rechten Art zu ſein. 

Dieſe kindiſchen Unterſchiede ſind mit den lächerlichen 
Verdrehungen der Höflinge und den Kinderklappern einer un⸗ 
mündigen Zeit verſchwunden. Die Eitelkeit auf einen mehr 
oder weniger reinen und wohlklingenden Aeeent eriftirt nicht 
mehr, ſeitdem die aus allen Theilen des Königreichs verſam⸗ 
melten Bürger in den Nationalverſammlungen ihre Wünſche 
für die Freiheit und ihre Gedanken über eine gemeinſchaftliche 
Geſetzgebung ausgedrückt haben. Vormals waren ſie glänzende 
Knechte verſchiedener Aeußerlichkeiten, ſie ſtritten ſich um den 
Vorzug in Moden und Sprechweiſe. Freie Menſchen gleichen 
ſich alle; der kräftige Accent der Freiheit und Gleichheit iſt 
derſelbe, mag er aus dem Munde eines Bewohners der Alpen 
oder Vogeſen, der Pyrenäen oder des Cantal's, des Mont⸗ 
blane's oder des Montterrible'ss hervorgehen, mag er der Aus⸗ 
druck von Menſchen ſein, die im Innern des Reiches, an den 
Küſten des Meeres oder auf den Grenzen wohnen. 

Vier Punkte des Gebiets der Republik verdienen allein 
die Aufmerkſamkeit der gegenwärtigen Geſetzgeber zu feſſeln, 
in Beziehung auf die Dialekte, welche am meiſten der Ver⸗ 
breitung des öffentlichen Geiſtes entgegen zu ſtehen ſcheinen, 
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und welche der Geſetzeskunde der Republik und ihrer Ausfüh⸗ 
rung Hemmniſſe bereiten. 

Neben den alten Dialekten, dem welſchen, gascogniſchen, 
celtiſchen, weſtgothiſchen, phokäiſchen oder orientaliſchen, welche 
einige Nüancen in den Mittheilungen verſchiedener Bürger und 
der Landſtriche bilden, aus denen das Gebiet der Republik be— 
ſteht, haben wir bemerkt (und die Berichte der Repräſentanten 
treffen in dieſem Punkte mit denen zuſammen, welche die ver⸗ 
ſchiedenen in die Departements geſchickten Agenten erſtattet 
haben), daß der ſogenannte nieder-bretoniſche und der baskiſche 
Dialekt, die deutſche und italieniſche Sprache am meiſten die 
Herrſchaft des Fanatismus und des Aberglaubens unterſtützt, 
die Gewalt der Prieſter, der Adligen und Aufwiegler geſichert, 
und gehindert haben, daß die Revolution in neun wichtigen 
Departements Eingang fand, während ſie die Feinde Frank⸗ 
reichs begünſtigen können. 

Ich fange mit dem Nieder-Bretoniſchen an. Es wird faſt 
ausſchließlich geſprochen in folgenden ſämmtlichen Departements: 

orbihan, Finiſterre, Cötes du Nord, Ille et Vilaine und 
in einem großen Theile des Departements der untern Loire. Dort 
erhält die Unkunde das von den Prieſtern und Adeligen auferlegte 
Joch; dort werden Bürger geboren und ſterben im Irrthum; 
ſie wiſſen nicht einmal, ob neue Geſetze vorhanden ſind. 

Die Bewohner des platten Landes verſtehen nur das 

ſcieder-Bretoniſche; mit dieſem überlieferten Mittel, worin fie 
ihre abergläubiſchen Gedanken ausdrücken, halten die Prieſter 
und Intriganten ſie unter ihrer Herrſchaft, lenken ihr Gewiſſen, 
und hindern die Bürger, die Geſetze kennen zu lernen und die 
Republik zu lieben. Eure Arbeiten ſind ihnen unbekannt, eure 
nſtrengungen für ihre Befreiung werden verkannt. 5 
Die öffentliche Erziehung kann dort nicht begründet wer⸗ 
den, die Nationalumwandlung iſt dort unmöglich. Das iſt 
eine unzerſtörbare Abſonderung, die begründet iſt auf dem 
Mangel an Gedankenaustauſch; und da in en verſchiedenen 
II. 
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Departements, wenn auch nur auf dem Lande, verſchiedene Dia⸗ 
lekte geſprochen werden, fo können ſolche Abſonderungen nicht 
anders aufgehoben werden, als durch Lehrer und Schulmeiſter. 

Die Folgen dieſes Dialekts, der zu lange Zeit ſich er= 
halten hat und zu allgemein in den fünf Departements des 
Weſtens geſprochen wird, ſind ſo fühlbar, daß die Bauern 
(nach dem Bericht von Leuten, die dorthin geſchickt ſind) das 
Wort Geſetz mit dem der Religion verwechſeln und zwar 
in einem ſolchen Grade, daß, wenn die öffentlichen Beamten 
zu ihnen von den Geſetzen der Republik und den Dekreten des 
Convents ſprechen, ſie in ihrer Landesſprache ausrufen: Will 
man denn unaufhörlich die Religion verändern? 

Welch' eine künſtliche Verführung muß bewirkt haben, 
daß Geſetz und Religion in den Gedanken dieſer unſchuldigen 
Landleute verwechſelt werden! Urtheilt nach dieſem einzigen 
Zuge, ob es nicht dringend nothwendig iſt, ſich mit dieſem 
Gegenſtande zu beſchäftigen. Ihr habt den aufgeregten Fana⸗ 
tikern ihre Heiligen entzogen durch den Kalender der Republik, 
entzieht ſie der Herrſchaft der Prieſter durch Unterricht in der 
franzöſiſchen Sprache. 

In den Departements des oberen und niederen Rheins 
ſpricht der Bewohner des platten Landes dieſelbe Sprache, wie 
unſere Feinde, und hält ſich folglich auch mehr für ihren 
Bruder und Mitbürger, als für einen Bruder und Mitbürger 
der Franzoſen, die zu ihm in einer anderen Sprache reden und 
andere Gewohnheiten haben. 

Die Macht der Sprachgleichheit iſt ſo groß geweſen, daß 
bei dem Rückzuge der Deutſchen mehr als 25,000 Landleute 
aus dem Departement des Niederrheins ausgewandert ſind. 
Die Herrſchaft der Sprache und des Einverſtändniſſes, welches 
zwiſchen unſeren deutſchen Feinden und unſeren Mitbürgern 
dieſes Departements beſtand, iſt ſo unbeſtreitbar, daß ſie in 
ihrer Auswanderung durch nichts, was ſonſt dem Menſchen 
theuer iſt, aufgehalten werden konnten, weder durch den Boden, 
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auf dem ſie aufgewachſen ſind, noch durch das Andenken an 
ihre Vorfahren, noch durch ihre Beſitzungen, welche ſie bebaut 
hatten. Der Unterſchied der Lebensverhältniſſe, der Uebermuth 
hat die erſte Emigration hervorgerufen, welche Frankreich Mil— 
liarden eintrug; der Unterſchied der Sprache, der Mangel an 
Erziehung, die Unwiſſenheit haben die zweite Auswanderung 
herbeigeführt, die faſt ein ganzes Departement ohne Bewohner 
zurückgelaſſen hat. Auf dieſe Weiſe alſo hat ſich die Gegen— 
revolution einiger Gränzen bemächtigt, indem ſie ihre Zuflucht 
zu den eeltiſchen oder barbariſchen Dialekten nahm, die wir 
hätten verdrängen müſſen. 

An einem andern Ende der Republik findet ſich ein für 
uns neues, obwohl ſonſt altes Volk, ein Volk, das aus Hirten 
und Schiffern beſteht, das niemals Sklave noch Herr war, 
das Cäſar nicht bezwingen konnte mitten auf ſeinem Siegeslauf 
durch Gallien, welches von Spanien nicht erreicht werden konnte 
mitten in ſeiner Umgeſtaltung, und welches die Gewalt unſerer 
Herrſcher nicht dem Joche der Intendanten unterwerfen konnte, 
ich meine nämlich das baskiſche Volk. Es beſitzt die äußerſten 
Zweige der weſtlichen Pyrenäen, wo ſie zum Ocean abfallen. 
Ihre wohlklingende und bilderreiche Sprache wird von ihnen 
wie das Siegel ihrer Urſprünglichkeit und die von ihren Vor— 
fahren überlieferte Erbſchaft betrachtet. Aber ſie haben Prieſter, 
und dieſe bedienen ſich ihrer eigenthümlichen Sprache, um ſie 
fanatiſch zu machen; dagegen kennen ſie die franzöſiſche Sprache 
nicht, und folglich nicht die Sprache der Geſetze dieſer Repu— 
blik. Sie müſſen dieſelbe alſo lernen; denn ungeachtet der 
Sprachverſchiedenheit und ungeachtet ihrer Prieſter ſind ſie der 
Republik ergeben, die fie ſchon vertheidigt haben an der Bi— 
daſſoa entlang und auf unſern Flotten. — 

Ein anderes Departement verdient eure Blicke auf ſich zu 
ziehen, nämlich das Departement Corſika. Eifrige Freunde der 
Freiheit, wenn nicht eine Partei ai 24 im 
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Bunde mit Prieſtern ſie verführen, find die Corſen franzöſiſche 
Bürger; aber ſeit den vier Jahren der Revolution kennen ſie 
nicht unſere Geſetze, wiſſen ſie nichts von den Entwickelungen 
und Kriſen unſerer Freiheit. 

Zu nahe an Italien gelegen, was konnten ſie von dort 
erhalten? Prieſter, Indulgenzen, aufrühreriſche Adreſſen, fa⸗ 
natiſche Bewegungen. Pascal Paoli, Engländer aus Dank⸗ 
barkeit, hinterliſtig aus Gewohnheit, ſchwach durch ſein Alter, 
Italiener aus Princip, den Prieſtern zugethan aus Bedürfniß, 
bedient ſich mit Erfolg der italieniſchen Sprache, um den 
öffentlichen Geiſt zu verdrehen, um das Volk aufzureizen, um 
feinen Anhang zu vermehren; außerdem benutzt er die Unwiſſen⸗ 
heit der Corſen, die nicht einmal das Daſein von franzöſiſchen 
Geſetzen vermuthen, weil dieſe in einer Sprache abgefaßt ſind, 
die ſie nicht verſtehen. 

Es iſt wahr, man hat ſeit einigen Monaten mehrere Ge— 
ſetze in's Italieniſche übertragen; aber würde es nicht beſſer 
ſein, Lehrer unſerer Sprache dort hinzuſchicken, als Ueberſetzer 
einer fremden Sprache? ö 

Bürger, aus dieſen Mängeln iſt der heutige Zuſtand der 
Vendee hervorgegangen; ſeine Wiege war die Unkunde der 
Geſetze, ſeine Zunahme lag in den Mitteln, die man gebrauchte, 
um das Eindringen der Revolution daſelbſt zu verhindern, und 
dann riſſen die Mächte der Unwiſſenheit, die eidſcheuen Prieſter, 
die adligen Verſchwörer, die geldgierigen Unruheſtifter und 
ſchwache oder mitſchuldige Beamte eine klaffende Wunde in der 
Bruſt Frankreichs auf; vernichten wir alſo die Unwiſſenheit, 
ſtellen wir Lehrer der franzöſiſchen Sprache auf dem Lande an. 

Seit drei Jahren ſprechen und ſtreiten die Nationalver⸗ 
ſammlungen über die öffentliche Erziehung; ſeit langer Zeit 
macht ſich das Bedürfniß von Primärſchulen fühlbar; dieß ſind 
moraliſche Unterhaltungsmittel von der erſten Nothwendigkeit, 
welche das platte Land von euch verlangt; aber vielleicht ſind 
wir noch zu ſehr Akademiker und zu fern vom Volke, um ihm 
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die Einrichtungen zu verleihen, welche für ſeine dringendſten 
Bedürfniſſe ſich am meiſten eignen. 

Die Beſtimmungen der Erziehung bereiten darauf vor, 
Handwerker, Künſtler, Gelehrter, Schriftſteller, Geſetzgeber und 
öffentlicher Beamter zu werden; aber die erſten Beſtimmungen 
der Erziehung müſſen darauf vorbereiten, Bürger zu ſein; aber 
um Bürger zu ſein, muß man den Geſetzen gehorchen, und 
um ihnen zu gehorchen, muß man ſie kennen. Ihr ſeid alſo 
dem Volke die erſte Erziehung ſchuldig, welche es in den 
Stand ſetzt, die Stimme des Geſetzgebers zu verſtehen. Welch 
einen Widerſpruch bieten jedem Beobachter die Departements 
des oberen und niederen Rheins, Morbihan, Finiſterre, Ille 
und Vilaine, die untere Loire, Cöôtes du Nord, der niederen 
Pyrenäen und Corſika s? Der Geſetzgeber redet eine Sprache, 
welche von denen, die ſeine Geſetze ausführen und ihnen ge— 
horchen ſollen, nicht verſtanden wird. Die Alten kannten nie- 
mals ſo ſchlagende und gefährliche Widerſprüche. 

Man muß die Sprache populär machen, man muß dieſe 
Ariſtokratie der Sprache vernichten, welche eine gebildete Nation 
mitten unter eine barbariſche zu ſtellen ſcheint. 

Wir haben die Verwaltung, die Geſetze, die Gebräuche, 
die Sitten, die Gewohnheiten, den Verkehr und ſelbſt den Ge— 
danken umgewandelt; laßt uns alſo daſſelbe auch mit der 
Sprache thun, welche ihr tägliches Inſtrument iſt. 

Ihr habt beſchloſſen, die Geſetze an alle Gemeinden der 
Republik zu ſchicken; aber dieſe Wohlthat geht für diejenigen 
Departements verloren, welche ich ſo eben bezeichnet habe. Die 
Aufklärung, welche mit großen Koſten an die äußerſten Enden 
Frankreichs verbreitet werden ſoll, erliſcht, indem ſie ankommt, 
weil die Geſetze dort nicht verſtanden werden. ” 

Der Föderalismus und der Aberglaube reden nieder=bres 
toniſch; die Auswanderung und der Haß gegen die Republik 
ſpricht deutſch, die Gegenrevolution italieniſch und der Fana⸗ 
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tismus baskiſch. Laßt uns die ſchädlichen und trügeriſchen 
Inſtrumente vernichten. | } 

Der Ausſchuß hat geglaubt, Euch als eine dringende und 
revolutionäre Maßregel vorlegen zu müſſen, daß jeder Land— 
gemeinde der bezeichneten Departements ein Lehrer der franzö⸗ 
ſiſchen Sprache gegeben werde, welcher beauftragt iſt, die jungen 
Leute beiderlei Geſchlechts zu unterrichten, und an jeder Dekade 
allen übrigen Mitbürgern der Gemeinde die Geſetze, Dekrete 
und Inſtruktionen, welche vom Convent geſchickt werden, vor— 
zuleſen. Dieſen Lehrern wird es obliegen, dieſe Geſetze wört— 
lich zu überſetzen, um in der erſten Zeit eine leichtere Kenntniß 
bervorzubringen. Rom unterrichtete ſeine Jugend, indem es 
ſie im Geſetz der zwölf Tafeln leſen lehrte. Frankreich wird 
einem Theile ſeiner Bürger die franzöſiſche Sprache nach dem 
Buche der Erklärung der Rechte beibringen. 

Es handelt ſich hier nicht um andere Dialekte, die in 
verſchiedenen Departements mehr oder minder von einander 
abweichen; denn ſie ſchließen ſich gegenſeitig nicht aus, und 
verhindern nicht das Verſtändniß der Nationalſprache. Wenn 
dieſe nicht überall gleich gut geſprochen wird, ſo wird ſie we⸗ 
nigſtens leicht verſtanden. Die Clubs, die patriotiſchen Geſell⸗ 
ſchaften ſind Primärſchulen für die Sprache und für die Frei⸗ 
heit; ſie werden genügen, um ſie zur Anerkennung in den 
Departements zu bringen, wo noch zu viele Spuren von einem 
gewiſſen Patois oder einem Jargon ſich erhalten haben, die 
aus Gewohnheit überliefert und durch eine vernachläſſigte 
oder gar keine Erziehung fortgepflanzt werden. Der Geſetzgeber 
muß darüber hinweg ſehen, und darf ſie nur als ſehr beſtimmte 
Schattirungen, als bedeutende Unterſchiede betrachten; aber er 
iſt nur ſchuldig, dem Lande Sprachlehrer zu geben, welches 
durch einen vorherrſchenden Dialekt gleichſam vereinzelt und 
getrennt von der großen Familie daſteht. 

Dieſe Lehrer ſollen keinem Amte irgend eines Gottesdienſtes 
angehören; kein Prieſterthum in dem öffentlichen Unterricht; 
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gute Patrioten, aufgeklärte Männer, das ſind die erſten noth— 
wendigen Eigenſchaften, um ſich mit der Erziehung zu be— 
ſchäftigen. 

Die Volksgeſellſchaften werden die Candidaten bezeichnen; 
aus ihrer Mitte, aus den Städten müſſen dieſe Lehrer hervor— 
gehen; von den Volksrepräſentanten, die ausgeſchickt ſind, um 
die gegenwärtige Verwaltung zu begründen, müſſen fie ausge⸗ 
wählt werden. | 

Ihr Gehalt wird aus dem öffentlichen Schatz bezahlt 
werden. Die Republik iſt den Elementarunterricht allen Bür— 
gern ſchuldig; dieß Gehalt ſoll nicht die Begierde reizen, es 
muß den Bedürfniſſen eines Mannes auf dem Lande genügen; 
es wird in hundert Franken monatlich beſtehen. Die Ausdauer 
und der Eifer, worüber die verordneten Autoritäten Zeugniß 
abzulegen haben, wird das Unterpfand der Republik für die 
Auszahlung des Gehalts an dieſe Lehrer ſein, die eine wichti— 
gere Aufgabe zu erfüllen haben, als es auf den erſten Blick 
ſcheint. Sie ſollen Menſchen zur Freiheit reif machen, Bürger 
an das Vaterland knüpfen, und die Ausübung der Geſetze 
vorbereiten, indem ſie dieſelben zur Kenntniß bringen. 

Dieſer Vorſchlag des Ausſchuſſes wird vielleicht in den 
Augen gewöhnlicher Menſchen ein unbedeutendes Gewicht haben; 
aber ich ſpreche zu populären Geſetzgebern, die beauftragt ſind, 
die ſchönſten Umwandlungen, welche die Politik und der menſch— 
liche Geiſt noch erfahren haben, zu leiten. 

Wenn ich zu einem Alleinherrſcher ſpräche, würde er mich 
vielleicht verſpotten; in unſerer Monarchie ſelbſt war jedes 
Haus, jede Gemeinde, jede Provinz auf irgend eine Weiſe eine 
durch Sitten, Gebräuche, Geſetze, Gewohnheiten und Sprach— 
verſchiedenheiten getrennte Herrſchaft. Der Herr hatte das 
Bedürfniß, ſeine Untergebenen zu vereinzeln, die Länder 
trennen, die Intereſſen zu ſchwächen, die Verbindungen zu 
hemmen, das Zuſammentreffen der Gedanken und die Gleich— 
heit der Bewegungen zu feſſeln. Jene frühere Herrſchaft erhielt 
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die Verſchiedenheit der Dialekte aufrecht; ſie mußte dem 
Thurme zu Babel gleichen; es giebt nur eine allgemeine 
Sprache für einen ſolchen Herrſcher, die der Gewalt, um Ge— 
alen zu erzwingen, und die der Abgaben, um Geld zu 
aben. f 

In unſerm Staate dagegen iſt die Aufſicht der Verwaltung 
jedem Braven anvertraut; um ſie zu überwachen, muß er ſie 
kennen, muß er vor allen Dingen die Sprache verſtehen. 

Die Geſetze unſeres Staats ſetzen eine beſondere Acht— 
ſamkeit aller Bürger voraus; der Einen auf die Andern, und 
eine fortwährende Sorgfalt für die Beobachtung der Geſetze 
und für das Betragen der Beamten. Kann man ſich dies 
verſprechen bei der Verwirrung der Sprachen, bei der Vers 
nachläſſigung der erſten Erziehung des Volks, bei der Unkunde 
der Bürger? 

Wie viele Koſten haben wir nicht außerdem fir die 
Uebertragung der Geſetze der beiden erſten Nationalverſamm⸗ 
lungen in die verſchiedenen Dialekte, die in Frankreich ge— 
ſprochen werden, gehabt, als ob es unſere Sache wäre, dieſe 
barbariſchen Dialekte und Beſonderheiten zu erhalten, die nur 
den Fanatikern und Gegenrevolutionären dienlich ſein können. 

Die Bürger in der Unkunde der Nationalſprache verhar⸗ 
ren laſſen heißt das Vaterland verrathen, heißt den Strom 
der Aufklärung in ſeinem Laufe vergiften oder hemmen, heißt 
die Segnungen der Buchdruckerkunſt verkennen; jeder Buch⸗ 


drucker iſt ein öffentlicher Lehrer der Sprache und Geſetz- 


gebung. 

Wollt ihr in irgend einem Theile des Staatsgebiets dieſe 
ſchöne Erfindung ohne Frucht laſſen, welche den Gedanken 
vervielfältigt und die Aufklärung vermehrt, welche die Geſetze 
und Dekrete fortpflanzt und fie in acht Tagen über die ganze 
Oberfläche der Republik ausbreitet; eine Erfindung, welche den 
Nationalconvent allen Gemeinden vergegenwärtigt, und die als 
lein die Aufklärung, die Erziehung, den öffentlichen Geiſt und 
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die . Verwaltung einer großen Nation ſicher ſtel⸗ 
en kann. 

5 Bürger, die Sprache eines freien Volkes muß eine und 
dieſelbe für alle ſein. ö 

Seitdem die Menſchen denken, ſeitdem ſie ihre Gedanken 
vereinigen können, nähert ſich die Herrſchaft der Prieſter, der 
Machthaber und Intriganten ihrem Sturz. 

Geben wir alſo den Bürgern das Mittel des öffentlichen 
91 den ſicherſten Beamten der Revolution, die Spra⸗ 
che ſelbſt. | ' 

Wozu noch Weiteres? Während die fremden Völker auf 
der ganzen Erde die franzöſiſche Sprache lernen, während un— 
ſere öffentlichen Schriften in allen Gegenden im Umlauf ſind, 
während unſer allgemeines Journal und das freier Menſchen 
von einem Pole bis zum andern bei allen Nationen geleſen 
werden, ſoll man ſagen, daß in Frankreich 400,000 Franzoſen 
leben, welche vollſtändig die Sprache ihres Volks nicht verſte— 
hen, und die weder von den Geſetzen, noch von der Revolu— 
tion, die mitten unter ihnen vorgeht, etwas wiſſen. 

Laßt uns ſtolz ſein auf die Vorzüge der franzöſiſchen 
Sprache, ſeitdem ſie republikaniſch geworden iſt, und laßt uns 
eine Pflicht erfüllen. | 

Laſſen wir die italieniſche Sprache gewidmet bleiben dem 
Vergnügen der Harmonie und den Ausdrücken einer weichen 
und verführeriſchen Poeſie. 

Geben wir die deutſche Sprache auf, die ſich für unſere 
Bevölkerung nicht eignet, ſo lange die Feudal- und Militär⸗ 
herrſchaft, deren würdiges Organ ſie iſt, dort beſteht. 

Ueberlaſſen wir dem Spanier ſeine Sprache für ſeine In⸗ 
quiſition und ſeine Univerſitäten, bis ſie einmal die Vertreibung 
der Bourbonen ausſpricht aus ſpaniſchen Ländern. 

Was die engliſche Sprache betrifft, die groß und frei war 
an dem Tage, als ſie ſich mit den Worten bereicherte: die 
Majeſtät des Volkes, ſo iſt ſie nichts mehr als der Ausdruck 
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einer willkürlichen Verwaltung, der Bank und der Wechſel⸗ 
briefe. 

Unſere Feinde hatten aus der franzöſiſchen Sprache eine 
Hofſprache gemacht; ſie hatten ſie erniedrigt. An uns iſt es, 
0 zu einer Sprache der Völker zu machen und ſie wird ge— 
ehrt ſein. N 5111 
Dieß gebührt nur einer Sprache, welche ihre Ausdrücke 
der Freiheit und Gleichheit gewidmet hat, einer Sprache, die eine 
geſetzgebende Tribüne und zweitauſend Volkstribünen beſitzt, 
welche große Mittel hat, um ungeheure Verſammlungen zu 
bewegen, und Theater, um den Patriotismus zu verherrlichen; 
das kommt nur der Sprache zu, welche ſeit vier Jahren von 
allen Völkern geleſen wird, welche dem geſammten Europa die 
Tapferkeit von vierzehn Armeen darſtellt, welche zur Verbrei⸗ 
tung des Ruhms von der Wiedereinnahme Toulon's, Landau's 
und des Forts Vauban, und der Niederlagen der königlichen 
Armeen dient; nur ihr kommt es zu, die allgemeine Sprache 
zu werden. 

Dieſer Ehrgeiz aber hat feine Berechtigung in der rei 
heit; ſie wird ihn erfüllen. Was uns betrifft, ſo ſind wir es 
unſern Mitbürgern ſchuldig, wir ſind es der Sicherſtellung der 
Republik ſchuldig, dahin zu wirken, daß die Sprache, in wel⸗ 


cher die Erklärung der Menſchenrechte geſchrieben iſt, in ihrem 


ganzen Gebiete geſprochen wird. 

Hier iſt der Entwurf zu einem Dekrete: 

Der Nationalconvent beſchließt, nachdem er den Bericht 
ſeines Wohlfahrtsausſchuſſes vernommen hat: 5 

1) Es wird innerhalb zehn Tagen von der Zeit an, in 
der gegenwärtiges Dekret publieirt iſt, ein Lehrer der franzöſi⸗ 
ſchen Sprache in jeder Landgemeinde der Departements Mor⸗ 
bihan, Finiſterre, Cötes du Nord und in dem Theile der un— 
tern Loire, wo die Einwohner den ſogenannten nieder- bretoniſchen 
Dialekt ſprechen, eingeſetzt werden. dan 

2) Zu derſelben Ernennung eines Lehrers der franzöſiſchen 
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Sprache wird geſchritten werden in jeder Landgemeinde der 
Departements Ober- und Niederrhein, Corſika, in dem Theile 
des Moſel-Departements, des Nord-Departements, des Monte 
Terrible, der Seealpen und des Theils der Nieder-Pyrenäen, 
wo die Einwohner einen fremden Dialekt ſprechen. 

3) Es darf kein Lehrer aus den Dienern irgend eines 
Cultus, noch aus denen gewählt werden, welche den privilegir— 
ten Ständen angehört haben; ſie werden von den Volksreprä— 
ſentanten nach Angabe der Volksgeſellſchaften ernannt werden. 

4) Die Lehrer ſollen gehalten fein alle Tage in der fran— 
zöͤſiſchen Sprache und in der Erklärung der Menſchenrechte 
allen jungen Bürgern beiderlei Geſchlechts, welche von ihren 
Vätern und Müttern und Vormündern in die öffentlichen Schu⸗ 
len geſchickt werden müſſen, Unterricht zu ertheilen. An den 
Dekaden-Tagen werden fie dem Volke Vorleſungen halten und 
die Geſetze der Republik wörtlich überſetzen, indem ſie zuerſt 
an die gehen, welche ſich auf den Ackerbau und die Bürger— 
rechte beziehen. 5 

5) Die Lehrer ſollen aus dem öffentlichen Schatze die Be— 
ſoldung von 1500 Livres jährlich erhalten, zahlbar zu Ende 
jedes Monats bei der Diſtriktskaſſe auf das Certifikat ihres 
Wohnſitzes, das von den Munieipalitäten ausgeſtellt wird, und 
ihrer Ausdauer und ihres Eifers für das Amt, das von dem 
Nationalbeamten bei jeder Gemeinde ausgeht. Die Volksge— 
ſellſchaften werden aufgefordert, die Begründung von Klubs 
zu befördern, zur wörtlichen Uebertragung der Geſetze der Re— 
publik und zur Vermehrung der Hülfsmittel, um die franzöſi— 
ſche Sprache in den entfernteſten Landgemeinden zur Kenntniß 
zu bringen. 5 

Der Wohlfahrts⸗Ausſchuß iſt beauftragt, wegen dieſes Ger 
genſtands jede Maßregel zu ergreifen, die er für nothwendig 
erachten wird. 

(Dies Dekret wird angenommen.) 


* 
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Bertrand Barere von Vieuſac ward zu Tarbes von ange- 
ſehenen und achtbaren Eltern geboren, die ihm eine ſorgfältige Er⸗ 
ziehung gaben. Er widmete ſich dem Stande eines Anwalts mit 
Erfolg und beſchäftigte ſich früh mit ſchriftſtelleriſchen Verſuchen, die 
nicht ohne Beifall aufgenommen wurden. In der Zeit der Zuſam⸗ 
menberufung der Reichsſtände, die eine neue Zukunft vorbereitete, 
ſo viele ehrgeizigen Entwürfe ins Leben rief, ſo viele Hoffnungen 
nährte und ſo viele Beſorgniſſe erregte, ſuchte er die Aufmerkſamkeit 
ſeiner Landsleute auf ſich zu ziehen. Jeder, der ſich geltend machen 
wollte, legte ſein politiſches Glaubensbekenntniß ab, um ſeinen Mit⸗ 
bürgern zu ſagen, was fie von ihm zu erwarten hätten. Barère 
erklärte ſich ohne Rückhalt gegen jede Art von Vorrecht der Geburt. 
Er ward zum Deputirten ernannt und zeichnete ſich ſchon in der 
conſtituirenden Verſammlung durch immer fertige Rede aus, der 
es nicht an Leichtigkeit und einer gewiſſen Anmuth, aber wohl an 
tiefem und innerem Gehalte fehlte. So wie er viel und oft ſprach, 
fo ſprach er auch über Alles und von Allem mit derſelben Sicher- 
heit und Unbefangenheit, von Finanzen, Verwaltung, Staatsrecht, 
Privatrecht, Gerichtsweſen, Religion und Unterricht und von Allem 
faſt in gleichem Tone, mit gleicher Theilnahme und Umſtändlichkeit. 
Wer erinnert ſich hierbei nicht eines ſpätern ähnlichen Talents auf 
der franzöſiſchen Rednerbühne, des Deputirten und Miniſters Thiers? 
Am 2. April 1791, am Tage, als Mirabeau ſtarb (S. Bd. I. 


S. Staats- Lexikon von Rotteck und Welcker Bd. 2. p. 219. Fer⸗ 
ner Mémoires de B. Barère, membre de la Constituante, de la Conven- 
tion. du eomit de salut public et de la chambre des représentans publiés 
par Mrs. H. Carnot et David (d' Angers). Paris, 1842. I. 
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p. 187) ſprach Barère, wie jene Trauerbotſchaft der Nationalver: 
ſammlung bekannt geworden war, unter Thränen folgende Worte: 
„Mirabeau iſt todt. Die großen Dienſte, die er ſeinem Vaterlande 
und der Menſchheit geleiſtet hat, ſind bekannt. Die öffentlichen Kla— 
gen brechen von allen Seiten hervor; ſoll die Nationalverſammlung 
nicht auch die Ihrige auf eine feierliche Weiſe ausſprechen. Nicht 
an dem Rande des Grabes, das ſich öffnen wird, will ich eitle Eh— 
renbezeugungen verlangen; der öffentlichen Meinung, der Nachwelt 
kommt es zu, ihm den ehrenvollen Platz anzuweiſen, den er verdient 
hat; ſeine Collegen haben die Aufgabe, ihre gerechten Klagen in dem 
authentiſchen Denkmal ihrer Arbeiten zu verzeichnen. Ich verlange, 
daß die Verſammlung in dem Protokoll dieſes traurigen Tages den 
Ausdruck ihres Schmerzes niederlegt, den ſie über den Verluſt dieſes 
großen Mannes empfindet, und daß im Namen des Vaterlandes eine 
Aufforderung an alle Mitglieder der Verſammlung erlaſſen werde, 
ſeinem Leichenbegängniß beizuwohnen.“ 

Barere iſt wohl das gelungenſte Werk der neuen Bildung 
und ihr höchſtes Muſter. Er weiß von Allem, ſpricht von Allem, 
anziehend und leicht, beſchäftigt auf eine unterhaltende Weiſe und 
unterhält belehrend, ſtrengt nicht an, hat Gründe für und gegen, iſt 
zum Beweiſen nicht minder geſchickt und aufgelegt, als zum Wider— 
legen, je nachdem der Vortheil, Zeit oder Ort das Eine oder Andere 
räthlich macht. Dieſe charakterloſe Abgeſchliffenheit, Fügigkeit, Ge— 
wandtheit und Doppelzüngigkeit iſt eigentlich der Charakter unſerer 
vielfeitig gebildeten, viel wiſſenden Zeit. Man behauptete von Bas 
rere, bei wichtigen, entſcheidenden Verhandlungen, deren Ausgang 
nicht vorauszuſehen war, wie am 9. Thermidor, der Robespierre 
ſtürzte, habe er zwei Berichte und einen doppelten Antrag in der 
Taſche gehabt, um, nach den Umſtänden, von einem derſelben Ge— 
brauch zu machen. Seine Freunde rühmen mit Recht an ihm, er 
ſei immer ein guter Apoſtel geweſen, obgleich ihm jede Anlage zum 
Märtvprer gefehlt habe. Man erzählt von ihm, daß er häufig ganze 
Stöße von Bittſchriften in den Ofen geworfen, und den Bittſtellern 
die Verſicherung wiederholt habe, ſie würden beſtens berückſichtigt 
werden. Er gründete das erſte politiſche Blatt der Revolution, der 
anbrechende Tag (Le point du jour) genannt, das den Ver⸗ 
handlungen der Nationalverſammlung beſonders gewidmet war. Da 
die Verfaſſung berathen wurde und der König Bedenken trug, eini⸗ 
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gen Artikeln derſelben ſeine Genehmigung zu ertheilen, ſtellte Bas 
rere den Grundſatz auf, daß die conſtitutionellen Verfügungen der 
Billigung des Königs nicht bedürften und das Veto nur auf die 
gewöhnlichen Geſetze anwendbar ſei. Er führte ſeine Behauptung 
mit großem Scharfſinn durch und ſuchte darzuthun, daß die Vers 
faſſung der Prüfung der vollziehenden Gewalt nicht unterliegen 
könne, der es blos freiſtehe, derſelben beizutreten und ſo dieſen 
Zweig der Staatsgewalt zu übernehmen, oder nicht. Barere's Be 
merkungen und Reflexionen in den Eingangs erwähnten Memoiren 
über einzelne Hauptpunkte der erſten Zeit der Revolution, z. B. iiber 
den 14. Julius, find höchſt beachtenswerth; auch giebt er oft Be— 
ſtätigungen, wo wir bisher nur vermuthen konntéẽn. So erfahren 
wir, daß der 4. Auguſt eine von dem privilegirten Adel abgeredete 
Scene war, und nur manchmal, wie namentlich über die geheime Ges 
ſchichte der Ereigniſſe vom Oktober, beobachtet er ein auffallendes, 
wie es ſcheint, abſichtliches Schweigen. Durch ſeine Thätigkeit in 
den Commiſſionen, feine ſtets in Anſpruch genommene Gewandtheit 
der Feder iſt er im Stande auch manche Ergänzung zu geben; ſo 
erfahren wir Authentiſches über den Zuſtand der Staatsgefängniſſe, 
indem er mit Mirabeau, Fréteau und Caſtellane den Ausſchuß 
der lettres de cachet bildete. Noch war er aber in politiſcher Hinſicht 
dem Eindrucke des Augenblickes hingegeben. Als Conſtitutioneller mit 
ſchwach demokratiſcher Färbung, erſcheint er zugleich als Bewunderer von 
Mirabeau, Lafayette, Liancourt, in deren Geſellſchaft er den 
Club von 89 beſuchte und ſeine Abende zubrachte. Die demokrati⸗ 
ſchen Neigungen der nächſtfolgenden Zeit äußern ſich mehr in Ab- 
neigungen als in bewußten Ueberzeugungen über Monarchie und 
Republik; feine Voltaire'ſche Aufklärung machte ihn zum Feind der 
Geiſtlichkeit, aber auch zum warmen Verfechter der unterdrückten Con⸗ 
feſſionen; die Stimmung der Zeit ſteigerte immer mehr feinen Haß 
gegen den Adel. Folgerecht verfuhr er bei den lebhaften Erörterun⸗ 
gen, die nach der Flucht der königlichen Familie die Verſammlung 
beſchäftigten. Er äußerte, der König, als ſolcher, ſtehe nicht über 
dem gemeinen Rechte, das ſei ungeſetzlich, daß man ihn durch Com⸗ 
miſſäre wolle verhören laſſen. Dagegen war er von ſeinen ſpätern 
republikaniſchen Anſichten noch weit entfernt. Jedoch merkt man in 
ſeinen damaligen Reden den wachſenden Einfluß der demokratiſchen 
Stimmung, indem er in wegwerfendem Tone von den Verſuchen zur 
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Rettung der Monarchie ſpricht; man ahnt, daß eine neue Capitula⸗ 
tion mit dem mächtigen Anhang der Republik nicht mehr ferne iſt. 
An dieſem Punkte, im entſcheidenden Momente, ſchließt der erſte 
Theil von Barère's Memoiren ab, und zwar mit einer guten Vers 
theidigung der Conſtituante gegen ihre Ankläger, die freilich mehr 
gegen die gilt, denen ſie zu wenig, als gegen die, welchen ſie zu viel 
gethan zu haben ſchien. Die wichtigeren Aufſchlüſſe über die Revo: 
lution, die geheime Geſchichte des Wohlfahrtsausſchuſſes haben wir 
alſo noch zu erhalten und trotz aller der Gränzen, innerhalb der ſich 
Barere’s unumwundene Offenheit bewegen mag, kann man auf die 
folgenden Bände doch nicht anders als ſehr geſpannt ſein. Aber 
auch ſchon der erſte Band greift in dieſe ſpätere Zeit hinüber und 
enthält viel Bemerkenswerthes. Charakteriſtiken einzelner Perſonen 
find da vortrefflich; fo wird auch Robespierre, obwohl Barere ſich 
in der Zeichnung des Charakters dieſes Mannes vielleicht ein Dutzend Mal 
widerſpricht, von ihm in folgender Weiſe geſchildert: „Robespierre 
hatte auf ſeinem pockennarbigen Geſicht eine fürchterliche Bläſſe; 
derſelbe Geiſt, der in ſeinen pergamentnen Wangen ein ſardoniſches 
und manchmal wildes Lächeln eingrub, gab feinen Lippen eine con⸗ 
vulſtviſche Bewegung und belebte feine Augen mit einem verdeckten 
Feuer und einem düſtern, durchſpürenden Blick. Seine Berediſam— 
keit war immer überlegt: ſeine Vorſchläge ſchienen ſtudirt und manch⸗ 
mal räthſelhaft, dunkel, ermüdend durch Drohungen und politiſche 
Vorwürfe.“ Obwohl ſich Barere für einen unſchuldig Verfolgten 
hält und bitter klagt, daß für feine ſechshundert Berichte im Con— 
vent und Wohlfahrtsausſchuß ihm nichts zu Theil geworden ſei als 
Verbannung, Verläumdung und Anklage, ſo hat er ſich in ſeinen 
Denkwürdigkeiten doch überall von einem gereizten und leidenſchaftli⸗ 
chen Tone frei gehalten; manche Perſönlichkeiten, wie z. B. der junge 
Ludwig Philipp, werden mit augenſcheinlicher Vorliebe behandelt; in 
wie weit dies mit Barère's bekannter Freundſchaft für das Haus 
Orleans und mit der Penſion zuſammenhing, die ihm Ludwig Phk⸗ 
lipp in den letzten Jahren ertheilte, iſt ſchwer zu entſcheiden. Ge⸗ 
wiſſe Eindrücke blieben auch in dem achtzigjährigen Barè re unver⸗ 
wiſcht; ſeine Bewunderung für den Schrecken äußerte er noch in 
ſpäter Zeit durch das Wort: „der Wohlfahrtsausſchuß ſei die erha— 
benſte Schöpfung der Revolution;“ und ſeine Anhänglichkeit an das 
provinzielle Leben in Vigorre, feiner Heimath, feine Sehnſucht nach 
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dem kleinen Tarbes hat ihn durch Verfolgung und Exil begleitet. 
Wir finden hier feinen Berührungspunkt mit den Girondiſten; er iſt 
ein ſcharfer Gegner der Centraliſation und äußert feine föderaliſtiſche 
Geſinnung bei vielen Gelegenheiten ganz unumwunden: „Es iſt die 
Manie der Hauptitadt, ſagt er unmuthig, in ſich allein ganz Frank⸗ 
reich zu erblicken,“ und als die Nationalverſammlung nach der Haupt⸗ 
ftadt verpflanzt wird, macht er die Bemerkung: „Paris iſt kein Ort 
für ſolche Verſammlungen; es ſind da zu viel verderbende, bösartige, 
übertriebene und verläumdende Einflüſſe.“ 5 
Auf Barère's Antrag in der conſtituirenden Nationalverſamm⸗ 
lung wird der Wittwe Rouſſeau's eine Penſion bewilligt. Wäh⸗ 
rend der geſetzgebenden Verſammlung, von der ſich die Mitglieder 
der conſtituirenden ſelbſt ausgeſchloſſen hatten, ſaß Bareère eine 
Zeitlang im Caſſationshofe. In den Convent vom Departement der 
Hoch⸗Pprenäen gewählt, zeigte er die gewohnte, unermüdliche Rüh⸗ 
rigkeit. Mit muthiger Energie erhob er ſich gegen die Anmaßung 
der Municipalität von Paris, die einen vorwiegenden Einfluß auf 
den Convent gewann. Er wurde Mitglied des Conſtitutionsausſchuſ⸗ 
ſes. Als die erſten Anklagen von den Girondiſten gegen Robes⸗ 
pierre erhoben wurden, ſetzte er es durch, daß man zur Tagesord⸗ 
nung überging. Als der Prozeß Ludwig's XVI. begann, führte 
Barere den Vorſttz im Convente und leitete die erſten Verſamm⸗ 
lungen. Er ſprach zu Briſſot von der Trübüne herab: „Laßt uns 
raſch Ludwig verurtheilen; der Baum der Freiheit wird nur gedei⸗ 
hen können, wenn er mit dem Blute eines Tyrannen benetzt 
wird.“ Am 11. Dezbr. ſtellte er das erſte Verhör mit dem Könige 
an. Ueber die Frage, ob man an das Volk appelliren ſollte, hielt 
er eine lange Rede und ſtimmte dagegen; er ſtimmte für den Tod 
ohne Aufſchub, und verfaßte die Adreſſe an die Franzoſen über den 
Tod des Tyrannen. Barere trug auf die Beſtrafung der Mörder 
vom 2. und 3. September und auf die Verweiſung der Bourbons 
an. Bei der Bildung des Wohlfahrtsausſchuſſes (. April 1793) 
ward er zum Mitgliede deſſelben ernannt, und blieb an dieſer Stelle 
bis nach dem Sturze Robespierre's. An der Ausübung der Ge⸗ 


walt dieſer Behörde, die ſich die einflußreichſten Männer vorbehalten 


hatten, nahm er wenig, faſt keinen Antheil, begnügte ſich mit der 


Abfaſſung der zahlreichen Berichte und dem Vortrage und der Recht⸗ 


fertigung der Beſchlüſſe. Unter ſeinen mannigfaltigen Vorträgen 
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ſchien uns der voranſtehende über die Populariſirung der franz 
zöſiſchen Sprache beſonders geeignet zur Mittheilung. Zwiſchen den 
Parteien der Montagnards und Girondiſten entſchied er ſich erft, 
als die Erſteren im Convent den Sieg zu erreichen ſchienen. Von. 
ſeiner Thätigkeit und politiſchen Richtung geben vielleicht folgende 
Gegenſtände, über die er ſprach und die er beantragte, eine gewiſſe 
Anſchauung: er ließ Paoli zum Vaterlandsverräther erklären, klagte 
Cuſtine an, bewirkte ein Manifeſt gegen England, rief die Vertrei⸗ 
bung der Engländer aus Frankreich hervor, ſetzte den Befehl durch, 
die von den Vendeern occupirten Plätze zu verbrennen, ſo wie den 
Beſchluß, die Güter der Verurtheilten zu conſisciren; war thätig bei 
der Verurtheilung der Königin; die Gräber der Könige zu St. Denis 
wurden auf feinen Antrag zerſtört, das Arſenal von Hüningen an⸗ 
gezündet, die Todesſtrafe gegen jeden Mann, der in Frauenkleidern 
ertappt würde, beſchloſſen, die Pariſer in Maſſe ausgehoben, die 
franzöſiſchen Beſitzungen, welche Spaniern gehörten, confiscirt, die 
Schauſpieler vom franzöſiſchen Theater und Frangeis von Neuf⸗ 
chateau, Verfaſſer der Pamela, verhaftet, eine Revolutionsarmee er— 
ſchaffen, den Armen, welche bei den Sektionsverſammlungen zuge⸗ 
gen waren, ein Sold bezahlt, die Todesſtrafe gegen die Unruheſtifter 
verkündet, die Deportation gegen jeden Franzoſen, der ſich ſeit dem 
12. Aug. 1792 nicht als Patriot gezeigt habe, ſo wie die Zerſtörung 
der Stadt Lvon beſchloſſen. Von ihm wurde der Bericht zu dem De⸗ 
kret vorgetragen, wonach jeder Deputirte gehört werden mußte, ehe 
man ihn in Anklageſtand verſetzte; er trug auf die Verhaftung Dans 
ton's an, auf die Todesſtrafe der engliſchen und hanöverſchen Gefan⸗ 
genen, auf die Vertagung der Anklage gegen Lebon, der nur ein we⸗ 
nig harte Formen bei ſeinen Sendungen gebraucht habe; er geſtand, daß 
man auf dem Revolutionsplatz Geld ſchlage, (indem man die reichen 
Leute guillotinirte.) Zu dem Ereigniſſe des Thermidor, dem Sturze 
Robes pierre's, wirkte er kräftig mit, um ſpäter von denen, deren Hel⸗ 
fer er geweſen, ſelbſt angeklagt und verurtheilt zu werden. Lecointre 
von Verſailles klagte Barère als Mitſchuldigen an allen, Robes- 
pierre zur Laſt gelegten, Verbrechen an, den 25. Auguſt 1794. 
Am 26. Dezbr. wurde die Unterſuchung des Benehmens Barere’s 
und der früheren permanenten Mitglieder im Wohlfahrts- und Si⸗ 
cherheitsausſchuß angeordnet. Den 2. März MP en ſie ver⸗ 
II. 
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haftet; am 23. fingen fie ihre Vertheidigung an; es wurde zu ihren 
Gunſten ein Aufſtand verſucht, wodurch der Convent ſich bewogen 
fand, ſie deportiren zu laſſen. Man ſchickte ſie in das Gefängniß 
von Rochefort, wo man auf eine Gelegenheit wartete, fie nach Ca— 
venne zu deportiren. Ein zweiter fruchtloſer Aufſtand zu ihren Gun⸗ 
ſten wurde am 24. Mai unternommen; darauf wurden fie vor das 
Tribunal der untern Charente geſtellt. Schon waren aber Billaud 
Varennes und Collot d'Herbois auf dem Meere; Barère war 
allein auf der Inſel Oleron zurückgeblieben. Nun wurde das Dekret 
zurückgenommen, und das erſte Urtheil ſeiner Deportation beftätigt. 
Man hielt ihn inzwiſchen zu Saintes in Gefangenſchaft, aus der er 
jedoch zu entkommen Gelegenheit fand. Nach dem 18. Brumaire er⸗ 
hielt er feine volle Freiheit und gänzliche Losſprechung durch das 
Amneſtie⸗Dekret, welches den Proſcribirten des 18. Fructidor ihre 
Ehren und Rechte wiedergab. Darauf arbeitete er an einer Zeit⸗ 
ſchrift, antibritiſches Memorial genannt, deren Zweck der Titel an⸗ 
giebt. Später verfaßte er noch mehre Schriften, die zu ihrer Zeit 
Aufmerkſamkeit erregten, wie z. B. über die Freiheit der Meere, eine 
Lobrede auf den Kanzler LHoſpital und Anmerkungen über Mon⸗ 
tesquieu. In den hundert Tagen ward er in die Kammer der 
Repräſentanten gewählt. Nach der Reſtauration, durch die Ordon⸗ 
nanz vom 24. Juli 1815 verbannt, lebte er bis zur Revolution der 
Juliustage in Brüſſel und kehrte dann wieder in fein Vaterland zu⸗ 
rück. Die Juliusrevolution ward von dem Verbannten mit Jubel 
begrüßt, nicht allein, weil ſie ihn aus ſeinem Brüſſeler Exil ins Va⸗ 
terland zurückrief, ſondern auch, weil ſeine Hoffnung auf eine Rück⸗ 
kehr der Demokratie ſich jetzt neu belebte. Aber die erſten Schritte des 
Jüſte⸗Milieu öffneten ihm die Augen; ſchon im September 1830 
war er über Sachen und Perſonen im Klaren, und die neuen doc⸗ 
trinären Machthaber, die „gouvernementalen Charlatans“, wie er ſie 
nennt, mäffen feinen bitterſten Tadel empfinden. „Es find,” ſagt er, 
„Leute ohne großartige Leidenſchaften, aber geübt die Leidenſchaften 
Anderer auszubeuten; je nach Zeit und Ort bald die Sklaven des 
Hofs, bald die Liberalen in den Centren; ſie ſchonen die Intereſſen 
des Ehrgeizes, der Eitelkeit, des Egoismus; fie beben vor keinem 
Uebermaß, vor keiner Gewaltthat zurück, wenn ſie es für nothwen⸗ 
dig zum Gelingen halten; fie fürchten ſich vor keiner Conſequenz der 
Impopularität, die in ihren Staatsmaximen iſt; ſie ſind in Gemein⸗ 
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ſchaft mit den verſchiedenſten Leidenſchaften, getheilt zwiſchen verſchie⸗ 
denen Intereſſen, wenn es nur dazu dient, ihre zuſammengeleſene Ma- 
jorität compakter zu machen.“ In dieſer Weiſe ſchildert er die mo— 
dernen Doctrinäre ſchonungsloſer als irgend eine andere Partei oder 
Meinung; ein Beweis, welch regen Antheil der alte Mann noch 
bis in ſeine letzten Tage an allem genommen hat. Die Ereigniſſe 
von 1840 bemächtigen ſich des Greiſes von 85 Jahren mit ſolcher 
Stärke und Leidenſchaft, daß man aus ſeinen Aufzeichnungen den 
jakobiniſchen Berichterſtatter von 1793 zu hören glaubt, und es 
fehlt in den Ausbrüchen ſeines ungeſchwächten Haſſes gegen England 
nur noch das Schlachtgeſchrei: „Pitt und Coburg,“ um ſich ganz 
in jene Zeit zurückzuverſetzen. Die Aeußerungen darüber ſind zum 
Theil treffend und wahr, zum Theil wenigſtens charakteriſtiſch für die 
Perſon des Schreibenden. Ganz die alten Ergießungen gegen die 
„nordiſchen Mächte“, aber durchflochten mit Warnungen gegen die 
britiſch⸗moskowitiſche Uebermacht, ganz die wohlbekannte Freundſchaft 
für Deutſchland mit Ausſchluß von Preußen und Oeſterreich. Der⸗ 
ſelbe Mann iſt aber hocherfreut, als die Nachricht von einem engen 
Bunde zwiſchen Frankreich und Rußland ſich verbreitet; die Dekla⸗ 
mationen gegen „den moskowiſchen Czaar“ ſind vergeſſen und er ruft 
entzückt aus: „Der Continent, zu oft das Werkzeug des engliſchen 
Ehrgeizes, wird vor dieſer elenden Rolle durch Rußland und Frank— 
reich bewahrt werden.“ So ſchrieb der „Anakreon der Guillotine“ 
noch am 6. Januar 1841 und am 13. war er eine Leiche. 

In der letzten Zeit ſeines Lebens hat ſich Barère außer mit 
den erwähnten Memoiren auch mit der Fortſetzung eines geſchichtli— 
chen Werkes beſchäftigt, das er während ſeiner langen Verbannung 
in Brüſſel angefangen hatte. Einen Theil deſſelben ſcheint die Schrift 
zu bilden, die unter dem Titel: Conduite des princes de la mai- 
son de Bourbon, durant la révolution, l’emigration et le con- 
sulat, mit Anmerkungen von dem Grafen Real, erſchienen iſt. 

Barere, der Mann der Conſtituante, der Herausgeber des 
point du jour und begünſtigte Schützling Mirabeau's, das gi— 
rondiſtiſche Mitglied des Convents, das jacobiniſche Organ der revo— 
lutionären Ausſchüſſe, der ſtets fertige blumenreiche Berichterſtatter, 
deſſen ſchöngeiſtige Gelüſte — das Erbtheil ſeiner akademiſchen Bil⸗ 
dung — ſich ſelbſt in ſeinen Guillotineberichten dee Barere, 

mw 
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der verfolgte Terroriſt, wie er neu auftaucht als brauchbares Werk⸗ 
zeug der bonapartiſchen haute police, dann es mit einer neuen 
Rolle verſucht in den hundert Tagen, dann fliehen muß als Königs⸗ 
mörder, zurückgerufen wird durch die Inliustage und da auftritt als 
ein angeſtaunter Patriarch der Revolution unter den unbärtigen Ja⸗ 
cobinern der Juliusmonarchie, bis er zuletzt noch, ein Achtziger, einen 
Ehrenplatz ausfüllt in ſeiner gascogniſchen Vaterſtadt — iſt es nicht, 
als wenn die ganze Geſchichte ſeit 1789 ſich hier in einem einzigen 
Indididuum mit flammender Helle concentrirt hätte? 

Daß Barere einen Beruf hatte, die Geſchichte der Revolu⸗ 
tion zu ſchreiben, wie dazu der Anfang in dem erſten Theile ſeiner 
erwähnten Denkwürdigkeiten gemacht iſt, wird Jedermann gerne glau⸗ 
den, auch ohne die gewichtige Autorität Napoleons, der ſeine richtige 
Kenntniß ſolcher Naturen auch in der Wahl eines Bignon zu ſei⸗ 
nem Geſchichtſchreiber trefflich bewährt hat. Charakteriſtiſch für ihn 
ſelber iſt, was er nach dem Zeugniß des Generals Suber vic ge 
äußert baben ſoll: „es iſt ſehr ſchwer, eine gute Geſchichte der Re⸗ 
volution zu ſchreiben; ich kenne nur Einen, der fähig wäre das 
Werk gut durchzuführen — das iſt Barère, aber er müßte ein 
vaar Vorurtheile fallen laſſen.“ — 


XXXIV. 


Fichte's Rede über Ausführung einer 
deutſchen Nationalerziehung.) 


(Gehalten zu Berlin im Jahre 1808.) 


Wir haben die Erziehung als die höchſte und dermalen 
ſich einzig aufdringende Angelegenheit der deutſchen Vaterlands⸗ 
liebe aufgeſtellt, und wollen an dieſem Bande die Verbeſſerung 


) Die mitgetheilte Rede iſt die elfte von denen, welche 
Fichte an die deutſche Nation zu Berlin im Winter 1807 —8 in 
einer Reihe von Vorleſungen und als Fortſetzung der im Winter 
1804—5 eben daſelbſt vorgetragenen „Grundzüge des gegenwärtigen 
Zeitalters“ gehalten bat. Obgleich dieſe Rede, ſtreng genommen, nicht 
in die Reihe der eigentlichen politiſchen Reden gehört, ſo entſpricht 
fie doch in gewiſſer Beziehung dem Plane, welcher in dem vorliegen⸗ 
den Bande der Bibliothek politiſcher Reden leitend ſein ſollte, nämlich 
ſolche Reden zu vereinigen, „welche ſich auf dem Gebiete der reli⸗ 
giöſen oder kirchlichen Beziehungen zum Staate, der Wiſſenſchaft 
und Kunſt zur bürgerlichen Geſellſchaft bewegen“. Außerdem kann 
die Mittheilung dieſer Rede dazu beitragen, wiederholt an einen 
Mann zu erinnern, deſſen politiſche Bedeutſamkeit auch für die Ges 
genwart noch nicht hinreichend gewürdigt und anerkannt zu ſein 
ſcheint; dazu kam, daß die Redaktion einem vielfach ausgeſprochenen 
Wunſche hiermit entgegen kommen zu müſſen glaubte. 


326 Fichte's Rede über Ausführung 


und Umſchaffung des geſammten Menſchengeſchlechts zuerſt in 
die Welt einführen. Jene Vaterlandsliebe aber ſoll zunächſt 
den deutſchen Staat, allenthalben wo Deutſche regiert werden, 
begeiſtern, und den Vorſitz haben, und die treibende Kraft ſein 
bei allen ſeinen Beſchlüſſen. Der Staat alſo wäre es, auf 
welchen wir zuerſt unſere erwartenden Blicke zu richten hätten. 

Wird dieſer unſere Hoffnungen erfüllen? Welches ſind 
die Erwartungen, die wir, immer, wie ſich verſteht, auf keinen 
beſonderen Staat, ſondern auf ganz Deutſchland ſehend, nach 
dem Bisherigen von ihm faſſen können. 

Im neuern Europa iſt die Erziehung ausgegangen nicht 
eigentlich vom Staate, ſondern von derjenigen Gewalt, von 
der die Staaten meiſtens auch die ihrige hatten, von dem 
himmliſch geiſtigen Reiche der Kirche. Dieſe betrachtete ſich 
nicht ſowohl als ein Beſtandtheil des irdiſchen Gemeinweſens, 
ſondern vielmehr als eine demſelben ganz fremde Pflanzſtatt 
aus dem Himmel, die abgeſandt ſei, dieſem auswärtigen Staate 
allenthalben, wo ſie Wurzel faſſen konnte, Bürger anzuwerben; 
ihre Erziehung ging auf nichts Anders, denn daß die Menſchen 
in der andern Welt keinesweges verdammt, ſondern ſelig wür— 
den. Durch die Reformation wurde dieſe kirchliche Gewalt, 
die übrigens fortfuhr, ſich eben ſo anzuſehen, wie bisher, mit 
der weltlichen Macht, mit der ſie bisher gar oft ſogar im 
Widerſtreite gelegen hatte, nur vereinigt; dieß war der ganze 
Unterſchied, der in dieſer Rückſicht aus jener Begebenheit er⸗ 
folgte. Es blieb daher auch die alte Anſicht des Erziehungs⸗ 
weſens. Auch in den neueſten Zeiten, und bis auf dieſen Tag, 
iſt die Bildung der vermögenderen Stände betrachtet worden 
als eine Privatangelegenheit der Eltern, die ſie nach eigenem 
Gefallen einrichten möchten, und die Kinder dieſer wurden in 
der Regel nur dazu angeführt, daß ſie ſich ſelbſt einſt nützlich 
würden; die einzige öffentliche Erziehung aber, die des Volks, 
war lediglich Erziehung zur Seligkeit im Himmel; die Haupt⸗ 
ſache war ein wenig Chriſtenthum, und Lefen, und falls es zu 
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erſchwingen war, Schreiben, alles um des Chriſtenthums willen. 
Alle andere Entwickelung der Menſchen wurde dem ohngefähren 
und blind wirkenden Einfluſſe der Geſellſchaft, in welcher ſie 
aufwuchſen, und dem wirklichen Leben ſelbſt überlaſſen. Sogar 
die Anſtalten zur gelehrten Erziehung waren vorzüglich auf die 
Bildung von Geiſtlichen berechnet; dieß war die Hauptfakultät, 
zu der die übrigen nur den Anhang bildeten, und meiſtens auch 
nur den Abgang von jener abgetreten erhielten. 

So lange diejenigen, die an der Spitze des Regiments 
ſtanden, über den eigentlichen Zweck deſſelben im Dunkeln 
blieben, und ſelbſt für ihre eigene Perſon ergriffen waren von 
jener gewiſſenhaften Sorge für ihre und anderer Seligkeit, 
konnte man auf ihren Eifer für dieſe Art der öffentlichen Er— 
ziehung und auf ihre ernſtlichen Bemühungen dafür ſicher 
rechnen. Sobald ſie aber über den erſten in's Klare kamen, 
und begriffen, daß der Wirkungskreis des Staates innerhalb 
der ſichtbaren Welt liege, ſo mußte ihnen einleuchten, daß jene 
Sorge für die ewige Seligkeit ihrer Unterthanen ihnen nicht 
zur Laſt fallen könne, und daß, wer da ſelig werden wolle, 
ſelbſt ſehen möge, wie er es mache. Sie glaubten von nun 
an genug zu thun, wenn ſie nur die aus gottſeligeren Zeiten 
herrührenden Stiftungen und Anſtalten ihrer erſten Beſtimmung 
fernerhin überließen; ſo wenig angemeſſen und ausreichend die— 
ſelben auch für die ganz veränderten Zeiten ſein mochten, ihnen 
mit Erſparung an ihren anderweitigen Zwecken ſelbſt zuzulegen, 
hielten ſie ſich nicht für verbunden, thätig einzugreifen, und 
das zweckmäßige Neue an die Stelle des Veralteten und Un— 
brauchbaren zu ſetzen, nicht für berechtigt, und auf alle Vor⸗ 
ſchläge dieſer Art war die ſtets fertige Antwort: hierzu habe 
der Staat kein Geld. Wurde ja einmal eine Ausnahme von 
dieſer Regel gemacht, ſo geſchah es zum Vortheile der höheren 
Lehranſtalten, die einen Glanz weit umher verbreiten, und 
ihren Beförderen Ruhm bereiten; die Bildung derjenigen Klaſſe 
aber, die der eigentliche Boden des Menſchengeſchlechts iſt, aus 
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welcher die höhere Bildung ſich immerfort ergänzt, und auf 
welche die letztere fortdauernd zurückwirken muß, die des Volks, 
blieb unbeachtet, und befindet ſich ſeit der Reformation bis auf 
dieſen Tag im Zuſtande des ſteigenden Verfalles. 

Sollen wir nun für die Zukunft und von Stund an für 
unſere Angelegenheit vom Staate eine beſſere Hoffnung faſſen 
können, ſo wäre nöthig, daß derſelbe den Grundbegriff vom 
Zwecke der Erziehung, den er bisher gehabt zu haben ſcheint, 
mit einem ganz andern vertauſche; daß er einſehe, er habe mit 
ſeiner bisherigen Ablehnung der Sorge für die ewige Seligkeit 
ſeiner Mitbürger vollkommen Recht, indem es für dieſe Seligkeit 
gar keiner beſonderen Bildung bedürfe, und eine ſolche Pflanz⸗ 
ſchule für den Himmel, wie die Kirche, deren Gewalt zuletzt 
ihm übertragen worden, gar nicht ſtattfinde, aller tüchtigen 
Bildung nur im Wege ſtehe, und des Dienſtes entlaſſen wer⸗ 
den müſſe; daß es dagegen gar ſehr bedürfe der Bildung für 
das Leben auf der Erde, und daß aus der gründlichen Erzie⸗ 
hung für dieſes ſich die für den Himmel, als eine leichte Zu⸗ 
gabe, von ſelbſt ergebe. Der Staat ſcheint bisher, je aufge⸗ 
klärter er zu ſein meinte, deſto feſter geglaubt zu haben, daß 
er, auch ohne alle Religion und Sittlichkeit ſeiner Bürger, 
durch die bloße Zwangsanſtalt ſeinen eigentlichen Zweck errei⸗ 
chen könne, und daß in Abſicht jener dieſe es halten möchten, 
wie fie könnten. Möchte er aus den neuen Erfahrungen mes 
nigſtens dieß gelernt haben, daß er das nicht vermag, und daß 
er gerade durch den Mangel der Religion und der Sittlichkeit 
dahin gekommen ift, wo er ſich dermalen befindet. 

Möchte man ihn, in Abſicht ſeines Zweifels, ob er auch 
wohl das Vermögen habe, den Aufwand einer Nationalerzie⸗ 
hung zu beſtreiten, überzeugen können, daß er durch dieſe ein⸗ 
zige Ausgabe ſeine meiſten übrigen auf die wirthſchaftlichſte 
Weiſe beſorgen, und daß, wenn er dieſe nur übernimmt, er 
bald nur dieſe einzige Hauptausgabe haben werde. Bis jetzt 
iſt der bei weitem größte Theil der Einkünfte des Staats auf 
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die Unterhaltung ſtehender Heere gewendet worden. Den Er⸗ 
folg dieſer Verwendung haben wir geſehen; dieß reicht hin; 
denn tiefer in die beſonderen Gründe dieſes Erfolgs, aus der 
Einrichtung dieſer Heere, hineinzugehen, liegt außerhalb unſers 
Plans. Dagegen würde der Staat, der die von uns vorge— 
ſchlagene Nationalerziehung allgemein einführte, von dem Au⸗ 
genblicke an, da ein Geſchlecht der nachgewachſenen Jugend 
durch ſie hindurch gegangen wäre, gar keines beſonderen Heeres 
bedürfen, ſondern er hätte an ihnen ein Heer, wie es noch keine 
Zeit geſehen. Jeder Einzelne iſt zu jedem möglichen Gebrauche 
ſeiner körperlichen Kraft vollkommen geübt, und begreift ſie auf 
der Stelle, zu Ertragung jeder Anſtrengung und Müheeligkeit 
gewöhnt, ſein in unmittelbarer Anſchauung aufgewachſener Geiſt 
iſt immer gegenwärtig, und bei ſich ſelbſt, in ſeinem Gemüthe 
lebt die Liebe des Ganzen, deſſen Mitglied er iſt, des Staats 
und des Vaterlandes, und vernichtet jede andere ſelbſtiſche Re— 
gung. Der Staat kann ſie rufen und ſie unter die Waffen 
ſtellen, ſobald er will, und kann ſicher ſein, daß kein Feind ſie 
ſchlägt. Ein anderer Theil der Sorgfalt und der Ausgaben 
in weiſe regierten Staaten ging bisher auf die Verbeſſerung 
der Staatswirthſchaft im ausgedehnteſten Sinne und in allen 
ihren Zweigen, und es iſt hierbei durch die Ungelehrigkeit und 
Unbehülflichkeit der niederen Stände manche Sorgfalt und 
mancher Aufwand vergebens gemacht worden, und die Sache 
hat allenthalben nur geringen Fortgang gehabt. Durch unſere 
Erziehung erhält der Staat arbeitende Stände, die des Nach⸗ 
denkens über ihr Geſchäft von Jugend auf gewohnt ſind, und 
die ſchon ſich ſelbſt durch ſich ſelbſt zu helfen Vermögen und 
Neigung haben; vermag nun noch überdieß der Staat ihnen 
auf eine zweckmäßige Weiſe unter die Arme zu greifen, ſo 
werden fie ihn auf das halbe Wort verſtehen und feine Beleh— 
rung ſeht dankbar aufnehmen. Alle Zweige der Haushaltung 
werden ohne viele Mühe in kurzer Zeit einen Flor gewinnen, 
den auch noch keine Zeit geſehen hat, und dem Staate wird 
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wenn er ja rechnen will, und wenn er etwa bis dahin nebenbei 
auch noch den wahren Grundwerth der Dinge kennen lernen 
ſollte, ſeine erſte Auslage tauſendfältige Zinſen tragen. Bisher 
hat der Staat für Gerichts- und Polizeianſtalten vieles thun 
müſſen, und doch niemals genug für fie thun können; Zucht⸗ 
und Verbeſſerungshäuſer haben ihm Ausgaben gemacht, die 
Armenanſtalten endlich erforderten, je mehr auf ſie gewendet 
wurde, einen um ſo größern Aufwand, und erſchienen in der 
ganzen bisherigen Lage eigentlich als Anſtalten, Arme zu ma⸗ 
chen. Die erſtern werden in einem Staate, der die neue Er⸗ 
ziehung allgemein macht, ſehr verringert werden, die letzteren 
gänzlich wegfallen. Frühe Zucht ſichert vor der ſpäteren ſehr 
mißlichen Zucht und Verbeſſerung; Arme aber giebt es unter 
einem alſo erzogenen Volke gar nicht. 
Möchte der Staat und Alle, die denſelben berathen, es 
wagen, ſeine eigentliche dermalige Lage in's Auge zu faſſen, 
und ſie ſich zu geſtehen; möchte er lebendig einſehen, daß ihm 
durchaus kein anderer Wirkungskreis übrig gelaſſen iſt, in 
welchem er als ein wirklicher Staat, urſprünglich und ſelbſt⸗ 
ſtändig, ſich bewegen, und etwas beſchließen könne, außer die⸗ 
ſem, der Erziehung der kommenden Geſchlechter; daß, wenn er 
nicht überhaupt nichts thun will, er nur noch dieſes thun kann; 
daß man aber auch dieſes Verdienſt ihm ungeſchmälert und 
unbeneidet überlaſſen werde. Daß wir es nicht mehr vermögen, 
thätigen Widerſtand zu leiſten, iſt, als in die Augen ſpringend 
und von jedermann zugeſtanden, ſchon früher von uns voraus⸗ 
geſetzt worden. Wie können wir nun die Fortdauer unſers 
dadurch verwirkten Daſeins gegen den Vorwurf der Feigheit 
und einer unwürdigen Liebe zum Leben rechtfertigen? Auf 
keine andere Weiſe, als wenn wir uns entſchließen, nicht für 
uns ſelbſt zu leben, und dieſes durch die That darthun; wenn 
wir uns zum Saamenkorne einer würdigeren Nachkommenſchaft 
machen, und lediglich um dieſer willen uns ſo lange erhalten 
wollen, bis wir ſie hingeſtellt haben. Jenes erſten Lebens⸗ 
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zwecks verluſtig, was könnten wir denn noch Anderes thun? 
Unſere Verfaſſungen wird man uns machen, unſere Bündniſſe 
und die Anwendung unſerer Streitkräfte wird man uns anzei⸗ 
gen, ein Geſetzbuch wird man uns leihen, ſelbſt Gericht und 
Urtheilsſpruch und die Ausübung derſelben wird man uns zu⸗ 
weilen abnehmen; mit dieſen Sorgen werden wir auf die 
nächſte Zukunft verſchont bleiben. Bloß an die Erziehung hat 
man nicht gedacht; ſuchen wir ein Geſchäft, ſo laßt uns dieſes 
ergreifen! Es iſt zu erwarten, daß man in demſelben uns 
ungeſtört laſſen werde. Ich hoffe, — vielleicht täuſche ich mich 
ſelbſt darin, aber da ich nur um dieſer Hoffnung willen noch 
leben mag, ſo kann ich es nicht laſſen, zu hoffen; — ich hoffe, 
daß ich einige Deutſche überzeugen und ſie zur Einſicht bringen 
werde, daß es allein die Erziehung ſei, die uns retten könne 
von allen Uebeln, die uns drücken. Ich rechne beſonders dar— 
auf, daß die Noth uns zum Aufmerken und zum ernſten 
Nachdenken geneigter gemacht habe. Das Ausland hat andern 
Troſt und andere Mittel; es iſt nicht zu erwarten, daß es 
dieſem Gedanken, falls er je an daſſelbe kommen ſollte, einige 
Aufmerkſamkeit ſchenken oder einigen Glauben beimeſſen werde; 
ich hoffe vielmehr, daß es zu einer reichen Quelle von Belu— 
ſtigung für die Leſer ihrer Journale gedeihen werde, wenn ſie 
je 11 daß ſich jemand von der Erziehung ſo große Dinge 
verſpreche. 

Möge der Staat und diejenigen, die denſelben berathen, 
ſich nicht läſſiger machen laſſen in Ergreifung dieſer Aufgabe 
durch die Betrachtung, daß der gehoffte Erfolg in der Entfer— 
nung liege. Wollte man unter den mannigfaltigen und höchſt 
verwickelten Gründen, die unſer dermaliges Schickſal zur Folge 
gehabt haben, das, was allein und eigenthümlich den Regie- 
rungen zur Laſt fällt, abſondern, ſo würde ſich finden, daß 
dieſe, die vor allen andern verbunden ſind, die Zukunft in's 
Auge zu faſſen und zu beherrſchen, beim Andrange der großen 
Zeitbegebenheiten auf ſie immer nur geſucht, ſich aus der un— 
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mittelbar gegenwärtigen Verlegenheit zu ziehen, ſo gut ſie es 
vermocht; in Abſicht der Zukunft aber nicht auf ihre Gegen- 
wart, ſondern auf irgend einen Glückszufall, der den ſtetigen 
Faden der Urſachen und Wirkungen abſchneiden ſollte, gerechnet 
haben. Aber dergleichen Hoffnungen ſind betrüglich. Eine 
treibende Kraft, die man einmal in die Zeit hat hinein kommen 
laſſen, treibt fort, und vollendet ihren Weg, und, nachdem 
einmal die erſte Nachläſſigkeit begangen worden, kann die zu 
ſpät kommende Beſinnung fie nicht aufhalten. Des erſten 
Falles, bloß die Gegenwart zu bedenken, hat für's nächſte unſer 
Schickſal uns überhoben; die Gegenwart iſt nicht mehr unſer. 
Mögen wir mur nicht den zweiten beibehalten, eine beſſere Zus 
kunft von irgend etwas Anderem zu hoffen, denn von uns ſelber. 
Zwar kann keinen unter uns, der zum Leben noch etwas mehr 
bedarf denn Nahrung, die Gegenwart über die Pflicht zu leben 
tröſten; die Hoffnung einer beſſern Zukunft allein iſt das Ele⸗ 
ment, in dem wir noch athmen können. Aber nur der Träu⸗ 
mer kann dieſe Hoffnung auf etwas Anderes gründen, denn 
auf ein ſolches, das er ſelbſt für die Entwickelung einer Zu⸗ 
kunft in die Gegenwart zu legen vermag. Vergönnen diejeni⸗ 
gen, die über uns regieren, daß wir eben ſo gut auch von 
ihnen denken, als wir unter uns von einander denken, und 
als der Beſſere ſich fühlt; ſtellen ſie ſich an die Spitze des 
auch uns ganz klaren Geſchäfts, damit wir noch vor unſern 
Augen dasjenige entſtehen ſehen, was die dem deutſchen Namen 
vor unſern Augen zugefügte Schmach einſt von unſerm An⸗ 
denken abwaſchen wird! 5 ö 

Uebernimmt der Staat die ihm angetragene Aufgabe, ſo 
wird er dieſe Erziehung allgemein machen, über die ganze 
Oberfläche ſeines Gebiets, für jeden feiner nachgebornen Bürger 
ohne alle Ausnahme; auch iſt es allein dieſe Allgemeinheit, zu 
der wir des Staats bedürfen, indem zu einzelnen Anfängen 
und Verſuchen hier und da auch wohl das Vermögen von 
wohlgeſinnten Privatperſonen hinreichen würde. Nun iſt aller⸗ 
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dings nicht zu erwarten, daß die Eltern allgemein willig ſein 
werden, ſich von ihren Kindern zu trennen, und ſie dieſer neuen 
Erziehung, von der es ſchwer ſein wird, ihnen einen Begriff 
beizubringen, zu überlaſſen; ſondern es iſt nach der bisherigen 
Erfahrung darauf zu rechnen, daß jeder, der noch etwa das 
Vermögen zu haben glaubt, ſeine Kinder im Hauſe zu nähren, 
gegen die öffentliche Erziehung, und beſonders gegen eine ſo 
ſcharf trennende und ſo lange dauernde öffentliche Erziehung, 
ſich ſetzen wird. In ſolchen Fällen iſt man nun, bei zu er⸗ 
wartender Widerſetzlichkeit, von den Staatsmännern bisher ge⸗ 
wohnt, daß ſie den Vorſchlag mit der Antwort abweiſen: der 
Staat habe nicht das Recht, für dieſen Zweck Zwang anzu⸗ 
wenden. Indem ſie nun warten wollen, bis die Menſchen im 
Allgemeinen den guten Willen haben, ohne Erziehung aber es 
niemals zu allgemeinem gutem Willen kommen kann, ſo ſind 
ſie dadurch gegen alle Verbeſſerung geſchützt und können hoffen, 
daß es beim Alten bleiben wird, bis an das Ende der Tage. 
Inwiefern dieß nun etwa ſolche ſind, welche entweder über— 
haupt die Erziehung für einen entbehrlichen Luxus halten, in 
Rückſicht deſſen man ſich ſo ſpärlich einrichten müſſe, als mög⸗ 
lich, oder die in unterm Vorſchlage nur einen neuen wagenden 
Verſuch mit der Menſchheit erblicken, der da gelingen könne 
oder auch nicht, iſt ihre Gewiſſenhaftigkeit zu loben; ſolchen, 
die von der Bewunderung des bisherigen Zuſtandes der öffent⸗ 
lichen Bildung und von dem Entzücken, zu welcher Vollkom⸗ 
menheit dieſelbe unter ihrer Leitung emporgewachſen ſei, eins 
genommen ſind, läßt ſich nun vollends gar nicht anmuthen, 
daß ſie auf etwas, das ſie nicht auch ſchon wiſſen, eingehen 
ſollten; mit dieſen insgeſammt iſt für unſern Zweck nichts zu 
thun, und es wäre zu beklagen, wenn die Entſcheidung über 
dieſe Angelegenheit ihnen anheim fallen ſollte. Möchten ſich 
aber Staatsmänner finden und hierbei zu Rathe gezogen wer⸗ 
den, welche vor allen Dingen durch ein tiefes und gründliches 
Studium der Philoſophie und der Wiſſenſchaft überhaupt ſich 
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ſelbſt Erziehung gegeben haben, denen es ein rechter Ernſt ft 
mit ihrem Geſchäfte, die einen feſten Begriff vom Menſchen 
und feiner Beſtimmung beſitzen, die da fähig find, die Gegens 
wart zu verſtehen, und zu begreifen, was eigentlich der Menſch⸗ 
heit dermalen unausbleiblich Noth thut; hätten dieſe aus jenen 
Vorbegriffen etwa ſelbſt eingeſehen, daß nur Erziehung vor der 
außerdem unaufhaltſam über uns hereinbrechenden Barbarei 
und Verwilderung uns retten könne, ſchwebte ihnen ein Bild 
vor von dem neuen Menſchengeſchlechte, das durch dieſe Erzie⸗ 
hung entſtehen würde, wären ſie ſelbſt innig überzeugt von 
der Unfehlbarkeit und Untrüglichkeit der vorgeſchlagenen Mittel, 
ſo ließe von ſolchen ſich auch erwarten, daß ſie zugleich be— 
griffen, der Staat, als höchſter Verweſer der menſchlichen Anz 
gelegenheiten und als der Gott und ſeinem Gewiſſen allein 
verantwortliche Vormund der Unmündigen, habe das vollkom⸗ 
mene Recht, die letzteren zu ihrem Heile auch zu zwingen. Wo 
giebt es denn dermalen einen Staat, der da zweifle, ob er auch 
wohl das Recht habe, ſeine Unterthanen zu Kriegsdienſten zu 
zwingen, und den Eltern für dieſen Behuf die Kinder wegzu⸗ 
nehmen, ob nun eins von beiden oder beide wollen oder nicht 
wollen? Und dennoch iſt dieſer Zwang, zu Ergreifung einer 
dauernden Lebensart wider den eigenen Willen, weit bedenk— 
licher und häufig von den nachtheiligſten Folgen für den ſitt⸗ 
lichen Zuſtand und für Geſundheit und Leben der Gezwunge— 
nen; da hingegen derjenige Zwang, von dem wir reden, nach 
vollendeter Erziehung die ganze perſönliche Freiheit zurück giebt, 
und gar keine andern denn die heilbringendſten Folgen haben 
kann. Wohl hat man früher auch die Ergreifung der Kriegs⸗ 
dienſte dem freien Willen überlaſſen; nachdem ſich aber ges 
funden, daß dieſer für den beabſichtigten Zweck nicht ausrei⸗ 
chend war, hat man kein Bedenken getragen, ihm durch Zwang 
nachzuhelfen, darum, weil die Sache uns wichtig genug war, 
und die Noth den Zwang gebot. Möchten nur auch in dieſer 
Rückſicht uns die Augen aufgehen über unſere Noth, und der 
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Gegenſtand uns gleichfalls wichtig werden, ſo würde jene Be⸗ 
denklichkeit von ſelbſt wegfallen; da zumal es nur in dem 
erſten Geſchlechte des Zwanges bedürfen, und derſelbe in den 
folgenden, ſelber durch dieſe Erziehung hindurch gegangenen, 
hinweg fällt, auch jener erſte Zwang zum Kriegsdienſte dadurch 
aufgehoben wird, indem die alſo erzogenen alle gleich willig 
ſind, die Waffen für das Vaterland zu führen. Will man ja, 
um Anfangs des Geſchreies nicht zu viel zu haben, dieſen 
Zwang zur öffentlichen Nationalerziehung auf dieſelbe Weiſe 
beſchränken, wie bisher der Zwang zum Kriegsdienſte beſchränkt 
geweſen, und die von den letztern befreiten Stände auch von 
jenem ausnehmen, ſo iſt dieß von keinen bedeutenden nachthei⸗ 
ligen Folgen. Die verſtändigen Eltern unter den ausgenom⸗ 
menen werden freiwillig ihre Kinder dieſer Erziehung übergeben; 
die gegen das Ganze unbedeutende Anzahl der Kinder unver— 
ſtändiger Eltern aus dieſen Ständen mag immer auf die bis⸗ 
herige Weiſe aufwachſen, und in das zu erzeugende beſſere 
Zeitalter hineinreichen, brauchbar lediglich als ein merkwürdiges 
Andenken der alten Zeit, und um die neue zur lebhaften Er⸗ 
kenntniß ihres höheren Glücks anzufeuern. 

Soll nun dieſe Erziehung Nationalerziehung der Deutſchen 
ſchlechtweg ſein, und ſoll die große Mehrheit Aller, die die 
deutſche Sprache reden, keineswegs aber etwa nur die Bürger⸗ 
ſchaft dieſes oder jenes beſonderen deutſchen Staates daſtehen 
als ein neues Menſchengeſchlecht, ſo müſſen alle deutſchen 
Staaten, jeder für ſich und unabhängig von allen andern, 
dieſe Aufgabe erreichen. Die Sprache, in der dieſe Angelegen— 
heit zuerſt in Anregung gebracht worden, in der die Huͤlfs⸗ 
mittel verfaßt ſind und ferner werden verfaßt werden, in der 
die Lehrer geübt werden, der durch alles dieſes hindurchgehende 
Eine Gang der Sinnbildlichkeit iſt allen Deutſchen gemeinſam. 
Ich kann mir kaum denken, wie und mit welchen Umwand— 
lungen dieſe Bildungsmittel insgeſammt, beſonders in derjenigen 
Ausdehnung, die wir dem Plane gegeben haben, in irgend 
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eine Sprache des Auslandes übertragen werden könnten, alſo, 
daß es nicht als fremdes und überſetztes Ding, ſondern als 
einheimiſch, und aus dem eignen Leben ihrer Sprache hervor⸗ 
gehend, erſchiene. Für alle Deutſchen iſt dieſe Schwierigkeit 
auf die gleiche Weiſe gehoben; für ſie iſt die Sache fertig, 
und ſie dürfen nur dieſelbe ergreifen. | 
Wohl uns hiebei, daß es noch verſchiedene und von ein⸗ 
ander abgetrennte deutſche Staaten giebt! Was ſo oft zu un⸗ 
ſerem Nachtheile gereicht hat, kann bei dieſer wichtigen National⸗ 
angelegenheit vielleicht zu unſerm Vortheile dienen. Vielleicht 
kann Nacheiferung der mehreren, und die Begierde, einander 
zuvor zu kommen, bewirken, was die ruhige Selbſtgenügſamkeit 
des Einzelnen nicht hervorgebracht hätte; denn es iſt klar, daß 
derjenige unter allen deutſchen Staaten, der in dieſer Sache 
den Anfang machen wird, an Achtung, an Liebe, an Dank⸗ 
barkeit des Ganzen für ihn den Vorrang gewinnen wird, daß 
er daſtehen wird als der höchſte Wohlthäter und der eigentliche 
Stifter der Nation. Er wird den übrigen Muth machen, 
ihnen ein belehrendes Beiſpiel geben und ihr Muſter werden; 
er wird Bedenklichkeiten, in denen die andern hängen blieben, 
beſeitigen; aus ſeinem Schooße werden die Lehrbücher und die 
erſten Lehrer ausgehen, und den andern geliehen werden; und 
wer nach ihm der zweite ſein wird, wird den zweiten Ruhm 
erwerben. Zum erfreulichen Zeugniſſe, daß unter den Deut⸗ 
ſchen ein Sinn für das Höhere noch nie ganz ausgeſtorben, 
haben bisher mehrere deutſche Stämme und Staaten mit ein⸗ 
ander um den Ruhm größerer Bildung geſtritten; dieſe haben 
ausgedehntere Preßfreiheit, freiere Hinwegſetzung über die her⸗ 
gebrachte Meinung, andere beſſer eingerichtete Schulen und 
Univerſitäten, andere ehemaligen Ruhm und Verdienſte, andere 
etwas Anderes für ſich angeführt, und der Streit hat nicht 
entſchieden werden können. Bei der gegenwärtigen Veranlaſ⸗ 
ſung wird er es werden. Diejenige Bildung allein, die da 
ſtrebt und die es wagt, ſich allgemein zu machen und alle 
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Menſchen ohne Unterſchied zu erfaſſen, iſt ein wirklicher Be⸗ 
ſtandtheil des Lebens, und iſt ihrer ſelbſt ſicher. Jede andere 
iſt eine fremde Zuthat, die man bloß zum Prunk angelegt, 
und die man nicht einmal mit recht gutem Gewiſſen an N 
trägt. Es wird ſich bei dieſer Gelegenheit verrathen müſſen, 
wo etwa die Bildung, deren man ſich rühmt, nur bei wenigen 
Perſonen des Mittelſtandes ſtattfindet, die dieſelbe in Schriften 
darlegen, dergleichen Männer alle deutſche Staaten aufzuweiſen 
haben; und wo hingegen dieſelbe auch zu den höhern Ständen, 
welche den Staat berathen, hinaufgeſtiegen ſei. Es wird ſich 
ſodann auch zeigen, wie man den hier und da gezeigten Eifer 
für die Errichtung und den Flor höherer Lehranſtalten zu be 
urtheilen habe, und ob demſelben reine Liebe zur Menſchen⸗ 
bildung, die ja wohl jedweden Zweig und beſonders die aller— 
erſte Grundlage derſelben mit dem gleichen Eifer ergreifen 
würde, oder ob ihm bloß Sucht zu glänzen und vielleicht 
dürftige Finanzſpekulationen zu Grunde gelegen haben. 
Welcher deutſche Staat in Ausführung dieſes Vorſchlags 
der erſte ſein wird, der wird den größten Ruhm davon haben, 
ſagte ich. Aber ferner, es wird dieſer deutſche Staat nicht 
lange allein ſtehen, ſondern ohne allen Zweifel bald Nachfolger 
und Nacheiferer finden. Daß nur der Anfang gemacht werde, 
iſt die Hauptſache. Wäre es auch nichts Anderes, ſo wird 
Ehrgefühl, Eiferſucht, die Begierde, auch zu haben, was ein 
Anderer hat, und wo möglich es noch beſſer zu haben, einen 
nach dem Andern treiben, dem Beiſpiele zu folgen. Auch wer 
den ſodann die oben von uns beigebrachten Betrachtungen über 
den eigenen Vortheil des Staats, die vielleicht dermalen man⸗ 
chem zweifelhaft vorkommen dürften, in der lebendigen An⸗ 
ſchauung bewährt, einleuchtender werden. | 
Wäre zu erwarten, daß ſogleich jetzt und von Stund an 
alle deutſche Staaten ernſtliche Anſtalt machten, jenen Plan 
auszuführen, ſo könnte ſchon nach fünfundzwanzig Jahren das 
beſſere Geſchlecht, deſſen wir bedürfen, daſtehen, 2 wer hoffen 


II. 
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dürfte, noch ſo lange zu leben, könnte hoffen, es mit ſeinen 
Augen zu ſehen. 

Sollte aber, wie wir denn freilich auch auf dieſen Fall 
rechnen müſſen, unter allen dermalen beſtehenden deutſchen 
Staaten kein einziger ſein, der unter ſeinen höchſten Berathern 
einen Mann hätte, der da fähig wäre, alles das oben Voraus⸗ 
geſetzte einzuſehen und davon ergriffen zu werden, und in wel⸗ 
chem die Mehrheit der Berather dieſem einen ſich wenigſtens 
nicht widerſetzte, ſo würde freilich dieſe Angelegenheit wohlge— 
ſinnten Privatperſonen anheim fallen, und es wäre nun von 
dieſen zu wünſchen, daß fie einen Anfang mit der vorgeſchla⸗ 
genen neuen Erziehung machten. Zuvörderſt haben wir hierbei 
im Auge große Gutsbeſitzer, die auf ihren Landgütern derglei⸗ 
chen Erziehungsanſtalten für die Kinder ihrer Unterthanen er⸗ 
richten könnten. Es gereicht Deutſchland zum Ruhme und zur 
ſehr ehrenvollen Auszeichnung vor den übrigen Nationen des 
neuern Europa, daß es unter dem genannten Stande immer⸗ 
fort hier und da mehrere gegeben hat, die ſich's zum ernſtlichen 
Geſchäfte machten, für den Unterricht und die Bildung der 
Kinder auf ihren Beſitzungen zu ſorgen, und die gern das 
Beſte, was ſie wußten, dafür thun wollten. Es iſt von dieſen 
zu hoffen, daß ſie auch jetzt geneigt ſein werden, über das 
Vollkommene, das ihnen angetragen wird, ſich zu belehren, 
und das Größere und Durchgreifende eben ſo gern zu thun, 
als ſie bisher das Kleinere und Unvollſtändige thaten. Wohl 
mag hier und da die Einſicht dazu beigetragen haben, daß es 
vortheilhafter für ſie ſelbſt ſei, gebildete Unterthanen zu haben, 
denn ungebildete. Wo etwa der Staat durch Aufhebung des 
Verhältniſſes der Unterthänigkeit dieſen letzten Antrieb wegge⸗ 
nommen hat, — möge er da deſto ernſtlicher ſeine unerläßliche 
Pflicht bedenken, nicht zugleich das einzige Gute, das bei Wohl⸗ 
denkenden an dieſes Verhältniß geknüpft wurde, mit aufzuheben, 
und möge er in dieſem Falle ja nicht verſäumen, zu thun, 
was ohnedies ſeine Schuldigkeit iſt, nachdem er diejenigen, die 
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es freiwillig ſtatt ſeiner thaten, deſſen erledigt hat. Wir richten 
ferner in Abſicht der Städte hierbei unſere Augen auf frei— 
willige Verbindungen gutgeſinnter Bürger für dieſen Zweck. 
Der Hang zur Wohlthätigkeit iſt noch immer, ſo weit ich habe 
blicken können, unter keinem Drucke der Noth in deutſchen 
Gemüthern erloſchen. Durch eine Anzahl von Mängeln in 
unſern Einrichtungen, die ſich insgeſammt unter der Einheit 
der vernachläſſigten Erziehung würden zuſammenfaſſen laſſen, 
hilft dieſe Wohlthätigkeit der Noth dennoch ſelten ab, ſondern 
ſcheint oft ſie noch zu vermehren. Möchte man jenen trefflichen 
Hang endlich vorzüglich auf diejenige Wohlthat richten, die 
aller Noth und aller ferneren Wohlthätigkeit ein Ende macht, 
auf die Wohlthat der Erziehung. — Noch aber bedürfen wir, 
und rechnen wir auf eine Wohlthat und Aufopferung anderer 
Art, die nicht in Geben, ſondern in Thun und Leiſten beſteht. 
Möchten angehende Gelehrte, denen es ihre Lage verſtattet, 
den Zeitraum, der ihnen zwiſchen der Univerſität und ihrer 
Anſtellung in einem öffentlichen Amte übrig bleibt, dem Ge— 
ſchäfte, über dieſe Lehrweiſe an dieſen Anſtalten ſich zu belehren 
und an denſelben ſelbſt zu lehren, widmen! Abgerechnet, daß 
ſie ſich hierdurch höchſt verdient um das Ganze machen werden, 
kann man ihnen noch überdieß verſichern, daß ſie ſelbſt den 
allerhöchſten Gewinn davon tragen werden. Ihre geſammten 
Kenntniſſe, die fie aus dem gewöhnlichen Univerſitätsunterrichte 
oft ſo erſtorben mit hinweg tragen, werden im Elemente der 
allgemeinen Anſchauung, in welches ſie hier hinein kommen, 
Klarheit und Lebendigkeit erhalten, ſie werden lernen, dieſelben 
mit Fertigkeit wiederzugeben und zu gebrauchen, ſie werden ſich, 
da im Kinde die ganze Fülle der Menſchheit unſchuldig und 
offen da liegt, einen Schatz von der wahren Menſchenkenntniß, 
die allein dieſen Namen verdient, erwerben, ſie werden zu der 
großen Kunſt des Lebens und Wirkens angeleitet werden, zu 
welcher in der Regel die hohe Schule keine Anweiſung giebt. 
225 
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Läßt der Staat die ihm angetragene Aufgabe liegen, ſo 
iſt es für die Privatperſonen, welche dieſelbe aufnehmen, ein 
deſto größerer Ruhm. Fern ſei es von uns, der Zukunft 
durch Muthmaßungen vorzugreifen, oder den Ton des Zweifels 
und des Mangels an Vertrauen ſelber anzuheben; worauf 
unſere Wünſche zunächſt gehen, haben wir deutlich ausgeſpro⸗ 
chen; nur dieß ſei uns erlaubt anzumerken, daß, wenn es 
wirklich alſo kommen ſollte, daß der Staat und die Fürſten 
die Sache Privatperſonen überließen, dieß dem bisherigen ſchon 
oben angemerkten und mit Beispielen belegten Gange der deut⸗ 
ſchen Entwickelung und Bildung gemäß ſein, und dieſer bis 
an's Ende ſich gleich bleiben würde. Auch in dieſem Falle 
würde der Staat zu ſeiner Zeit nachfolgen, für's erſte wie ein 
Einzelner, der den auf ſeinen Theil fallenden Beitrag eben 
auch leiſten will, bis er ſich etwa ſpäter beſinnt, daß er kein 
Theil, ſondern das Ganze ſei, und daß das Ganze zu beſorgen 
er ſo Pflicht als Recht habe. Von Stund an fallen alle 


ſelbſtſtändige Bemühungen der Privatperſonen weg, und unter⸗ 


ordnen ſich dem allgemeinen Plane des Staats. 

Sollte die Angelegenheit dieſen Gang nehmen, ſo wird es 
mit der beabſichtigten Verbeſſerung unſers Geſchlechts freilich 
nur langſam und ohne eine ſichere und feſte Ueberſicht und 
mögliche Berechnung des Ganzen vorwärts ſchreiten. Aber 
laſſe man ſich ja dadurch nicht abhalten, einen Anfang zu 
machen! Es liegt in der Natur der Sache ſelbſt, daß ſie nie⸗ 


mals untergehen könne, ſondern, nur einmal in's Werk geſetzt, 
durch ſich ſelbſt fortlebe, und immer weiter um ſich greifend 


ſich verbreite. Jeder, der durch dieſe Bildung hindurchgegangen 
iſt, wird ein Zeuge für ſie und ein eifriger Verbreiter; jeder 


wird den Lohn der erhaltenen Lehre dadurch abtragen, daß er 
ſelbſt wieder Lehrer wird, und ſo viele Schüler, die einſt auch 


wieder Lehrer werden, macht, als er kann; und dieß geht noth⸗ 
wendig ſo lange fort, bis das Ganze ohne alle Ausnahme er⸗ 
griffen ſei. | 
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Im Falle der Staat ſich mit der Sache nicht befaſſen 
ſollte, ſo haben Privatunternehmungen zu befürchten, daß alle 
nur irgend vermögende Eltern ihre Kinder dieſer Erziehung 
nicht überlaſſen werden. Wende man ſich ſodann in Gottes 
Namen und mit voller Zuverſicht an die armen Verwaiſten, 
an die im Elende auf den Straßen herumliegenden, an Alles, 
was die erwachſene Menſchheit ausgeſtoßen und weggeworfen 
hat! So wie bisher, beſonders in denjenigen deutſchen Staa⸗ 
ten, in denen die Frömmigkeit der Vorfahren die öffentlichen 
Erziehungsanſtalten ſehr vermehrt und reichlich ausgeſtattet hatte, 
eine Menge von Eltern den Ihrigen den Unterricht angedeihen 
ließen, weil ſie dabei zugleich, wie bei keinem andern Gewerbe, 
den Unterhalt fanden, jo laßt es uns, nothgedrungen, um⸗ 
kehren, und Brod geben denen, denen kein Anderer es giebt, 
damit ſie mit dem Brode zugleich auch Geiſtesbildung anneh⸗ 
men. Befürchten wir nicht, daß die Armſeligkeit und die Ver⸗ 
wilderung ihres vorigen Zuſtandes unſerer Abſicht hinderlich 
ſein werde! Reißen wir ſie nur plötzlich und gänzlich heraus 
aus demſelben, und bringen ſie in eine durchaus neue Welt; 
laſſen wir nichts an ihnen, was ſie an das Alte erinnern 
könnte, ſo werden ſie ihrer ſelbſt vergeſſen, und daſtehen als 
neue, ſo eben erſt erſchaffene Weſen. Daß in dieſe friſche und 
reine Tafel nur das Gute eingegraben werde, dafür muß unſer 
Unterrichtsgang bürgen und unſere Hausordnung. Es wird 
ein für alle Nachwelt warnendes Zeugniß ſein über unſere 
Zeit, wenn gerade diejenigen, die ſie ausgeſtoßen hat, durch 
dieſe Ausſtoßung allein das Vorrecht erhalten, ein beſſeres Ge⸗ 
ſchlecht anzuheben; wenn dieſe den Kindern derer, die mit ihnen 
nicht zuſammen ſein mochten, die beſeligende Bildung bringen, 
und wenn fie die Stammväter werden unſrer künftigen Helden, 
Weiſen, Geſetzgeber, Heilande der Menſchheit. 

Für die erſte Errichtung bedarf es zuförderſt tauglicher 
Lehrer und Erzieher. Dergleichen hat die Peſtalozziſche Schule 
gebildet, und iſt ſtets erbötig, mehrere zu bilden. Ein Haupt⸗ 
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augenmerk wird anfangs ſein, daß jede Anſtalt der Art ſich 
zugleich betrachte als eine Pflanzſchule für Lehrer, und daß 
außer den ſchon fertigen Lehrern um dieſe herum ſich eine 
Menge junger Lehrer verſammle, die das Lehren lernen und 
ausüben zu gleicher Zeit, und in der Ausübung es immer 
beſſer lernen. Dies wird auch, falls dieſe Anſtalten anfangs 
mit der Dürftigkeit zu ringen haben ſollten, die Erhaltung der 
Lehrer ſehr erleichtern. Die meiſten ſind doch in der Abſicht 
gegenwärtig, um ſelbſt zu lernen; dafür mögen ſie denn auch 
ohne anderweitige Entſchädigung das Gelernte eine Zeitlang 
zum Vortheil der Anſtalt, wo ſie es lernten, anwenden. 

Ferner bedarf eine ſolche Anſtalt Dach und Fach, die 
erſte Ausſtattung und ein hinlängliches Stück Land. Daß im 
weitern Fortgange dieſer Einrichtungen, wenn die verhältniß— 
mäßige Menge von ſchon herangewachſener Jugend in den 
Jahren, wo ſie nach der bisherigen Einrichtung als Dienſt⸗ 
boten nicht bloß ihren Unterhalt, ſondern zugleich auch ein 
Jahrlohn erwerben, ſich in dieſen Anſtalten befinden wird, 
dieſe die ſchwächere Jugend übertragen, und bei der ohnedieß 
nothwendigen Arbeitſamkeit und weiſen Wirthſchaft dieſe An⸗ 
ſtalten ſich größtentheils ſelbſt werden erhalten können, ſcheint 
einzuleuchten. Für's erſte, jo lange die erſtgenannte Art der 
Zöglinge noch nicht vorhanden iſt, dürften dieſelben größerer 
Zuſchüſſe bedürfen. Es iſt zu hoffen, daß man ſich zu Bei⸗ 
trägen, deren Ende man abſieht, williger finden werde. Spar⸗ 
ſamkeit, die dem Zwecke Eintrag thut, bleibe fern von uns; 
und ehe wir dieſe uns erlauben, iſt es weit beſſer, daß wir 
gar nichts thun. 

Und ſo halte ich denn dafür, daß, bloß guten Willen 
vorausgeſetzt, bei der Ausführung dieſes Plans keine Schwierig⸗ 
keit iſt, die nicht durch Vereinigung Mehrerer und durch die 
Richtung aller ihrer Kräfte auf dieſen einigen Zweck leichtlih 
ſollte überwunden werden können. | 


Biographiſche Notizen über Fichte.) 


Johann Gottlieb Fichte, geboren den 19. Mai 1765 zu Ram⸗ 
menau, einem kleinen romantiſch gelegenen Dorfe in der Oberlauſitz, 
trat ohne Ausſichten auf eine glückliche oder große Zukunft für ſeine 
Perſon in die Welt. Sein Vater beſchäftigte ſich mit der Verferti⸗ 
gung leinener Bänder, und vertrieb dieſes Fabrikat ſeines Fleißes 
durch einen kleinen Hauſirhandel, wodurch er ſeine zahlreiche Familie 
zwar ärmlich, aber redlich nährte. Die Feierſtunden, welche der 
Vater ſich von ſeiner Arbeit abmüßigte, benutzte er dazu, ſeine Kin⸗ 
der in den erſten Elementen zu unterrichten. Auf dieſe Weiſe em⸗ 
pfing auch Fichte die Kenntniß im Leſen von ſeinem Vater, der 
ihn zugleich Bibelſprüche und fromme Lieder auswendig lernen ließ. 
Durch Erzählungen des Vaters von ſeiner Wanderſchaft wurde die 
Phantaſie des Knaben angeregt. Fichte ſoll nach glaubwürdigen 
Verſicherungen in ſeiner Kinderzeit ſchon Anlagen des Geiſtes und 
Gemüths ſichtbar haben werden laſſen, die bei entſprechender Aus— 
bildung auf einen ausgezeichneten Menſchen hindeuteten. Er hatte 
ein reges Intereſſe, ſich zu belehren, beſaß ein glückliches Gedächtniß, 
verſenkte ſich ſchon frühzeitig gern in ſein Inneres, und ſuchte häufig 


gehört, ſo hat doch der Kreis ſeiner Vorträge, die in der Form von Reden 
an die deutſche Nation gehalten wurden, eine ſo bedeutende Einwirkung auf 
die Zeit der Erniedrigung Deutſchlands und auf die ſpätere Erhebung unſers 
Vaterlandes gehabt, daß wir dem Intereſſe unſerer Gegenwart entſprochen zu 
haben glauben, indem wir ſowohl die angeführte Rede mittheilen, als auch 
folgende biographiſche Skizze, welcher der von Weitzel im Staatslexikon 
Bd. 5 gegebene Artikel zu Grunde liegt. 


) Obwohl Fichte nicht in die Kategorie der eigentlich politiſchen Redner 
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den Lärm der Spielkameraden zu vermeiden; auch eine entſchiedene 
Willenskraft ſoll dem Knaben ſchon eigen geweſen fein, die ihm oft 
genug noch in ſpäteren Jahren als Eigenſinn vorgeworfen wurde. 
Da es den Eltern jedoch an Mitteln fehlte, um den talentvollen 
Knaben trotz der Hoffnungen, die ſie auf die Entwickelung ſeiner 
Anlagen ſetzten, durch eine geeignete Erziehung zu einer höheren 
Beſtimmung ausbilden zu laſſen, fo war vorauszuſehen, daß Fichte 
vielleicht zu dem Geſchäfte ſeines Vaters erzogen worden wäre, wenn 
nicht ein milder und wohlthätiger Mann, der Pfarrer des Dorfes, 
der den Knaben lieb gewonnen hatte, die Sorge für ihn übernom⸗ 
men und für ſeinen nächſten Unterricht und ſeine Ausbildung, was 
in ſeinen Kräften ſtand, gethan hätte. Der Geiſtliche nahm den 
Knaben in ſeine Erziehung und ſuchte ihn auf eine ſeinen Kräften 
und Neigungen entſprechende Weiſe zu beſchäftigen. Bei einer vor⸗ 
kommenden Gelegenheit fragte er einmal den Knaben, ob er noch 
etwas von der zuletzt gehörten Predigt wüßte. Der Knabe, der da⸗ 
mals etwa acht Jahre alt ſein mochte, wiederholte auf der Stelle 
den weſentlichen Inhalt der Predigt, in gehörigem Zuſammenhange, 
mit den angeführten Bibelſtellen. Das überraſchte den Prediger und 
ſchmeichelte ihm, und er beſchloß für die Zukunft des Jungen, ſo 
weit es ſeine Kräfte erlauben würden, väterlich zu ſorgen. Das 
Schickſal gebt ſeinen eigenen geheimnißvollen Weg, und knüpft oft 
mit flüchtiger Hand an die leichteſten, kaum bemerkbaren Fäden in 
dem verſchlungenen Gewebe eines Menſchenlebens die enticheidendften 
Folgen für ſeine ganze Zukunft. So auch in Bezug auf Fichte. 
Der Freiherr von Miltitz kam zu einem Edelmann, der in Fichte's 
Seburtsdorf angeſeſſen war, auf Beſuch; er ſtand im Rufe eines 
wohlwollenden, wohlthätigen und frommen Mannes, der, da es gerade 
Sonntag war, die Kirche beſuchen wollte, um der Predigt des er⸗ 
wähnten Pfarrers beizuwohnen. Da aber ſeine Ankunft durch ein⸗ 
getretene Hinderniſſe verſpätet wurde, und er ſein Bedauern darüber 
ausſprach, daß er nun um Gottes Wort gekommen ſei, ſo bemerkte 
man ihm, daß in dieſer Beziehung Rath geſchafft werden könnte; es 
befände ſich im Dorfe ein Knabe, der die Predigten in einer zweiten 
Ausgabe ziemlich getreu wiederzugeben wiſſe. Herr von Miltitz wollte 
feine Neugierde befriedigen, wenn auch feine Andacht dabei nichts 
gewinnen ſollte. Der kleine Fichte ward gerufen und trug die ge⸗ 
hörte Predigt dem Fremden mit ſolcher unbefangenen Sicherheit und 
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ausdrucksvollen Lebhaftigkeit vor, daß der fiberrafchte Zuhoͤrer die 
beſte Meinung von den Fähigkeiten des Knaben faßte. Der Pfarrer 
benutzte dieſen Umſtand zu deſſen Vortheil, und der Freiberr ent⸗ 
ſchloß ſich, für ſeine künftige Bildung Sorge zu tragen, und nahm 
den Jungen, da die Eltern eingewilligt, ſogleich mit ſich nach ſeinem 
Schloß Siebeneichen bei Meißen. In der neuen und fremden Welt 
konnte ſich der einfache Knabe nicht recht beimiſch finden, und nirs 
gends ſprach ihn eine befreundete Erinnerung, ein verwandter Ein⸗ 
druck an. Sein ganzes Weſen verkündete eine tiefe, ſtille Trauer. 
Herr von Miltitz, um den Jungen beſorgt, that ihn bei einem bes 
nachbarten Landgeiſtlichen in Pflege und Lehre. Hier war ihm wie— 
der wohl und er erfreute ſich eines vertraulichen Familienlebens, 
einer väterlichen Behandlung und des Unterrichts in den alten 
Sprachen, ſo gut ihn der Pfarrer zu geben verſtand. Weit genug 
vorgerückt, kam er in die Stadtſchule nach Meißen und ſpäter in 
die bekannte Anſtalt von Schulpforta. Hier berrſchte noch viel 
Alterthümliches, das bei manchem Guten auch ſein Böſes hatte. 
Eine ſteife Pedanterie im Benehmen und Unterricht und viel Klöſter— 
liches in der Lebensweiſe, die eine gemüthloſe Härte nicht verkennen 
ließ, konnten den an eine unbefangene Natürlichkeit und freie Offen⸗ 
heit gewöhnten Jungen unmöglich anziehen und gewinnen. Es bee 
ſtand unter Anderem die Einrichtung, daß einem jüngeren Schüler 
ein älterer beigegeben war, ſo daß beide dieſelbe Zelle bewohnten, 
jener dieſem manche Dienſte leiſten und dieſer dagegen jenem in den 
Studien nachhelfen ſollte. Die kleine Welt der Jugend geſtaltet ſich 
gern nach dem Muſter der großen unſers Geſchlechts und der Stär⸗ 
kere, deſſen natürliche Ueberlegenheit noch eine übertragene Gewalt 
vermehrt, mißbraucht oft ſeine Stellung und wird der Quäler ſeines 
Untergebenen, den er leiten und lehren ſollte. Das ſcheint auch hier 
der Fall geweſen zu ſein, und Fichte muß ſich in dieſer Hinſicht zu 
beklagen gehabt haben. Eines Tages unterhielt er ſich in ſeiner ein⸗ 
ſamen Zelle damit, daß er ein Buch, abwechſelnd mit der rechten 
und der linken Hand, von dem Tiſche auf den Boden ſchleuderte. 
Ein Lehrer horchte an der Thüre, öffnete dieſelbe, und fragte, durch 
den Zeitvertreib des Jungen ſchlecht erbaut, barſch: „Was machſt 
Du da?“ „Ich,“ erwiederte Fichte, „ich übe mich im Austheilen 
von Ohrfeigen, damit, wenn ich der Aeltere eines Jüngern werde, ich 
das Ding fo gut verſtehe, wie mein Vorgeſetzter, der mir ſchon fo 
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häufige Proben ſeiner Fertigkeit gegeben hat.“ Dieſe Antwort ſoll 
auch nicht dazu beigetragen haben, ihn feinen Oberen, die den Ge— 
borſam gern für die erſte Tugend halten, zu empfehlen. Wenigſtens 
fand Fichte ſeine Lage endlich ſo unerträglich, daß er den Entſchluß 
faßte, zu entfliehen, ſein Heil in der weiten Welt zu ſuchen und in 
ſeiner Noth der Vorſehung zu vertrauen. Er that es, war aber 
noch nicht weit gekommen, als ihm feine gute Mutter einfiel, und 
der Schmerz, den ihr ſein Entweichen verurſachen werde. Er fühlte 
ſich ſo tief bewegt, daß er ſogleich umkehrte und reuig ſich vor ſeinen 
Vorgeſetzten ſtellte, obgleich er die freundlichſte Aufnahme nicht er⸗ 
warten durfte. Da hielt er es nun bis zu ſeinem neunzehnten Jahre 
aus, wo er nach Jena ging, um Theologie zu ſtudiren. Zu 
dieſer Wiſſenſchaft ſcheint ihm indeſſen der rechte Glaube gefehlt zu 
baben; denn bald häuften ſich Zweifel und Bedenklichkeiten, und die 
Dogmatik beſonders begegnete ihm mit ſo vielen und großen Schwie⸗ 
rigkeiten, daß er täglich befangener und uneiniger mit ſich ſelbſt 
ward. Aus dieſem Labvrinthe ſollte ihm die Philoſophie helfen, bei 
der er den leitenden Faden der Ariadne ſuchte. Die Speculation 
ſollte die Forderungen der Vernunft mit den poſitiven Satzungen in 
Einklang bringen. Fichte entſchied ſich, was die Willensfreiheit be⸗ 
trifft, für den Determinismus, der, wenn er auch Tugend und Laſter 
und alles moraliſche Verdienſt, wie alle Schuld, ketzeriſch aufzuheben 
ſchien, doch die rechtgläubige Anſicht für ſich haben konnte, daß 
Alles von einer höchſten Einheit, von einem ewigen Princip geordnet 
und geleitet werde. Fichte war indeſſen bei ſeinem entſchiedenen 
Determinismus nichts weniger als beruhigt. Eine ſolche Anſicht 
wird nie einem Manne zuſagen, der mit einem gewiſſen Stolze auf 
ſeine Würde hält und in dem Reiche ſeines Wirkens ſeine Herrſchaft 
geltend macht, indem er ſeinem Willen und ſeiner Kraft vertraut. 
An die Stelle des Determinismus, der ohnedieß als Spinozismus 
gebrandmarkt war, trat nun die völlige Freiheit und Selbſtbeſtim⸗ 
mung. Der neue Glaube ſtellte wenigſtens den Menſchen höher, 
gab ſeinem Leben einen Preis, nach dem zu ringen er ſich aufgefor⸗ 
dert fühlte. Zieht man freilich von unſerer Freiheit den Antheil ab, 
den Anlagen der Natur, geiſtige und phyſiſche Bildung, mit der wir 
bei unſerer Geburt ſchon ausgeſtattet ſind, die Zeit, in der wir leben, 
das Volk, der Stand, dem wir angehören, Erziehung und Unter⸗ 
richt, Lage und Verhältniſſe unſerer Eltern, wie die eigenen, Stim⸗ 
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mung und Zuſtand, worin wir uns im Augenblicke des Handelns 
befinden, äußere Umgebung und Einwirkung an der Beſtimmung un⸗ 
ſerer Einſicht und unſeres Willens haben, dann wird von der Freiheit 
des Individuums als ſolches nicht viel übrig bleiben. Indeſſen iſt 
der Glaube an dieſelbe erhebend und ermuthigend, ſpannt unſere 
Thatkraft und wirkt, auch wenn er eine Täuſchung wäre, wohlthätiger 
als ſein Gegentheil. Fichte bedurfte in dieſer Zeit der Erhebung 
und Ermuthigung. Er hatte mit Nahrungsſorgen zu kämpfen, und 
war oft unvermögend, ſelbſt dringende Bedürfniſſe zu befriedigen. 
Sein edelmüthiger Beſchützer war geſtorben, und obgleich die Familie 
des Verewigten den Pflegling nicht ganz aufgab, ſo reichte die Un⸗ 
terſtützung doch nicht hin, um ihm ein Leben zu ſichern, das er un⸗ 
getheilt den Studien widmen konnte. Er war in der Lage, von 
1784 an eine Hauslehrerſtelle zu ſuchen und anzunehmen, wenn ſie 
auch ſeinem Geſchmacke und ſeiner Erwartung nicht entſprach. Sein 
ganzes Streben ging dahin, in der Theologie ſolche Fortſchritte zu 
machen, daß ſie ihm ſo bald als möglich Anſprüche auf eine geiſtliche 
Verſorgung gäben. Da er aber ſeine Zeit zu theilen ſich genöthigt 
ſah, und den Studien davon nur übrig blieb, was der Erwerb des 
täglichen Unterhalts nicht forderte, ſo hatte ſeine Anſtrengung eben 
nicht den beſten Erfolg. Eine beſondere Liebe, die ſonſt das Schwere 
leicht und ſelbſt das Drückende erträglich macht, ſcheint ihn auch 
nicht für fein Fach beſeelt zu haben. Aber entſchloſſen, den betrete— 
nen Weg zu verfolgen, der allein ihm eine Ausſicht in die Zukunft 
bot, beſtand er beharrlich den Kampf mit allen Hinderniſſen. In 
ſeiner bedrängten Lage faßte er den Entſchluß, ſich an den ſächſtſchen 
Conſtſtorialpräſidenten, Herrn von Burgsdorf, in einer gar devoten 
Bittſchrift um eine vorübergehende Unterſtützung zu wenden, die ihn 
in den Stand ſetzte, ſorgenfrei der Theologie obzuliegen. Er wollte, 
verſpricht der Bittſteller, in kurzer Zeit das Verſäumte nachholen 
und ſich dann dor dem Oberconſiſtorium zu einer Prüfung ſtellen. 
Zugleich legte er eine Probepredigt bei, die dem hohen Gönner das 
Maß von dem geben ſollte, was er zu leiſten fähig ſei. Die Bitt⸗ 
ſchrift und die Predigt, die übrigens nie gehalten worden war, blie⸗ 
ben ohne Erfolg. Gewiß iſt, daß Fichte in dieſer Zeit keinen andern 
Ehrgeiz hatte, keinen andern Wunſch hegte, als ſich in der Eigen— 
ſchaft eines Landgeiſtlichen angeſtellt zu ſehen, und daß er ernſtlich 
daran dachte, ſich zu ſolchem Dienſte zu befähigen. Die Art, wie 
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ſein Geſuch aufgenommen, vielleicht eine Laune, eine vorgefaßte 
Meinung des hohen Vorgeſetzten, entſchied über Fichte's ganze Zu: 
kunft, den Inhalt und Werth, die Wirkſamkeit und Bedeutung ſeines 
Lebens. Das gäbe den Stoff eines kleinen Capitels zu einem großen 
Werke über die Freiheit des menſchlichen Willens. Fichte fühlte 
ſich ſehr unglücklich, und war, wie er ſelbſt ſagt, der Verzweiflung 
nahe. Da ward ihm, dem Hoffnungsloſen, durch die Vermittelung 
eines ihm freundlich geſinnten Mannes, des auch als Schriftſteller 
bekannten Steuereinnehmers Weiße, eine Hauslehrerſtelle in Zürich 
angetragen. Mit Freuden ward fie angenommen, und Fichte vere 
ließ ſein Vaterland (1788), um in der Fremde zu ſuchen, was es 
ihm verſagte. In dem Gaſthofe zum Schwerte eingerichtet, beſorgte 
er die Erziehung der Kinder des Wirthes deſſelben und war dabei 
auf ſeine eigene weitere Ausbildung bedacht. Er übte ſich in ſchrift⸗ 
ſtelleriſchen Verſuchen, überſetzte mehrere Oden des Heraz und den 
Salluſt, dem er eine erläuternde Einleitung beifügte. Auch ließ er 
ſich öfters als Prediger hören und fand Beifall. 

Mit den ausgezeichneten Männern der Stadt und Umgegend, 
mit Lavater, Hottinger, Pfenninger und Anderen, kam er 
in nähere Verbindung, und, was ungleich wichtiger für ſeine Zukunft 
war, er machte die Bekanntſchaft eines durch Charakter und Bildung 
höchſt achtbaren Mädchens, Maria Rahn. So folgenreich und ent⸗ 
ſcheidend für ihn ward die Hauslehrerſtelle, die er faſt nur aus 
Verzweiflung angenommen hatte. Auch gab er fie, da ſeine Vers 
hältniſſe zu dem Hauſe ſich nicht recht geſtalten wollten, 1790 wieder 
auf. Er wünſchte als Prinzenerzieher oder als Lektor bei irgend 
einem Hofe angeſtellt zu werden, konnte aber ſeine Abſicht nicht er⸗ 
reichen. So war er denn mit einer Braut ohne Anſtellung, und 
die Verlobten mußten ſich endlich, nach einem vergeblichen Harren 
von faſt vier Jahren, entſchließen, in dieſer Lage ein Paar zu wer⸗ 
den, wenn ſich der Brautſtand nicht in unbeſtimmte Zeiten hinaus 
ziehen ſollte. Nun lebte Fichte höchſt angenehm im Haufe feines 
Schwiegervaters, und dachte ernſtlich daran, ſich als Schriftſteller 
eine Bahn zu machen. Die Kantiſche Philoſophie beſchäftigte da⸗ 
mals die Deutſchen ſehr, und erſtaunt ſahen fie den „Alles zermal⸗ 
menden“ Königsberger, wie Mendelsſohn ihn nannte, den alten 
Bau der Schulweisheit mit kühner Hand niederreißen und den ſei⸗ 
nigen mit Sicherheit an deſſen Stelle ſetzen. Kant war ein großer 
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Mann, wenn ihm auch eine faßliche und angemeſſene Darſtellung 
nicht immer zu Gebote ſtand. Nach deutſcher Art, die er nicht eins 
mal aufgeben durfte, wenn er auf deutſche Schulen und Gelehrte 
wirken wollte, verſtieg er ſich in die Räume der Speculation, denen 
er Geſtalt und Leben durch eine kunſtreiche Terminologie zu geben 
hoffte. Kant brachte aber in die Lager und Heere der ganzen 
Macht der geſammten Fakultäten die lebendigſte Bewegung und 
Rührigkeit, und Alles ſtellte ſich unter die Fahnen, um für oder 
gegen ihn den Kampf zu beſtehen. Unendlich waren die Hoffnungen, 
die man auf die neue Lehre gründete, und man erwartete von ihr 
nicht weniger, als eine gänzliche Umwandlung nicht bloß der Wiſſen⸗ 
ſchaft und Kunſt überhaupt, ſondern aller bürgerlichen Verhältniſſe. 
Man kann ſich jetzt kaum eine Vorſtellung davon machen, welchen 
Einfluß Kant auf die deutſchen Gelehrten, Meiſter und Schüler 
geübt. Fernow rief begeiſtert aus: „Es werde Licht! — Und es 
ward — Kantiſche Philoſophie!“ Wir Deutſchen ſind von einer 
wahrhaft rührenden kindlichen Gemüthlichkeit und Gutmüthigkeit. 
Ein neues Syſtem, eine neue Theorie, eine neue Unterrichtsmethode, 
mit Zuverſicht als unfehlbar angekündigt, ein Congreß, ein Monar⸗ 
chenverein, ein Reichsdeputationsbeſchluß, eine Proclamation iſt uns 
ein freundlicher Chriſt, der ſeine reiche Beſcheerung bringt und da— 
mit aller Noth ein Ende macht. Hundertmal getäuſcht, geben wir 
uns willig einer neuen Täuſchung hin, die für uns wenigſtens den 
Genuß der Hoffnung hat. — Fichte verfolgte ſeine ſchrifiſtelleriſche 
Bahn mit Beharrlichkeit und nicht ohne Glück. Seine „Kritik aller 
Offenbarung“, die in dieſer Zeit erſchien, machte Aufſehen, und man 
behauptete, der fertige Kantianer fer in ihr nicht zu verkennen. Dar⸗ 
auf folgten ſeine „Beiträge zur Berichtigung der Urtheile des Publi⸗ 
kums über die franzöſtiſche Revolution.“ Daſſelbe hat bei feinem 
erſten Erſcheinen (1793) nicht geringes Aufſehen erregt, obgleich nur 
ein einziges deutſches Journal, die „Schleswigſche Monatsſchrift“, 
das erſte Heft einer Anzeige würdigte; 1795 erlebte es eine zweite 
Auflage, und wurde ſpäterhin zwar nicht die Veranlaſſung, wohl 
aber der eigentliche Grund zu den bekannten Verdächtigungen und 
Verfolgungen Fichte's. Wie und wodurch dieſe Schrift in der Folge 
faſt ganz in Vergeſſenheit gerathen, ergiebt ſich leicht. Fichte hatte 
in ſeinen ſpäteren Verhältniſſen kein Intereſſe, dieſelbe weder her⸗ 
vorzuziehen; auch hätte fie während der Kaiſerzeit unmögiich Anklang 
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finden können. Ob ſie übrigens vom deutſchen Reichtstage oder ein⸗ 
zelnen deutſchen Regierungen im Geheim unterdrückt worden iſt, 
weiß man nicht; doch ſcheint es aus einigen Aeußerungen Fichte's 
hervorzugehen. Jedenfalls iſt ſie jetzt beinahe als verſchollen zu be— 
trachten und es giebt Zuhörer und Verehrer Fichte's, welche von 
ihr nicht einmal gehört haben. 

Das Buch iſt im Jahre 1793 erſchienen, alſo nach der Hinrichtung 
Ludwig's XVI., das zweite Bändchen ſogar erſt nach dem Sturz der 
Gironde, mithin während der ſogenannten Schreckenszeit, als die 
meiſten übrigen Deutſchen ihre Sympathie für die Revolution be— 
reits aufgegeben hatten, und es iſt bemerkenswerth, daß auch ſpäter, 
als der Terrorismus ſeine äußerſte Höhe, als der „Schrecken im 
Schrecken“ eintrat, Fichte niemals die Hoffnung aufgegeben hat, daß 
wenn der Sturm ausgetobt und die Leidenſchaften des Parteikam— 
pfes vorüber wären, ſich aus jener Umwälzung die wahre geſetzliche 
Freiheit und das rechte Mittel, ſie zu erhalten, entwickeln würden. 
Auch iſt es nur um einige Monate früher verfaßt als gedruckt; er 
begann daſſelbe während ſeines Aufenthalts zu Danzig und ſetzte es 
zu Zürich fort. Er ſchrieb es, wie er ſelbſt ſagt, „während er als 
Gaſt in einer kleinen nordiſchen Republik lebte, von welcher aus er 
in den Tagen, da fie verſchlungen wurde, nach einer ſüdlich gelege— 
nen Republik abreiſte, von Unwillen hingeriſſen über die Uebertrei⸗ 
bungen, die ſich damals die Vertheidiger der geſetzloſen Willkür der 
Mächtigen erlaubten.“ Uebrigens iſt es nur Fragment und das dritte, 
von ihm verſprochene Bändchen, wie es ſcheint, ohne ſeine Schuld 
niemals erſchienen. Auch hat er ſich nicht auf dem Titel genannt, 
doch die Schrift ſelbſt nie abgeläugnet; wie er denn überhaupt gleich 
anfangs nur einſtweilen als Verfaſſer unbekannt bleiben wollte. „Ich 
gebe dem Publikum hiermit mein Ehrenwort,“ heißt es in der Vor⸗ 
rede, „daß ich entweder noch bei meinem Leben ſelbſt, oder nach 
meinem Tode durch einen andern mich zu dieſer Schrift bekennen 
werde. Meine ſchriftſtelleriſche Grundregel iſt: ſchreibe nichts nieder, 
worüber du vor dir ſelbſt erröthen müßteſt und die Probe, die ich 
hierüber mit dir anſtelle, die Frage: könnteſt du wollen, daß dein 
Zeitalter, und, wenn es möglich wäre, die geſammte Nachwelt wüßte, 
daß du das geſchrieben haſt? Dieſer Probe habe ich gegenwärtige 
Schrift unterworfen, und ſie hat ſie ausgehalten. Mein Herz ver⸗ 
böte mir alſo nicht, mich zu nennen. Daß aber zu einer Zeit, wo 
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ein Gelehrter ſich nicht ſcheut, in einer Recenſion einen andern Ge⸗ 
lehrten des Hochverraths anzuklagen, und wo es Fürſten geben könnte, 
die eine ſolche Klage aufnähmen, die Klugheit jedem, dem ſeine Ruhe 
lieb iſt, es verbiete, wird der Leſer einſehen.“ Zunächſt iſt die Schrift 
gegen Rehberg's viel geprieſene „Unterſuchungen über die franzöſi⸗ 
che Revolution“ gerichtet, welcher die Letztere nach den Prinzipien 
des ſogenannten hiſtoriſchen Rechts beurtheilt und dabei ähnliche 
Grundſätze ausgeſprochen hatte, wie fpäter Herr von Haller, wenn 
auch nicht mit ſolcher Entſchiedenheit und Schamloſigkeit. Doch iſt ſie 
nur an wenigen Stellen eigentlich polemiſch, ſondern faſt durchgehends 
freie, poſitive Entwickelung. Beſtimmt war ſie nicht für die Schule, 
ſondern für das Volk; „denn die Lehre von den Pflichten und Rech— 
ten des Menſchen iſt kein Kleinod der Schule. Wozu ſind jene 
Einſichten, wenn ſie nicht allgemein ins Leben eingeführt werden, 
und wie können ſie eingeführt werden, wenn ſie nicht wenigſtens der 
größeren Hälfte Antheil ſind. So wie es jetzt iſt, kann es nicht 
bleiben. Wollen wir mit dem Bauen warten, bis der durchgebrochene 
Strom unſere Hütten weggeriſſen habe? Wollen wir unter Blut 
und Leichen den verwilderten Sklaven Vorleſungen über die Ge— 
rechtigkeit halten? Jetzt iſt es Zeit, das Volk mit der Freiheit be— 
kannt zu machen, die daſſelbe finden wird, ſobald es fie kennt. Ge— 
waltſame Revolutionen zu verhindern, giebt es ein ſehr ſicheres Mit— 
tel, aber es iſt das einzige: das Volk gründlich über ſeine Pflichten 
und Rechte zu unterrichten.“ Dieſem Zwecke gemäß iſt denn auch 
die Darſtellung durchaus nicht abſtrakt und ſchulgemäß, ſondern, wie 
in Fichte's ſämmtlichen populären Schriften, höchſt lebendig, anre— 
gend, ergreifend. Bekanntlich iſt ſeine Beredtſamkeit nichts weniger 
als eigentlich rhetoriſch; er hat keine reiche Phantaſte und daher 
wenig Bilder und ſonſtigen Schmuck; er verſchmäht jegliche Kunſt, 
jede abſichtliche Ueberraſchung; er hat nur eine einzige Hülfsquelle: 
die Kühnheit und Energie des Gedankens und der Geſinnung, welche 
beide in ihm vollkommen Eins ſind. Sie allein ſind es, die mit un— 
widerſtehlicher Kraft ihn und den Leſer hinreißen und wie von felbft 
die höchſten redneriſchen Effekte hervorbringen. Zu ſeinem glühenden 
Eifer für die Wahrheit, ſeiner jugendlichen Freiheitsliebe und eiſernen 
Conſequenz geſellt ſich bei ſeiner Betrachtung der franzöſiſchen Re— 
volution noch der heilige Grimm gegen die entſetzlichen Mißbräuche 
der guten alten Zeit, gegen die ſchnöde Willkür und Unterdrük— 
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kung der Menſchenrechte, gegen die Freiheit und Halbheit des in 
Egoismus und Privatrückſichten untergegangenen Geſchlechts, „das 
doch ja nichts an ſeiner bisberigen lieben Exiſtenz verrücken laſſen 
wollte.“ — Die Hauptfrage, welche in dem Buche erörtert wird, 
iſt natürlich die nach dem Verhältniß des allgemeinen, vernünftigen, 
ewigen Rechts, oder — um mit der erſten Nationalverſammlung zu 
reden — „der Menſchenrechte und des ſogenannten hiſtoriſchen Rechts 
d. h. der Bevorrechtung.“ Iſt das Beſtebende, blos weil es beſteht, 
ſchon deßhalb an und für ſich recht, gerechtfertigt, geheiligt und un⸗ 
antaſtbar? Hat mithin ein Volk das Recht, ſeine Verfaſſung zu 
ändern oder nicht? Und wenn es daſſelbe hat, was ergiebt ſich hier⸗ 
aus für die bevorrechteten Stände, für Adel und Clerus? In der 
Einleitung unterſucht Fichte zunächſt, nach welchen Grundſätzen man 
Staatsveränderungen zu beurtbeilen habe. Den Schluß dieſer Ein⸗ 
leitung macht dann eine Betrachtung, die zwar nicht eigentlich die 
Grundſätze der Beurtheilung, aber das Recht der öffentlichen 
Beurtheilung angeht. Darf man, ſoll man dem Publikum über 
Staaten und Staatsveränderungen, mithin auch über die fran⸗ 
zoͤſiſche Revolution die ganze, volle, unverkürzte Wahrheit fagen? 
Wie die Antwort ausfällt, verſteht ſich aus Fichte's Denkweiſe und 
Charakter von ſelbſt. 

Großes Gewicht legte Fichte ſelbſt auf den letzten Abſchnitt ſei⸗ 
ner Schrift „über die Kirche, in Beziehung auf das Recht einer 
Staatsveränderung.“ Von der ganzen Schrift aber bemerkt Weitzel 
(Staats⸗Lexikon Bd. 5. S. 516.): Wir halten fie für eine der merk⸗ 
würdigſten, die wir dem berühmten Verfaſſer verdanken. Sie, wie 
eine andere, die auf dieſe folgte: „Zurückforderung der Denkfreiheit“ 
machte Fichte'n viel Verdruß. Er ward als ein Democrat und Ja⸗ 
cobiner verſchrieen. Fichte hatte gut proteſtiren; ſein Widerſpruch 
ſelbſt bewies oder vermehrte ſeine Schuld. Demokratiſche Anſichten 
und Geſinnungen find allerdings bei ihm zu finden; aber iſt er nicht 
in feiner ſtarren Conſequenz oft fo weit gegangen, daß er die höchſte 
Staatsgewalt abſoluter geſtaltete, als es der moderne Abſolutismus iſt? 
Fichte indeſſen war ein Demokrat. Doch begründete ſich ſein Ruf 
als ausgezeichneter Kantianer immer feſter, und da er ſeine Wiſſen⸗ 
ſchaftslehre eingeleitet, durch Vorträge und kleine Schriften auf ſie 
vorbereitet hatte und dann mit dem Werke ſelbſt hervortrat, er⸗ 
kannte man in ihm den tiefen Denker, der die Philoſophie des 
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großen Kant weiter führte. Fichte ſelbſt ſagt, er habe ein 
Princip entdeckt, durch welches er die Philoſophie zum Range einer 
evidenten Wiſſenſchaft zu erheben hoffe. Ein Mann von Ruf er⸗ 
klärte die Wiſſenſchaftslehre für eine der drei größten Tendenzen des 
neunzehnten Jahrhunderts und trug kein Bedenken, ſte an hoher Ber 
deutung und folgenreicher Wirkſamkeit der franzöſiſchen Revolution 
gleich zu ſtellen. Gegen das Ende von 1793 erhieit Fichte einen 
Ruf als Profeſſor der Philoſophie nach Jena, an des berühmten 
Reinhold Stelle, der vor Fichte'n als der größte Kantianer ge: 
prieſen ward. Fichte trug nicht wenig dazu bei, der Univerfität 
neuen Glanz zu verleihen und ſie mit einer zahlreichen wißbegierigen 
Jugend zu bevölkern. Weitzel bemerkt (am angeführten Orte) dar— 
über als Augenzeuge Folgendes: „Ich erinnere mich noch des Ges 
dränges in Fichte's Hörſaal, wo die Menge nicht einmal hinläng⸗ 
lichen Raum fand und zum Theil die Weisheit des Lehrers durch 
die geöffneten Fenſter im Freien empfangen mußte. Ich wohnte, 
ſo lange ich in Jena war, allen ſeinen Vorleſungen bei und ergötzte 
mich oft nicht wenig an dem Streite der kampfluſtigen Studenten, 
die bei ihren Gelagen aus dem Ich und Nicht-Ich die höchſten und 
tiefſten Wahrheiten entwickelten und zu Tage förderten. Mir war 
es, als habe man ſich das Wort darauf gegeben, Sinnloſes und 
Sinnverwirrendes in größter Maſſe aufzuhäufen; dabei zeigte die 
Jugend einen Ernſt, eine Zuverſicht und Beſtimmtheit, welche die 
älteſte Weisheit hätte einſchüchtern können. Die Streitenden warfen 
ſich die tauben Nüſſe der eingelernten Terminologie gegenſeitig an 
die Köpfe und die leeren Schalen wurden mit einer Begierde aufge- 
knackt, als ſtillten ſie den Weisheitsdurſt mit dem ſaftigſten Kerne. 
Ich rede hier von der Mehrzahl; denn Fichte hatte unter den vie- 
len Berufenen wohl auch ſeine Auserwählten. Zu dieſen gehörte ich 
freilich nicht, obgleich der ernſte Lehrer, der nicht zu ſchmeicheln 
pflegte, mir das Zeugniß gab, daß er mich zu ſeinen beſten Schülern 
zäble. Und doch wollte es mir nie gelingen, mich zur Höhe der ent⸗ 
ſcheidenden philoſophiſchen Wahrheit und Gewißheit heraufzuarbeiten. 
Ich klagte es einmal Schillern und ſprach mein Unvermögen und 
meinen Schmerz darüber offen aus. Schiller lächelte und gab 
mir weder Troſt noch Rath. Ihn ſelbſt hatte die neue Schule ge⸗ 
ſtreift und ihm etwas von ihrer Färbung mitgetheilt. Göthe blieb 
um; gänglächz alles Fremdartige und Unbequeme u‘ 4 von ſich ab, 
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oder wußte es durch ſeine impoſante Stellung in ehrfurchtsvoller 
Ferne zu halten.“ Fichte fühlte ſich in Jena ſo glücklich, als er 
er es ſeinem Charakter und ſeiner Lage nach ſein konnte. Sein 
Verdienſt war anerkannt, ſein Ruf weit verbreitet, die Liebe und 
Achtung feiner zahlreichen Zuhörer ihm geſichert, fo wie fein Ver⸗ 
häliniß zu feinen Collegen fo freundlich und gefällig, als es unter 
Männern von gleichem Beruf, die, daſſelbe Ziel verfolgend, ſich mit 
Eiferſucht zu benehmen pflegen, gewöhnlich iſt. Nach den Princi⸗ 
pien der Wiſſenſchaftslehre bearbeitete er feine Grundlagen des Na— 
turrechts und ſein „Syſtem der Sittenlehre“, und hielt Vorleſungen 
darüber, die großen Beifall fanden. Nicht nur auf die wiſſenſchaft⸗ 
liche Ausbildung der Jugend bemühte er ſich, wohlthätig zu wirken, 
ſondern auch, was nicht weniger ein Bedürfniß war, auf ihre Sitt⸗ 
lichkeit, und zu dieſem Zwecke trug er ſeine „Vorleſungen über die 
Beſtimmung des Gelehrten“ vor, die viel Treffliches enthalten. Es 
ſollte indeſſen anders kommen und der Sonnenſeite ſeiner Stellung 
die Schattenſeite folgen. In der beſten Abſicht ſtreut der Menſch 
oft das Samenkorn verderblicher Folgen aus, die ſich für ihn dar⸗ 
aus entwickeln. Fichte hatte den glücklichen Gedanken, die Aufhe⸗ 
bung der Ordensverbindungen unter den Studenten zu verſuchen, 
und der erwünſchteſte Erfolg, den man kaum zu erwarten wagte, be⸗ 
lohnte fein Bemühen. Die drei Orden, welche damals in Jena be⸗ 
ſtanden, ſchickten Abgeordnete mit der Erklärung zu ihm, daß ſte 
bereit ſeien, ihre Verbindungen aufzulöſen und ihre Ordensbücher und 
Statuten ihm auszuliefern. Um ihn von der Aufrichtigkeit ihres 
Entſchluſſes zu überzeugen, fügten fie die Bitte bei, er ſelbſt möge 
den Entſagungseid von ihnen empfangen. Man glaubte indeſſen, 
und ſelbſt Fichte war der Meinung, ohne Mitwirkung höherer Be⸗ 
hörden ſei die Sache auf dieſe Weiſe nicht abzuthun. Man zeigte 
es der Regierung an, die auch ſogleich bereit war, zum glücklichen 
Erſolge ihren Beiſtand zu gewähren. Was aber dem Einzelnen ge⸗ 
lungen wäre, der das Vertrauen, die Liebe und Achtung für ſich 
hatte, das gelang der Regierung nicht, die man nur mit Furcht und 
Mißtrauen ſich einmiſchen ſah. Die Ordensbrüder traten voll Arg⸗ 
wohn zurück, ſahen ihr Verſprechen unter ſolchen Umſtänden als 
nicht gegeben an und warfen ihren ganzen Haß auf Fichte, der, 
wie fie meinten, ihr gutmüthiges Vertrauen habe mißbrauchen wol⸗ 
len, um ſich bei der Staatsgewalt und am Hofe in Gunſt zu ſetzen. 
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Auf die frühern Aeußerungen der Ergebenheit und Achtung folgten 
nun die brutalen Auftritte, mit welchen die akademiſche Jugend den 
Lehrern ihr Mißfallen zu erkennen zu geben pflegte. Man trieb es 
ſo arg, daß Fichte den Entſchluß faßte, Jena auf einige Zeit zu 
verlaſſen, und die Regierung zu dieſem Ende um einen Urlaub bat, 
den er auch erhielt. Kaum aber waren dieſe trüben Wolken über 
ihm weggezogen und der Himmel ſchien ſich ihm wieder freundlich 
aufzuheitern, als ein Wetter, drohender und gefahrvoller, ſich über 
ſeinem Haupte ſammelte. Die kurſächſtſche Regierung klagte Fichte'n 
eines Aufſatzes wegen, der im philoſophiſchen Journal erſchienen war, 
„des gröbſten Atheismus an, der, wie fie ſich ausdrückte, nicht nur 
mit der chriſtlichen, ſondern ſelbſt mit der natürlichen Religion in 
offenbarem Widerſtreite ſei.“ Die Confiscation des Aufſatzes in 
Kurſachſen, ſowie auch das Verbot des Journals, ward ſogleich ver— 
fügt. Dieſer Maßregel folgte ein Requiſitionsſchreiben an die ſäch— 
ſiſchen Herzöge, die Erhalter der Univerſität Jena, das eine nach— 
drückliche Beſtrafung des Atheiſten forderte und mit der Drohung 
ſchloß, wenn dieß nicht geſchähe, ſollte allen ſächſiſchen Untertha— 
nen der Beſuch der Hochſchule verboten werden. Das trug ſich in 
dem philoſophiſchen Jahrhundert zu, und ein ausgezeichneter Philo— 
ſoph war der Gegenſtand der Verketzerung und Verfolgung. Fichte, 
der als Gottesleugner ſchwer zu überführen war, meinte, dieß gehäſ— 
ſige Verfahren habe einen ganz andern Grund. „Es iſt nicht mein 
Atheismus,“ ſchreibt er ſelbſt, „ſondern mein Demokratismus, den ſie 
gerichtlich verfolgen. Hier bedarf es keiner Muthmaßung und keines 
Rathens. Die Triebfeder jener Anklage iſt klar, iſt notoriſch; nur 
daß Keiner den Namen des Dinges ausſprechen will. Ich bin 
überhaupt nicht gemacht, um hinter dem Berge zu halten, und ich 
will es beſonders hier nicht; indem ich dieſer Angriffe nunmehr 
müde bin, und für dieſes Mal mir entweder Ruhe verſchaffen will 
für mein ganzes übriges Leben, oder muthig zu Grunde gehen. Ich 
alſo will es ſein, der den Namen dieſes Dinges ausſpricht. Ich 
bin ihnen ein Democrat, ein Jacobiner, dies iſt's. Von einem ſol⸗ 
chen glaubt man jeden Gräuel ohne weitere Prüfung; gegen einen 
ſolchen kann man gar keine Ungerechtigkeit begehen. Hat er auch 
dieſes Mal nicht verdient, was ihm widerfährt; ſo hat er es doch 
ein ander Mal. Recht geſchieht ihm auf jeden Fall, und es iſt 
politiſch, die das wenigſte Aufſehen erregende, die populärſte 
23 
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Anklage zu ergreifen.“ Leicht möglich! Die Erſcheinung iſt weder 
neu, noch ſelten, daß man den Himmel zum Vertreter irdiſcher In⸗ 
tereſſen und Gelüſte macht. Fichte hatte die Ariſtokratie gegen 
ſich erbutert, die über den geiſtlichen und weltlichen Arm verfügen 
konnte, um ihre Feinde zu zerſchmettern; und in ſolchem Falle will 
der Geringſte gern, was er kann. In Weimar hätte man es wohl 
mit dem Atheismus ſo genau nicht genommen, aber es beſtanden 
Verhältniſſe mit anderen Regierungen, die Rückſichten geboten, welche 
ſich nicht abweiſen ließen. Fichte wäre ohne Zweifel mit einem 
Vorwurfe davon gekommen. Er dagegen, mit ſeinem Sinne und 
feiner Conſequenz, verlangte in aller Form frei geſprochen oder ver⸗ 
urtheilt zu werden. Es erfolgte nun von der Weimariſchen Regie⸗ 
zung der Beſchluß: „daß, da der Beſchuldigte ſich von der Anklage 
des Atheismus nur durch Berufung auf eine von ihm angenom— 
mene philoſophiſche Terminologie babe reinigen können, übrigens 
aber die Verbreitung ſeiner, nach dem gemeinen Wort verſtanden, 
fo ſeltſamen und anſtößigen Sätze als ſehr unvorſichtig erkannt 
werden müſſe, ihm ein Verweis dafür nicht vorenthalten werden 
könne. Da er aber ferner, im Fall eines Verweiſes, ſeine Demiſſtons⸗ 
abgebung angekündigt habe, ſo werde ihm dieſe hiermit ertheilt.“ 
In Jena konnte Fichte nun nicht bleiben; ſelbſt in den ſächſtſchen 
Landen ward der Aufenthalt ihm erſchwert oder unmöglich gemacht. 
Er hatte Weib und Kind und keine Heimath, keinen Stand, der 
ihm und den Seinigen die Mittel zu einem genügſamen Leben 
ſicherte. Doch beſaß er den Stolz und die Entſchloſſenheit, wo es 
ſeine Ehre und Ueberzeugung galt, Gefahren und Verlegenheiten 
nicht auszuweichen; dann beſaß er auch den Muth, ſie innerlich zu 
bekämpfen oder zu ertragen. In feiner Noth erſchien ihm Dohm 
mit dem Rathe, eine Zuflucht in Preußen zu ſuchen, und verſprach 
ihm edelmüthig ſeine kräftigſte Verwendung. Sie hatte auch wirk⸗ 
lich den glücklichſten Erfolg. Fichte's Geſuch ging durch die ver⸗ 
ſchiedenen Stellen und gelangte endlich bis zu dem König. Dieſer 
entſchied, wie Fichte ſelbſt berichtet: „Iſt der Mann ein jo ruhi⸗ 
ger Bürger, iſt er ſo fern von allen gefährlichen Verbindungen, 
wie ich vernehme, ſo geſtatte ich ihm gern den Aufenthalt in mei⸗ 
nen Staaten. Ueber ſeine religiöſen Grundſätze zu ent⸗ 
ſcheiden, kommt dem Staate nicht zu.“ Ein wahres Wort, 
ein weiſes Wort in dem Munde eines Fürſten, ein Wort, das man 
vielleicht nur von Friedrich II. erwartet hätte. 
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Fichte war im Sommer 1799 zu Berlin eingetroffen, und 
brachte dieſen und den Herbſt ohne feine Familie, die er in Jena 
zurückgelaſſen hatte, daſelbſt zu. Da er ohne Anſtellung war, ſo 
ſab er ſich auf den Ertrag ſeiner ſchriftſtelleriſchen Arbeiten und 
mündlichen Vorträge angewieſen, um die Mittel eines anſtändigen 
Auskommens für ſich und die Seinigen zu gewinnen. Daß dieſe 
ihm keinen Ueberfluß gewährten, läßt ſich begreifen. Aber der Ge— 
lehrte findet in der Verbreitung ſeines Rufs, in der Anerkennung 
ſeines Werths und in der erfolgreichen Wirkſamkeit, die er auf ſeine 
Zeit übt, eine Entſchädigung für die Genüſſe, auf welche er aus 
Mangel an Vermögen verzichten muß. Dieſe Entſchädigung ward 
Fichte'n zu Theil, um den ſich in Berlin nach und nach ein weiter 
Kreis von befreundeten Zuhörern und wißbegierigen Schülern bildete. 
Er arbeitete ſeine „Beſtimmung des Menſchen“ aus, erhielt einen 
Ruf als Profeſſor der Philoſophie nach Erlangen, wo er indeſſen 
nur den Sommer von 1805 zubrachte und Vorleſungen „über das 
Weſen des Gelehrten“ hielt, die auch das folgende Jahr im Drucke 
erſchienen ſind. Darauf kehrte er wieder nach Berlin zurück und 
trug ſeine „Religionslehre“ vor, die großen Beifall fand. Dieſe 
Thätigkeit ward durch den Krieg mit Frankreich (1806) unterbrochen, 
dem die Freunde Deutſchlands und der Freiheit mit großen Erwar⸗ 
tungen entgegenſahen. In Preußen beſonders herrſchten und nährte 
man ſelige Hoffnungen, die auch Fichte theilte. In befreundeten 
Kreiſen und bei frohen Gelagen feierte man Triumphe vor dem 
Siege. Es ſollte anders kommen. Man ſchien die Macht, die zu 
bekämpfen war, nicht zu kennen. Die Schlacht von Jena löſte den 
Zauber der Täuſchung, von dem die hoffnungsvollen Gemüther ſich 
angenehm befangen fühlten. Ein Schlag zertrümmerte den Bau 
der, wie man glaubte, jo lebenskräftigen Monarchie. Die ſtolze Zu⸗ 
verſicht ward nun dumpfe Muthloſigkeit. Wer zu viel gehofft, pflegt 
auch zu viel zu fürchten, und das Uebermaß in einer Sache verkehrt 
ſich unter veränderten Umſtänden gern in ſein Gegentheil. Auch 
Fichte war in dieſem Falle; er entſchloß ſich zur ſchnellen Flucht, 
weil er ſich zu Berlin in der Gewalt der Fremden nicht für ſicher 
bielt. Mit ſeinem Freunde und früheren Collegen, Hufeland, 
verließ er ſogleich die Hauptſtadt Preußens, wo er Weib und Kind 
zurückließ, begab ſich nach Königsberg und ſpäter nach Kopenhagen. 
Daß ſeine Aengſtlichkeit in dieſem Falle übertrieben war, ſchien er 
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ſelbſt einzugeſtehen, da er im Auguſt 1807 wieder nach Berlin zurück⸗ 
kehrte, wo die Fremden noch im Beſitze ihrer ganzen Herrſchaft 
waren. Ja, er hatte den Muth, ſeine „Reden an die Deutſchen“, 
die fo viel Aufſehen erregt, hier öffentlich im Akademiegebäude vor— 
zutragen. Oft wurde, wie man bemerkt, ſeine Stimme, die ſich ſo 
warm und kräftig für Vaterland und Volk, für Nationalehre und 
Nationalſelbſtändigkeit vernehmen ließ, von franzöſiſchen Trommeln, 
die lärmend durch die Straßen dröhnten, übertäubt, und er mußte 
ſeinen Vortrag unterbrechen; aber nie ward er angefeindet, und was 
er ſeiner Reden an die Deutſchen wegen zu erdulden hatte, kam von 
Deutſchen in Deutſchland ſelbſt. Auch im Jahre 1812, als Napo⸗ 
leon zum Kampfe gegen Rußland mit unermeßlichen Streitkräften 
zog und die franzöſtſchen Heere ſich dem preußiſchen Gebiete näherten, 
riethen beſorgte Freunde, und unter ihnen beſonders Willers, von 
dem man glaubte, daß er die Franzoſen kennen müſſe, Fichte'n, die 
Ankunft der Fremden nicht zu erwarten, ſondern nach Rußland zu 
entfliehen. Fichte, dem man die Gefahr als dringend vorzuſtellen 
wußte, folgte aber glücklicher Weiſe ſeiner eigenen Eingebung, und 
der Erfolg bewies, daß er nichts zu fürchten hatte. Sein heißeſter 
Wunſch, ſeine theuerſte Hoffnung war, den Uebermuth der fremden 
Herrſchaft gedemüthigt und das Vaterland von dem ſchmählichen 
Joche derſelben befreit zu ſehen. Sein ganzes Streben verfolgte 
dieſes Ziel, es war ſein innigſter Gedanke, ihm weihte er ſeine ganze 
Kraft, und den Frieden wollte er um keinen geringeren Preis, als 
die Erreichung dieſes Zieles war. Er hat es erlebt, daß dieſer Preis 
erkämpft ward, daß Frankreich in heißen, blutigen Schlachten, in 
ſeine Grenzen zurückgewieſen, um ſeine eigene Erhaltung ſtreiten 
mußte. Er hat den Sieg erlebt, den das verbündete Europa über 
die Herrſchaft Napoleon's errungen, zu dem die Erhebung und Auf— 
opferung der Völker und die Begeiſterung der Jugend ſo kräftig 
mitgewirkt. Er ſtarb für ſeine Hoffnungen und Wünſche im rechten 
Augenblick. Indeſſen mag Fichte, durch Erfahrung und eine vertraute 
Bekanntſchaft mit der Welt, ſchon früher zu der Ueberzeugung gelangt 
ſein, daß die Uebel, an denen die Geſellſchaft litt, durch den Einfluß 
der Hochſchulen und die Philoſophie nicht geheilt werden könnten. Seine 
eigene Wirkſamkeit mit allen Anſtrengungen und Opfern, denen er ſich 
unterzogen, blieb hinter den erwarteten Reſultaten weit zurück, und fand 
bei ſeinen Zeitgenoſſen nicht einmal die Würdigung und Anerkennung, 
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die wenigſtens feinem ernſten und feſten Willen gebührte. Um die Krank— 
heit der Zeit von Grund aus zu heilen, glaubte er, müſſe vor Allem 
die Bildung und Erziehung des Volks zweckmäßig geordnet und ge— 
leitet werden. Peſtalozzi weckte viele ſchlummernden Hoffnungen in 
ſeiner Seele, die, wie er meinte, in Erfüllung gehen müßten. „Ich 
ſtudire jetzt,“ ſchrieb er in einem Briefe, „das Erziehungsſpſtem dieſes 
Mannes, und finde darin das wahre Heilmittel für die kranke Menſch— 
heit, ſo wie auch das einzige Mittel, dieſelbe zum Verſtehen der 
Wiſſenſchaftslehre tauglich zu machen.“ Er glaubte endlich ſeinem 
Berufe mehr zu entſprechen, wenn er ſich eine andere Bahn der 
Thätigkeit wählte, und trug ſich als Feldprediger bei dem Heere an. 
Schon in dem Kriege Frankreichs mit Preußen hatte er zu dieſem 
Zwecke Schritte gethan, die aber erfolglos geblieben waren. Nach 
Napoleon's Unglücksfällen in Rußland trat Fichte wieder mit ſeinem 
alten Antrage auf. „Ich mache mich verbindlich,“ heißt es in ſeiner 
Erklärung dieſes Geſuch betreffend, „wirklich Chriſtenthum und Bi— 
bel vorzutragen. Ich will die geiſtige Welt heben; wo ich dieß nicht 
durch Speculation ſoll, will ich es durch Chriſtenthum thun. Bei 
der Brigade, wo ich ſtehe, kann neben mir der gewöhnliche Feldpre— 
diger predigen und die Sacramente verwalten. Ich wünſche nur 
gebildete Zuhörer. Mein Platz wäre darum das königliche Haupt: 
quartier. Bei demſelben ſind unmittelbar die Garden und die Frei⸗ 
willigen der Garde, unter denen die Meiſten Studenten ſind.“ Der 
Antrag überraſchte wohl zu ſehr durch ſeine Neuheit, als daß man 
ſich ſogleich in ihn hätte finden können; er ward nicht genehmigt. 
Fichte ſprach ſogar die Neigung aus, ſelbſt, das Gewehr im Arm, 
ſich den vaterländiſchen Kriegern anzuſchließen und das verhaßte 
Frankreich und den noch verhaßteren Napoleon zu bekämpfen. Un⸗ 
erwartet machte der Tod ſeinen Hoffnungen und Beſorgniſſen, ſeinem 
Streben und Wirken ein Ende; er ſtarb, wie Hufeland erklärt, 
an dem bösartigen Nerven- oder Lazarethfieber, das in Berlin 
herrſchte, den 27. Januar 1814, im zweiundfunfzigſten Lebensjahre. 
Noch in den letzten Tagen ward er mit der Nachricht erfreut, daß 
Blücher über den Rhein gegangen ſei und die Verbündeten in 
Frankreich raſche Fortſchritte machten. Ein Mann, der Fichte'n 
gut kannte und ſehr achtete, ſpricht ſich über ihn auf folgende Weiſe 
aus: „Der Grundzug von Fichte's Charakter iſt die höchſte Ehr⸗ 
lichkeit. Ein ſolcher Charakter weiß gewöhnlich wenig von Delicateffe 
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und Feinheit. — In ſeinen Schriften kommen auch wenige eigentlich 
ſchöne Stellen vor; ſein Trefflichſtes hat immer den Charakter der 
Größe und Stärke. Auch ſpricht er eben nicht ſchön, aber alle ſeine 
Worte haben Gewicht und Schwere. Seine Grundſätze ſind ſtreng 
und wenig durch Humanität gemildert; wird er herausgefordert, jo - 
iſt er ſchrecklich. Sein Geiſt iſt ein unruhiger; er durſtet nach 
Gelegenheit, viel in der Welt zu handeln. Seine Phantaſte iſt nicht 
blühend, aber energiſch und mächtig. Seine Bilder find nicht reis 
zend, aber ſie ſind kühn und groß. Er dringt in die innerſten 
Tiefen ſeines Gegenſtandes ein und ſchaltet im Reiche der Begriffe 
mit einer Unbefangenheit umher, welche verräth, daß er in dieſem un⸗ 
ſichtbaren Lande nicht nur wohnt, ſondern herrſcht.“ Wie er ſeine 
Widerſacher abfertigen konnte, erfuhr unter Andern auch ſein College 
Schmidt zu Jena. „Ich erkläre Alles,“ ſchrieb Fichte, „was 
Herr Schmidt von nun an über meine philofophiſchen Aeußerungen 
entweder geradezu ſagen oder inſinuiren wird, für etwas, das für 
mich gar nicht da iſt, erkläre Herrn Schmidt ſelbſt, als Philoſophen, 
in Rückſicht auf mich für nicht exiſtirend. Meine Philoſophie iſt 
nichts für Herrn Schmidt, aus Unfähigkeit, ſo wie die ſeinige mir 
nichts, aus Einſicht.“ — Um zu zeigen, was Fichte in der Staats⸗ 
wiſſenſchaft, beſonders in dem Staatsrechte und der Politik, geleiſtet, 
muß man in eine Prüfung ſeiner Werke, welche dieſe Gegenſtände 
behandeln, vorzüglich ſeiner „Rechtslehre“ und ſeines „geſchloſſenen 
Handelsſtaates“, eingehen, wozu hier der Ort nicht iſt. Seinen 
Grundſätzen, Anfichten und Vorſchlägen it eine große Originalität 
nicht abzuſprechen, die ſich zum Theil aus der ſtarren Conſequenz 
ergiebt, mit welcher er ein oberſtes Princip, das er als wahr erkannt, 
in allen Folgerungen durchführt, die ſich daraus ableiten läffen. 
Mag auch gar Vieles keine Anwendung geſtatten, ſo giebt es doch 
zu denken. Was Fichte's Charakter betrifft, ſo haben ſelbſt ſeine 
Feinde ſeine Redlichkeit und Rechtlichkeit nicht bezweifelt, wenn er 
auch die Liebe zur Wahrheit, wie er ſich eben von ihr überzeugt 
und durchdrungen fühlte, oft bis zur Unduldſamkeit treiben konnte. 
Im Kreiſe ſeiner Familie zeigte er ſich als zärtlichen Gatten und 
guten Vater. Dem Freunde war er ein ergebener Freund. Im gez 
ſellſchaftlichen Verkehr fand man ihn heiter, ſelbſt zum Scherze und 
zu dem Vergnügen der Tafel, in vertraulicher Umgebung, aufgelegt. 
Sein Sohn hat des Vaters Leben gut beſchrieben. 
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